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Sachgebiet 213 


Gesetzentwurf 

der Bundesregierung 


Entwurf eines Gesetzes über das Baugesetzbuch 


A. Zielsetzung 

Mit dem Baugesetzbuch werden folgende Ziele verfolgt: 

— Zusammenfassung der rechtlichen Grundlagen des Städte- 
baus in einem einheitlichen Gesetzeswerk; Vermeidung 
von Teilnovellierungen und statt dessen Gesamtnovellie- 
rung des Städtebaurechts; 

— Ausrichtung des Städtebaurechts auf die Gegenwarts- und 
Zukunftsaufgaben des Städtebaus; 

— Rechts- und Verwaltungsvereinfachungen; Abbau von 
nicht unabweisbar erforderlichen Bestimmungen; 

— Beschleunigung und Vereinfachung der Aufstellung von 
Bauleitplänen; Erhöhung der Rechtssicherheit im allge- 
meinen Bau- und Planungsrecht; 

— Erleichterung des Bauens; 

— Stärkung der Planungshoheit der Gemeinden; 

— Abbau der Mischfinanzierung im Bereich des Städtebaus; 

— Ermächtigung der Länder zu abweichenden landesrechtli- 
chen Regelungen in bestimmten Rechtsbereichen. 

Der elementare Grundsatz des Städtebaurechts ist die Bau- 
freiheit. 


B. Lösung 

Der Gesetzentwurf hat folgende Schwerpunkte: 

1. Das Baugesetzbuch soll das seit langem angestrebte Ziel 
der Zusammenfassung von Bundesbaugesetz und Städte- 
bauförderungsgesetz verwirklichen. Die Zusammenfas- 
sung der Gesetze, der Abbau der Mischfinanzierung im 
Bereich des Städtebaus sowie die vorgenommene Gesamt- 
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Überprüfung des Städtebaurechts ermöglichen es, eine 
Reihe von Bestimmungen des geltenden Rechts aufzuhe- 
ben. 

2. Der Gesetzentwurf berücksichtigt bereits den von der 
Bundesregierung zum 1. Januar 1988 beabsichtigten Ab- 
bau der Mischfinanzierung im Bereich des Städtebaus. 

3. Mit dem Baugesetzbuch sollen die Länder ermächtigt wer- 
den, innerhalb von fünf Jeihren nach Inkrafttreten des Ge- 
setzes das Enteignungsverfahrensrecht, Teile des Er- 
schließungsbeitragsrechts sowie das Ausgleichsbetrags- 
recht in der Sanierung landesrechtlich zu regeln. 

4. Durch den Gesetzentwurf soll die Planungshoheit der Ge- 
meinden gestärkt werden. Der gewachsenen Verwaltungs- 
kraft der Gemeinden soll Rechnung getragen werden. Ins- 
besondere soll die Genehmigungspflicht für gemeindliche 
Satzungen, vor allem Bebauungspläne, die aus einem Flä- 
chennutzungsplan entwickelt werden, entfallen. An ihre 
Stelle tritt ein Anzeigeverfahren. 

5. Die Instrumente des Städtebaurechts zugunsten des Um- 
weltschutzes, der Stadterhaltung und Stadterneuerung so- 
wie die Berücksichtigung des Denkmalschutzes im Städte- 
baurecht werden deutlich verbessert. 

Die Gemeinden werden verpflichtet, im Interesse der Ver- 
sorgung der Bevölkerung auf die mittelständischen Struk- 
turen zu achten. 

6. Das Bauleitplanverfahren soll vereinfacht werden. Bürger 
und Behörden werden daran weiterhin umfassend betei- 
ligt, auf nicht notwendige Verfahrensschritte soll aber in 
der bundesrechtlichen Regelung verzichtet werden. 
Ebenso soll der Entwurf unnötige Anforderungen an die 
Bauleitplanung vermeiden. Die Planinhalte sollen sich auf 
das städtebaulich Erforderliche konzentrieren. 

7. Die Bauleitplanung leidet gegenwärtig unter einer hohen 
Fehleranfälligkeit. Der Gesetzentwurf sieht daher Vor- 
schriften zur Erhöhung der Bestandskraft der Pläne vor. 

8. Den Kur- und Fremdenverkehrsgemeinden soll durch Än- 
derungen im Bauplanungsrecht (Festsetzung der Zahl der 
Wohnungen im Bebauungsplan) und im Bodenverkehrs- 
recht (Genehmigungsvorbehalt bei Begründung von Woh- 
nungseigentum) künftig ein städtebauliches Instrumenta- 
rium zur Verfügung gestellt werden, das dem städtebau- 
lich bedrohlichen Strukturwandel in diesen Gemeinden 
entgegenwirken kann. 

9. Die Vorschriften für die Zulassung von Bauvorhaben wer- 
den neu gefaßt: Sie sollen im Rahmen einer geordneten 
städtebaulichen Entwicklung das Bauen mehr als bisher 
erleichtern; dabei sollen vor allem Verfahrenserschwer- 
nisse vermindert werden (insbesondere städtebaulich ver- 
tretbare Befreiungen anstelle Planänderungsverfahren, 
frühere Genehmigung während Planaufstellung, in nicht- 
beplanten Gebieten Einzelgenehmigung von Betriebsinve- 
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stitionen ohne Planverfahren, effizientere Gestaltung der 
Satzungen nach § 34). Die neuen Vorschriften tragen zur 
besseren Absicherung der Standorte von Gewerbe, Hand- 
werk und Landwirtschaft bei. Damit wird die Investitions- 
fähigkeit der Betriebe und die Erhaltung, Sicherung und 
Schaffung von Arbeitsplätzen unterstützt. 

10. Der Außenbereich wird weiterhin vor Zersiedlung wir- 
kungsvoll geschützt. Vorhaben sollen — wie bisher — dort 
nur in beschränktem Umfang zulässig sein. Die Neufas- 
sung der Regelungen der begünstigten Vorhaben ent- 
spricht den Klärungen durch die Rechtsprechung; dabei 
sind einzelne neue Grenzziehungen zur Bestandserhal- 
tung entsprechend den sachlichen Notwendigkeiten erfor- 
derlich. Auch soll das familien- und sozialpolitisch er- 
wünschte Zusammenleben der Generationen einer Fami- 
lie unter einem Dach durch Zulassung einer zweiten Woh- 
nung ermöglicht werden. 

11. Das gesetzliche Vorkaufsrecht der Gemeinden wird ver- 
einfacht. Die Neuregelung zielt vor allem darauf, das Vor- 
kaufsrecht auf die Fälle wirklichen städtebaulichen Be- 
dürfnisses einzuschränken. 

12. Das Bodenordnungsrecht (Umlegung und Grenzregelung) 
wird entsprechend den Bedürfnissen und Anforderungen 
der Praxis geändert. Vor allem soll der Anwendungsbe- 
reich erweitert und das Verfahren erleichtert und be- 

• schleunigt werden. 

13. Im Erschließungsbeitragsrecht wird vor allem die Bei- 
tragsfähigkeit von Wohnwegen wiederhergestellt und die 
Möglichkeit zur Erhebung von Vorausleistungen auf den 
Erschließungsbeitrag erweitert. 


C. Alternativen 

Im Laufe der Vorbereitung des Gesetzentwurfs sind eine Viel- 
zahl von Alternativen vorgeschlagen und erwogen worden 
(vgl. Materialien zum Baugesetzbuch, Schriftenreihe des Bun- 
desministers für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
1984, Heft Nr. 03.108). Die Bundesregierung hat sich für die in 
dem Entwurf vorgesehenen Lösungen entschieden. 


D. Kosten 

Der Bund imd die Länder werden nicht mit Kosten für die 
Ausführung des Gesetzes belastet. Städte und Gemeinden füh- 
ren das Gesetz aus. Die angestrebte Rechts- und Verwaltungs- 
vereinfachung kann zu nicht quantifizierbaren Kosteneinspa- 
rungen im Verwaltungsvollzug führen. 
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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 10. Januar 1986 

14 — (43) — 84 106 — Ba 25/86 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf 
eines Gesetzes über das Baugesetzbuch mit Begründung und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Der Gesetzentwurf ist dem Bundesrat am 20. Dezember 1985 als besonders eilbe- 
dürftig zugeleitet worden. 

Federführend ist der Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen und Städte- 
bau. 

Die Stellungnahme des Bundesrates zu dem Gesetzentwurf sowie die Gegenäu- 
ßerung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates werden 
unverzüglich nachgereicht. 


Dr. Helmut Kohl 
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Entwurf eines Gesetzes über das Baugesetzbuch 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Erweiterung des Bundesbaugesetzes 

Das Bundesbaugesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 18. August 1976 (BGBL I S. 2256, 
3617), zuletzt geändert durch Artikel 10 des Geset- 
zes vom 24. Juni 1985 (BGBL I S. 1144), wird wie 
folgt geändert: 

1. Die Überschrift wird wie folgt gefaßt: 

„Baugesetzbuch (BauGB)“. 

2. Nach der Überschrift wird folgende Zwischen- 
überschrift eingefügt: 

„Erstes Kapitel 
Allgemeines Städtebaurecht“ 

3. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 5 wird aufgehoben. 

b) Absatz 6 wird Absatz 5 und wie folgt ge- 
faßt: 

„(5) Die Bauleitpläne sollen eine geord- 
nete städtebauliche Entwicklung und eine 
dem Wohl der Allgemeinheit entsprechende 
sozialgerechte Bodennutzung gewährlei- 
sten und dazu beitragen, eine menschen- 
würdige Umwelt zu sichern und die natürli- 
chen Lebensgrundlagen zu schützen. Bei 
der Aufstellung der Bauleitpläne sind insbe- 
sondere zu berücksichtigen 

1. die allgemeinen Anforderungen an ge- 
sunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse 
und die Sicherheit der Wohn- und Ar- 
beitsbevölkerung, 

2. die Wohnbedürfnisse der Bevölkerung 
bei Vermeidung einseitiger Bevölke- 
rungsstrukturen, die Eigentumsbildung 
weiter Kreise der Bevölkerung und die 
Bevölkerungsentwicklung, 

3. die sozialen und kulturellen Bedürfnisse 
der Bevölkerung, insbesondere die Be- 
dürfnisse der Familien, der jungen und 
alten Menschen und der Behinderten, die 
Belange des Bildungswesens und von 
Sport, Freizeit und Erholung, 

4. die Erhaltung, Erneuerung und Fortent- 
wicklung vorhandener Ortsteile, die Ge- 


staltung des Orts- und Landschaftsbilds 
und die Belange des Denkmalschutzes, 

5. die von den Kirchen und Religionsgesell- 
schaften des öffentlichen Rechts festge- 
stellten Erfordernisse für Gottesdienst 
und Seelsorge, 

6. die Belange des Umweltschutzes, des Na- 
turschutzes und der Landschaftspflege, 
insbesondere des Naturhaushalts, des 
Wassers, der Luft und des Bodens ein- 
schließlich seiner Rohstoffvorkommen, 
sowie das Klima, 

7. die Belange der Wirtschaft, auch ihrer 
mittelständischen Struktur im Interesse 
einer verbrauchernahen Versorgung der 
Bevölkerung, der Land- und Forstwirt- 
schaft, des Verkehrs, des Post- und Fern- 
meldewesens, der Versorgung, insbeson- 
dere mit Energie und Wasser, die Siche- 
rung von Rohstoffvorkommen sowie die 
Erhaltung, Sicherung und Schaffung von 
Arbeitsplätzen, 

8. die Belange der Verteidigung und des Zi- 
vilschutzes. 

Mit Grund und Boden soll sparsam und 
schonend umgegangen werden. Landwirt- 
schaftlich, als Wald oder für Wohnzwecke 
genutzte Flächen sollen nur im notwendi- 
gen Umfang für andere Nutzungsarten vor- 
gesehen und in Anspruch genommen wer- 
den.“ 

c) Absatz 7 wird Absatz 6. 

4. § 2 wird wie folgt gefaßt: 

„§2 

Aufstellung der Bauleitpläne, 
Verordnungsermächtigung 

(1) Die Bauleitpläne sind von der Gemeinde 
in eigener Verantwortung aufzustellen. Der 
Beschluß, einen Bauleitplan aufzustellen, ist 
ortsüblich bekanntzumachen. 

(2) Die Bauleitpläne benachbarter Gemein- 
den sind aufeinander abzustimmen. 

(3) Auf Aufstellung, Änderung oder Aufhe- 
bung von Bauleitplänen besteht kein An- 
spruch. 

(4) Die Vorschriften über die Aufstellung von 
Bauleitplänen gelten auch für ihre Änderung, 
Ergänzung und Aufhebung. 

(5) Der Bundesminister für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau wird ermächtigt, mit 
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Zustimmung des Bundesrates durch Rechts- 
verordnung Vorschriften zu erlassen über 

1. Darstellungen und Festsetzungen in den 
Bauleitplänen über 

a) die Art der baulichen Nutzung, 

b) das Maß der baulichen Nutzung und 
seine Berechnung, 

c) die Bauweise sowie die überbaubaren 
und die nicht überbaubaren Grund- 
stücksflächen; 

2. die in den Baugebieten zulässigen baulichen 
und sonstigen Anlagen; 

3. die Zulässigkeit der Festsetzung nach Maß- 
gabe des § 9 Abs. 3 über verschiedenartige 
Baugebiete oder verschiedenartige in den 
Baugebieten zulässige bauliche und sonstige 
Anlagen; 

4. die Ausarbeitung der Bauleitpläne ein- 
schließlich der dazugehörigen Unterlagen 
sowie über die Darstellung des Planinhalts, 
insbesondere über die dabei zu verwenden- 
den Planzeichen und ihre Bedeutung.“ 

5. § 2 a wird gestrichen. 

6. § 3 wird wie folgt gefaßt: 

„§3 

Beteiligung der Bürger 

(1) Die Bürger sind möglichst frühzeitig über 
die allgemeinen Ziele und Zwecke der Planung, 
sich wesentlich unterscheidende Lösungen 
und die voraussichtlichen Auswirkungen der 
Planung zu unterrichten; ihnen ist Gelegenheit 
zur Äußerung und Erörterung zu geben. Von 
der Unterrichtung und Erörterung kann abge- 
sehen werden, wenn 

1. der Flächennutzungsplan geändert oder er- 
gänzt wird und dadurch die Grundzüge nicht 
berührt werden, 

2. ein Bebauungsplan aufgestellt, geändert, er- 
gänzt oder axif gehoben wird und sich dies 
auf das Plangebiet und die Nachbargebiete 
nur unwesentlich auswirkt oder 

3. die Unterrichtung und Erörterung bereits 
zuvor auf anderer planerischer Grundlage 
erfolgt sind. 

An die Unterrichtung und Erörterung schließt 
sich das Verfahren nach Absatz 2 auch an, 
wenn die Erörterung zu einer Änderung der 
Planung führt. 

(2) Die Entwürfe der Bauleitpläne sind mit 
dem Erläuterungsbericht oder der Begründung 
auf die Dauer eines Monats öffentlich auszule- 
gen. Ort und Dauer der Auslegung sind minde- 
stens eine Woche vorher ortsüblich bekanntzu- I 


machen mit dem Hinweis darauf, daß Beden- 
ken und Anregungen während der Auslegungs- 
frist vorgebracht werden können. Die nach § 4 
Abs. 1 Beteiligten sollen von der Auslegung be- 
nachrichtigt werden. Die fristgemäß vorge- 
brachten Bedenken und Anregungen sind zu 
prüfen; das Ergebnis ist mitzuteilen. Haben 
mehr als hundert Personen Bedenken und An- 
regungen mit im wesentlichen gleichem Inhalt 
vorgebracht, kann die Mitteilung des Ergebnis- 
ses der Prüfung dadurch ersetzt werden, daß 
diesen Personen die Einsicht in das Ergebnis 
ermöglicht wird; die Stelle, bei der das Ergeb- 
nis der Prüfung während der Dienststunden 
eingesehen werden kann, ist ortsüblich be- 
kanntzumachen. 

(3) Wird der Entwurf des Bauleitplans nach 
der Auslegung geändert oder ergänzt, ist er er- 
neut nach Absatz 2 auszulegen; die erneute 
Auslegung kann auf die geänderten oder er- 
gänzten Teile beschränkt werden. Werden 
durch die Änderung oder Ergänzung des Ent- 
wurfs eines Bebauungsplans die Grundzüge 
der Planung nicht berührt oder sind Änderun- 
gen oder Ergänzungen von Flächen, die im 
Entwurf des Flächennutzungsplans dargestellt 
sind, geringfügig, kann von einer erneuten öf- 
fentlichen Auslegung abgesehen werden; ist zu 
erwarten, daß die von den Änderungen oder 
Ergänzungen betroffenen Bürger und berühr- 
ten Träger öffentlicher Belange für die Abwä- 
gung neue Gesichtspunkte Vorbringen, ist ih- 
nen Gelegenheit zur Stellungnahme innerhalb 
angemessener Frist zu geben.“ 

7. § 4 wird wie folgt gefaßt: 

.,§4 

Beteiligung der Träger öffentlicher Belange 

(1) Bei der Aufstellung von Bauleitplänen 
sollen die Behörden und Stellen, die Träger 
öffentlicher Belange sind und von der Planung 
berührt werden können, möglichst frühzeitig 
beteiligt werden. In ihrer Stellungnahme ha- 
ben sie der Gemeinde auch Aufschluß über von 
ihnen beabsichtigte oder bereits eingeleitete 
Planungen und sonstige Maßnahmen sowie de- 
ren zeitliche Abwicklung zu geben, die für die 
städtebauliche Entwicklung und Ordnung des 
Gebiets bedeutsam sein können. Diesen Betei- 
ligten soll für die Abgabe ihrer Stellungnah- 
men eine angemessene Frist gesetzt werden; 
äußern sie sich nicht fristgemäß, kann die Ge- 
meinde davon ausgehen, daß die von diesen 
Beteiligten wahrzunehmenden öffentlichen 
Belange durch den Bauleitplan nicht berührt 
werden. 

(2) Die Beteiligung nach Absatz 1 kann 
gleichzeitig mit dem Verfahren nach § 3 Abs. 2 
durchgeführt werden.“ 


8. § 4a wird gestrichen. 
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9. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 1 wird folgender Satz ange- 
fügt: 

,yAus der Darstellung können Flächen aus- 
genommen werden, wenn dadurch die nach 
Satz 1 darzustellenden Grundzüge nicht be- 
rührt werden und die Gemeinde beabsich- 
tigt, die Darstellung zu einem späteren Zeit- 
punkt vorzunehmen.“ 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Der Text vor Nummer 1 wird wie folgt 
gefaßt: 

„(2) Im Flächennutzungsplan können 
insbesondere dargestellt werden:“ 

bb) Nummer 1 wird wie folgt gefaßt: 

„1. die für die Bebauung vorgesehenen 
Flächen nach der allgemeinen Art 
ihrer baulichen Nutzung (Bauflä- 
chen), nach der besonderen Art ih- 
rer baulichen Nutzung (Baugebiete) 
sowie nach dem allgemeinen Maß 
der baulichen Nutzung; Bauflächen, 
für die eine zentrale Abwasserbesei- 
tigung nicht vorgesehen ist, sind zu 
kennzeichnen;“ 

cc) Nummer 4 wird wie folgt gefaßt: 

„4. die Flächen für Versorgungsanla- 
gen, für die Verwertung oder Besei- 
tigung von Abfällen und Abwasser, 
für Ablagerungen sowie für Haupt- 
versorgungs- und Hauptabwasser- 
leitungen;“ 

dd) Nummer 9 wird wir folgt gefaßt: 

„9. a) die Flächen für die Landwirt- 
schaft und 

b) Wald;“ 

ee) Nach Nummer 9 wird angefügt: 

„10. die Flächen für Maßnahmen zum 
Schutz, zur Pflege und zur Ent- 
wicklung von Natur und Land- 
schaft.“ 

c) Absatz 3 wird aufgehoben. 

d) Absatz 4 wird Absatz 3 und wird wie folgt 
gefaßt: 

„(3) Im Flächennutzungsplan sollen ge- 
kennzeichnet werden: 

1. Flächen, bei deren Bebauung besondere 
bauliche Vorkehrungen gegen äußere 
Einwirkungen oder bei denen besondere 
bauliche Sicherungsmaßnahmen gegen 
Naturgewalten erforderlich sind; 

2. Flächen, unter denen der Bergbau um- 
geht oder die für den Abbau von Minera- 
lien bestimmt sind; 

3. Flächen, deren Böden erheblich mit um- 
weltgefährdenden Stoffen belastet sind.“ 


e) Absatz 5 wird aufgehoben. 

f) Absatz 6 wird Absatz 4; dabei wird Satz 1 
wie folgt gefaßt: 

„Planungen und sonstige Nutzungsregelun- 
gen, die nach anderen gesetzlichen Vor- 
schriften festgesetzt sind, sowie nach Lan- 
desrecht denkmalgeschützte Mehrheiten 
von baulichen Anlagen sollen nachrichtlich 
übernommen werden.“ 

g) Absatz 7 wird Absatz 5. 

10. § 6 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„(3) Können Versagungsgründe nicht aus- 
geräumt werden, kann die höhere Verwal- 
tungsbehörde räumliche oder sachliche 
Teile des Flächennutzungsplans von der Ge- 
nehmigung ausnehmen.“ 

b) Absatz 5 wird aufgehoben. 

c) Absatz 6 wird Absatz 5. 

11. In § 7 Satz 1 wird „§ 2 Abs. 5“ durch „§ 4 Abs. 1“ 

ersetzt. 


12. § 8 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Ein Flächennutzungsplan ist nicht erfor- 
derlich, wenn der Bebauungsplan ausreicht, 
um die städtebauliche Entwicklung zu ord- 
nen.“ 

b) In Absatz 3 werden die Sätze 2 und 3 durch 
folgenden Satz ersetzt: 

„Der Bebauungsplan kann vor dem Flä- 
chennutzungsplan angezeigt und bekannt- 
gemacht werden, wenn nach dem Stand der 
Planungsarbeiten anzunehmen ist, daß der 
Bebauungsplan aus den künftigen Darstel- 
lungen des Flächennutzungsplans entwik- 
kelt sein wird.“ 

c) Dem Absatz 4 wird folgender Satz ange- 
fügt: 

„Gilt bei Gebiets- oder Bestandsänderungen 
von Gemeinden oder anderen Veränderun- 
gen der Zuständigkeit für die Aufstellung 
von Flächennutzungsplänen ein Flächen- 
nutzungsplan fort, kann ein vorzeitiger Be- 
bauungsplan auch aufgestellt werden, bevor 
der Flächennutzungsplan ergänzt oder ge- 
ändert ist.“ 

13. § 9 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Der Text vor Nummer 1 wird wie folgt 
gefaßt: 
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„(1) Im Bebauungsplan können fest- 
gesetzt werden;“ 

bb) Nummer 3 wird wie folgt gefaßt: 

„3. für die Größe, Breite und Tiefe der 
Baugrundstücke Mindestmaße und 
aus besonderen städtebaulichen 
Gründen für Wohnbaugrundstücke 
auch Höchstmaße;“ 

cc) Nummer 6 wird wie folgt gefaßt; 

„6. aus besonderen städtebaulichen 
Gründen die höchstzulässige Zahl 
der Wohnungen in Wohngebäuden;“ 

dd) Nummer 14 wird wie folgt gefaßt; 

„14. die Flächen für die Verwertung 
oder Beseitigung von Abfällen und 
Abwasser sowie für Ablagerun- 
gen;“ 

ee) Nummer 18 wird wie folgt gefaßt: 

„18. a) die Flächen für die Landwirt- 
schaft und 

b) Wald;“ 

ff) Nummer 20 wird wie folgt gefaßt; 

„20. Maßnahmen zum Schutz, zur 
Pflege und zur Entwicklung von 
Natur und Landschaft, soweit sol- 
che Festsetzungen nicht nach an- 
deren Vorschriften getroffen wer- 
den können, sowie die Flächen für 
Maßnahmen zum Schutz, zur 
Pflege und zur Entwicklung von 
Natur und Landschaft;“ 

gg) Nummer 23 wird wie folgt gefaßt: 

„23. Gebiete, in denen aus besonderen 
städtebaulichen Gründen oder zum 
Schutz vor schädlichen Umwelt- 
einwirkungen im Sinne des Bun- 
des-Immissionsschutzgesetzes be- 
stimmte luftverunreinigende Stoffe 
nicht oder nur beschränkt verwen- 
det werden dürfen;“ 

.r'"' 

hh) In Nummer 24 wird nach „treffenden“ 

„baulichen und sonstigen technischen“ 

eingefügt. 

ii) Nummer 25 wird wie folgt gefaßt: 

„25. für einzelne Flächen oder für ein 
Bebauungsplangebiet oder Teile 
davon mit Ausnahme der für land- 
wirtschaftliche Nutzungen oder 
Wald festgesetzten Flächen 

a) das Anpflanzen von Bäumen, 
Sträuchern und sonstigen Be- 
pflanzungen, 

b) Bindungen für Bepflanzungen 
und für die Erhaltung von Bäu- 
men, Sträuchern und sonstigen 
Bepflanzungen sowie von Ge- 
wässern;“ 


b) Absatz 5 wird wie folgt gefaßt; 

„(5) Im Bebauungsplan sollen gekenn- 
zeichnet werden: 

1. Flächen, bei deren Bebauung besondere 
bauliche Vorkehrungen gegen äußere 
Einwirkungen oder bei denen besondere 
bauliche Sicherungsmaßnahmen gegen 
Naturgewalten erforderlich sind; 

2. Flächen, unter denen der Bergbau um- 
geht oder die für den Abbau von Minera- 
lien bestimmt sind; 

3. Flächen, deren Böden erheblich mit um- 
weltgefährdenden Stoffen belastet sind.“ 

c) In Absatz 6 wird nach „Festsetzungen“ „so- 
wie Denkmäler nach Landesrecht“ einge- 
fügt. 

d) Absatz 8 wird wie folgt geändert; 

aa) Satz 2 wird wie folgt gefaßt; 

„In ihr sind die Ziele, Zwecke und we- 
sentlichen Auswirkungen des Bebau- 
ungsplans darzulegen.“ 

bb) Sätze 3 bis 5 werden aufgehoben. 


„§11 

Genehmigung und Anzeige 
des Bebauungsplans 

(1) Bebauungspläne nach §8 Abs. 2 Satz 2 
und Abs. 4 bedürfen der Genehmigung der hö- 
heren Verwaltungsbehörde; andere Bebau- 
ungspläne sind der höheren Verwaltungsbe- 
hörde anzuzeigen. 

(2) Für die Genehmigung von Bebauungsplä- 
nen ist § 6 Abs. 2 bis 4 entsprechend anzuwen- 
den. 

(3) Ist ein Bebauungsplan anzuzeigen, hat 
die höhere Verwaltungsbehörde die Verletzung 
von Rechtsvorschriften, die eine Versagung 
der Genehmigung nach § 6 Abs. 2 und 3 recht- 
fertigen würde, innerhalb von drei Monaten 
nach Eingang der Anzeige geltend zu machen. 
Der Bebauungsplan darf nur in Kraft gesetzt 
werden, wenn die höhere Verwaltungsbehörde 
die Verletzung von Rechtsvorschriften nicht 
innerhalb der in Satz 1 bezeichneten Frist gel- 
tend gemacht oder wenn sie vor Ablauf der 
Frist erklärt hat, daß sie keine Verletzung von 
Rechtsvorschriften geltend macht.“ 


„§ 12 

Inkrafttreten des Bebauungsplans 

Die Erteilung der Genehmigung (§11 Abs. 2) 
oder die Durchführung des Anzeigeverfahrens 


14. § 9 a wird aufgehoben. 

15. § 11 wird wie folgt gefaßt; 


16. § 12 wird wie folgt gefaßt: 
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(§11 Abs. 3) ist ortsüblich bekanntzumachen. 
Der Bebauungsplan ist mit der Begründung zu 
jedermanns Einsicht bereitzuhalten; über den 
Inhalt ist auf Verlangen Auskunft zu geben. In 
der Bekanntmachung ist darauf hinzuweisen, 
wo der Bebauungsplan eingesehen werden 
kann. Mit der Bekanntmachung tritt der Be- 
bauungsplan in Kraft. Die Bekanntmachung 
tritt an die Stelle der sonst für Satzungen vor- 
geschriebenen V eröff entlichung.“ 

17. § 13 wird wie folgt gefaßt: 

,,§ 13 

Vereinfachte Änderung des Bauleitplans 

(1) Werden durch Änderungen oder Ergän- 
zungen eines Bebauungsplans die Grundzüge 
der Planung nicht berührt, bedarf es des Ver- 
fahrens nach § 2 Abs. 1 Satz 2 und den §§ 3 und 
4 sowie der Genehmigung oder der Anzeige 
nach § 11 nicht. Den Eigentümern der von den 
Änderungen oder Ergänzungen betroffenen 
Grundstücke und den von den Änderungen 
oder Ergänzungen berührten Trägern öffentli- 
cher Belange ist Gelegenheit zur Stellung- 
nahme innerhalb angemessener Frist zu ge- 
ben. Widersprechen die Beteiligten innerhalb 
der Frist den Änderungen oder Ergänzungen, 
bedarf der Bebauungsplan der Genehmigung 
oder der Anzeige nach § 11; die Stellungnah- 
men der Beteiligten sind als Bedenken und An- 
regungen nach § 3 Abs. 2 Satz 4 und 5 zu be- 
handeln. 

(2) Bei geringfügigen Änderungen oder Er- 
gänzungen von Flächen, die im Flächennut- 
zungsplan dargestellt sind, bedarf es des Ver- 
fahrens nach § 2 Abs. 1 Satz 2 und den §§ 3 und 
4 nicht. Absatz 1 Satz 2 findet entsprechend 
Anwendung. Die Stellungnahmen der Beteilig- 
ten sind als Bedenken und Anregungen nach 
§ 3 Abs. 2 Satz 4 und 5 zu behandeln.“ 

18. § 13 a wird gestrichen. 

19. § 14 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Ist ein Beschluß über die Aufstellung, 
Änderung, Ergänzung oder Axifhebung eines 
Bebauungsplans gefaßt, kann die Gemeinde 
zur Sicherung der Planung für den künftigen 
Planbereich eine Veränderungssperre mit dem 
Inhalt beschließen, daß 

1. Vorhaben im Sinne des § 29 nicht durchge- 
führt oder bauliche Anlagen nicht beseitigt 
werden dürfen; 

2. erhebliche oder wesentlich wertsteigernde 
Veränderungen von Grundstücken und bau- 
lichen Anlagen, deren Veränderungen nicht 
genehmigungs-, zustimmungs- oder anzei- 
gepflichtig sind, nicht vorgenommen werden 
dürfen.“ 


20. § 16 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 16 

Beschluß über die Veränderungssperre 

(1) Die Veränderungssperre wird von der Ge- 
meinde als Satzung beschlossen. Sie ist der hö- 
heren Verwaltungsbehörde anzuzeigen. § 11 
Abs. 3 ist entsprechend anzuwenden. 

(2) Die Gemeinde hat die Veränderungs- 
sperre und die Durchführung des Anzeigever- 
fahrens ortsüblich bekanntzumachen. Sie kann 
die Bekanntmachung auch in entsprechender 
Anwendung des § 12 vornehmen.“ 

21. § 18 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 werden in Satz 4 „Höhe der“ 
und Satz 5 gestrichen. 

b) Absatz 3 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Auf das Erlöschen des Entschädigungsan- 
spruchs findet § 44 Abs. 4 mit der Maßgabe 
Anwendung, daß bei einer Veränderungs- 
sperre, die die Sicherung einer Festsetzung 
nach § 40 Abs. 1 oder § 41 Abs. 1 zum Gegen- 
stand hat, die Erlöschensfrist frühestens ab 
Rechtsverbindlichkeit des Bebauungsplans 
beginnt.“ 

22. Die Zwischenüberschrift vor § 19 wird wie folgt 
gefaßt: 

„Zweiter Abschnitt. Teilungsgenehmigung“. 

23. § 19 Abs. 4 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 1 wird vor „Bodenordnung“ 
„während eines Verfahrens zur“ eingefügt. 

b) Am Ende der Nummern 1 und 2 wird der 
Strichpunkt durch ein Komma und am 
Ende der Nummer 3 durch „oder“ ersetzt. 

c) Folgender Satz wird angefügt: 

„§191 bleibt unberührt.“ 

24. In § 20 Abs. 1 Nr. 2 wird „3“ durch „2“ ersetzt. 

25. § 21 Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1, 2. Halbsatz wird 

„§ 44 a Abs. 1 Satz 1 und 3 sowie Abs. 2“ 
durch „§ 44 Abs. 1 Satz 1 und 3 sowie Abs. 2“ 
ersetzt. 

b) In Satz 2 wird „§44b Abs. 2“ durch „§43 
Abs. 2“ ersetzt. 

c) In Satz 3, 2. Halbsatz wird 

„§44c Abs. 1 Satz 2 und 3 sowie Abs. 2“ 
durch „§ 44 Abs. 3 Satz 2 und 3 sowie Abs. 4“ 
ersetzt. 
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26. § 22 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 22 

Sicherung von Gebieten 
mit Fremdenverkehrsfunktionen 

(1) Die Landesregierungen können durch 
Rechtsverordnung Gemeinden, die überwie- 
gend durch den Fremdenverkehr geprägt sind, 
bezeichnen, die bestimmen können, daß zur Si- 
cherung der Zweckbestimmung von Gebieten 
mit Fremdenverkehrsfunktionen die Begrün- 
dung oder Teilung von Wohnungseigentum 
oder Teileigentum (§ 1 des Wohnungseigen- 
tumsgesetzes) der Genehmigung unterliegt. 
Dies gilt entsprechend für die in den §§ 30 und 
31 des Wohnungseigentumsgesetzes bezeich- 
neten Rechte. In der Verordnung kann vorge- 
sehen werden, daß eine Gemeinde die Bestim- 
mung nur für einen in der Verordnung bezeich- 
neten Teil ihres Gebiets treffen kann. 

(2) Die durch Verordnung bezeichnete Ge- 
meinde kann in einem Bebauungsplan oder 
durch eine sonstige Satzung bestimmen, daß 
für in dem Gebiet gelegene Grundstücke der 
Genehmigungsvorbehalt nach Absatz 1 be- 
steht. Voraussetzung für die Bestimmung ist, 
daß durch die Begründung oder Teilung der 
Rechte die vorhandene oder vorgesehene 
Zweckbestimmung des Gebiets für den Frem- 
denverkehr und dadurch die geordnete städte- 
bauliche Entwicklung beeinträchtigt werden 
kann. Die Zweckbestimmung eines Gebiets für 
den Fremdenverkehr ist anzunehmen bei Kur- 
gebieten, Gebieten für die Fremdenbeherber- 
gung, Wochenend- und Ferienhausgebieten, die 
im Bebauungsplan festgesetzt sind, und bei im 
Zusammenhang bebauten Ortsteilen, deren Ei- 
genart solchen Gebieten entspricht, sowie bei 
sonstigen Gebieten mit Fremdenverkehrsfunk- 
tionen, die durch Beherbergungsbetriebe und 
Wohngebäude mit gewerblicher Zimmerver- 
mietung geprägt sind. Auf die Satzung ist § 16 
entsprechend anzuwenden. 

(3) Die Genehmigung ist nicht erforderlich, 
wenn vor dem Wirksamwerden des Genehmi- 
gungsvorbehalts der Eintragungsantrag beim 
Grundbuchamt eingegangen ist. 

(4) Die Genehmigung darf nur versagt wer- 
den, wenn durch die Begründung oder Teilung 
der Rechte bei Grundstücken, die mit Gebäu- 
den bebaut sind, die der privaten oder gewerb- 
lichen Fremdenbeherbergung dienen, oder auf 
denen die Errichtung solcher Gebäude zulässig 
ist, die Zweckbestimmung des Gebiets für den 
Fremdenverkehr und dadurch die städtebauli- 
che Entwicklung und Ordnung beeinträchtigt 
wird. Die Genehmigung ist zu erteilen, wenn 
sie erforderlich ist, damit Ansprüche Dritter 
erfüllt werden können, zu deren Sicherung vor 
dem Wirksamwerden des Genehmigungsvor- 
behalts eine Vormerkung im Grundbuch einge- 
tragen worden oder eine solche Eintragung be- 
antragt worden ist; die Genehmigung kann er- 


teilt werden, um wirtschaftliche Nachteile zu 
vermeiden, die für den Eigentümer eine beson- 
dere Härte bedeuten. 

(5) Über die Genehmigung entscheidet die 
Baugenehmigungsbehörde im Einvernehmen 
mit der Gemeinde. § 19 Abs. 3 Satz 3 bis 7 ist 
entsprechend anzuwenden. 

(6) Bei einem Grundstück, das in einer in der 
Verordnung bezeichneten Gemeinde, im Falle 
des Absatzes 1 Satz 3 in dem bezeichneten Ge- 
meindeteil liegt, darf das Grundbuchamt die 
von Absatz 1 erfaßten Eintragungen in das 
Grundbuch nur vornehmen, wenn der Geneh- 
migungsbescheid vorgelegt wird. §23 Abs. 2 
bis 4 ist entsprechend anzuwenden. 

(7) Wird die Genehmigung versagt, kann der 
Eigentümer von der Gemeinde unter den Vor- 
aussetzungen des §40 Abs. 2 die Übernahme 
des Grundstücks verlangen. § 43 Abs. 1, 4 und 5 
sowie § 44 Abs. 3 und 4 sind entsprechend an- 
zuwenden. 

(8) Die Gemeinde hat den Genehmigungs- 
vorbehalt aufzuheben oder im Einzelfall ein- 
zelne Grundstücke durch Erklärung gegenüber 
dem Eigentümer vom Genehmigungsvorbehalt 
freizustellen, wenn die Voraussetzungen für 
den Genehmigungsvorbehalt entfallen sind. 

(9) In der Satzung nach Absatz 2 kann neben 
der Bestimmung des Genehmigungsvorbehalts 
die höchstzulässige Zahl der Wohnungen in 
Wohngebäuden nach Maßgabe des § 9 Abs. 1 
Nr. 6 festgesetzt werden. Vor der Festsetzung 
nach Satz 1 ist den betroffenen Bürgern und 
berührten Trägern öffentlicher Belange Gele- 
genheit zur Stellungnahme innerhalb ange- 
messener Frist zu geben.“ 

27. Der Dritte Abschnitt des Zweiten Teils wird 
wie folgt gefaßt: 

„Dritter Abschnitt 

Gesetzliche Vorkaufsrechte der Gemeinde 
§24 

Allgemeines Vorkaufsrecht 

(1) Der Gemeinde steht ein Vorkaufsrecht zu 
beim Kauf von Grundstücken 

1. im Geltungsbereich eines Bebauungsplans, 
soweit es sich um Flächen handelt, für die 
nach dem Bebauungsplan eine Nutzung für 
öffentliche Zwecke festgesetzt ist, 

2. in einem Umlegungsgebiet, 

3. in einem förmlich festgelegten Sanierungs- 
gebiet und städtebaulichen Entwicklungsbe- 
reich sowie 

4. im Geltungsbereich einer Erhaltungssat- 
zung. 
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(2) Das Vorkaufsrecht steht der Gemeinde 
nicht zu beim Kauf von Rechten nach dem 
Wohnungseigentumsgesetz und von Erbbau- 
rechten. 

(3) Das Vorkaufsrecht darf nur ausgeübt 
werden, wenn das Wohl der Allgemeinheit dies 
rechtfertigt. Bei der Ausübung des Vorkaufs- 
rechts hat die Gemeinde den Verwendungs- 
zweck des Grundstücks anzugeben. 

§25 

Besonderes Vorkaufsrecht 

(1) Die Gemeinde kann 

1. im Geltungsbereich eines Bebauungsplans 
durch Satzung ihr Vorkaufsrecht an unbe- 
bauten Grundstücken begründen; 

2. in Gebieten, in denen sie städtebauliche 
Maßnahmen in Betracht zieht, zur Siche- 
rung einer geordneten städtebaulichen Ent- 
wicklung durch Satzung Flächen bezeich- 
nen, an denen ihr ein Vorkaufsrecht an den 
Grundstücken zusteht. 

Auf die Satzung ist § 16 entsprechend anzu- 
wenden. 

(2) § 24 Abs. 2 und 3 Satz 1 ist anzuwenden. 
Der Verwendungszweck des Grundstücks ist 
anzugeben, soweit das bereits zum Zeitpunkt 
der Ausübung des Vorkaufsrechts möglich ist. 

§26 

Ausschluß des Vorkaufsrechts 

Die Ausübung des Vorkaufsrechts ist ausge- 
schlossen, wenn 

1. der Eigentümer das Grundstück an seinen 
Ehegatten oder an eine Person veräußert, 
die mit ihm in gerader Linie verwandt oder 
verschwägert oder in der Seitenlinie bis zum 
dritten Grad verwandt ist, 

2. das Grundstück 

a) von einem öffentlichen Bedarfsträger für 
Zwecke der Landesverteidigung, des 
Bundesgrenzschutzes, der Zollverwal- 
tung, der Polizei, des Zivilschutzes oder 
des Post- und Fernmeldewesens oder 

b) von Kirchen und Religionsgesellschaften 
des öffentlichen Rechts für Zwecke des 
Gottesdienstes oder der Seelsorge 

erworben wird, 

3. sich auf dem Grundstück Anlagen befinden, 
die den in § 38 genannten Vorschriften un- 
terliegen oder für die ein Verfahren nach 
diesen Vorschriften eingeleitet worden ist, 
oder 

4. das Grundstück entsprechend den Festset- 
zungen des Bebauungsplans oder den Zielen 
und Zwecken der städtebaulichen Maß- 
nahme bebaut ist und genutzt wird und eine 
auf ihm errichtete bauliche Anlage keine 


Mißstände oder Mängel im Sinne des § 177 

Abs. 2 und 3 aufweist. 

§27 

Abwendung des Vorkaufsrechts 

(1) Der Käufer kann die Ausübung des Vor- 
kaufsrechts abwenden, wenn die Verwendung 
des Grundstücks nach den baurechtlichen Vor- 
schriften oder den Zielen und Zwecken der 
städtebaulichen Maßnahme bestimmt oder mit 
ausreichender Sicherheit bestimmbar ist, der 
Käufer in der Lage ist, das Grundstück binnen 
angemessener Frist dementsprechend zu nut- 
zen, und er sich vor Ablauf der Frist nach § 28 
Abs. 2 Satz 1 hierzu verpflichtet. In Umle- 
gungsgebieten kann der Käufer die Ausübung 
des Vorkaufsrechts nur abwenden, wenn das 
Grundstück nicht für Zwecke der Umlegung 
(§ 45) benötigt wird. 

(2) Weist eine auf dem Grundstück befindli- 
che bauliche Anlage Mißstände oder Mängel 
im Sinne des § 177 Abs. 2 und 3 auf, kann der 
Käufer die Ausübung des Vorkaufsrechts ab- 
wenden, wenn er diese Mißstände und Mängel 
in angemessener Frist beseitigen kann und 
sich zur Beseitigung verpflichtet. 

§28 

Verfahren und Entschädigung 

(1) Der durch das Vorkaufsrecht Verpflich- 
tete oder der Dritte hat der Gemeinde den In- 
halt des mit dem Dritten geschlossenen Ver- 
trags unverzüglich mitzuteilen. Das Grund- 
buchamt darf bei Veräußerungen den Erwer- 
ber als Eigentümer in das Grundbuch nur ein- 
tragen, wenn ihm die Nichtausübung oder das 
Nichtbestehen des Vorkaufsrechts nachgewie- 
sen ist. Besteht ein Vorkaufsrecht nicht oder 
wird es nicht ausgeübt, hat die Gemeinde auf 
Antrag eines Beteiligten darüber unverzüglich 
ein Zeugnis auszustellen. Das Zeugnis gilt als 
Verzicht auf die Ausübung des Vorkaufs- 
rechts. 

(2) Das Vorkaufsrecht kann nur binnen zwei 
Monaten nach Mitteilung des Kaufvertrags 
durch Verwaltungsakt gegenüber dem Veräu- 
ßerer ausgeübt werden. Die §§ 504, 505 Abs. 2, 
§§ 506 bis 509 und 512 des Bürgerlichen Gesetz- 
buchs sind anzuwenden. Nach Mitteilung des 
Kaufvertrags ist auf Ersuchen der Gemeinde 
zur Sicherung ihres Anspruchs auf Übereig- 
nung des Grundstücks eine Vormerkung in das 
Grundbuch einzutragen; die Gemeinde trägt 
die Kosten der Eintragung der Vormerkung 
und ihrer Löschung. Das Vorkaufsrecht ist 
nicht übertragbar. Bei einem Eigentumser- 
werb aufgrund der Ausübung des Vorkaufs- 
rechts erlöschen rechtsgeschäftliche Vorkaufs- 
rechte. Wird die Gemeinde nach Ausübung des 
Vorkaufsrechts im Grundbuch als Eigentüme- 
rin eingetragen, so kann sie das Grundbuch- 
amt ersuchen, eine zur Sicherung des Übereig- 
nungsanspruchs des Käufers im Grundbuch 
eingetragene Vormerkung zu löschen; sie darf 
das Ersuchen nur stellen, wenn die Ausübung 
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des Vorkaufsrechts für den Käufer unanfecht- 
bar ist. 

(3) Abweichend von Absatz 2 bestimmt die 
Gemeinde in den Fällen des § 24 Abs. 1 Nr. 1 
den zu zahlenden Betrag nach den Vorschrif- 
ten des Zweiten Abschnitts des Fünften Teils, 
wenn der Erwerb des Grundstücks für die 
Durchführung des Bebauungsplans erforder- 
lich ist und es nach dem festgesetzen Verwen- 
dungszweck enteignet werden könnte. Mit der 
Unanfechtbarkeit des Bescheids über die Aus- 
übung des Vorkaufsrechts erlöschen die Pflich- 
ten des Verkäufers aus dem Kaufvertrag mit 
Ausnahme der Pflichten aus § 444 des Bürgerli- 
chen Gesetzbuchs. Das Eigentum an dem 
Grundstück geht auf die Gemeinde über, wenn 
der Bescheid über die Ausübung des Vorkaufs- 
rechts unanfechtbar geworden und der Über- 
gang des Eigentums in das Grundbuch einge- 
tragen worden ist. Die Eintragung in das 
Grundbuch erfolgt auf Ersuchen der Gemein- 
de. 

(4) Die Gemeinde kann das ihr nach § 24 
Abs. 1 Nr. 1 zustehende Vorkaufsrecht zugun- 
sten eines öffentlichen Bedarfs- oder Erschlie- 
ßungsträgers sowie das ihr nach § 24 Abs. 1 
und Nr. 3 zustehende Vorkaufsrecht zugunsten 
eines Sanierungs- oder Entwicklungsträgers 
ausüben, wenn der Träger einverstanden ist. 
Mit der Ausübung des Vorkaufsrechts kommt 
der Kaufvertrag zwischen dem Begünstigten 
und dem Verpflichteten zustande. Die Ge- 
meinde haftet für die Verpflichtungen aus dem 
Kaufvertrag neben dem Begünstigten als Ge- 
samtschuldnerin. 

(5) Die Gemeinde kann für das Gemeindege- 
biet oder für sämtliche Grundstücke einer Ge- 
markung auf die Ausübung der ihr nach die- 
sem Abschnitt zustehenden Rechte verzichten. 
Sie kann den Verzicht jederzeit für zukünftig 
abzuschließende Kaufverträge widerrufen. Der 
Verzicht und sein Widerruf sind ortsüblich be- 
kanntzumachen. Die Gemeinde teilt dem 
Grundbuchamt den Wortlauf ihrer Erklärung 
mit. Ist ein Verzicht erklärt und nicht widerru- 
fen, bedarf es eines Zeugnisses nach Absatz 1 
Satz 3 nicht. 

(6) Hat die Gemeinde das Vorkaufsrecht aus- 
geübt und sind einem Dritten dadurch Vermö- 
gensnachteile entstanden, so hat sie dafür Ent- 
schädigung zu leisten, soweit dem Dritten ein 
vertragliches Recht zum Erwerb des Grund- 
stücks zustand, bevor ein gesetzliches Vor- 
kaufsrecht der Gemeinde aufgrund dieses Ge- 
setzbuchs ' oder solcher landesrechtlicher Vor- 
schriften, die durch § 186 des Bundesbaugeset- 
zes aufgehoben worden sind, begründet wor- 
den ist. Die Vorschriften über die Entschädi- 
gung im Zweiten Abschnitt des Fünften Teils 
sind entsprechend anzuwenden. Kommt eine 
Einigung über die Entschädigung nicht zustan- 
de, entscheidet die höhere Verwaltungsbehör- 
de.“ 


28. Die Zwischenüberschrift des Dritten Teils wird 
wie folgt gefaßt: 

„Dritter Teil 

Regelung der baulichen 
und sonstigen Nutzung; Entschädigung“ 

29. In § 29 wird Satz 4 gestrichen. 

30. § 30 wird wie folgt gefaßt; 

„§ 30 

Zulässigkeit von Vorhaben im Geltungsbereich 
eines Bebauungsplans 

(1) Im Geltungsbereich eines Bebauungs- 
plans, der allein oder gemeinsam mit sonstigen 
baurechtlichen Vorschriften mindestens Fest- 
setzungen über die Art und das Maß der bauli- 
chen Nutzung, die überbaubaren Grundstücks- 
flächen und die örtlichen Verkehrsflächen ent- 
hält, ist ein Vorhaben zulässig, wenn es diesen 
Festsetzungen nicht widerspricht und die Er- 
schließung gesichert ist. 

(2) Im Geltungsbereich eines Bebauungs- 
plans, der die Voraussetzungen des Absatzes 1 
nicht erfüllt (einfacher Bebauungsplan), richtet 
sich die Zulässigkeit von Vorhaben im übrigen 
nach § 34 oder § 35.“ 

31. § 31 wird wie folgt gefaßt: 

”§ 31 

Ausnahmen und Befreiungen 

(1) Von den Festsetzungen des Bebauungs- 
plans können solche Ausnahmen zugelassen 
werden, die in dem Bebauungsplan nach Art 
und Umfang ausdrücklich vorgesehen sind. 

(2) Von den Festsetzungen des Bebauungs- 
plans kann im Einzelfall befreit werden, wenn 

1. Gründe des Wohls der Allgemeinheit die Be- 
freiung erfordern oder 

2. die Abweichung städtebaulich vertretbar ist 
und die Grundzüge der Planung nicht be- 
rührt werden oder 

3. die Durchführung des Bebauungsplans zu 
einer offenbar nicht beabsichtigten Härte 
führen würde 

und wenn die Abweichung auch unter Würdi- 
gung nachbarlicher Interessen mit den öffent- 
lichen Belangen vereinbar ist.“ 

32. § 33 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 33 

Zulässigkeit von Vorhaben 
während der Planaufstellung 

(1) In Gebieten, für die die Gemeinde be- 
schlossen hat, einen Bebauungsplan aufzustel- 
len, ist ein Vorhaben zulässig, wenn 
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1. die öffentliche Auslegung (§ 3 Abs. 2 und 3) 
durchgeführt und die Träger öffentlicher 
Belange (§ 4 Abs. 1) beteiligt worden sind, 

2. anzunehmen ist, daß das Vorhaben den 
künftigen Festsetzungen des Bebauungs- 
plans nicht entgegensteht, 

3. der Antragsteller diese Festsetzungen für 
sich und seine Rechtsnachfolger schriftlich 
anerkennt und 

4. die Erschließung gesichert ist. 

(2) Vor Durchführung der öffentlichen Ausle- 
gung und Beteiligung der Träger öffentlicher 
Belange kann ein Vorhaben zugelassen wer- 
den, wenn die in Absatz 1 Nr. 2 bis 4 bezeichne- 
ten Voraussetzungen erfüllt sind. Den betroffe- 
nen Bürgern und berührten Trägern öffentli- 
cher Belange ist vor Erteilung der Genehmi- 
gung Gelegenheit zur Stellungnahme inner- 
halb angemessener Frist zu geben, soweit sie 
dazu nicht bereits zuvor Gelegenheit hatten.“ 


33. § 34 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 34 

Zulässigkeit von Vorhaben innerhalb der 
im Zusammenhang bebauten Ortsteile 

(1) Innerhalb der im Zusammenhang bebau- 
ten Ortsteile ist ein Vorhaben zulässig, wenn 
es sich nach Art und Maß der baulichen Nut- 
zung, der Bauweise und der Grundstücksflä- 
che, die überbaut werden soll, in die Eigenart 
der näheren Umgebung einfügt und die Er- 
schließung gesichert ist. Die Anforderungen an 
gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse müs- 
sen gewahrt bleiben; das Ortsbild darf nicht 
beeinträchtigt werden. 

(2) Entspricht die Eigenart der näheren Um- 
gebung einem der Baugebiete, die in der auf- 
grund des § 2 Abs. 5 erlassenen Verordnung be- 
zeichnet sind, beurteilt sich die Zulässigkeit 
des Vorhabens nach seiner Art allein danach, 
ob es nach der Verordnung in dem Baugebiet 
allgemein oder ausnahmsweise zulässig wäre; 
§ 31 Abs. 2 ist entsprechend anzuwenden. 

(3) Nach den Absätzen 1 und 2 unzulässige 
Erweiterungen, Änderungen, Nutzungsände- 
rungen und Erneuerungen von zulässigerweise 
errichteten baulichen und sonstigen Anlagen 
können im Einzelfall zugelassen werden, 
wenn 

1. die Zulassung aus Gründen des Wohls der 

Allgemeinheit erforderlich ist oder 

2. das Vorhaben einem Betrieb dient und städ- 
tebaulich vertretbar ist 

und wenn die Abweichung auch unter Würdi- 
gung nachbarlicher Interessen mit den öffent- 
lichen Belangen vereinbar ist. Satz 1 findet 


keine Anwendung auf Einzelhandelsbetriebe, 
die die verbrauchernahe Versorgung der Be- 
völkerung beeinträchtigen können. 

(4) Die Gemeinde kann durch Satzung 

1. die Grenzen für im Zusammenhang bebaute 
Ortsteile festlegen, 

2. bebaute Bereiche im Außenbereich als im 
Zusammenhang bebaute Ortsteile festlegen, 
wenn die Flächen im Flächennutzungsplan 
als Baufläche dargestellt sind, 

3. einzelne Außenbereichsgrundstücke zur Ab- 
rundung der Gebiete nach den Nummern 1 
und 2 einbeziehen. 

Die Satzung nach Satz 1 Nr. 2 und 3 muß mit 
einer geordneten städtebaulichen Entwicklung 
vereinbar sein. In ihr können einzelne Festset- 
zungen nach § 9 Abs. 1 und 4 getroffen werden. 
§ 9 Abs. 6 ist entsprechend anzuwenden. 

(5) Vor dem Erlaß der Satzung nach Absatz 4 
Satz 1 Nr. 2 und 3 ist den betroffenen Bürgern 
und berührten Trägern öffentlicher Belange 
Gelegenheit zur Stellungnahme innerhalb an- 
gemessener Frist zu geben. Auf die Satzung ist 
§16 entsprechend anzuwenden.“ 


34. § 35 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 3 Satz 1 wird nach „Natur- und 
Landschaftsschutzes“ „und des Denkmal- 
schutzes“ eingefügt. 

b) Die Absätze 4 und 5 werden Absatz 4 und 
wie folgt gefaßt: 

„(4) Den nachfolgend bezeichneten sonsti- 
gen Vorhaben im Sinne des Absatzes 2 
kann nicht entgegengehalten werden, daß 
sie Darstellungen des Flächennutzungs- 
plans oder eines Landschaftsplans wider- 
sprechen, die natürliche Eigenart der Land- 
schaft beeinträchtigen oder die Entstehung, 
Verfestigung oder Erweiterung einer Split- 
tersiedlung befürchten lassen: 

1. die Änderung der bisherigen Nutzung 
ohne wesentliche Änderung einer bauli- 
chen Anlage im Sinne des Absatzes 1 
Nr. 1 bis 3, 

2. die Neuerrichtung eines gleichartigen, 
zulässigerweise errichteten Wohngebäu- 
des an gleicher Stelle, wenn das vorhan- 
dene Gebäude durch wirtschaftlich ver- 
tretbare Modernisierungsmaßnahmen 
den allgemeinen Anforderungen an ge- 
sunde Wohnverhältnisse nicht angepaßt 
werden kann, es seit längerer Zeit von 
dem Eigentümer selbst genutzt wird und 
Tatsachen die Annahme rechtfertigen, 
daß das neu errichtete Wohngebäude für 
den Eigenbedarf des bisherigen Eigentü- 
mers oder seiner Familie genutzt wird. 
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3. die alsbaldige Neuerrichtung eines zuläs- 
sigerweise errichteten, durch Brand, Na- 
turereignisse oder andere außergewöhn- 
liche Ereignisse zerstörten, gleichartigen 
Gebäudes an gleicher Stelle, 

4. die Änderung oder Nutzungsänderung 
von erhaltenswerten, das Bild der Kultur- 
landschaft prägenden Gebäuden, auch 
wenn sie aufgegeben sind, wenn das Vor- 
haben einer zweckmäßigen Verwendung 
der Gebäude und der Erhaltung des Ge- 
staltwerts dient, 

5. die Erweiterung von zulässigerweise er- 
richteten Wohngebäuden, wenn die Er- 
weiterung im Verhältnis zum vorhande- 
nen Wohngebäude untergeordnet ist, 

6. die bauliche Erweiterung eines zulässi- 
gerweise errichteten gewerblichen Be- 
triebs, wenn die Erweiterung im Verhält- 
nis zum vorhandenen Gebäude und Be- 
trieb angemessen ist. 

In den Fällen der Nummern 2 und 3 sind 
geringfügige Erweiterungen des neuen Ge- 
bäudes gegenüber dem beseitigten oder zer- 
störten Gebäude sowie geringfügige Abwei- 
chungen vom bisherigen Standort des Ge- 
bäudes zulässig. Bei Anwendung des Sat- 
zes 1 Nr. 1 und 5 sind in Wohngebäuden 
höchstens zwei Wohnungen zulässig; die 
Einrichtung einer zweiten Wohnung setzt 
weiter voraus, daß Tatsachen die Annahme 
rechtfertigen, daß das Wohngebäude vom 
bisherigen Eigentümer oder seiner Familie 
selbst genutzt wird.“ 

c) Nach Absatz 4 wird folgender Absatz 5 an- 
gefügt: 

„(5) Die nach den Absätzen 1 bis 4 zulässi- 
gen Vorhaben sind in einer flächensparen- 
den und den Außenbereich schonenden 
Weise auszuführen.“ 

d) In Absatz 6 Satz 1 wird „der Absätze 4 und 
5“ durch „des Absatzes 4“ ersetzt. 


35. § 36 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 36 

Beteiligung der Gemeinde und der höheren 
Verwaltungsbehörde 

(1) Über die Zulässigkeit von Vorhaben nach 
den §§31, 33 bis 35 wird im bauauf sichtlichen 
Verfahren von der Baugenehmigungsbehörde 
im Einvernehmen mit der Gemeinde entschie- 
den. Das Einvernehmen der Gemeinde ist auch 
erforderlich, wenn in einem anderen Verwal- 
tungsverfahren über die Zulässigkeit nach den 
in Satz 1 bezeichneten Vorschriften entschie- 
den wird; dies gilt nicht für Vorhaben der in 
§ 29 Satz 3 bezeichneten Art, die der Bergauf- 
sicht unterliegen, sowie für Vorhaben, für die 
gesetzliche Planfeststellungs verfahren vorge- 


sehen sind. In den Fällen des § 31 Abs. 2, § 33, 
§ 34 Abs. 3 und § 35 Abs. 2 und 4 ist auch die 
Zustimmung der höheren Verwaltungsbehörde 
erforderlich. 

(2) Das Einvernehmen der Gemeinde und die 
Zustimmung der höheren Verwaltungsbehörde 
darf nur aus den sich aus den §§ 31, 33, 34 und 
35 ergebenden Gründen versagt werden. Das 
Einvernehmen der Gemeinde und die Zustim- 
mung der höheren Verwaltungsbehörde gelten 
als erteilt, wenn sie nicht binnen zwei Monaten 
nach Eingang des Ersuchens der Genehmi- 
gungsbehörde verweigert werden. Die höhere 
Verwaltungsbehörde kann für bestimmte Fälle 
allgemein festlegen, daß ihre Zustimmung 
nicht erforderlich ist.“ 

36. In § 37 Abs. Ir^wird „und“ durch „oder“ ersetzt 
und „ , 31“ gestrichen. 

37. § 39 wird neuer § 202; Satz 2 wird aufgehoben. 

38. Abschnitt 1 a des Dritten Teils (Anordnung von 
Baumaßnahmen, Pflanzgebot, Nutzungsgebot, 
Abbruchgebot und Erhaltung baulicher Anla- 
gen, §§ 39 a bis 39 i) wird gestrichen. 

39. § 39 j wird neuer § 39 und erste Vorschrift des 
Zweiten Abschnitts. 

40. § 40 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 wird nach Nummer 13 folgende 
Nummer 14 eingefügt: 

„14. Flächen für Maßnahmen zum Schutz, 
zur Pflege und zur Entwicklung von 
Natur und Landschaft,“ 

b) In Satz 2 wird „13“ durch „14“ ersetzt. 

41. Nach § 40 wird als neuer § 41 folgende Neufas- 
sung der §§ 42 und 43 eingefügt: 

„§41 

Entschädigung bei Begründung von Geh-, 
Fahr- und Leitungsrechten und bei Bindungen 
für Bepflanzungen 

(1) Sind im Bebauungsplan Flächen festge- 
setzt, die mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten 
zu belasten sind, so kann der Eigentümer unter 
den Voraussetzungen des § 40 Abs. 2 verlangen, 
daß an diesen Flächen einschließlich der für 
die Leitungsführungen erforderlichen Schutz- 
streifen das Recht zugunsten des in § 44 Abs. 1 
und 2 Bezeichneten begründet wird. Dies gilt 
nicht für die Verpflichtung zur Duldung sol- 
cher örtlichen Leitungen, die der Erschließung 
und Versorgung des Grundstücks dienen. Wei- 
tergehende Rechtsvorschriften, nach denen 
der Eigentümer zur Duldung von Versorgungs- 
leitungen verpflichtet ist, bleiben unberührt. 

(2) Sind im Bebauungsplan Bindungen für 
Bepflanzungen und für die Erhaltung von Bäu- 
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men, Sträuchern und Gewässern sowie für das 
Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern fest- 
gesetzt, ist dem Eigentümer eine angemessene 
Entschädigung in Geld zu leisten, wenn und 
soweit infolge dieser Festsetzungen 

1. besondere Aufwendungen notwendig sind, 
die über das bei ordnungsgemäßer Bewirt- 
schaftung erforderliche Maß hinausgehen, 
oder 

2. eine wesentliche Wertminderung des 
Grundstücks eintritt“ 

42. § 44 wird neuer § 42. 

43. Die §§ 44 a und 44 c werden mit folgender Maß- 
gabe neuer § 44: 

a) § 44 erhält die Überschrift „Entschädigungs- 
pflichtige, Fälligkeit und Erlöschen der Ent- 
schädigungsansprüche“ 

b) Absätze 1 und 2 des § 44 a werden Absätze 1 
und 2. 

c) Absätze 1 bis 3 des §44c werden Absätze 3 
bis 5 und wie folgt geändert: 

aa) In Absatz 3 Satz 1 wird „§§ 39 j, 40 und 
42 bis 44“ durch „§§ 39 bis 42“ ersetzt 

bb) In Absatz 4 wird „Absatz 1“ durch „Ab- 
satz 3“ ersetzt. 

cc) In Absatz 5 wird „des Absatzes 1 Satz 1 
und 2 sowie des Absatzes 2“ durch „des 
Absatzes 3 Satz 1 und 2 sowie des Ab- 
satzes 4“ ersetzt. 

44. § 44 b wird neuer § 43 und wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„(3) Liegen die Voraussetzungen der §§ 40 
und 41 Abs. 1 vor, ist eine Entschädigung 
nur nach diesen Vorschriften zu gewähren. 
In den Fällen der §§40 und 41 sind solche 
Wertminderungen nicht zu berücksichtigen, 
die bei Anwendung des §42 nicht zu ent- 
schädigen wären.“ 

b) In Absatz 4 Nr. 2 wird „§ 3 Abs. 2 und 3 des 
Städtebauförderungsgesetzes“ durch „§ 136 
Abs. 3 und 4“ ersetzt. 

45. In § 45 Abs. 1 wird „im Sinne des § 30“ gestri- 
chen. 

46. § 46 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 werden die Nummern 2 a bis 4 
Nummern 3 bis 5. 

b) Absatz 4 wird wie folgt gefaßt: 

„(4) Die Gemeinde kann ihre Befugnis zur 
Durchführung der Umlegung auf die Flur- 


bereinigungsbehörde oder eine andere ge- 
eignete Behörde für das Gemeindegebiet 
oder Teile des Gemeindegebiets übertragen. 
Die Einzelheiten der Übertragung ein- 
schließlich der Mitwirkungsrechte der Ge- 
meinde können in einer Vereinbarung zwi- 
schen ihr und der die Umlegung durchfüh- 
renden Behörde geregelt werden.“ 

c) In Absatz 5 Satz 1, 1. Halbsatz wird „§ 24 
Abs.l Nr. 3“ durch „§24 Abs. 1 Nr. 2“ er- 
setzt. 


47. In § 48 Abs. 4 Satz 2 wird „§ 150 Abs. 2 Satz 2 bis 

4“ durch „§ 208 Satz 2 bis 4“ ersetzt. 

48. § 51 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Im Einleitungssatz wird „des Umle- 
gungsplans (§ 71)“ durch „nach § 71“ er- 
setzt. 

bb) In den Nummern 3 und 4 wird jeweils 
„genehmigungsbedürftige“ durch „ge- 
nehmigungs-, zustimmungs- oder anzei- 
gepflichtige“ ersetzt. 

b) In Absatz 5 Satz 1, 1. Halbsatz wird „Nr. 2 a“ 
durch „Nr. 3“ ersetzt. 

49. In § 52 Abs. 2 wird „oder deren Grenzen durch 

die Umlegung nicht geändert werden sollen“ 

gestrichen. 

50. § 53 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 2 wird „die bisherige Lage, die 
Größe und die Nutzung der Grundstücke 
des Umlegungsgebiets“ durch „mindestens 
die bisherige Lage und Form der Grund- 
stücke des Umlegungsgebiets und die auf 
ihnen befindlichen Gebäude“ ersetzt. 

b) In Satz 3 werden im Einleitungssatz nach 
„Grundstück“ „mindestens“ und in Num- 
mer 2 nach „Bezeichnung“ ein Komma und 
„die Größe und die Nutzung“ eingefügt. 

51. § 54 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefaßt: 

„Benachrichtigungen und Umlegungsver- 
merk“. 

b) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird nach „Grundbuchamt“ 
„und der für die Führung des Liegen- 
schaftskatasters zuständigen Stelle“ 
eingefügt. 

bb) In Satz 2 wird „Das Grundbuchamt hat“ 
durch „Sie ersucht das Grundbuchamt,“ 
ersetzt. 
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52. § 55 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Aus der Umlegungsmasse sind vor- 
weg die Flächen auszuscheiden und der Ge- 
meinde oder dem sonstigen Erschließungs- 
träger zuzuteilen, die nach dem Bebauungs- 
plan festgesetzt sind als 

1. örtliche Verkehrsflächen für Straßen, 
Wege einschließlich Wohnwege und 
Plätze sowie für Sammelstraßen inner- 
halb des Umlegungsgebiets, 

2. Flächen für Parkplätze oder Grünanla- 
gen, soweit sie Bestandteil der in Num- 
mer 1 genannten Verkehrsanlagen oder 
nach städtebaulichen Grundsätzen inner- 
halb des Umlegungsgebiets zu seiner Er- 
schließung notwendig sind, 

3. Flächen für Kinderspielplätze innerhalb 
des Umlegungsgebiets sowie 

4. Flächen für Anlagen zum Schutz des Um- 
legungsgebiets gegen schädliche Umwelt- 
einwirkungen im Sinne des Bundes-Im- 
missionsschutzgesetzes, auch wenn sie 
nicht Bestandteil der in den Nummern 1 
bis 3 genannten Anlagen sind. 

Dies gilt für Flächen im Sinne des Satzes 1 
Nr. 2 bis 4 nur insoweit, als sie überwiegend 
den Bedürfnissen der Bewohner des Umle- 
gungsgebiets dienen sollen.“ 

b) In Absatz 3 wird „örtliche Verkehrsflächen 
und Grünflächen insoweit abgefunden, als 
nach den Festsetzungen des Bebauungs- 
plans Flächen für die in Absatz 2 genannten 
Zwecke benötigt werden“ durch „Flächen 
nach Absatz 2 abgefunden“ ersetzt. 

53. § 57 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 2 wird „ist möglichst ein Grundstück 
mit dem gleichen Verkehrswert zuzuteilen“ 
durch „soll ein Grundstück mindestens mit 
dem Verkehrswert zugeteilt werden“ er- 
setzt. 

b) In Satz 4 wird nach „berücksichtigen“ ein 
Strichpunkt und „sollen Grundstücke in be- 
zug auf die Flächen nach § 55 Abs. 2 er- 
schließungsbeitragspflichtig zugeteilt wer- 
den, bleiben Wertänderungen insoweit un- 
berücksichtigt“ eingefügt. 

54. § 58 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Geht die Umlegungsstelle von dem Ver- 
hältnis der Flächen aus, hat sie von den ein- 
geworfenen Grundstücken unter Anrech- 
nung des Flächenabzugs nach § 55 Abs. 2 ei- 
nen Flächenbeitrag in einem solchen Um- 
fang abzuziehen, daß die Vorteile ausgegli- 


chen werden, die durch die Umlegung er- 
wachsen; dabei bleiben in den Fällen des 
§ 57 Satz 4 Halbsatz 2 die Vorteile insoweit 
unberücksichtigt.“ 

b) Absatz 2 wird aufgehoben; die Absätze 3 
und 4 werden Absätze 2 und 3. 

55. § 59 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 2 werden folgende Sätze ange- 
fügt: 

,Auf den Geldausgleich sind die Vorschrif- 
ten über die Entschädigung im Zweiten Ab- 
schnitt des Fünften Teils entsprechend an- 
zuwenden, soweit die Zuteilung den Ein- 
wurfswert oder mehr als nur unwesentlich 
den Sollanspruch unterschreitet. Der Geld- 
ausgleich bemißt sich nach dem Verkehrs- 
wert, bezogen auf den Zeitpunkt der Auf- 
stellung des Umlegungsplans, soweit die Zu- 
teilung den Sollanspruch mehr als nur un- 
wesentlich überschreitet und dadurch die 
bebauungsplanmäßige Nutzung ermög- 
licht.“ 

b) In Absatz 3 wird „Nr. 2 bis 4“ durch „Nr. 2 
und 3“ ersetzt. 

c) In Absatz 4 wird am Ende der Nummer 3 
„oder“ gestrichen sowie die Nummer 4 auf- 
gehoben. 

d) Dem Absatz 6 wird folgender Satz ange- 
fügt: 

„Die Vorschriften über die Entschädigung 
im Zweiten Abschnitt des Fünften Teils 
sind entsprechend anzuwenden.“ 

e) In Absatz 7 wird „des § 39 b ein Bau- oder 
Pflanzgebot, unter den Voraussetzungen 
des § 39 c ein Nutzungsgebot, unter den Vor- 
aussetzungen des §39e ein Modernisie- 
rungs- oder Instandsetzungsgebot“ durch 
„des § 176 ein Baugebot, unter den Voraus- 
setzungen des § 177 ein Modernisierungs- 
oder Instandsetzungsgebot und unter den 
Voraussetzungen des § 178 ein Pflanzgebot“ 
ersetzt. 

f) In Absatz 9 wird „Bau- oder Pflanzgebot, ein 
Nutzungsgebot, ein Modernisierungs- oder 
Instandsetzungsgebot“ durch „Baugebot, 
ein Modernisierungs- oder Instandsetzungs- 
gebot, ein Pflanzgebot“ und „§39b bis 39 e“ 
durch „§§ 176 bis 179“ ersetzt. 

56. § 60 Satz 1 und 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Für bauliche Anlagen, Anpflanzungen und für 
sonstige Einrichtungen ist nur eine Geldabfin- 
dung zu gewähren und im Fall der Zuteilung 
ein Ausgleich in Geld festzusetzen, soweit das 
Grundstück wegen dieser Einrichtungen einen 
über den Bodenwert hinausgehenden Ver- 
kehrswert hat.“ 
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57. § 61 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Zur zweckmäßigen und wirtschaftlichen 
Ausnutzung der Grundstücke können Flä- 
chen für hintere Zuwege, gemeinschaftliche 
Hofräume, Kinderspielplätze, Freizeitein- 
richtungen, Stellplätze, Garagen oder an- 
dere Gemeinschaftsanlagen in Übereinstim- 
mung mit den Zielen des Bebauungsplans 
festgelegt und ihre Rechtsverhältnisse gere- 
gelt werden.“ 

b) Absatz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Soweit durch die Aufhebung, Ände- 
rung oder Begründung von Rechten oder 
Baulasten Vermögensnachteile oder Vermö- 
gensvorteile entstehen, findet ein Ausgleich 
in Geld statt Für den Fall, daß Vermögens- 
nachteile entstehen, sind die Vorschriften 
über die Entschädigung im Zweiten Ab- 
schnitt des Fünften Teils entsprechend an- 
zuwenden.“ 


58. In § 63 Abs. 2 wird „§ 59 oder 60“ durch „§ 59, 60 

oder 61“ ersetzt. 

59. § 64 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Geldleistungen werden mit der Be- 
kanntmachung nach § 71 fällig“ 

bb) In Satz 2 wird „59“ durch „61“ ersetzt. 

cc) Dem Satz 2 wird folgender Satz ange- 
fügt: 

„Ist der Umlegungsplan lediglich wegen 
der Höhe einer Geldleistung angefoch- 
ten, ist diese in Höhe des angefochte- 
nen Betrags ab Inkrafttreten des Umle- 
gungsplans dem Grund nach mit 2 vom 
Hundert über dem Diskontsatz der 
Deutschen Bundesbank jährlich zu ver- 
zinsen.“ 

b) In Absatz 3 wird „60“ durch „61“ ersetzt. 

60. Dem § 66 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Er kann auch für Teile des Umlegungsgebiets 

aufgestellt werden (Teilumlegungsplan).“ 

61. § 68 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 1 wird Halbsatz 2 aufgehoben. 

b) Nummer 4 wird wie folgt gefaßt: 

„4. die Geldleistungen, deren Fälligkeit und 
Zahlungsart sowie der Wert der Flächen 
nach § 55 Abs. 2 bei einer insoweit er- 
schließungsbeitragspflichtigen Zutei- 
lung;“. 


c) Nummer 6 wird wie folgt gefaßt: 

„6. die einzuziehenden und die zu verlegen- 
den Flächen im Sinne des § 55 Abs. 2 
und die Wasserläufe;“. 

d) Der Nummer 6 werden folgende Nummern 
angefügt: 

„7. die Gebote nach § 59 Abs. 7 sowie 
8. die Baulasten nach § 61 Abs. 1 Satz 3.“ 

62. In § 72 Abs. 2 Satz 1 AAÜrd „unanfechtbar gewor- 
den“ durch „nach § 71 bekanntgemacht“ er- 
setzt, 

63. § 74 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Die Umlegungsstelle übersendet dem 
Grundbuchamt und der für die Führung des 
Liegenschaftskatasters zuständigen Stelle 
eine beglaubigte Abschrift der Bekanntma- 
chung nach § 71 sowie eine beglaubigte Aus- 
fertigung des Umlegungsplans und ersucht 
diese, die Rechts änderungen in das Grund- 
buch und in das Liegenschaftskataster ein- 
zutragen sowie den Umlegungsvermerk im 
Grundbuch zu löschen.“ 

b) In Absatz 2 Satz 2 wird „Nr. 4“ durch „Nr. 5“ 
ersetzt. 

64. § 76 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 wird „56“ durch „55“ ersetzt. 

b) In Satz 2 wird „70, 71, 74 und 75“ durch „70 
bis 75“ ersetzt. 


65. In § 77 werden Absätze 1 a und 2 Absätze 2 

und 3. 

66. § 79 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefaßt: 
„Abgaben- und Auslagenbefreiung“. 

b) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Geschäfte und Verhandlungen, die 
der Durchführimg oder Vermeidung der 
Umlegung dienen, einschließlich der Berich- 
tigung der öffentlichen Bücher, sind frei von 
nichtsteuerlichen Abgaben; dies gilt auch 
für Auslagen, nicht aber für die Kosten ei- 
nes Rechtsstreits. Hiervon unberührt blei- 
ben Regelungen in bezug auf nichtsteuerli- 
che Abgaben und Auslagen, die auf landes- 
rechtlichen Vorschriften beruhen.“ 

67. § 80 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 
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aa) In Satz 1 wird nach „Dienstbarkeiten“ 
„und Baulasten nach Maßgabe des § 61 
Abs. 1 Satz 3“ eingefügt. 

bb) Nach Satz 1 wird folgender Satz ange- 
fügt: 

„Betroffene Grundpfandrechte können 
neugeordnet werden, wenn die Beteilig- 
ten dem vorgesehenen neuen Rechtszu- 
stand zustimmen.“ 

b) Dem Absatz 3 wird folgender Satz ange- 
fügt: 

„Die Vorschriften des § 46 Abs. 4 zur Über- 
tragung der Umlegung auf eine Flurbereini- 
gungsbehörde oder eine andere geeignete 
Behörde sind für Grenzregelungen entspre- 
chend anzuwenden.“ 


68. § 81 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„Die Geldleistungen werden mit der Be- 
kanntmachung nach § 83 Abs. 1 fällig.“ 

b) Dem Satz 3 wird folgender Satz angefügt: 

„§ 64 Abs. 3, 4 und 6 über Beitrag und öffent- 
liche Last ist entsprechend anzuwenden, 
wenn die Gemeinde Gläubigerin der Geld- 
leistungen ist.“ 


69. § 82 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 wird nach „Dienstbarkeiten“ ein 
Komma und „Grundpfandrechten und Bau- 
lasten“ eingefügt. 

b) In Satz 2 wird nach „Rechte“ „ohne Zustim- 
mung“ eingefügt. 


70. § 83 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 2 wird folgender Satz ange- 
fügt: 

„§ 72 Abs. 2 über die Vollziehung ist entspre- 
chend anzuwenden.“ 

b) Absatz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„(3) Das Eigentum an ausgetauschten 
oder einseitig zugeteilten Grundstückstei- 
len und Grundstücken geht lastenfrei auf 
die neuen Eigentümer über; Unschädlich- 
keitszeugnisse sind nicht erforderlich. Aus- 
getauschte oder einseitig zugeteilte Grund- 
stücksteile und Grundstücke werden Be- 
standteil des Grundstücks, dem sie zugeteilt 
werden. Die dinglichen Rechte an diesem 
Grundstück erstrecken sich auf die zugeteil- 
ten Grundstücksteile und Grundstücke. 
Satz 1 Halbsatz 1 und Satz 3 gelten nur, so- 
weit sich nicht aus einer Regelung nach § 80 
Abs. 2 etwas anderes ergibt.“ 


71. § 85 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 4 wird „oder“ durch ein Komma 
ersetzt; nach Nummer 4 wird folgende neue 
Nummer 5 eingefügt: 

„5. Grundstücke einer baulichen Nutzung 
zuzuführen, wenn ein Eigentümer die 
Verpflichtung nach § 176 Abs. 1 und 2 
nicht erfüllt, oder“. 

b) Die bisherige Nummer 5 wird Nummer 6 
und wie folgt gefaßt: 

„6. im Geltungsbereich einer Erhaltungs- 
satzung eine bauliche Anlage aus den in 
§ 172 Abs. 3 bis 5 bezeichneten Gründen 
zu erhalten.“ 

c) In Absatz 2 Nr. 2 wird „Nr. 5“ durch „Nr. 6“ 
ersetzt. 

72. § 87 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 wird aufgehoben. 

b) Absatz 4 wird Absatz 3 und wie folgt ge- 
faßt: 

„(3) Die Zulässigkeit der Enteignung wird 
durch die Vorschriften des Dritten Teils des 
Zweiten Kapitels nicht berührt.“ 

73. Dem § 88 wird folgender Satz angefügt: 

„Der Nachweis nach § 87 Abs. 2 entfällt weiter- 
hin, wenn die Enteignung eines im förmlich 
festgelegten Sanierungsgebiet gelegenen 
Grundstücks zugunsten der Gemeinde bean- 
tragt wird.“ 

74. § 89 wird wie folgt gefaßt: 

»§ 89 

Veräußerungspflicht 

(1) Die Gemeinde hat Grundstücke zu veräu- 
ßern, 

1. die sie durch Ausübung des Vorkaufsrechts 
erlangt hat oder 

2. die zu ihren Gunsten enteignet worden sind, 
um sie für eine bauliche Nutzung vorzube- 
reiten oder der baulichen Nutzung zuzufüh- 
ren. 

Dies gilt nicht für Grundstücke, die als Aus- 
tauschland für beabsichtigte städtebauliche 
Maßnahmen, zur Entschädigung in Land oder 
für sonstige öffentliche Zwecke benötigt wer- 
den. Die Veräußerungspflicht entfällt, wenn für 
das Grundstück entsprechendes Ersatzland 
hergegeben oder Miteigentum an einem 
Grundstück übertragen wurde oder wenn 
grundstücksgleiche Rechte, Rechte nach dem 
Wohnungseigentumsgesetz oder sonstige ding- 
liche Rechte an einem Grundstück begründet 
oder gewährt wurden. 
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(2) Die Gemeinde soll ein Grundstück veräu- 
ßern, sobald der mit dem Erwerb verfolgte 
Zweck verwirklicht werden kann oder entfal- 
len ist. 

(3) Die Gemeinde hat die Grundstücke unter 
Berücksichtigung weiter Kreise der Bevölke- 
rung an Personen zu veräußern, die sich ver- 
pflichten, das Grundstück innerhalb angemes- 
sener Frist entsprechend den baurechtlichen 
Vorschriften oder den Zielen und Zwecken der 
städtebaulichen Mcißnahme zu nutzen. Dabei 
sind in den Fällen des Absatzes 1 Satz 1 Nr. 1 
die früheren Käufer, in den Fällen des Absat- 
zes 1 Satz 1 Nr. 2 die früheren Eigentümer vor- 
rangig zu berücksichtigen. 

(4) Die Gemeinde kann ihrer Veräußerungs- 
pflicht nachkommen, indem sie 

1. das Eigentum an dem Grundstück über- 
trägt, 

2. grundstücksgleiche Rechte oder Rechte 
nach dem Wohnungseigentumsgesetz oder 

3. sonstige dingliche Rechte 

begründet oder gewährt. Die Verschaffung ei- 
nes Anspruchs auf den Erwerb solcher Rechte 
steht ihrer Begründung oder Gewährung oder 
der Eigentumsübertragung gleich.“ 


75. § 95 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 wird „§ 142“ durch „§ 194“ 
ersetzt. 

b) In Absatz 2 Nr. 7 wird „§§ 40 und 42 bis 44“ 
durch „§§ 40 bis 42“ ersetzt. 


76. In § 98 Abs. 2 wird „§ 109“ durch „§ 108“ er- 
setzt. 


77. § 100 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 7 wird „§ 109“ durch „§ 108“ er- 
setzt. 

b) In Absatz 9 Satz 1 wird nach „Absatz 1“ 
„oder 3“ eingefügt. 


78. In § 101 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 wird „sowie durch 
Immobilienfondsanteile im Sinne des § 25 
Abs. 5 des Städtebauförderungsgesetzes“ ge- 
strichen. 


79. In § 102 Abs. 6 wird „§§ 104, 105 und 107 bis 122“ 
durch „§§ 104 bis 122“ ersetzt. 


80. § 107 wird neuer § 106; in Absatz 4 Satz 2 wird 
„§ 150 Abs. 2 Satz 2 bis 4“ durch „§ 208 Satz 2 bis 
4“ ersetzt. 


81. § 108 wird neuer § 107; Absatz 1 wird wie folgt 

geändert: 

a) In Satz 3 wird „den gesamten Sachverhalt, 
soweit er für das Enteignungsverfahren von 
Bedeutung ist, zu ermitteln und“ gestri- 
chen. 

b) In Satz 4 wird „§ 137“ durch „§ 192“ ersetzt. 

82. § 109 wird neuer § 108 und wie folgt geändert: 

a) Am Ende der Überschrift wird ein Strich- 
punkt und „Enteignungsvermerk“ angefügt. 

b) In Absatz 2 Satz 1 Nr. 1 wird „§ 2 a Abs. 6“ 
durch „§ 3 Abs. 2“ ersetzt. 

c) In Absatz 6 wird nach Satz 1 eingefügt: „Sie 
ersucht das Grundbuchamt, in das Grund- 
buch des betroffenen Grundstücks einzutra- 
gen, daß das Enteignungsverfahren einge- 
leitet ist (Enteignungsvermerk); ist das Ent- 
eignungsverfahren beendigt, ersucht die 
Enteignungsbehörde das Grundbuchamt, 
den Enteignungsvermerk zu löschen.“ 

83. § 109 a wird neuer § 109. 

84. § 113 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 wird „zu begründen und“ gestri- 
chen. 

b) In Satz 2 wird „§ 157“ durch „§ 217“ ersetzt. 

85. Teil Va (Härteausgleich, §§122a und 122 b) 

wird gestrichen. 

86. § 123 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 wird gestrichen. 

b) Die Absätze 4 und 5 werden Absätze 3 
und 4. 

87. § 124 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 124 

Erschließungsvertrag 

Die Gemeinde kann die Erschließung durch 

Vertrag auf einen Dritten übertragen.“ 

88. § 125 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefeißt: 

„Die Herstellung der öffentlichen Straßen, 
Wege einschließlich Wohnwege, Plätze und 
Grünanlagen sowie der Kinderspielplätze 
und Immissionsschutzanlagen setzt einen 
Bebauungsplan voraus.“ 

b) Absatz 1 a wird Absatz 2 und wie folgt ge- 
faßt: 
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„(2) Die Rechtmäßigkeit der Herstellung 
von Erschließungsanlagen wird durch Ab- 
weichungen von den Festsetzungen des Be- 
bauungsplans nicht berührt, wenn die Ab- 
weichungen mit den Grundzügen der Pla- 
nung vereinbar sind und 

1. die Erschließungsanlagen hinter den 
Festsetzungen Zurückbleiben oder 

2. die Erschließungsbeitragspflichtigen nicht 
mehr als bei einer plangemäßen Herstel- 
lung belastet werden und die Abweichun- 
gen die Nutzung der betroffenen Grund- 
stücke nicht wesentlich beeinträchtigen.“ 

c) Absatz 2 wird Absatz 3; „§ 1 Abs. 4, 6 und 7“ 
wird durch „§ 1 Abs. 4 bis 6“ ersetzt. 

89. In § 126 wird Absatz 3 aufgehoben. 

90. § 127 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Nummer 1 wird folgende Nummer 
eingefügt: 

„2. die öffentlichen aus rechtlichen oder tat- 
sächlichen Gründen mit Kraftfahr- 
zeugen nicht befahrbaren Verkehrsanla- 
gen innerhalb der Baugebiete (Wohnwe- 
ge);“. 

b) Die bisherigen Nummern 2 bis 5 werden 
Nummern 3 bis 6. 

c) In der neuen Nummer 4 wird „Nummern 1 
und 2“ durch „Nummern 1 bis 3“ ersetzt. 

91. Dem § 128 Abs. 1 wird folgender Satz ange- 
fügt: 

„Zu den Kosten für den Erwerb der Flächen 
für Erschließungsanlagen gehört im Falle ei- 
ner erschließungsbeitragspflichtigen Zuteilung 
im Sinne des § 57 Satz 4 Halbsatz 2 auch der 
Wert nach § 68 Abs. 1 Nr. 4.“ 

92. In § 130 Abs. 2 wird nach Satz 1 folgender Satz 
eingefügt: 

,A^bschnitte einer Erschließungsanlage können 
nach örtlich erkennbaren Merkmalen oder 
nach rechtlichen Gesichtspunkten (z. B. Bebau- 
ungsplangebiete, Umlegungsgebiete, förmlich 
festgelegte Sanierungsgebiete) gebildet wer- 
den.“ 

93. Dem § 131 Abs. 1 werden folgende Sätze ange- 
fügt: 

„Erschlossen sind auch Grundstücke, denen 
ein Wohnweg (§ 127 Abs. 2 Nr. 2) einen Zugang 
vermittelt, wenn diese Grundstücke baulich 
oder gewerblich nutzbar sind. Mehrfach er- 
schlossene Grundstücke sind in der Erschlie- 
ßungseinheit bei der Verteilung des Erschlie- 


ßungsaufwands nur einmal zu berücksichti- 
gen.“ 

94. § 133 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Für ein Grundstück, für das eine Bei- 
tragspflicht noch nicht oder nicht in 
vollem Umfang entstanden ist, können 
angemessene Vorausleistungen auf den 
Erschließungsbeitrag verlangt werden, 
wenn ein Bauvorhaben auf dem Grund- 
stück genehmigt wird oder wenn mit 
der Durchführung der Erschließungs- 
maßnahme begonnen worden ist.“ 

bb) Nach Satz 1 werden folgende Sätze ein- 
gefügt: 

„Die Vorausleistung ist mit der endgül- 
tigen Beitragsschuld zu verrechnen, 
auch wenn der Vorausleistende nicht 
beitragspflichtig ist. Ist die Beitrags- 
pflicht sechs Jahre nach Erlaß des Vor- 
ausleistungsbescheids noch nicht ent- 
standen, kann die Vorausleistung zu- 
rückverlangt werden, wenn die Er- 
schließungsanlage bis zu diesem Zeit- 
punkt noch nicht benutzbar ist. Der 
Rückzahlungsanspruch ist mit 2 vom 
Hundert über dem Diskontsatz der 
Deutschen Bundesbank jährlich zu ver- 
zinsen.“ 

b) Absatz 4 wird gestrichen. 

95. Der Siebente Teil (Ermittlung von Grund- 
stückswerten, §§ 136 bis 144) und Teil VII a 
(Städtebauliche Maßnahmen im Zusammen- 
hang mit Maßnahmen zur Verbesserung der 
Agrarstruktur, §§ 144 a bis 144 f) werden gestri- 
chen. 

96. Nach § 135 wird folgendes Kapitel eingefügt: 

„Zweites Kapitel 
Besonderes Städtebaurecht 
Erster Teil 

Städtebauliche Sanierungsmaßnahmen 

Erster Abschnitt 
Allgemeine Vorschriften 

§136 

Städtebauliche Sanierungsmaßnahmen 

(1) Städtebauliche Sanierungsmaßnahmen 
in Stadt und Land, deren einheitliche Vorberei- 
tung und zügige Durchführung im öffentlichen 
Interesse liegen, werden nach den Vorschriften 
dieses Teils vorbereitet und durchgeführt. 

(2) Städtebauliche Sanierungsmaßnahmen 
dienen dem Wohl der Allgemeinheit. Sie sollen 
dazu beitragen, daß 
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1. die bauliche Struktur in allen Teilen des 
Bundesgebiets nach den sozialen, hygieni- 
schen, wirtschaftlichen und kulturellen Er- 
fordernissen entwickelt wird, 

2. die Verbesserung der Wirtschafts- und 
Agrarstruktur unterstützt wird, 

3. die Siedlungsstruktur den Erfordernissen 
des Umweltschutzes, den Anforderungen an 
gesunde Lebens- und Arbeitsbedingungen 
der Bevölkerung und der Bevölkerungsent- 
wicklung entspricht oder 

4. die vorhandenen Ortsteile erhalten, erneu- 
ert und fortentwickelt werden, die Gestal- 
tung des Orts- und Landschaftsbilds verbes- 
sert und den Erfordernissen des Denkmal- 
schutzes Rechnung getragen wird. 

Die öffentlichen und privaten Belange sind ge- 
geneinander und untereinander gerecht abzu- 
wägen. 

(3) Städtebauliche Sanierungsmaßnahmen 
sind Maßnahmen, durch die ein Gebiet zur Be- 
hebung städtebaulicher Mißstände wesentlich 
verbessert oder umgestaltet wird. Städtebauli- 
che Mißstände liegen vor, wenn 

1. das Gebiet nach seiner vorhandenen Bebau- 
ung oder nach seiner sonstigen Beschaffen- 
heit den allgemeinen Anforderungen an ge- 
sunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse oder 
an die Sicherheit der in ihm wohnenden 
oder arbeitenden Menschen nicht entspricht 
oder 

2. das Gebiet in der Erfüllung der Aufgaben 
erheblich beeinträchtigt ist, die ihm nach 
seiner Lage und Funktion obliegen. 

(4) Bei der Beurteilung, ob in einem städti- 
schen oder ländlichen Gebiet städtebauliche 
Mißstände vorliegen, sind insbesondere zu be- 
rücksichtigen 

1. die Wohn- und Arbeitsverhältnisse oder die 
Sicherheit der in dem Gebiet wohnenden 
und arbeitenden Menschen in bezug auf 

a) die Belichtung, Besonnung und Belüf- 
tung der Wohnungen und Arbeitsstätten, 

b) die bauliche Beschaffenheit von Gebäu- 
den, Wohnungen und Arbeitsstätten, 

c) die Zugänglichkeit der Grundstücke, 

d) die Auswirkungen einer vorhandenen 
Mischung von Wohn- und Arbeitsstätten, 

e) die Nutzung von bebauten und unbebau- 
ten Flächen nach Art, Maß und Zustand, 

f) die Einwirkungen, die von Grundstücken, 
Betrieben, Einrichtungen oder Verkehrs- 
anlagen ausgehen, insbesondere durch 
Lärm, Verunreinigungen und Erschütte- 
rungen, 

g) die vorhandene Erschließung; 


2. die Funktionsfähigkeit des Gebiets in bezug 

auf 

a) den fließenden und ruhenden Verkehr, 

b) die wirtschaftliche Situation und Ent- 
wicklungsfähigkeit des Gebiets unter Be- 
rücksichtigung seiner Versorgungsfunk- 
tion im Verflechtungsbereich, 

c) die infrastrukturelle Erschließung des 
Gebiets, seine Ausstattung mit Grünflä- 
chen, Spiel- und Sportplätzen und mit 
Anlagen des Gemeinbedarfs, insbeson- 
dere unter Berücksichtigung der sozialen 
und kulturellen Aufgaben dieses Gebiets 
im Verflechtungsbereich. 

§137 

Beteiligung und Mitwirkung der 
Betroffenen 

Die Sanierung soll mit den Eigentümern, 
Mietern, Pächtern und sonstigen Betroffenen 
möglichst frühzeitig erörtert werden. Die Be- 
troffenen sollen zur Mitwirkung bei der Sanie- 
rung und zur Durchführung der erforderlichen 
baulichen Maßnahmen angeregt und hierbei 
im Rahmen des Möglichen beraten werden. 

§ 138 

Auskunftspflicht 

(1) Eigentümer, Mieter, Pächter und sonstige 
zum Besitz oder zur Nutzung eines Grund- 
stücks, Gebäudes oder Gebäudeteils Berech- 
tigte sowie ihre Beauftragten sind verpflichtet, 
der Gemeinde oder ihren Beauftragten Aus- 
kunft über die Tatsachen zu erteilen, deren 
Kenntnisse zur Beurteilung der Sanierungsbe- 
dürftigkeit eines Gebiets oder zur Vorberei- 
tung oder Durchführung der Sanierung erfor- 
derlich ist. An personenbezogenen Daten kön- 
nen insbesondere Angaben der Betroffenen 
über ihre persönlichen Lebensumstände im 
wirtschaftlichen und sozialen Bereich, nament- 
lich über die Berufs-, Erwerbs- und Familien- 
verhältnisse, das Lebensalter, die Wohnbedürf- 
nisse, die sozialen Verflechtungen sowie über 
die örtlichen Bindungen, erhoben werden. 

(2) Die nach Absatz 1 erhobenen personenbe- 
zogenen Daten dürfen nur zu Zwecken der Sa- 
nierung verwendet werden. Wurden die Daten 
von einem Beauftragten der Gemeinde erho- 
ben, dürfen sie nur an die Gemeinde weiterge- 
geben werden; die Gemeinde darf die Daten an 
andere Beauftragte im Sinne des § 157 sowie 
an die höhere Verwaltungsbehörde weiterge- 
ben, soweit dies zu Zwecken der Sanierung er- 
forderlich ist. Die erhobenen Daten dürfen im 
übrigen auch an die Finanzbehörden für 
Zwecke der Besteuerung weitergegeben wer- 
den. Nach Aufhebung der förmlichen Festle- 
gung des Sanierungsgebiets sind die Daten zu 
löschen. 

(3) Die mit der Erhebung der Daten Beauf- 
tragten sind bei Aufnahme ihrer Tätigkeit 
nach Maßgabe des Absatzes 2 zu verpflichten. 
Ihre Pflichten bestehen nach Beendigung ihrer 
Tätigkeit fort. 
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(4) Verweigert ein nach Absatz 1 Auskunfts- 
pflichtiger die Auskunft, ist die Vorschrift des 
§ 208 Satz 2 bis 4 über die Androhung und Fest- 
setzung eines Zwangsgelds entsprechend an- 
zuwenden. Der Auskunftspflichtige kann die 
Auskunft auf solche Frage verweigern, deren 
Beantwortung ihn selbst oder einen der in 
§ 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Zivilprozeßordnung 
bezeichneten Angehörigen der Gefahr straf- 
rechtlicher Verfolgung oder eines Verfahrens 
nach dem Gesetz über Ordnungswidrigkeiten 
aussetzen würde. 

§139 

Beteiligung und Mitwirkung öffentlicher 
Aufgabenträger 

(1) Der Bund, einschließlich seiner Sonder- 
vermögen, die Länder, die Gemeindeverbände 
und die sonstigen Körperschaften, Anstalten 
und Stiftungen des öffentlichen Rechts sollen 
im Rahmen der ihnen obliegenden Aufgaben 
die Vorbereitung und Durchführung von städ- 
tebaulichen Sanierungsmaßnahmen unterstüt- 
zen. 

(2) Die Vorschriften über die Beteiligung der 
Träger öffentlicher Belange nach §4 sind bei 
der Vorbereitung und Durchführung der Sanie- 
rung sinngemäß anzuwenden. Die Träger öf- 
fentlicher Belange haben die Gemeinde auch 
über Änderungen ihrer Absichten zu unter- 
richten. 

(3) Ist eine Änderung von Zielen und 
Zwecken der Sanierung oder von Maßnahmen 
und Planungen der Träger öffentlicher Belan- 
ge, die aufeinander abgestimmt wurden, beab- 
sichtigt, haben sich die Beteiligten unverzüg- 
lich miteinander ins Benehmen zu setzen. 

(4) Auf Grundstücken, die den in § 26 Nr. 2 
bezeichneten Zwecken dienen, und auf den in 
§ 26 Nr. 3 bezeichneten Grundstücken dürfen 
städtebauliche Sanierungsmaßnahmen nur 
mit Zustimmung des Bedarfsträgers durchge- 
führt werden. Der Bedarfsträger soll seine Zu- 
stimmung erteilen, wenn auch unter Berück- 
sichtigung seiner Aufgaben ein überwiegendes 
öffentliches Interesse an der Durchführung 
der Sanierungsmaßnahmen besteht. 

Zweiter Abschnitt 

Vorbereitung 

und 

Durchführung 

§140 

Vorbereitung 

Die Vorbereitung der Sanierung ist Aufgabe 
der Gemeinde; sie umfaßt 

1. die vorbereitenden Untersuchungen, 

2. die förmliche Festlegung des Sanierungsge- 
biets, 

3. die Bestimmung der Ziele und Zwecke der 

Sanierung, 


4. die städtebauliche Planung einschließlich 
der Aufstellung erforderlicher Bebauungs- 
pläne und Rahmenpläne für das Sanie- 
rungsgebiet, 

5. die Erörterung der beabsichtigten Sanie- 
rung, 

6. die Erarbeitung und Fortschreibung des So- 
zialplans, 

7. einzelne Ordnungs- und Baumaßnahmen, 
die vor einer förmlichen Festlegung des Sa- 
nierungsgebiets durchgeführt werden. 

§141 

Vorbereitende Untersuchungen 

(1) Die Gemeinde hat vor der förmlichen 
Festlegung des Sanierungsgebiets die vorbe- 
reitenden Untersuchungen durchzuführen 
oder zu veranlassen, die erforderlich sind, um 
Beurteilungsunterlagen zu gewinnen über die 
Notwendigkeit der Sanierung, die sozialen, 
strukturellen und städtebaulichen Verhält- 
nisse und Zusammenhänge sowie die anzustre- 
benden allgemeinen Ziele und die Durchführ- 
barkeit der Sanierung im allgemeinen. Die vor- 
bereitenden Untersuchungen sollen sich auch 
auf nachteilige Auswirkungen erstrecken, die 
sich für die von der beabsichtigten Sanierung 
unmittelbar Betroffenen in ihren persönlichen 
Lebensumständen im wirtschaftlichen oder so- 
zialen Bereich voraussichtlich ergeben wer- 
den. 

(2) Von vorbereitenden Untersuchungen 
kann abgesehen werden, wenn hinreichende 
Beurteilungsunterlagen bereits vor liegen. 

(3) Die Gemeinde leitet die Vorbereitung der 
Sanierung durch den Beschluß über den Be- 
ginn der vorbereitenden Untersuchungen ein. 
Der Beschluß ist ortsüblich bekanntzumachen. 
Dabei ist auf die Auskunftspflicht nach § 138 
hinzuweisen. 

§142 

Förmliche Festlegung 

(1) Die Gemeinde kann ein Gebiet, in dem 
eine städtebauliche Sanierungsmaßnahme 
durchgeführt werden soll, durch Beschluß 
förmlich als Sanierungsgebiet festlegen (förm- 
lich festgelegtes Sanierungsgebiet). Das Sanie- 
rungsgebiet ist so zu begrenzen, daß sich die 
Sanierung zweckmäßig durchführen läßt. Ein- 
zelne Grundstücke, die von der Sanierung 
nicht betroffen werden, können aus dem Ge- 
biet ganz oder teilweise ausgenommen wer- 
den. 

(2) Ergibt sich aus den Zielen und Zwecken 
der Sanierung, daß Flächen außerhalb des Sa- 
nierungsgebiets 

1. für Ersatzbauten oder Ersatzanlagen zur 
räumlich zusammenhängenden Unterbrin- 
gung von Bewohnern oder Betrieben aus 
dem Sanierungsgebiet oder 
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2. für die durch die Sanierung bedingten Ge- 
meinbedarfs- oder Folgeeinrichtungen 

in Anspruch genommen werden müssen (Er- 
satz- und Ergänzungsgebiete), kann die Ge- 
meinde geeignete Gebiete für diesen Zweck 
förmlich festlegen. Für die förmliche Festle- 
gung und die sich aus ihr ergebenden Wirkun- 
gen sind die für Sanierungsgebiete geltenden 
Vorschriften anzuwenden. 

(3) Die Gemeinde beschließt die förmliche 
Festlegung des Sanierungsgebiets als Satzung. 
In der Satzung ist das Sanierungsgebiet genau 
zu bezeichnen. Die im Sanierungsgebiet gele- 
genen Grundstücke sind einzeln aufzuführen. 
In der Satzung ist die Anwendung der Vor- 
schriften des Dritten Abschnitts auszuschlie- 
ßen, wenn sie für die Durchführung der Sanie- 
rung nicht erforderlich ist (vereinfachtes Ver- 
fahren). 

(4) Die Satzung ist der höheren Verwaltungs- 
behörde anzuzeigen; der Anzeige ist ein Be- 
richt über die Gründe, die eine förmliche Fest- 
legung des sanierungsbedürftigen Gebiets 
rechtfertigen, beizufügen. §11 Abs. 3 ist ent- 
sprechend anzuwenden; dabei liegt eine Verlet- 
zung von Rechtsvorschriften auch vor, 

1. wenn keine Aussicht besteht, die städtebau- 
lichen Sanierungsmaßnahmen innerhalb ei- 
nes absehbaren Zeitraums durchzuführen, 
oder 

2. wenn in den Fällen des Absatzes 3 Satz 4 die 
Durchführung eines vereinfachten Verfah- 
rens die Sanierung voraussichtlich erschwe- 
ren würde. 

(5) Die Satzung ist ortsüblich bekanntzuma- 
chen. Hierbei ist auf die erfolgte Durchführung 
des Anzeigeverfahrens sowie — außer im ver- 
einfachten Verfahren — auf die Vorschriften 
des Dritten Abschnitts hinzuweisen. Mit der 
Bekanntmachung wird die Satzung rechtsver- 
bindlich. 

(6) Eine Änderung der Satzung über die 
förmliche Festlegung des Sanierungsgebiets, 
die nur eine geringfügige Änderung der Gren- 
zen betrifft und der nur eine unwesentliche 
Bedeutung zukommt, bedarf keiner Anzeige, 
wenn die Eigentümer der betroffenen Grund- 
stücke zustimmen. 

§143 

Durchführung 

Die Durchführung umfaßt die Ordnungs- 
maßnahmen und die Baumaßnahmen inner- 
halb des förmlichen festgelegten Sanierungs- 
gebiets, die nach den Zielen und Zwecken der 
Sanierung erforderlich sind. 

§144 

Ordnungsmaßnahmen 

(1) Die Durchführung der Ordnungsmaßnah- 
men ist Aufgabe der Gemeinde; hierzu gehö- 
ren 


1. die Bodenordnung einschließlich des Er- 
werbs von Grundstücken, 

2. der Umzug von Bewohnern und Betrieben, 

3. die Freilegung von Grundstücken, 

4. die Herstellung und Änderung von Erschlie- 
ßungsanlagen sowie 

5. sonstige Maßnahmen, die notwendig sind, 
damit die Baumaßnahmen durchgeführt 
werden können. 

Durch die Sanierung bedingte Erschließungs- 
anlagen einschließlich Ersatzanlagen können 
außerhalb des Sanierungsgebiets liegen. In 
diesem Fall sind die Vorschriften des Dritten 
Abschnitts und des Fünften Teils nicht anzu- 
wenden. 

(2) Die Gemeinde kann die Durchführung 
der Ordnungsniaßnahmen aufgrund eines Ver- 
trags ganz oder teilweise dem Eigentümer 
überlassen. Ist die zügige und zweckmäßige 
Durchführung der vertraglich übernommenen 
Ordnungsmaßnahmen durch einzelne Eigentü- 
mer nicht gewährleistet, hat die Gemeinde in- 
soweit für die Durchführung der Maßnahmen 
zu sorgen oder sie selbst zu übernehmen. 

§145 

Baumaßnahmen 

(1) Die Durchführung von Baumaßnahmen 
bleibt den Eigentümern überlassen, soweit die 
zügige und zweckmäßige Durchführung durch 
sie gewährleistet ist; der Gemeinde obliegt je- 
doch 

1. für die Errichtung und Änderung der Ge- 
meinbedarfs- und Folgeeinrichtungen zu 
sorgen und 

2. die Durchführung sonstiger Baumaßnah- 
men, soweit sie selbst Eigentümerin ist oder 
nicht gewährleistet ist, daß diese vom ein- 
zelnen Eigentümer zügig und zweckmäßig 
durchgeführt werden. 

Ersatzbauten, Ersatzanlagen und durch die Sa- 
nierung bedingte Gemeinbedarfs- und Fol- 
geeinrichtungen können außerhalb des Sanie- 
rungsgebiets liegen; § 144 Abs. 1 Satz 3 ist ent- 
sprechend anzuwenden. 

(2) Zu den Baumaßnahmen gehören 

1. die Modernisierung und Instandsetzung, 

2. die Neubebauung und die Ersatzbauten, 

3. die Errichtung und Änderung von Gemein- 
bedarfs- und Folgeeinrichtungen sowie 

4. die Verlagerung oder Änderung von Betrie- 
ben. 

§146 

Kosten- und Finanzierungsübersicht 

(1) Die Gemeinde hat nach dem Stand der 
Planung eine Kosten- und Finanzierungsüber- 
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sicht aufzustellen. Die Übersicht ist mit den 
Kosten* und Finanzierungsvorstellungen ande- 
rer Träger öffentlicher Belange, deren Aufga- 
benbereich durch die Sanierung berührt wird, 
abzustimmen und der höheren Verwaltungsbe- 
hörde vorzulegen. 

(2) In der Kostenübersicht hat die Gemeinde 
die Kosten der Gesamtmaßnahme darzustel- 
len, die ihr voraussichtlich entstehen. Die Ko- 
sten anderer Träger öffentlicher Belange für 
Maßnahmen im Zusammenhang mit der Sa- 
nierung sollen nachrichtlich angegeben wer- 
den. 

(3) In der Finanzierungsübersicht hat die 
Gemeinde ihre Vorstellungen über die Dek- 
kung der Kosten der Gesamtmaßnahme darzu- 
legen. Finanzierungs- und Förderungsmittel 
auf anderer gesetzlicher Grundlage sowie die 
Finanzierungsvorstellungen anderer Träger 
öffentlicher Belange sollen nachrichtlich ange- 
geben werden. 

(4) Die Gemeinde und die höhere Verwal- 
tungsbehörde können von anderen Trägern öf- 
fentlicher Belange Auskunft über deren eigene 
Absichten im Sanierungsgebiet und ihre Ko- 
sten- und Finanzierungsvorstellungen verlan- 
gen. 

§147 

Ersatz für Änderungen von Einrichtungen, 
die der öffentlichen Versorgung dienen 

(1) Stehen in einem förmlich festgelegten 
Sanierungsgebiet Anlagen der öffentlichen 
Versorgung mit Elektrizität, Gas, Wasser oder 
Wärme, Anlagen der Abwasserwirtschaft oder 
Fernmeldeanlagen der Deutschen Bundespost 
infolge der Durchführung der Sanierung nicht 
mehr zur Verfügung und sind besondere Auf- 
wendungen erforderlich, die über das bei ord- 
nungsgemäßer Wirtschaft erforderliche Maß 
hinausgehen, zum Beispiel der Ersatz oder die 
Verlegung dieser Anlagen, hat die Gemeinde 
dem Träger der Aufgabe die ihm dadurch ent- 
stehenden Kosten zu erstatten. Vorteile und 
Nachteile, die dem Träger der Aufgabe im Zu- 
sammenhang damit entstehen, sind auszuglei- 
chen. 

(2) Kommt eine Einigung über den Erstat- 
tungsbetrag nicht zustande, entscheidet die hö- 
here Verwaltungsbehörde. 

§148 

Abgaben- und Auslagenbefreiung 

(1) Frei von Gebühren, Auslagen und ähnli- 
chen nichtsteuerlichen Abgaben sind Ge- 
schäfte und Verhandlungen 

1. zur Vorbereitung oder Durchführung von 
städtebaulichen Sanierungsmaßnahmen, 

2. zur Durchführung von Erwerbsvorgängen, 

3. zur Gründung oder Auflösung eines Unter- 
nehmens, dessen Geschäftszweck aus- 
schließlich darauf gerichtet ist, als Sanie- 
rungsträger tätig zu werden. 


(2) Die Abgabenbefreiung gilt nicht für die 
Kosten eines Rechtsstreits. Unberührt bleiben 
Regelungen nach landesrechtlichen Vorschrif- 
ten. 

(3) Erwerbsvorgänge im Sinne von Absatz 1 
Nr. 2 sind: 

1. Der Erwerb eines Grundstücks durch eine 
Gemeinde oder durch einen Rechtsträger im 
Sinne der §§ 157 und 205 zur Vorbereitung 
oder Durchführung von städtebaulichen Sa- 
nierungsmaßnahmen. Hierzu gehört auch 
der Erwerb eines Grundstücks zur Verwen- 
dung als Austausch- oder Ersatzland im 
Rahmen von städtebaulichen Sanierungs- 
maßnahmen. 

2. Der Erwerb eines Grundstücks durch eine 
Person, die zur Vorbereitung oder Durchfüh- 
rung von städtebaulichen Sanierungsmaß- 
nahmen oder zur Verwendung als Aus- 
tausch- oder Ersatzland ein Grundstück 
übereignet oder verloren hat. Die Abgaben- 
befreiung wird nur gewährt 

a) beim Erwerb eines Grundstücks im Sa- 
nierungsgebiet, in dem das übereignete 
oder verlorene Grundstück liegt, bis zum 
Abschluß der städtebaulichen Sanie- 
rungsmaßnahme, 

b) in anderen Fällen bis zum Ablauf von 
zehn Jahren, gerechnet von dem Zeit- 
punkt ab, in dem das Grundstück über- 
eignet oder verloren wurde. 

3. Der Erwerb eines im förmlich festgelegten 
Sanierungsgebiet gelegenen Grundstücks, 
soweit die Gegenleistung in der Hingabe ei- 
nes in demselben Sanierungsgebiet gelege- 
nen Grundstücks besteht. 

4. Der Erwerb eines Grundstücks, der durch 
die Begründung, das Bestehen oder die Auf- 
lösung eines Treuhandverhältnisses im 
Sinne der §§ 160 oder 161 bedingt ist. 

Dritter Abschnitt 

Besondere bodenrechtliche Vorschriften 
§149 

Anwendungsbereich; Sanierungsvermerk 

(1) Die Vorschriften dieses Abschnitts finden 
im förmlich festgelegten Sanierungsgebiet An- 
wendung, sofern die Sanierung nicht im ver- 
einfachten Verfahren durchgeführt wird. 

(2) Die Gemeinde teilt dem Grundbuchamt 
die rechtsverbindliche Satzung über die förmli- 
che Festlegung des Sanierungsgebiets mit; sie 
ersucht das Grundbuchamt, in die Grundbü- 
cher der in der Satzung aufgeführten Grund- 
stücke einzutragen, daß eine Sanierung durch- 
geführt wird (Sanierungsvermerk). § 54 Abs. 2 
und 3 ist entsprechend anzuwenden. 
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§150 

Wirkungen der förmlichen Festlegung 

(1) Die §§ 14 bis 21 und 51 sind bei Vorhaben 
und Rechtsvorgängen, die nach der förmlichen 
Festlegung des Sanierungsgebiets vorgenom- 
men werden, nicht anzuwenden. Entschädi- 
gungsansprüche nach den §§ 18 und 21, die vor 
der förmlichen Festlegung des Sanierungsge- 
biets entstanden sind, bleiben unberührt 

(2) Die förmliche Festlegung des Sanie- 
rungsgebiets gilt als eine Änderung der rechtli- 
chen oder tatsächlichen Voraussetzungen im 
Sinne des §21 Abs. 2. Wird aus den in Satz 1 
genannten Gründen nach der förmlichen Fest- 
legung des Sanierungsgebiets eine Baugeneh- 
migung versagt, ist eine Entschädigung nach 
den Vorschriften des § 21 Abs. 2 und 3 zu lei- 
sten. 

(3) Mit der förmlichen Festlegung des Sanie- 
rungsgebiets tritt eine bestehende Verände- 
rungssperre nach § 14 außer Kraft. Ein Be- 
scheid über die Zurückstellung des Bauge- 
suchs nach § 15 Abs. 1 wird unwirksam. 

(4) Werden im förmlich festgelegten Sanie- 
rungsgebiet Erschließungsanlagen im Sinne 
des § 127 Abs. 2 hergestellt, erweitert oder ver- 
bessert, sind Vorschriften über die Erhebung 
von Beiträgen für diese Maßnahmen auf 
Grundstücke im Sanierungsgebiet nicht anzu- 
wenden. Beitragspflichten, die vor der förmli- 
chen Festlegung entstanden sind, bleiben un- 
berührt. 

(5) Hat die Umlegungsstelle vor der förmli- 
chen Festlegung des Sanierungsgebiets in ei- 
nem Umlegungsverfahren, das sich auf Grund- 
stücke im Gebiet bezieht, den Umlegungsplan 
nach § 66 aufgestellt oder ist eine Vorwegent- 
scheidung nach § 76 getroffen worden, bleibt es 
dabei. 

(6) Hat die Enteignungsbehörde vor der 
förmlichen Festlegung des Sanierungsgebiets 
den Enteignungsbeschluß nach § 113 für ein in 
dem Gebiet gelegenes Grundstück erlassen 
oder ist eine Einigung nach § 110 beurkundet 
worden, sind die Vorschriften des Ersten Kapi- 
tels weiter anzuwenden. 

§151 

Verfügungs- und Veränderungssperre 

(1) Im förmlich festgelegten Sanierungsge- 
biet bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der schrift- 
lichen Genehmigung der Gemeinde 

1. die rechtsgeschäftliche Veräußerung eines 
Grundstücks und die Bestellung und Veräu- 
ßerung eines Erbbaurechts; 

2. die Bestellung eines das Grundstück bela- 
stenden Rechts; dies gilt nicht für die Be- 
stellung eines Rechts, das mit der Durchfüh- 
rung von Baumaßnahmen im Sinne des 
§ 145 Abs. 2 im Zusammenhang steht; 


3. ein schuldrechtlicher Vertrag, durch den 
eine Verpflichtung zu einem der in Num- 
mer 1 oder 2 genannten Rechtsgeschäfte be- 
gründet wird; ist der schuldrechtliche Ver- 
trag genehmigt worden, gilt auch das in 
Ausführung dieses Vertrags vorgenommene 
dingliche Rechtsgeschäft als genehmigt; 

4. Vereinbarungen, durch die ein schuldrecht- 
liches Vertragsverhältnis über den Ge- 
brauch oder die Nutzung eines Grundstücks, 
Gebäudes oder Gebäudeteils auf bestimmte 
Zeit von mehr als einem Jahr eingegangen 
oder verlängert wird; 

5. die Teilung eines Grundstücks. 

(2) Im förmlich festgelegten Sanierungsge- 
biet dürfen Vorhaben und sonstige Maßnah- 
men im Sinne des § 14 Abs. 1 nur mit schriftli- 
cher Genehmigung der Gemeinde vorgenom- 
men werden. 

(3) Die Gemeinde kann für bestimmte Fälle 
die Genehmigung für das Sanierüngsgebiet 
oder Teile desselben allgemein erteilen; sie hat 
dies ortsüblich bekanntzumachen. 

(4) Keiner Genehmigung bedürfen 

1. Vorhaben und Rechtsvorgänge, wenn die 
Gemeinde oder der Sanierungsträger für 
das Treuhandvermögen als Vertragsteil 
oder Eigentümer beteiligt ist; 

2. Rechtsvorgänge nach Absatz 1 zum Zwecke 
der Vorwegnahme der Erbfolge; 

3. Vorhaben nach Absatz 2, die vor der förmli- 
chen Festlegung des Sanierungsgebiets bau- 
rechtlich genehmigt worden sind, sowie Un- 
terhaltungsarbeiten und die Fortführung ei- 
ner bisher ausgeübten Nutzung; 

4. Rechtsvorgänge nach Absatz 1, die Zwecken 
der Landesverteidigung dienen; 

5. der rechtsgeschäftliche Erwerb eines in ein 
Planfeststellungsverfahren nach den in § 38 
bezeichneten Rechtsvorschriften einbezoge- 
nen Grundstücks durch den Bedarfsträger. 

§152 

Genehmigung 

(1) Über die Genehmigung ist binnen drei 
Monaten nach Eingang des Antrags bei der 
Gemeinde zu entscheiden. § 19 Abs. 3 Satz 4 bis 
6 ist entsprechend anzuwenden. 

(2) Die Genehmigung darf nur versagt wer- 
den, wenn Grund zur Annahme besteht, daß 
das Vorhaben, der Rechtsvorgang oder die mit 
ihm erkennbar bezweckte Nutzung die Durch- 
führung der Sanierung unmöglich machen 
oder wesentlich erschweren oder den Zielen 
und Zwecken der Sanierung zuwiderlaufen 
würde. Eine wesentliche Erschwerung der Sa- 
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nierung liegt auch vor, wenn bei der rechtsge- 
schäftlichen Veräußerung eines Grundstücks 
sowie bei der Bestellung oder Veräußerung ei- 
nes Erbbaurechts der vereinbarte Gegenwert 
für das Grundstück oder das Recht über dem 
Wert liegt, der sich in Anwendung des §154 
Abs. 1 ergibt. 

(3) Die Genehmigung ist zu erteilen, wenn 
die wesentliche Erschwerung dadurch besei- 
tigt wird, daß die Beteiligten für den Fall der 
Durchführung der Sanierung für sich und ihre 
Rechtsnachfolger 

1. in den Fällen des § 151 Abs. 1 Nr. 2, 3 oder 4 
auf Entschädigung für die Aufhebung des 
Rechts sowie für wertsteigernde Änderun- 
gen verzichten, die aufgrund dieser Rechte 
vorgenommen werden; 

2. in den Fällen des § 151 Abs. 2 auf Entschädi- 
gung für die durch das Vorhaben herbeige- 
führten Wertsteigerungen sowie für wert- 
steigernde Änderungen, die aufgrund der 
mit dem Vorhaben bezweckten Nutzung vor- 
genommen werden, verzichten. 

(4) Die Genehmigung kann unter Auflagen, 
in den Fällen des § 151 Abs. 1 Nr. 4 und Abs. 2 
auch befristet oder bedingt erteilt werden. § 51 
Abs. 4 Satz 2 und 3 ist entsprechend anzuwen- 
den. 

(5) Wird die Genehmigung versagt, kann der 
Eigentümer von der Gemeinde die Übernahme 
des Grundstücks verlangen, wenn und soweit 
es ihm mit Rücksicht auf die Durchführung 
der Sanierung wirtschaftlich nicht mehr zuzu- 
muten ist, das Grundstück zu behalten oder es 
in der bisherigen oder einer anderen zulässi- 
gen Art zu nutzen. Liegen die Flächen eines 
land- oder forstwirtschaftlichen Betriebs so- 
wohl innerhalb als auch außerhalb des Sanie- 
rungsgebiets, kann der Eigentümer von der 
Gemeinde die Übernähme sämtlicher Grund- 
stücke des Betriebs verlangen, wenn die Erfül- 
lung des Übernahmeverlangens für die Ge- 
meinde keine unzumutbare Belastung bedeu- 
tet; die Gemeinde kann sich auf eine unzumut- 
bare Belastung nicht berufen, soweit die au- 
ßerhalb des Sanierungsgebiets gelegenen 
Grundstücke nicht mehr in angemessenem 
Umfang baulich oder wirtschaftlich genutzt 
werden können. Kommt eine Einigung über 
die Übernahme nicht zustande, kann der Ei- 
gentümer die Entziehung des Eigentums an 
dem Grundstück verlangen. Für die Entzie- 
hung des Eigentums sind die Vorschriften des 
Fünften Teils des Ersten Kapitels entspre- 
chend anzuwenden. 

(6) Auf die Genehmigung nach § 151 Abs. 1 
ist § 23 entsprechend anzuwenden. Auf Antrag 
eines Beteiligten ist auch ein Zeugnis darüber 
zu erteilen, daß die Genehmigung nach § 151 
Abs. 3 allgemein erteilt ist; das Zeugnis steht 
der Genehmigung gleich. 


§153 

Umlegung 

(1) In förmlich festgelegten Sanierungsge- 
bieten ist § 58 nicht anzuwenden. 

(2) Für die Ermittlung von Werten nach § 57 
Satz 2, § 59 Abs. 5 und im Fall der Geldabfin- 
dung nach § 60 Satz 1 ist § 154 Abs. 1 entspre- 
chend anzuwenden. Bei der Ermittlung von 
Werten nach § 57 Satz 3 und 4, § 59 Abs. 4 und 
im Fall des Geldausgleichs nach § 60 Satz 1 
sind die Wertänderungen zu berücksichtigen, 
die durch die rechtliche und tatsächliche Neu- 
ordnung des Sanierungsgebiets eintreten. 

§154 

Bemessung von Ausgleichs- 
und Entschädigungsleistungen; Kaufpreise 

(1) Sind aufgrund von Maßnahmen, die der 
Vorbereitung oder Durchführung der Sanie- 
rung im förmlich festgelegten Sanierungsge- 
biet dienen, nach den Vorschriften dieses Ge- 
setzbuchs Ausgleichs- oder Entschädigungslei- 
stungen zu gewähren, werden bei deren Be- 
messung Werterhöhungen, die lediglich durch 
die Aussicht auf die Sanierung, durch ihre Vor- 
bereitung oder ihre Durchführung eingetreten 
sind, nur insoweit berücksichtigt, als der Be- 
troffene diese Werterhöhungen durch eigene 
Aufwendungen zulässigerweise bewirkt hat. 
Änderungen in den allgemeinen Wertverhält- 
nissen auf dem Grundstücksmarkt sind zu be- 
rücksichtigen. 

(2) Die Gemeinden oder der Sanierungsträ- 
ger dürfen beim Erwerb eines Grundstücks 
keinen höheren Kaufpreis vereinbaren, als er 
sich bei entsprechender Anwendung des Ab- 
satzes 1 ergibt. In den Fällen des § 151 Abs. 4 
Nr. 4 und 5 darf der Bedarfsträger keinen hö- 
heren Kaufpreis vereinbaren, als er sich bei 
entsprechender Anwendung des Absatzes 1 er- 
gibt. 

(3) Bei der Veräußerung nach § 89 und § 159 
Abs. 3 ist das Grundstück zu dem Verkehrs- 
wert zu veräußern, der sich durch die rechtli- 
che und tatsächliche Neuordnung des Sanie- 
rungsgebiets ergibt. § 155 Abs. 5 ist dabei auf 
den Teil des Kaufpreises entsprechend anzu- 
wenden, der der durch die Sanierung beding- 
ten Werterhöhung des Grundstücks ent- 
spricht. 

§155 

Ausgleichsbetrag des Eigentümers 

(1) Der Eigentümer eines im förmlich festge- 
legten Sanierungsgebiet gelegenen Grund- 
stücks hat zur Finanzierung der Sanierung an 
die Gemeinde einen Ausgleichsbetrag in Geld 
zu entrichten, der der durch die Sanierung be- 
dingten Erhöhung des Bodenwerts seines 
Grundstücks entspricht. Miteigentümer sind 
im Verhältnis ihrer Anteile' an dem gemein- 
schaftlichen Eigentum heranzuziehen. 

(2) Die durch die Sanierung bedingte Erhö- 
hung des Bodenwerts des Grundstücks besteht 
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aus dem Unterschied zwischen dem Boden- 
wert, der sich für das Grundstück ergeben wür- 
de, wenn eine Sanierung weder beabsichtigt 
noch durchgeführt worden wäre (Anfangs- 
wert), und dem Bodenwert, der sich für das 
Grundstück durch die rechtliche und tatsächli- 
che Neuordnung des Sanierungsgebiets ergibt 
(Endwert). 

(3) Der Ausgleichsbetrag ist nach Abschluß 
der Sanierung (§§ 162 und 163) zu entrichten. 
Die Gemeinde kann die Ablösung im ganzen 
vor Abschluß der Sanierung zulassen; dabei 
kann auch ein höherer Ausgleichsbetrag ver- 
einbart werden. Die Gemeinde soll auf Antrag 
des Ausgleichsbetragspflichtigen den Aus- 
gleichsbetrag vorzeitig festsetzen, wenn der 
Ausgleichsbetragspflichtige an der Festset- 
zung vor Abschluß der Sanierung ein berech- 
tigtes Interesse hat und der Ausgleichsbetrag 
mit hinreichender Sicherheit ermittelt werden 
kann. 

(4) Die Gemeinde fordert den Ausgleichsbe- 
trag durch Bescheid an; der Betrag wird einen 
Monat nach Zustellung des Bescheids fällig. 
Vor der Festsetzung des Ausgleichsbetrags ist 
dem Ausgleichsbetragspflichtigen Gelegenheit 
zur Stellungnahme und Erörterung der für die 
Wertermittlung seines Grundstücks maßgebli- 
chen Verhältnisse sowie der nach § 156 anre- 
chenbaren Beträge innerhalb angemessener 
Frist zu geben. Der Ausgleichsbetrag ruht 
nicht als öffentliche Last auf dem Grund- 
stück. 

(5) Die Gemeinde hat den Ausgleichsbetrag 
auf Antrag des Eigentümers in ein Tilgungs- 
darlehen umzuwandeln, sofern diesem nicht 
zugemutet werden kann, die Verpflichtung bei 
Fälligkeit mit eigenen oder fremden Mitteln zu 
erfüllen. Die Darlehensschuld ist mit höch- 
stens 6 vom Hundert jährlich zu verzinsen und 
mit 5 vom Hundert zuzüglich der ersparten 
Zinsen jährlich zu tilgen. Der Tilgungssatz 
kann im Einzelfall bis auf 1 vom Hundert her- 
abgesetzt werden und das Darlehen niedrig 
verzinslich oder zinsfrei gestellt werden, wenn 
dies im öffentlichen Interesse oder zur Vermei- 
dung unbilliger Härten oder zur Vermeidung 
einer von dem Ausgleichsbetragspflichtigen 
nicht zu vertretenden Unwirtschaftlichkeit der 
Grundstücksnutzung geboten ist. Die Ge- 
meinde soll den zur Finanzierung der Neube- 
bauung, Modernisierung oder Instandsetzung 
erforderlichen Grundpfandrechten den Vor- 
rang vor einem zur Sicherung ihres Tilgungs- 
darlehens bestellten Grundpfandrecht einräu- 
men. 

(6) Die Gemeinde kann von den Eigentü- 
mern auf den nach den Absätzen 1 bis 4 zu ent- 
richtenden Ausgleichsbetrag Vorauszahlungen 
verlangen, sobald auf dem Grundstück eine 
den Zielen und Zwecken der Sanierung ent- 
sprechende Bebauung oder sonstige Nutzung 
zulässig ist; Absätze 1 bis 5 sind sinngemäß 
anzuwenden. 


§ 156 

Anrechnung auf den Ausgleichsbetrag, 
Absehen 

(1) Auf den Ausgleichsbetrag sind anzurech- 
nen, 

1. die durch die Sanierung entstandenen Vor- 
teile oder Bodenwerterhöhungen des 
Grundstücks, die bereits in einem anderen 
Verfahren, insbesondere in einem Enteig- 
nungsverfahren berücksichtigt worden sind; 
für Umlegungsverfahren nach Maßgabe des 
§ 153 bleibt Absatz 2 unberührt, 

2. die Bodenwerterhöhungen des Grundstücks, 
die der Eigentümer zulässigerweise durch 
eigene Aufwendungen bewirkt hat; soweit 
der Eigentümer gemäß § 144 Abs. 2 Ord- 
nungsmaßnahmen durchgeführt hat, sind 
jedoch die ihm entstandenen Kosten anzu- 
rechnen, 

3. die Bodenwerterhöhungen des Grundstücks, 
die der Eigentümer beim Erwerb des Grund- 
stücks als Teil des Kaufpreises in einem den 
Vorschriften der Nummern 1 und 2 sowie 
des § 155 entsprechenden Betrag zulässiger- 
weise bereits entrichtet hat. 

(2) Ein Ausgleichsbetrag entfällt, wenn eine 
Umlegung nach Maßgabe des § 153 durchge- 
führt worden ist. 

(3) Die Gemeinde kann für das Sanierungs- 
gebiet oder für zu bezeichnende Teile des Sa- 
nierungsgebiets von der Festsetzung des Aus- 
gleichsbetrags absehen, wenn 

1. eine geringfügige Bodenwerterhöhung gut- 
achtlich ermittelt worden ist und 

2. der Verwaltungsaufwand für die Erhebung 
des Ausgleichsbetrags in keinem Verhältnis 
zu den möglichen Einnahmen steht. 

Die Entscheidung nach Satz 1 kann auch ge- 
troffen werden, bevor die Sanierung abge- 
schlossen ist. Die Entscheidung bedarf der Zu- 
stimmung der höheren Verwaltungsbehörde. 

(4) § 135 Abs. 5 ist auf den Ausgleichsbetrag 
entsprechend anzuwenden. Die Freistellung 
bedarf der Zustimmung der höheren Verwal- 
tungsbehörde. 

(5) Im übrigen sind die landesrechtlichen 
Vorschriften über kommunale Beiträge ein- 
schließlich der Bestimmungen über die Stun- 
dung und den Erlaß entsprechend anzuwen- 
den. 

(6) Sind dem Eigentümer Kosten der Ord- 
nungsmaßnahmen entstanden, hat die Ge- 
meinde sie ihm zu erstatten, soweit sie über 
den nach § 155 und Absatz 1 ermittelten Aus- 
gleichsbetrag hinausgehen. 
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Vierter Abschnitt 

Sanierungsträger und andere Beauftragte 
§157 

Erfüllung von Aufgaben für die Gemeinde 

(1) Die Gemeinde kann sich zur Erfüllung 
von Aufgaben, die ihr bei der Vorbereitung 
oder Durchführung der Sanierung obliegen, ei- 
nes geeigneten Beauftragten bedienen. Sie 
darf jedoch die Aufgabe, 

1. städtebauliche Sanierungsmaßnahmen 
durchzuführen, die der Gemeinde nach den 
§§ 143 bis 145 obliegen, 

2. Grundstücke oder Rechte an ihnen zur Vor- 
bereitung oder Durchführung der Sanierung 
im Auftrag der Gemeinde zu erwerben, 

3. der Sanierung dienende Mittel zu bewirt- 
schaften, 

nur einem Unternehmen übertragen, dem die 
zuständige Behörde nach § 158 bestätigt hat, 
daß es die Voraussetzungen für die Über- 
nahme der Aufgaben als Sanierungsträger er- 
füllt. 

(2) Die Gemeinde soll die Ausarbeitung der 
Bauleitpläne und die Aufgaben eines für ei- 
gene Rechnung tätigen Sanierungsträgers 
nicht demselben Unternehmen oder einem 
rechtlich oder wirtschaftlich von ihm abhängi- 
gen Unternehmen übertragen. 

§158 

Bestätigung als Sanierungsträger 

(1) Die Bestätigung für die Übernahme der 
Aufgaben als Sanierungsträger kann nur aus- 
gesprochen werden, wenn 

1. das Unternehmen nicht selbst als Bauunter- 
nehmen tätig oder von einem Bauunterneh- 
men abhängig ist, 

2. das Unternehmen nach seiner Geschäftstä- 
tigkeit und seinen wirtschaftlichen Verhält- 
nissen geeignet und in der Lage ist, die Auf- 
gaben eines Sanierungsträgers ordnungsge- 
mäß zu erfüllen, 

3. das Unternehmen, sofern es nicht bereits 
kraft Gesetzes einer jährlichen Prüfung sei- 
ner Geschäftstätigkeit und seiner wirt- 
schaftlichen Verhältnisse unterliegt, sich ei- 
ner derartigen Prüfung unterworfen hat 
oder unterwirft, 

4. die zur Vertretung berufenen Personen so- 
wie die leitenden Angestellten die erforder- 
liche geschäftliche Zuverlässigkeit besitzen. 

(2) Die Bestätigung kann widerrufen wer- 
den, wenn die Voraussetzungen nach Absatz 1 
nicht mehr vorliegen. 

(3) Die Bestätigung wird durch die nach Lan- 
desrecht zuständige Behörde ausgesprochen, 
bei einem Organ der staatlichen Wohnungspo- 


litik durch die für die Anerkennung zuständige 
Behörde. 

§159 

Erfüllung der Aufgaben als Sanierungsträger 

(1) Der Sanierungsträger erfüllt die von der 
Gemeinde übertragenen Aufgaben nach § 157 
Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 oder 2 im eigenen Namen 
für Rechnung der Gemeinde als deren Treu- 
händer oder im eigenen Namen für eigene 
Rechnung. Die ihm von der Gemeinde übertra- 
gene Aufgabe nach § 157 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 er- 
füllt er im eigenen Namen für Rechnung der 
Gemeinde als deren Treuhänder. Der Sanie- 
rungsträger hat der Gemeinde auf Verlangen 
Auskunft zu erteilen. 

(2) Die Gemeinde und der Sanierungsträger 
legen mindestens die Aufgaben, die Rechtsstel- 
lung, in der sie der Sanierungsträger zu erfül- 
len hat, eine von der Gemeinde hierfür zu ent- 
richtende angemessene Vergütung und die Be- 
fugnis der Gemeinde zur Erteilung von Wei- 
sungen durch schriftlichen Vertrag fest. Der 
Vertrag bedarf nicht der Form des § 313 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs. Er kann von jeder 
Seite nur aus wichtigem Grund gekündigt wer- 
den. 

(3) Der Sanierungsträger ist verpflichtet, die 
Grundstücke, die er nach Übertragung der 
Aufgabe zur Vorbereitung oder Durchführung 
der Sanierung erworben hat, nach Maßgabe 
des § 89 Abs. 3 und unter Beachtung der Wei- 
sungen der Gemeinde zu veräußern. Er hat die 
Grundstücke, die er nicht veräußert hat, der 
Gemeinde anzugeben und auf ihr Verlangen 
an Dritte oder an sie zu veräußern. 

(4) Ist in dem von dem Erwerber an den 
Sanierungsträger entrichteten Kaufpreis ein 
Betrag enthalten, der nach den §§155 und 156 
vom Eigentümer zu tragen wäre, hat der Sa- 
nierungsträger diesen Betrag an die Gemeinde 
abzuführen oder mit ihr zu verrechnen. In den 
Fällen des §154 Abs. 3 Satz 2 hat der Sanie- 
rungsträger Ansprüche aus dem Darlehen auf 
Verlangen entweder an die Gemeinde abzutre- 
ten und empfangene Zinsen und Tilgungen an 
sie abzuführen oder sie mit ihr zu verrechnen. 

(5) Der Sanierungsträger hat für die Grund- 
stücke, deren Eigentümer er bleibt, an die Ge- 
meinde Ausgleichsbeträge nach Maßgabe der 
§§ 155 und 156 zu entrichten. 

(6) Der Vertrag, den die Gemeinde mit dem 
für eigene Rechnung tätigen Sanierungsträger 
geschlossen hat, erlischt mit der Eröffnung des 
Konkursverfahrens über das Vermögen des 
Sanierungsträgers. Die Gemeinde kann vom 
Konkursverwalter verlangen, ihr die im Sanie- 
rungsgebiet gelegenen Grundstücke, die der 
Sanierungsträger nach Übertragung der Auf- 
gaben zur Vorbereitung oder Durchführung 
der Sanierung erworben hat, gegen Erstattung 
der vom Sanierungsträger erbrachten Aufwen- 
dungen zu übereignen. Der Konkursverwalter 
ist verpflichtet, der Gemeinde ein Verzeichnis 
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dieser Grundstücke zu übergeben. Die Ge- 
meinde kann ihren Anspruch nur binnen sechs 
Monaten nach Übergabe des Grundstücksver- 
zeichnisses geltend machen. Im übrigen haftet 
die Gemeinde den Gläubigern von Verbindlich- 
keiten aus der Durchführung der Ordnungs- 
maßnahmen wie ein Bürge, soweit sie aus dem 
Vermögen des Sanierungsträgers im Konkurs- 
verfahren keine vollständige Befriedigung er- 
langt haben. 

(7) Kündigt die Gemeinde im Falle der Eröff- 
nung des Vergleichsverfahrens über das Ver- 
mögen des für eigene Rechnung tätigen Sanie- 
rungsträgers den Vertrag, kann sie vom Sanie- 
rungsträger verlangen, ihr die im Sanierungs- 
gebiet gelegenen Grundstücke, die der Sanie- 
rungsträger nach Übertragung der Aufgaben 
zur Vorbereitung oder Durchführung der Sa- 
nierung erworben hat, gegen Erstattung der 
vom Sanierungsträger erbrachten Aufwendun- 
gen zu übereignen. § 64 Satz 2 der Vergleichs- 
ordnung ist insoweit nicht anzuwenden. Der 
Sanierungsträger ist verpflichtet, der Ge- 
meinde ein Verzeichnis dieser Grundstücke zu 
übergeben; Absatz 6 Satz 4 und 5 ist entspre- 
chend anzuwenden, 

§160 

Treuhandvermögen 

(1) Ist dem Sanierungsträger eine Aufgabe 
als Treuhänder der Gemeinde übertragen, er- 
füllt er sie mit einem Treuhandvermögen in 
eigenem Namen für Rechnung der Gemeinde. 
Der Sanierungsträger erhält von der Ge- 
meinde für den Rechtsverkehr eine Bescheini- 
gung über die Übertragung der Aufgabe als 
Treuhänder. Er soll bei Erfüllung der Aufgabe 
seinem Namen einen das Treuhandverhältnis 
kennzeichnenden Zusatz hinzufügen. 

(2) Der als Treuhänder tätige Sanierungsträ- 
ger hat das in Erfüllung der Aufgabe gebildete 
Treuhandvermögen getrennt von anderem 
Vermögen zu verwalten. 

(3) Zum Treuhandvermögen gehören die 
Mittel, die die Gemeinde dem Sanierungsträ- 
ger zur Erfüllung der Aufgabe zur Verfügung 
stellt. Zum Treuhandvermögen gehört auch, 
was der Sanierungsträger mit Mitteln des 
Treuhandvermögens oder durch ein Rechtsge- 
schäft, das sich auf das Treuhandvermögen be- 
zieht, oder aufgrund eines zum Treuhandver- 
mögen gehörenden Rechts oder als Ersatz für 
die Zerstörung, Beschädigung oder Entziehung 
eines zum Treuhandvermögen gehörenden Ge- 
genstands erwirbt. 

(4) Die Gemeinde gewährleistet die Erfül- 
lung der Verbindlichkeiten, für die der Sanie- 
rungsträger mit dem Treuhandvermögen haf- 
tet, Mittel, die der Sanierungsträger darlehens- 
weise von einem Dritten erhält, gehören nur 
dann zum Treuhandvermögen, wenn die Ge- 
meinde der Darlehensaufnahme schriftlich zu- 


gestimmt hat. Das gleiche gilt für eigene Mit- 
tel, die der Sanierungsträger einbringt. 

(5) Grundstücke im Sanierungsgebiet, die 
der Sanierungsträger vor oder nach Übertra- 
gung der Aufgabe mit Mitteln, die nicht zum 
Treuhandvermögen gehören, oder unter Her- 
gabe von eigenem Austauschland erworben 
hat, hat er a\xf Verlangen der Gemeinde gegen 
Ersatz seiner Aufwendungen in das Treuhand- 
vermögen zu überführen. Dabei sind als 
Grundstückswerte die Werte zu berücksichti- 
gen, die sich in Anwendung des § 154 Abs. 1 
ergeben. 

(6) Der als Treuhänder tätige Sanierungsträ- 
ger hat der Gemeinde nach Beendigung seiner 
Tätigkeit Rechenschaft abzulegen. Er hat nach 
Beendigung seiner Tätigkeit das Treuhandver- 
mögen einschließlich der Grundstücke, die er 
nicht veräußert hat, auf die Gemeinde zu über- 
tragen. Von der Übertragung an haftet die Ge- 
meinde anstelle des Sanierungsträgers für die 
noch bestehenden Verbindlichkeiten, für die 
dieser mit dem Treuhandvermögen gehaftet 
hat. 

(7) Der Sanierungsträger darf vor der Über- 
tragung nach Absatz 6 die Grundstücke des 
Treuhandvermögens, die er unter Hergabe von 
entsprechendem nicht zum Treuhandvermö- 
gen gehörendem eigenem Austauschland oder 
mindestens zwei Jahre, bevor ihm die Ge- 
meinde einen mit der Sanierung zusammen- 
hängenden Auftrag erteilt hat, erworben und 
in das Treuhandvermögen überführt hat, in 
sein eigenes Vermögen zurücküberführen. 
Sind die von ihm in das Treuhandvermögen 
überführten Grundstücke veräußert oder im 
Rahmen der Ordnungsmaßnahmen zur Bil- 
dung neuer Grundstücke verwendet oder sind 
ihre Grenzen verändert worden, kann der Sa- 
nierüngsträger andere Grundstücke, die wert- 
mäßig seinen in das Treuhandvermögen über- 
führten Grundstücken entsprechen, in sein ei- 
genes Vermögen zurücküberführen; er bedarf 
hierzu der Genehmigung der Gemeinde. Er hat 
dem Treuhandvermögen den Verkehrswert 
der Grundstücke zu erstatten, der sich durch 
die rechtliche und tatsächliche Neuordnung 
des Sanierungsgebiets ergibt. 

§161 

Sicherung des Treuhandvermögens 

(1) Der Sanierungsträger haftet Dritten mit 
dem Treuhandvermögen nicht für Verbindlich- 
keiten, die sich nicht auf das Treuhandvermö- 
gen beziehen. 

(2) Wird in das Treuhandvermögen wegen 
einer Verbindlichkeit, für die der Sanierungs- 
träger nicht mit dem Treuhandvermögen haf- 
tet, die Zwangsvollstreckung betrieben, kann 
die Gemeinde aufgrund des Treuhandverhält- 
nisses gegen die Zwangsvollstreckung nach 
Maßgabe des § 771 der Zivilprozeßordnung Wi- 
derspruch, der Sanierungsträger unter ent- 
sprechender Anwendung des § 767 Abs. 1 der 
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Zivilprozeßordnung Einwendungen geltend 
machen. 

(3) Das Treuhandverhältnis erlischt mit der 
Eröffnung des Konkursverfahrens über das 
Vermögen des Sanierungsträgers. Das Treu- 
handvermögen gehört nicht zur Konkursmas- 
se. Der Konkursverwalter hat das Treuhand- 
vermögen auf die Gemeinde zu übertragen und 
bis zur Übertragung zu verwalten. Von der 
Übertragung an haftet die Gemeinde anstelle 
des Sanierungsträgers für die Verbindlichkei- 
ten, für die dieser mit dem Treuhandvermögen 
gehaftet hat. Die mit der Eröffnung des Kon- 
kursverfahrens verbundenen Rechtsfolgen tre- 
ten hinsichtlich der Verbindlichkeiten nicht 
ein. §418 des Bürgerlichen Gesetzbuchs ist 
nicht anzuwenden. 

Fünfter Abschnitt 
Abschluß der Sanierung 

§162 

Aufhebung der förmlichen Festlegung 
des Sanierungsgebiets 

(1) Die Satzung der Gemeinde über die förm- 
liche Festlegung des Sanierungsgebiets ist auf- 
zuheben, wenn 

1. die Sanierung durchgeführt ist oder 

2. die Sanierung sich als undurchführbar er- 
weist oder 

3. die Sanierung aus anderen Gründen aufge- 
geben wird. 

Sind diese Voraussetzungen nur für einen Teil 
des Sanierungsgebiets gegeben, ist die Sat- 
zung für diesen Teil aufzuheben. 

(2) Der Beschluß der Gemeinde, durch den 
die förmliche Festlegung des Sanierungsge- 
biets ganz oder teilweise aufgehoben wird, er- 
geht als Satzung. Sie ist der höheren Verwal- 
tungsbehörde anzuzeigen; § 11 Abs. 3 ist ent- 
sprechend anzuwenden. Die Satzung ist orts- 
üblich bekanntzumachen. Hierbei ist auf die 
erfolgte Durchführung des Anzeigeverfahrens 
hinzuweisen. Mit der Bekanntmachung wird 
die Satzung rechtsverbindlich. 

(3) Die Gemeinde ersucht das Grundbuch- 
amt, die Sanierungsver merke zu löschen. 

§ 163 

Fortfall von Rechtswirkungen 
für einzelne Grundstücke 

(1) Die Gemeinde kann die Sanierung für ein 
Grundstück als abgeschlossen erklären, wenn 
entsprechend den Zielen und Zwecken der Sa- 
nierung 

1. das Grundstück bebaut ist oder in sonstiger 
Weise genutzt wird oder 

2. das Gebäude modernisiert oder instand ge- 
setzt ist. 


Auf Antrag des Eigentümers hat die Gemeinde 
die Sanierung für das Grundstück als abge- 
schlossen zu erklären, 

(2) Die Gemeinde kann bereits vor dem in 
Absatz 1 bezeichneten Zeitpunkt die Durchfüh- 
rung der Sanierung für einzelne Grundstücke 
durch Bescheid an die Eigentümer für abge- 
schlossen erklären, wenn die den Zielen und 
Zwecken der Sanierung entsprechende Bebau- 
ung oder sonstige Nutzung oder die Moderni- 
sierung oder Instandsetzung auch ohne Ge- 
fährdung der Ziele und Zwecke der Sanierung 
zu einem späteren Zeitpunkt möglich ist. Ein 
Rechtsanspruch auf Abgabe der Erklärung be- 
steht in diesem Fall nicht. 

(3) Mit der Erklärung entfällt für Rechtsvor- 
gänge nach diesem Zeitpunkt die Anwendung 
der Vorschriften des Dritten Abschnitts und 
des Fünften Teils für dieses Grundstück. Die 
Gemeinde ersucht das Grundbuchamt, den Sa- 
nierungsvermerk zu löschen. 

§164 

Anspruch auf Rückübertragung 

(1) Wird die Satzung über die förmliche Fest- 
legung des Sanierungsgebiets aus den in § 162 
Abs. 1 Nr. 2 oder 3 bezeichneten Gründen auf- 
gehoben, hat der frühere Eigentümer eines 
Grundstücks einen Anspruch gegenüber dem 
jeweiligen Eigentümer auf Rückübertragung 
dieses Grundstücks, wenn es die Gemeinde 
oder der Sanierungsträger von ihm nach der 
förmlichen Festlegung des Sanierungsgebiets 
zur Durchführung der Sanierung freihändig 
oder nach den Vorschriften dieses Gesetz- 
buchs ohne Hergabe von entsprechendem Aus- 
tauschland, Ersatzland oder Begründung von 
Rechten der in § 101 Abs. 1 Nr. 1 bezeichneten 
Art erworben hatte. 

(2) Der Anspruch besteht nicht, wenn 

1. das Grundstück als Baugrundstück für den 
Gemeinbedarf oder als Verkehrs-, Versor- 
gungs- oder Grünfläche in einem Bebau- 
ungsplan festgesetzt ist oder für sonstige öf- 
fentliche Zwecke benötigt wird oder 

2. der frühere Eigentümer selbst das Grund- 
stück im Wege der Enteignung erworben 
hatte oder 

3. der Eigentümer mit der zweckgerechten 
Verwendung des Grundstücks begonnen hat 
oder 

4. das Grundstück aufgrund der Vorschriften 
des § 89 an einen Dritten veräußert wurde 
oder 

5. die Grundstücksgrenzen erheblich verän- 
, dert worden sind. 

(3) Die Rückübertragung kann nur binnen 
zwei Jahren seit der Aufhebung der Satzung 
über die förmliche Festlegung verlangt wer- 
den. 
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(4) Der frühere Eigentümer hat als Kauf- 
preis den Verkehrswert zu zahlen, den das 
Grundstück im Zeitpunkt der Rückübertra- 
gung hat. 

(5) Ein Anspruch auf Rückenteignung nach 
§ 102 bleibt unberührt. Die dem Eigentümer zu 
gewährende Entschädigung nach § 103 bemißt 
sich nach dem Verkehrswert des Grundstücks, 
der sich aufgrund des rechtlichen und tatsäch- 
lichen Zustands im Zeitpunkt der Aufhebung 
der förmlichen Festlegung ergibt. 

Zweiter Teil 

Entwicklungsmaßnahmen 

§165 

Anwendungsbereich 

Auf die vor dem (Tag nach der Verkündung 
des Gesetzes) förmlich festgelegten städtebau- 
lichen Entwicklungsbereiche sind die Vor- 
schriften dieses Teils anzuwenden. 

§166 

Zuständigkeit und Aufgaben 

(i; Die Entwicklungsmaßnahme wird von 
der Gemeinde vorbereitet und durchgeführt, 
sofern nicht nach Absatz 4 eine abweichende 
Regelung getroffen wird. Die Gemeinde hat für 
den städtebaulichen Entwicklungsbereich 
ohne Verzug Bebauungspläne aufzustellen 
und, soweit eine Aufgabe nicht nach sonstigen 
gesetzlichen Vorschriften einem anderen ob- 
liegt, alle erforderlichen Maßnahmen zu er- 
greifen, um die vorgesehene Entwicklung im 
städtebaulichen Entwicklungsbereich zu ver- 
wirklichen. 

(2) Die Gemeinde hat die Voraussetzungen 
dafür zu schaffen, daß ein lebensfähiges örtli- 
ches Gemeinwesen entsteht, das nach seinem 
wirtschaftlichen Gefüge und der Zusammen- 
setzung seiner Bevölkerung den Zielen und 
Zwecken der städtebaulichen Entwicklungs- 
maßnahme entspricht und in dem eine ord- 
nungsgemäße und zweckentsprechende Ver- 
sorgung der Bevölkerung mit Gütern und 
Dienstleistungen sichergestellt ist. 

(3) Die Gemeinde soll die Grundstücke im 
städtebaulichen Entwicklungsbereich erwer- 
ben. Dabei soll sie feststellen, ob und in wel- 
cher Rechtsform die bisherigen Eigentümer ei- 
nen späteren Erwerb von Grundstücken oder 
Rechten im Rahmen des § 169 Abs. 6 anstre- 
ben. Die Gemeinde soll von dem Erwerb eines 
Grundstücks absehen, wenn 

1. bei einem baulich genutzten Grundstück die 
Art und das Maß der baulichen Nutzung bei 
der Durchführung der Entwicklungsmaß- 
nahme nicht geändert werden sollen oder 

2. der Eigentümer auf einem unbebauten 
Grundstück für sich ein Eigenheim oder 


eine Kleinsiedlung bauen will und durch 
diese Vorhaben Ziele und Zwecke der Ent- 
wicklungsmaßnahme nicht beeinträchtigt 
werden. 

Erwirbt die Gemeinde ein Grundstück nicht, 
ist der Eigentümer verpflichtet, einen Aus- 
gleichsbetrag an die Gemeinde zu entrichten, 
der der durch die Entwicklungsmaßnahme be- 
dingten Erhöhung des Bodenwerts seines 
Grundstücks entspricht. §§ 155 und 156 sind 
entsprechend anzuwenden. 

(4) Wenn es zur Vorbereitung und Durchfüh- 
rung der Entwicklungsmaßnahme geboten ist, 
kann die Landesregierung durch Rechtsver- 
ordnung bestimmen, daß ein Gemeindever- 
band oder ein Verband, an dessen Willensbil- 
dung die Gemeinde oder der zuständige Ge- 
meindeverband beteiligt ist, diese Aufgabe 
wahrnimmt. In der Verordnung kann auch 
eine andere Gemeinde oder ein Landkreis mit 
der Wahrnehmung der Aufgabe beauftragt 
werden, wenn die betroffene Gemeinde zu- 
stimmt oder wenn ihr Gemeindegebiet nur in 
geringem Umfang berührt wird. In diesem Fall 
tritt für den städtebaulichen Entwicklungsbe- 
reich der in der Verordnung bestimmte 
Rechtsträger bei Anwendung dieses Gesetz- 
buchs an die Stelle der Gemeinde. Nach Aufhe- 
bung der Erklärung zum städtebaulichen Ent- 
wicklungsbereich gelten die von dem Rechts- 
träger aufgestellten Pläne als Bauleitpläne der 
Gemeinde. 

(5) Soll ein Planungsverband zur Wahrneh- 
mung der Vorbereitung und Durchführung der 
Entwicklungsmaßnahme bestimmt werden, ist 
für den Zusammenschluß nach § 205 Abs. 2 der 
Antrag eines Planungsträgers oder der für die 
Landesplanung nach Landesrecht zuständigen 
Stelle nicht erforderlich. 

§167 

Entwicklungsträger 

(1) Die Gemeinde kann einen Entwicklungs- 
träger beauftragen, 

1. die städtebauliche Entwicklungsmaßnahme 
vorzubereiten und durchzuführen, 

2. Mittel, die die Gemeinde zur Verfügung 
stellt oder die ihr gewährt werden, oder son- 
stige der städtebaulichen Entwicklungsmaß- 
nahme dienende Mittel zu bewirtschaften. 

Auf Verlangen der zuständigen obersten Lan- 
desbehörde ist die Gemeinde verpflichtet, ei- 
nen Entwicklungsträger zu beauftragen. 

(2) die Gemeinde darf die Aufgabe nur ei- 
nem Unternehmen übertragen, dem die zu- 
ständige Behörde bestätigt hat, daß es die Vor- 
aussetzungen für die Übernahme der Aufga- 
ben als Entwicklungsträger erfüllt; § 158 ist mit 
der Maßgabe entsprechend anzuwenden, daß 
die Bestätigung nur für den einzelnen Fall aus- 
gesprochen werden darf. 
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(3) Der Entwicklungsträger erfüllt die ihm 
von der Gemeinde übertragenen Aufgaben in 
eigenem Namen für Rechnung der Gemeinde 
als deren Treuhänder. § 159 Abs. 1 Satz 3 und 
Abs. 2 sowie §§ 160 und 161 sind entsprechend 
anzuwenden. 

(4) Der Entwicklungsträger ist verpflichtet, 
die Grundstücke des Treuhandvermögens 
nach Maßgabe des § 169 Abs. 5 bis 8 zu veräu- 
ßern; er ist dabei an Weisungen der Gemeinde 
gebunden. 

§168 

Übernahmeverlangen 

(1) Der Eigentümer eines im städtebaulichen 
Entwicklungsbereich gelegenen Grundstücks 
kann von der Gemeinde die Übernahme des 
Grundstücks verlangen, wenn es ihm mit 
Rücksicht auf die Erklärung zum städtebauli- 
chen Entwicklungsbereich oder den Stand der 
Entwicklungsmaßnahme wirtschaftlich nicht 
mehr zuzumuten ist, das Grundstück zu behal- 
ten oder es in der bisherigen oder einer ande- 
ren zulässigen Art zu nutzen. Liegen die Flä- 
chen eines land- oder forstwirtschaftlichen Be- 
triebs sowohl innerhalb als auch außerhalb des 
städtebaulichen Entwicklungsbereichs, kann 
der Eigentümer von der Gemeinde die Über- 
nahme sämtlicher Grundstücke des Betriebs 
verlangen, wenn die Erfüllung des Übernah- 
meverlangens für die Gemeinde keine unzu- 
mutbare Belastung bedeutet; die Gemeinde 
kann sich auf eine unzumutbare Belastung 
nicht berufen, soweit die außerhalb des städte- 
baulichen Entwicklungsbereichs gelegenen 
Grundstücke nicht mehr in angemessenem 
Umfang baulich oder wirtsphaftlich genutzt 
werden können. 

(2) Kommt eine Einigung über die Über- 
nahme nicht zustande, kann der Eigentümer 
die Entziehung des Eigentums an dem Grund- 
stück verlangen. Auf die Entziehung des Ei- 
gentums sind die Vorschriften des Fünften 
Teils des Ersten Kapitels entsprechend anzu- 
wenden. 

§169 

Besondere Vorschriften für den 
städtebaulichen Entwicklungsbereich 

(1) Im städtebaulichen Entwicklungsbereich 
sind entsprechend anzuwenden 

1. § 136 Abs. 1 und 2 (Einheitliche Vorberei- 
tung und Durchführung; Grundsätze), 

2. § 137 (Beteiligung und Mitwirkung der Be- 
troffenen), 

3. § 139 (Beteiligung und Mitwirkung öffentli- 
cher Aufgabenträger), 

4. § 148 (Abgaben- und Auslagenbefreiung), 

5. § 150 (Wirkungen der förmlichen Festle- 
gung), 


6. §§151 und 152 (Verfügungs- und Verände- 
rungssperre; Genehmigung), 

7. § 154 Abs. 1 und 2 (Bemessung von Aus- 
gleichs- und Entschädigungsleistungen), 

8. § 180 (Sozialplan), 

9. § 181 (Härteausgleich) und 

10. §§ 182 bis 186 (Miet- und Pachtverhältnis- 
se). 

(2) Die Vorschriften des Vierten Teils des 
Ersten Kapitels über die Umlegung und die 
Grenzregelung sind im städtebaulichen Ent- 
wicklungsbereich nicht anzuwenden. 

(3) Die Enteignung ist im städtebaulichen 
Entwicklungsbereich ohne Bebauungsplan zu- 
gunsten der Gemeinde oder des Entwicklungs- 
trägers zur Erfüllung ihrer Aufgaben zulässig. 
Sie setzt voraus, daß der Antragsteller sich 
ernsthaft um den freihändigen Erwerb des 
Grundstücks zu angemessenen Bedingungen 
bemüht hat. §§ 85, 87, 88 und 89 Abs. 1 bis 3 sind 
im städtebaulichen Entwicklungsbereich nicht 
anzu wenden. 

(4) Auf land- oder forstwirtschaftlich ge- 
nutzte Grundstücke ist § 154 Abs. 1 mit der 
Maßgabe entsprechend anzuwenden, daß in 
den Gebieten, in denen sich kein von dem in- 
nerlandwirtschaftlichen Verkehrswert abwei- 
chender Verkehrswert gebildet hat, der Wert 
maßgebend ist, der in vergleichbaren Fällen im 
gewöhnlichen Geschäftsverkehr auf dem allge- 
meinen Grundstücksmarkt dort zu erzielen 
wäre, wo keine Entwicklungsmaßnahmen vor- 
gesehen sind. 

(5) Die Gemeinde ist verpflichtet, Grund- 
stücke, die sie zur Durchführung der Entwick- 
lungsmaßnahme freihändig oder nach den 
Vorschriften dieses Gesetzbuchs erworben hat, 
nach Maßgabe der Absätze 6 bis 8 zu veräu- 
ßern mit Ausnahme der Flächen, die als Bau- 
grundstücke für den Gemeinbedarf oder als 
Verkehrs-, Versorgungs- oder Grünflächen in 
einem Bebauungsplan festgesetzt sind oder für 
sonstige öffentliche Zwecke oder als Aus- 
tauschland oder zur Entschädigung in Land 
benötigt werden. 

(6) Die Grundstücke sind nach ihrer Neuord- 
nung und Erschließung unter Berücksichti- 
gung weiter Kreise der Bevölkerung und unter 
Beachtung der Ziele und Zwecke der Entwick- 
lungsmaßnahme an Bauwillige zu veräußern, 
die glaubhaft machen, daß sie die Grundstücke 
innerhalb angemessener Frist entsprechend 
den Festsetzungen des Bebauungsplans und 
den Erfordernissen der Entwicklungsmaß- 
nahme bebauen werden. Dabei sind zunächst 
die früheren Eigentümer zu berücksichtigen, 
und zwar in erster Linie diejenigen, die kein 
sonstiges Grundeigentum oder nur Grundei- 
gentum in geringem Umfang haben. Auf die 
Veräußerungspflicht ist §89 Abs. 4 entspre- 
chend anzuwenden. Zur land- oder forstwirt- 
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schaftlichen Nutzung festgesetzte Grund- 
stücke sind Land- oder Forstwirten anzubie- 
ten, die zur Durchführung der Entwicklungs- 
maßnahme Grundstücke übereignet haben 
oder abgeben mußten. 

(7) Die Gemeinde hat bei der Veräußerung 
dafür zu sorgen, daß die Bauwilligen die Be- 
bauung in wirtschaftlich sinnvoller Aufeinan- 
derfolge derart durchführen, daß die Ziele und 
Zwecke der städtebaulichen Entwicklung er- 
reicht werden und die Vorhaben sich in den 
Rahmen der Gesamtmaßnahme einordnen. Sie 
hat weiter sicherzustellen, daß die neugeschaf- 
fenen Gebäude und Einrichtungen so verwen- 
det werden, daß die in § 166 Abs. 2 bezeichne- 
ten Ziele erreicht werden. 

(8) Das Grundstück oder das Recht ist zu 
dem Verkehrswert zu veräußern, der sich 
durch die rechtliche und tatsächliche Neuord- 
nung des städtebaulichen Entwicklungsbe- 
reichs ergibt. 

§170 

Sonderregelung für im Zusammenhang 
bebaute Gebiete 

Umfaßt der städtebauliche Entwicklungsbe- 
reich ein im Zusammenhang bebautes Gebiet, 
soll die Gemeinde dieses Gebiet zur Anpas- 
sung an die vorgesehene Entwicklung ganz 
oder teilweise durch Beschluß förmlich festle- 
gen. Der Beschluß darf erst ergehen, wenn ent- 
sprechend § 141 vorbereitende Untersuchun- 
gen durchgeführt worden sind. Auf den Be- 
schluß ist § 142 entsprechend anzuwenden. In 
dem förmlich festgelegten Gebiet sind neben 
den für Entwicklungsmaßnahmen geltenden 
Vorschriften die Vorschriften über die Sanie- 
rung entsprechend anzuwenden, mit Aus- 
nahme des § 136 Abs. 3 und 4, des § 142 Abs. 1 
und 2, des §149 Abs. 2, des §162, des §166 
Abs. 3 sowie des § 169 Abs. 2, 3, 5 bis 7; auf den 
Fortfall der Rechtswirkungen für einzelne 
Grundstücke ist § 171 Abs. 3 anzuwenden. 

§171 

Aufhebung der Erklärung zum 
städtebaulichen Entwicklungsbereich; 

Fortfall von Rechtswirkungen 
für einzelne Grundstücke 

(1) Die Erklärung zum städtebaulichen Ent- 
wicklungsbereich ist von der Landesregierung 
durch Rechtsverordnung aufzuheben, wenn 
die Entwicklungsmaßnahme durchgeführt ist. 
Ist die Entwicklungsmaßnahme nur in einem 
Teil des städtebaulichen Entwicklungsbereichs 
durchgeführt, kann die Erklärung für diesen 
Teil aufgehoben werden. 

(2) Mit der Verordnung nach Absatz 1 ist für 
ihren Geltungsbereich auch die Satzung nach 
§ 170 aufgehoben. 

(3) § 163 ist entsprechend anzuwenden; die 
Gemeinde bedarf für die Abgabe der Abschluß- 
erklärung der Zustimmung der nach Landes- 
recht zuständigen Behörde. 


(4) In den Fällen der Absätze 1 bis 3 ersucht 
die Gemeinde das Grundbuchamt, den Ent- 
wicklungsvermerk zu löschen. 

Dritter Teil 

Erhaltungssatzung und städtebauliche Gebote 

Erster Abschnitt 
Erhaltungssatzung 

§172 

Erhaltung baulicher Anlagen und der Eigenart 
von Gebieten (Erhaltungssatzung) 

(1) Die Gemeinde kann in einem Bebauungs- 
plan oder durch eine sonstige Satzung Gebiete 
bezeichnen, in denen 

1. zur Erhaltung der städtebaulichen Eigenart 
des Gebiets aufgrund seiner städtebauli- 
chen Gestalt (Absatz 3), 

2. zur Erhaltung der Zusammensetzung der 
Wohnbevölkerung (Absatz 4) oder 

3. bei städtebaulichen Umstrukturierungen 
(Absatz 5) 

der Abbruch, die Änderung oder die Nutzungs- 
änderung baulicher Anlagen der Genehmi- 
gung bedürfen. In den Fällen des Satzes 1 Nr, 1 
bedarf auch die Errichtung baulicher Anlagen 
der Genehmigung. Auf die Satzung ist § 16 ent- 
sprechend anzuwenden, 

(2) Ist der Beschluß über die Aufstellung ei- 
ner Erhaltungssatzung ortsüblich bekanntge- 
macht, ist §15 Abs. 1 a\if einen Antrag auf 
Durchführung eines Vorhabens im Sinne von 
Absatz 1 entsprechend anzuwenden. 

(3) In den Fällen des Absatzes 1 Satz 1 Nr. 1 
darf die Genehmigung nur versagt werden, 
wenn die bauliche Anlage allein oder im Zu- 
sammenhang mit anderen baulichen Anlagen 
das Ortsbild, die Stadtgestalt oder das Land- 
schaftsbild prägt oder sonst von städtebauli- 
cher, insbesondere geschichtlicher oder künst- 
lerischer Bedeutung ist. Die Genehmigung zur 
Errichtung der baulichen Anlage darf nur ver- 
sagt werden, wenn die städtebauliche Gestalt 
des Gebietes durch die beabsichtigte bauliche 
Anlage beeinträchtigt wird. 

(4) In den Fällen des Absatzes 1 Satz 1 Nr. 2 
darf die Genehmigung nur versagt werden, 
wenn die Zusammensetzung der Wohnbevölke- 
rung aus besonderen städtebaulichen Gründen 
erhalten werden soll. Die Genehmigung ist zu 
erteilen, wenn auch unter Berücksichtigung 
des Allgemeinwohls die Erhaltung der bauli- 
chen Anlage wirtschaftlich nicht mehr zumut- 
bar ist. 

(5) In den Fällen des Absatzes 1 Satz 1 Nr. 3 
darf die Genehmigung nur versagt werden, um 
einen den sozialen Belangen Rechnung tragen- 
den Ablauf auf der Grundlage eines Sozial- 
plans (§ 180) zu sichern. Ist ein Sozialplan nicht 
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aufgestellt worden, hat ihn die Gemeinde in 
entsprechender Anwendung des § 180 aufzu- 
stellen. Absatz 4 Satz 2 ist anzuwenden. 

§173 

Genehmigung; Übernahmeanspruch 

(1) Die Genehmigung wird durch die Ge- 
meinde erteilt. Ist eine baurechtliche Genehmi- 
gung oder an ihrer Stelle eine baurechtliche 
Zustimmung erforderlich, wird die Genehmi- 
gung durch die Baugenehmigungsbehörde im 
Einvernehmen mit der Gemeinde erteilt; im 
Baugenehmigungs- oder Zustimmungsverfah- 
ren wird über die in § 172 Abs. 1 bezeichneten 
Belange entschieden. 

(2) Wird in den Fällen des § 172 Abs. 3 die 
Genehmigung versagt, kann der Eigentümer 
von der Gemeinde unter den Voraussetzungen 
des § 40 Abs. 2 die Übernahme des Grund- 
stücks verlangen. § 43 Abs. 1, 4 und 5 sowie § 44 
Abs. 3 und 4 sind entsprechend anzuwenden. 

(3) Vor der Entscheidung über den Genehmi- 
gungsantrag hat die Gemeinde mit dem Eigen- 
tümer oder sonstigen zur Unterhaltung Ver- 
pflichteten die für die Entscheidung erhebli- 
chen Tatsachen zu erörtern. In den Fällen des 
§ 172 Abs. 4 und 5 hat sie auch Mieter, Pächter 
und sonstige Nutzungsberechtigte zu hören. 

§174 

Ausnahmen 

(1) § 172 ist nicht auf Grundstücke anzuwen- 
den, die den in § 26 Nr. 2 bezeichneten 
Zwecken dienen, und auf die in § 26 Nr. 3 be- 
zeichneten Grundstücke. 

(2) Befindet sich ein Grundstück der in Ab- 
satz 1 bezeichneten Art im Geltungsbereich ei- 
ner Erhaltungssatzung, hat die Gemeinde den 
Bedarfsträger hiervon zu unterrichten. Beab- 
sichtigt der Bedarfsträger ein Vorhaben im 
Sinne des § 172 Abs. 1, hat er dies der Ge- 
meinde anzuzeigen. Der Bedarfsträger soll auf 
Verlangen der Gemeinde von dem Vorhaben 
absehen, wenn die Voraussetzungen vorliegen, 
die die Gemeinde berechtigen würden, die Ge- 
nehmigung nach § 172 zu versagen, und wenn 
die Erhaltung oder das Absehen von der Er- 
richtung der baulichen Anlage dem Bedarfs- 
träger auch unter Berücksichtigung seiner 
Aufgaben zuzumuten ist. 

Zweiter Abschnitt 
Städtebauliche Gebote 

§ 175 

Allgemeines 

(1) Beabsichtigt die Gemeinde, ein Baugebot 
(§ 176), ein Modernisierungs- oder Instandset- 
zungsgebot (§ 177), ein Pflanzgebot (§ 178) oder 
ein Abbruchgebot (§ 179) zu erlassen, soll sie 
die Maßnahme vorher mit den Betroffenen er- 
örtern. Die Gemeinde soll die Eigentümer, Mie- 


ter, Pächter und sonstigen Nutzungsberechtig- 
ten im Rahmen ihrer Möglichkeiten beraten, 
wie die Maßnahme durchgeführt werden kann 
und welche Finanzierungsmöglichkeiten aus 
öffentlichen Kassen bestehen. 

(2) Die Anordnung von Maßnahmen nach 
den §§176 bis 179 setzt voraus, daß die alsbal- 
dige Durchführung der Maßnahmen aus städ- 
tebaulichen Gründen erforderlich ist. 

(3) Mieter, Pächter und sonstige Nutzungs- 
berechtigte haben die Durchführung der Maß- 
nahmen nach den §§ 176 bis 179 zu dulden. 

(4) Die §§ 176 bis 179 sind nicht auf Grund- 
stücke anzuwenden, die den in § 26 Nr. 2 be- 
zeichneten Zwecken dienen, und auf die in § 26 
Nr. 3 bezeichneten Grundstücke. Liegen für 
diese Grundstücke die Voraussetzungen für 
die Anordnung eines Gebots nach den §§176 
bis 179 vor, soll auf Verlangen der Gemeinde 
der Bedarfsträger die entsprechenden Maß- 
nahmen durchführen oder ihre Durchführung 
dulden, soweit dadurch nicht die Erfüllung sei- 
ner Aufgaben beeinträchtigt wird. 

§176 

Baugebot 

(1) Im Geltungsbereich eines Bebauungs- 
plans kann die Gemeinde den Eigentümer 
durch Bescheid verpflichten, innerhalb einer 
zu bestimmenden angemessenen Frist 

1. sein Grundstück entsprechend den Festset- 
zungen des Bebauungsplans zu bebauen 
oder 

2. ein vorhandenes Gebäude oder eine vorhan- 
dene sonstige bauliche Anlage den Festset- 
zungen des Bebauungsplans anzupassen. 

(2) Das Baugebot kann außerhalb der in Ab- 
satz 1 bezeichneten Gebiete, aber innerhalb im 
Zusammenhang bebauter Ortsteile angeordnet 
werden, um unbebaute oder geringfügig be- 
baute Grundstücke entsprechend den bau- 
rechtlichen Vorschriften zu nutzen oder einer 
baulichen Nutzung zuzuführen, insbesondere 
zur Schließung von Baulücken. 

(3) Ist die Durchführung des Vorhabens aus 
wirtschaftlichen Gründen einem Eigentümer 
nicht zuzumuten, hat die Gemeinde von dem 
Baugebot abzusehen. 

(4) Der Eigentümer kann von der Gemeinde 
die Übernahme des Grundstücks verlangen, 
wenn er glaubhaft macht, daß ihm die Durch- 
führung des Vorhabens aus wirtschaftlichen 
Gründen nicht zuzumuten ist. § 43 Abs. 1, 4 und 
5 sowie § 44 Abs. 3 und 4 sind entsprechend 
anzuwenden. 

(5) Ist die Durchführung eines Baugebots 
nur möglich, wenn zuvor eine bauliche Anlage 
oder Teile davon beseitigt werden, ist der Ei- 
gentümer mit dem Baugebot auch zur Beseiti- 
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gung verpflichtet. § 179 Abs. 2 Satz 1, § 43 Abs. 2 
und 5 sowie § 44 Abs. 3 und 4 sind entspre- 
chend anzuwenden. 

(6) Ist für ein Grundstück eine andere als 
bauliche Nutzung festgesetzt, sind die Absät- 
ze 1 und 3 bis 5 entsprechend anzuwenden. 

§ 177 

Modernisierungs- und Instandsetzungsgebot 

(1) Weist eine bauliche Anlage nach ihrer 
inneren oder äußeren Beschaffenheit Miß- 
stände oder Mängel auf, deren Beseitigung 
oder Behebung durch Modernisierung oder In- 
standsetzung möglich ist, kann die Gemeinde 
die Beseitigung der Mißstände durch ein Mo- 
dernisierungsgebot und die Behebung der 
Mängel durch ein Instandsetzungsgebot an- 
ordnen. Zur Beseitigung der Mißstände und 
zur Behebung der Mängel ist der Eigentümer 
der baulichen Anlage verpflichtet. 

(2) Mißstände liegen insbesondere vor, wenn 
die bauliche Anlage nicht den allgemeinen An- 
forderungen an gesunde Wohn- und Arbeits- 
verhältnisse entspricht. 

(3) Mängel liegen insbesondere vor, wenn 
durch Abnutzung, Alterung, Witterungsein- 
flüsse oder Einwirkungen Dritter 

1. die bestimmungsgemäße Nutzung der bauli- 
chen Anlage nicht nur unerheblich beein- 
trächtigt wird, 

2. die bauliche Anlage nach ihrer äußeren Be- 
schaffenheit das Straßen- oder Ortsbild 
nicht nur unerheblich beeinträchtigt oder 

3. die bauliche Anlage erneuerungsbedürftig 
ist und wegen ihrer städtebaulichen, insbe- 
sondere geschichtlichen oder künstlerischen 
Bedeutung erhalten bleiben soll. 

Kann die Behebung der Mängel einer bauli- 
chen Anlage nach landesrechtlichen Vorschrif- 
ten auch aus Gründen des Schutzes und der 
Erhaltung von Baudenkmälern verlangt wer- 
den, darf das Instandsetzungsgebot nur mit 
Zustimmung der zuständigen Landesbehörde 
erlassen werden. In dem Bescheid über den 
Erlaß des Instandsetzungsgebots sind die auch 
aus Gründen des Denkmalschutzes gebotenen 
Instandsetzungsmaßnahmen besonders zu be- 
zeichnen. 

(4) Der Eigentümer hat die Kosten der von 
der Gemeinde angeordneten Maßnahmen inso- 
weit zu tragen, als er sie durch eigene oder 
fremde Mittel decken und die sich daraus erge- 
benden Kapitalkosten sowie die zusätzlich ent- 
stehenden Bewirtschaftungskosten aus Erträ- 
gen des Gebäudes aufbringen kann. Sind dem 
Eigentümer Kosten entstanden, die er nicht zu 
tragen hat, so hat die Gemeinde sie ihm zu 
erstatten, soweit nicht eine andere Stelle einen 
Zuschuß zu ihrer Deckung gewährt. Dies gilt 
nicht, wenn der Eigentümer aufgrund anderer 
Rechtsvorschriften verpflichtet ist, die Kosten 


selbst zu tragen, oder wenn er Instandsetzun- 
gen unterlassen hat und nicht nachweisen 
kann, daß ihre Vornahme wirtschaftlich unver- 
tretbar oder ihm nicht zuzumuten war. Die Ge- 
meinde kann mit dem Eigentümer den Kosten- 
erstattungsbetrag unter Verzicht auf eine Be- 
rechnung im Einzelfall als Pauschale in Höhe 
eines bestimmten Vomhundertsatzes der Mo- 
dernisierungs- oder Instandsetzungskosten 
vereinbaren. 

(5) Der vom Eigentümer zu tragende Kosten- 
anteil wird nach der Durchführung der Moder- 
nisierungs- oder Instandsetzungsmaßnahmen 
unter Berücksichtigung der Erträge ermittelt, 
die für das modernisierte oder instandgesetzte 
Gebäude bei ordentlicher Bewirtschaftung 
nachhaltig erzielt werden können; dabei sind 
die mit einem Bebauungsplan, einem Sozial- 
plan, einer städtebaulichen Sanierungsmaß- 
nahme oder einer sonstigen städtebaulichen 
Maßnahme verfolgten Ziele und Zwecke zu be- 
rücksichtigen. 

§178 

Pflanzgebot 

Die Gemeinde kann den Eigentümer durch 
Bescheid verpflichten, sein Grundstück ent- 
sprechend den nach § 9 Abs. 1 Nr. 25 getroffe- 
nen Festsetzungen des Bebauungsplans zu be- 
pflanzen. 

§179 

Abbruchgebot 

(1) Die Gemeinde kann den Eigentümer ver- 
pflichten zu dulden, daß eine bauliche Anlage 
im Geltungsbereich eines Bebauungsplans 
ganz oder teilweise beseitigt wird, wenn sie 

1. den Festsetzungen des Bebauungsplans 
nicht entspricht und ihnen nicht angepaßt 
werden kann oder 

2. Mißstände oder Mängel im Sinne des § 177 
Abs. 2 und 3 aufweist, die auch durch eine 
Modernisierung oder Instandsetzung nicht 
behoben werden können. 

Diejenigen, für die ein Recht an dem Grund- 
stück oder an einem das Grundstück belasten- 
den Recht im Grundbuch eingetragen oder 
durch Eintragung gesichert ist, das nicht zur 
Nutzung berechtigt, sollen von dem Bescheid 
benachrichtigt werden, wenn sie von der Besei- 
tigung betroffen werden. Unberührt bleibt das 
Recht des Eigentümers, die Beseitigung selbst 
vorzunehmen. 

(2) Entstehen dem Eigentümer, Mieter, 
Pächter oder sonstigen Nutzungsberechtigten 
durch die Beseitigung Vermögensnachteile, 
hat die Gemeinde angemessene Entschädi- 
gung in Geld zu leisten. Der Eigentümer kann 
anstelle der Entschädigung nach Satz 1 von 
der Gemeinde die Übernahme des Grund- 
stücks verlangen, wenn es ihm mit Rücksicht 
auf das Abbruchgebot wirtschaftlich nicht 
mehr zuzumuten ist, das Grundstück zu behal- 
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ten. § 43 Abs. 1, 2, 4 und 5 sowie § 44 Abs. 3 und 
4 sind entsprechend anzuwenden. 

Vierter Teil 

Sozialplan und Härteausgleich 
§180 

Sozialplan 

(1) Wirken sich Bebauungspläne oder städte- 
bauliche Sanierungsmaßnahmen voraussicht- 
lich nachteilig auf die persönlichen Lebensum- 
stände der in dem Gebiet wohnenden oder ar- 
beitenden Menschen aus, soll die Gemeinde 
Vorstellungen entwickeln und mit den Betrof- 
fenen erörtern, wie nachteilige Auswirkungen 
möglichst vermieden oder gemildert werden 
können. Die Gemeinde hat den Betroffenen bei 
ihren eigenen Bemühungen, nachteilige Aus- 
wirkungen zu vermeiden oder zu mildern, zu 
helfen, insbesondere beim Wohnungs- und Ar- 
beitsplatzwechsel sowie beim Umzug von Be- 
trieben; soweit öffentliche Leistungen in Be- 
tracht kommen können, soll die Gemeinde 
hierauf hinweisen. Sind Betroffene nach ihren 
persönlichen Lebensumständen nicht in der 
Lage, Empfehlungen und anderen Hinweisen 
der Gemeinde zur Vermeidung von Nachteilen 
zu folgen oder Hilfen zu nutzen oder sind aus 
anderen Gründen weitere Maßnahmen der Ge- 
meinde erforderlich, hat die Gemeinde geeig- 
nete Maßnahmen zu prüfen. 

(2) Das Ergebnis der Erörterungen und Prü- 
fungen nach Absatz 1 sowie die voraussichtlich 
in Betracht zu ziehenden Maßnahmen der Ge- 
meinde und die Möglichkeiten ihrer Verwirkli- 
chung sind schriftlich darzustellen (Sozial- 
plan). 

(3) Steht die Verwirklichung einer Durchfüh- 
rungsmaßnahme durch einen anderen als die 
Gemeinde bevor, kann die Gemeinde verlan- 
gen, daß der andere im Einvernehmen mit ihr 
die sich aus Absatz 1 ergebenden Aufgaben 
übernimmt Die Gemeinde kann diese Aufga- 
ben ganz oder teilweise auch selbst überneh- 
men und dem anderen die Kosten auferlegen. 

§ 181 

Härteausgleich 

(1) Soweit es die Billigkeit erfordert, soll die 
Gemeinde bei der Durchführung dieses Ge- 
setzbuchs zur Vermeidung oder zum Ausgleich 
wirtschaftlicher Nachteile — auch im sozialen 
Bereich — auf Antrag einen Härteausgleich in 
Geld gewähren 

1. einem Mieter oder Pächter, wenn das Miet- 
oder Pachtverhältnis mit Rücksicht auf die 
Durchführung städtebaulicher Maßnahmen 
aufgehoben oder enteignet worden ist; 

2. einer gekündigten Vertragspartei, wenn die 
Kündigung zur Durchführung städtebauli- 
cher Maßnahmen erforderlich ist; dies gilt 
entsprechend, wenn ein Miet- oder Pacht- 
verhältnis vorzeitig durch Vereinbarung der 
Beteiligten beendet wird; die Gemeinde hat 


zu bestätigen, daß die Beendigung des 
Rechtsverhältnisses im Hinblick auf die als- 
baldige Durphführung der städtebaulichen 
Maßnahmen geboten ist; 

3. einer Vertragspartei, wenn ohne Beendi- 
gung des Rechtsverhältnisses die vermiete- 
ten oder verpachteten Räume ganz oder teil- 
weise vorübergehend unbenutzbar sind und 
die Gemeinde bestätigt hat, daß dies durch 
die alsbaldige Durchführung städtebauli- 
cher Maßnahmen bedingt ist; 

4. einem Mieter oder Pächter für die Umzugs- 
kosten, die dadurch entstehen, daß er nach 
der Räumung seiner Wohnung vorüberge- 
hend anderweitig untergebracht worden ist 
und später ein neues Miet- oder Pachtver- 
hältnis in dem Gebiet begründet wird, so- 
fern dies im Sozialplan vorgesehen ist. 

Voraussetzung ist, daß der Nachteil für den 
Betroffenen in seinen persönlichen Lebensum- 
ständen eine besondere Härte bedeutet, eine 
Ausgleichs- oder Entschädigungsleistung nicht 
zu gewähren ist und auch ein Ausgleich durch 
sonstige Maßnahmen nicht erfolgt. 

(2) Absatz 1 ist entsprechend anzuwenden 
auf andere Vertragsverhältnisse, die zum Ge- 
brauch oder zur Nutzung eines Grundstücks, 
Gebäudes oder Gebäudeteils oder einer sonsti- 
gen baulichen Einrichtung berechtigen. 

(3) Ein Härte ausgleich wird nicht gewährt, 
soweit der Antragsteller es unterlassen hat 
und unterläßt, den wirtschaftlichen Nachteil 
durch zumutbare Maßnahmen, insbesondere 
unter Einsatz eigener oder fremder Mittel ab- 
zuwenden. 

Fünfter Teil 

Miet- und Pachtverhältnisse 
§ 182 

Allgemeines 

Erfordert die Verwirklichung der Ziele und 
Zwecke der Sanierung oder eine Maßnahme 
nach den §§176 bis 179 die Aufhebung oder 
Verlängerung eines Miet- oder Pachtverhält- 
nisses oder eines sonstigen schuldrechtlichen 
Vertragsverhältnisses, das zum Gebrauch oder 
zur Nutzung eines Grundstücks oder Gebäudes 
oder einer sonstigen baulichen Anlage berech- 
tigt, sind die Vorschriften dieses Teils anzu- 
wenden. 

§183 

Aufhebung von Miet- oder Pachtverhältnissen 

(1) Muß ein Gebäude oder eine sonstige bau- 
liche Anlage ganz oder teilweise beseitigt wer- 
den und ist die alsbaldige Beseitigung beab- 
sichtigt, kann die Gemeinde auf Antrag des 
Eigentümers oder im Hinblick auf ein Ab- 
bruchgebot Miet- oder Pachtverhältnisse, die 
der Beseitigung entgegenstehen, mit einer 
Frist von mindestens sechs Monaten, bei ei- 
nem land- oder forstwirtschaftlich genutzten 
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Grundstück nur zum Schluß eines Pachtjahrs 
aufheben. Satz 1 ist entsprechend anzuwen- 
den, wenn die Aufhebung des Miet- oder Pacht- 
verhältnisses im Hinblick auf ein Bau-, Moder- 
nisierungs- oder Instandsetzungsgebot erfor- 
derlich ist. 

(2) Wird die Erwerbsgrundlage eines Mieters 
oder Pächters von Geschäftsraum infolge der 
Durchführung der Sanierung oder von Maß- 
nahmen nach den §§176 bis 179 wesentlich be- 
einträchtigt und ist ihm deshalb die Fortset- 
zung des Miet- oder Pachtverhältnisses nicht 
mehr zuzumuten, kann die Gemeinde auf An- 
trag des Mieters oder Pächters das Miet- oder 
Pachtverhältnis mit einer Frist von minde- 
stens sechs Monaten aufheben. 

(3) Die Absätze 1 und 2 sind entsprechend 
auf andere schuldrechtliche Vertragsverhält- 
nisse anzuwenden, die zum Gebrauch oder zur 
Nutzung eines Grundstücks, Gebäudes oder 
Gebäudeteils oder einer sonstigen baulichen 
Anlage berechtigen. 

§184 

Aufhebung von Miet- oder Pachtverhältnissen 
über unbebaute Grundstücke 

(1) Ist nach den Festsetzungen des Bebau- 
ungsplans für ein unbebautes Grundstück eine 
andere Nutzung vorgesehen und ist die alsbal- 
dige Änderung der Nutzung beabsichtigt, kann 
die Gemeinde auf Antrag des Eigentümers 
Miet- oder Pachtverhältnisse aufheben, die 
sich auf das Grundstück beziehen und der 
neuen Nutzung entgegenstehen. 

(2) Auf die Aufhebung ist § 183 entsprechend 
anzuwenden. 

§185 

Entschädigung bei Aufhebung von Miet- oder 
Pachtverhältnissen 

(1) Ist ein Rechtsverhältnis aufgrund der 
§§ 183 oder 184 aufgehoben worden, ist den Be- 
troffenen insoweit eine angemessene Entschä- 
digung in Geld zu leisten, als ihnen durch die 
vorzeitige Beendigung des Rechtsverhältnis- 
ses Vermögensnachteile entstehen. Die Vor- 
schriften des Zweiten Abschnitts des Fünften 
Teils des Ersten Kapitels sind entsprechend 
anzuwenden. 

(2) Zur Entschädigung ist die Gemeinde ver- 
pflichtet. Kommt eine Einigung über die Ent- 
schädigung nicht zustande, entscheidet die hö- 
here Verwaltungsbehörde. 

(3) Wird ein Pachtvertrag über kleingärtne- 
risch genutztes Land nach den §§ 183 oder 184 
aufgehoben, ist die Gemeinde außer zur Ent- 
schädigung nach Absatz 1 auch zur Bereitstel- 
lung oder Beschaffung von Ersatzland ver- 
pflichtet. Bei der Entschädigung in Geld ist die 
Bereitstellung oder Beschaffung des Ersatz- 
lands angemessen zu berücksichtigen. Die hö- 
here Verwaltungsbehörde kann die Gemeinde 
von der Verpflichtung zur Bereitstellung oder 


Beschaffung von Ersatzland befreien, wenn die 
Gemeinde nachweist, daß sie zur Erfüllung au- 
ßerstande ist. 

§186 

Verlängerung von Miet- oder 
Pachtverhältnissen 

Die Gemeinde kann auf Antrag des Mieters 
oder Pächters ein Miet- oder Pachtverhältnis 
über Wohn- oder Geschäftsraum verlängern, 
soweit dies zur Verwirklichung des Sozialplans 
erforderlich ist. 

Sechster Teil 

Städtebauliche Maßnahmen im 
Zusammenhang mit Maßnahmen zur 
Verbesserung der Agrarstruktur 

§187 

Abstimmung von Maßnahmen; Bauleitplanung 
und Maßnahmen zur Verbesserung der 
Agrarstruktur 

(1) Bei der Vorbereitung und Durchführung 
städtebaulicher Maßnahmen sind Maßnahmen 
zur Verbesserung der Agrarstruktur, insbeson- 
dere auch die Ergebnisse der Vorplanung nach 
§ 1 Abs. 2 des Gesetzes über die Gemein- 
schaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruk- 
tur und des Küstenschutzes“ zu berücksichti- 
gen. Ist zu erwarten, daß Maßnahmen zur Ver- 
besserung der Agrarstruktur zu Auswirkungen 
auf die bauliche Entwicklung des Gemeindege- 
biets führen, hat die Gemeinde darüber zu be- 
finden, ob Bauleitpläne aufzustellen sind und 
ob sonstige städtebauliche Maßnahmen durch- 
geführt werden sollen. 

(2) Bei der Aufstellung von Bauleitplänen 
hat die obere Flurbereinigungsbehörde zu prü- 
fen, ob im Zusammenhang damit eine Flurbe- 
reinigung oder andere Maßnahmen zur Ver- 
besserung der Agrarstruktur einzuleiten sind. 

(3) Die Gemeinde hat die Flurbereinigungs- 
behörde und, sofern die Maßnahmen zur Ver- 
besserung der Agrarstruktur von anderen Stel- 
len durchgeführt werden, diese bei den Vorar- 
beiten zur Aufstellung der Bauleitpläne mög- 
lichst frühzeitig zu beteiligen. 

§188 

Bauleitplanung und Flurbereinigung 

(1) Ist eine Flurbereinigung aufgrund des 
Flurbereinigungsgesetzes in einer Gemeinde 
nach Mitteilung der Flurbereinigungsbehörde 
beabsichtigt oder ist sie bereits angeordnet, ist 
die Gemeinde verpflichtet, rechtzeitig Bauleit- 
pläne aufzustellen, es sei denn, daß sich die 
Flurbereinigung aui die bauliche Entwicklung 
des Gemeindegebiets voraussichtlich nicht 
auswirkt. 

(2) Die Flurbereinigungsbehörde und die Ge- 
meinde sind verpflichtet, ihre das Gemeinde- 
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gebiet betreffenden Absichten möglichst früh- 
zeitig aufeinander abzustimmen. Die Planun- 
gen sollen bis zum Abschluß der Flurbereini- 
gung nur geändert werden, wenn zwischen der 
Flurbereinigungsbehörde und der Gemeinde 
Übereinstimmung besteht oder wenn zwin- 
gende Gründe die Änderung erfordern. 

§189 

Ersatzlandbeschaffung 

(1) Wird bei einer städtebaulichen Maß- 
nahme ein land- oder forstwirtschaftlicher Be- 
trieb ganz oder teilweise in Anspruch genom- 
men, soll die Gemeinde mit dem Eigentümer 
des Betriebs auch klären, ob er einen anderen 
land- oder forstwirtschaftlichen Betrieb oder 
land- oder forstwirtschaftliches Ersatzland an- 
strebt. Handelt es sich bei dem in Anspruch 
genommenen Betrieb um eine Siedlerstelle im 
Sinne des Reichssiedlungsgesetzes, ist die zu- 
ständige Siedlungsbehörde des Landes zu be- 
teiligen. 

(2) Die Gemeinde soll sich um die Beschaf- 
fung oder Bereitstellung geeigneten Ersatzlan- 
des bemühen und ihr gehörende Grundstücke 
als Ersatzland zur Verfügung stellen, soweit 
sie diese nicht für die ihr obliegenden Aufga- 
ben benötigt. 

§ 190 

Flurbereinigung aus Anlaß 
einer städtebaulichen Maßnahme 

(1) Werden für städtebauliche Maßnahmen 
land- oder forstwirtschaftliche Grundstücke in 
Anspruch genommen, kann auf Antrag der Ge- 
meinde mit Zustimmung der höheren Verwal- 
tungsbehörde nach § 87 Abs. 1 des Flurbereini- 
nigungsgesetzes ein Flurbereinigungsverfah- 
ren eingeleitet werden, wenn der den Betroffe- 
nen entstehende Landverlust auf einen größe- 
ren Kreis von Eigentümern verteilt oder Nach- 
teile für die allgemeine Landeskultur, die 
durch die städtebaulichen Maßnahmen entste- 
hen, vermieden werden sollen. Das Flurberei- 
nigungsverfahren kann bereits angeordnet 
werden, wenn ein Bebauungsplan noch nicht 
rechtsverbindlich ist. In diesem Fall muß der 
Bebauungsplan vor Bekanntgabe des Flurbe- 
reinigungsplans (§ 59 Abs. 1 des Flurbereini- 
gungsgesetzes) in Kraft getreten sein. Die Ge- 
meinde ist Träger des Unternehmens im Sinne 
des § 88 des Flurbereinigungsgesetzes. 

(2) Die vorzeitige Ausführung des Flurberei- 
nigungsplans nach § 63 des Flurbereinigungs- 
gesetzes kann bereits angeordnet werden, 
wenn der Flurbereinigungsplan bekanntgege- 
ben ist. 

(3) Die Zulässigkeit einer Enteignung nach 
den Vorschriften dieses Gesetzbuchs bleibt 
auch nach Einleitung des Flurbereinigungsver- 
fahrens unberührt. 


§ 191 

Vorschriften über den Verkehr mit land- und 
forstwirtschaftlichen Grundstücken 

Im räumlichen Geltungsbereich eines Be- 
bauungsplans oder im förmlich festgelegten 
Sanierungsgebiet sind die Vorschriften über 
den Verkehr mit land- und forstwirtschaftli- 
chen Grundstücken nicht anzuwenden, es sei 
denn, daß es sich um die Veräußerung der 
Wirtschaftsstelle eines land- oder forstwirt- 
schaftlichen Betriebs oder solcher Grund- 
stücke handelt, die im Bebauungsplan als Flä- 
chen für die Landwirtschaft oder für die Forst- 
wirtschaft ausgewiesen sind.“ 

97. Nach § 191 wird angefügt: 

„Drittes Kapitel 
Sonstige Vorschriften 
Erster Teil 
Wertermittlung 

§ 192 

Gutachterausschuß 

(1) Zur Ermittlung von Grundstückswerten 
und für sonstige Wertermittlungen werden 
selbständige, unabhängige Gutachteraus- 
schüsse gebildet. 

(2) Die Gutachterausschüsse bestehen aus 
einem Vorsitzenden und ehrenamtlichen wei- 
teren Gutachtern. 

(3) Der Vorsitzende und die weiteren Gut- 
achter sollen in der Ermittlung von Grund- 
stückswerten oder sonstigen Wertermittlungen 
sachkundig und erfahren sein und dürfen 
nicht hauptamtlich mit der Verwaltung der 
Grundstücke der Gebietskörperschaft, für de- 
ren Bereich der Gutachterausschuß gebildet 
ist, befaßt sein. Für die Ermittlung der Boden- 
richtwerte ist ein Bediensteter des zuständigen 
Finanzamts mit Erfahrung in der steuerlichen 
Bewertung von Grundstücken als Gutachter 
vorzusehen. 

(4) Die Gutachterausschüsse bedienen sich 
einer Geschäftsstelle. 

§ 193 

Aufgaben des Gutachterausschusses 

(1) Der Gutachterausschuß erstattet Gutach- 
ten über den Verkehrswert von bebauten und 
unbebauten Grundstücken sowie Rechten an 
Grundstücken, wenn 

1. die für den Vollzug dieses Gesetzbuchs zu- 
ständigen Behörden bei der Erfüllung der 
Aufgaben nach diesem Gesetzbuch, 

2. die für die Feststellung des Werts eines 
Grundstücks oder der Entschädigung für 
ein Grundstück oder ein Recht an einem 
Grundstück aufgrund anderer gesetzlicher 
Vorschriften zuständigen Behörden, 
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3. die Eigentümer, ihnen gleichstehende Be- 
rechtigte, Inhaber anderer Rechte am 
Grundstück und Pflichtteilsberechtigte, für 
deren Pflichtteil der Wert des Grundstücks 
von Bedeutung ist, oder 

4. Gerichte und Justizbehörden 

es beantragen. Unberührt bleiben Antragsbe- 
rechtigungen nach anderen Rechtsvorschrif- 
ten. 

(2) Der Gutachterausschuß kann außer über 
die Höhe der Entschädigung für den Rechts- 
verlust auch Gutachten über die Höhe der Ent- 
schädigung für andere Vermögensnachteile er- 
statten. 

(3) Der Gutachterausschuß führt eine Kauf- 
preissammlung, wertet sie aus und ermittelt 
Bodenrichtwerte und sonstige zur Wertermitt- 
lung erforderliche Daten. 

(4) Die Gutachten haben keine bindende 
Wirkung, soweit nichts anderes bestimmt oder 
vereinbart ist. 

(5) Eine Abschrift des Gutachtens ist dem 
Eigentümer zu übersenden. 

§ 194 

Verkehrswert 

Der Verkehrswert wird durch den Preis be- 
stimmt, der in dem Zeitpunkt, auf den sich die 
Ermittlung bezieht, im gewöhnlichen Ge- 
schäftsverkehr nach den rechtlichen Gegeben- 
heiten und tatsächlichen Eigenschaften, der 
sonstigen Beschaffenheit und der Lage des 
Grundstücks oder des sonstigen Gegenstands 
der Wertermittlung ohne Rücksicht auf unge- 
wöhnliche oder persönliche Verhältnisse zu er- 
zielen wäre. 

§ 195 

Kaufpreissammlung 

(1) Zur Führung der Kaufpreissammlung ist 
jeder Vertrag, durch den sich jemand ver- 
pflichtet, Eigentum an einem Grundstück ge- 
gen Entgelt, auch im Wege des Tausches, zu 
übertragen oder ein Erbbaurecht zu begrün- 
den, von der beurkundenden Stelle in Ab- 
schrift dem Gutachteraus schuß zu übersenden. 
Dies gilt auch für das Angebot und die An- 
nahme eines Vertrags, wenn diese getrennt be- 
urkundet werden, sowie entsprechend für die 
Einigung vor einer Enteignungsbehörde, den 
Enteignungsbeschluß, den Beschluß über die 
Vorwegnahme einer Entscheidung im Umle- 
gungsverfahren, den Beschluß über die Auf- 
stellung eines Umlegungsplans, den Grenzre- 
gelungsbeschluß und für den Zuschlag in ei- 
nem Zwangsversteigerungsverfahren. 

(2) Die Kaufpreissammlung darf nur dem zu- 
ständigen Finanzamt für Zwecke der Besteue- 
rung übermittelt werden. Vorschriften, nach 
denen Urkunden oder Akten den Gerichten 
oder Staatsanwaltschaften vorzulegen sind, 
bleiben unberührt. 


(3) Auskünfte aus der Kaufpreissammlung 
können nach Maßgabe der landesrechtlichen 
Vorschriften erteilt werden (§ 199 Abs. 2 Nr. 4). 

§196 

Bodenrichtwerte 

(1) Aufgrund der Kaufpreissammlung sind 
für jedes Gemeindegebiet durchschnittliche 
Lagewerte für den unbebauten und bebauten 
Boden (Bodenrichtwerte) unter Berücksichti- 
gung des unterschiedlichen Entwicklungszu- 
stands, mindestens jedoch für erschließungs- 
beitragspflichtigen und erschließungsbeitrags- 
freien unbebauten und bebauten Boden zu er- 
mitteln. In bebauten Gebieten sind Bodenricht- 
werte mit dem Wert zu ermitteln, der sich erge- 
ben würde, wenn der Boden unbebaut wäre. 
Die Bodenrichtwerte sind, soweit nichts ande- 
res bestimmt ist, jeweils zum Ende eines jeden 
Kalenderjahrs zu ermitteln. Für Zwecke der 
steuerlichen Einheitsbewertung des Grundbe- 
sitzes sind Bodenrichtwerte zum jeweiligen 
Hauptfeststellungszeitpunkt zu ermitteln. Auf 
Antrag der für den Vollzug dieses Gesetzbuchs 
zuständigen Behörden sind Bodenrichtwerte 
für einzelne Gebiete bezogen auf einen abwei- 
chenden Zeitpunkt zu ermitteln. 

(2) Hat sich in einem Gebiet die Qualität des 
Bodens durch einen Bebauungsplan oder an- 
dere Maßnahmen geändert, sind bei der näch- 
sten Fortschreibung der Bodenrichtwerte auf 
der Grundlage der geänderten Qualität auch 
Bodenrichtwerte bezogen auf die Wertverhält- 
nisse zum Zeitpunkt der letzten Hauptfeststel- 
lung der steuerlichen Einheitswerte des 
Grundbesitzes zu ermitteln. Die Ermittlung 
kann unterbleiben, wenn das zuständige Fi- 
nanzamt darauf verzichtet. 

(3) Die Bodenrichtwerte sind zu veröffentli- 
chen und dem zuständigen Finanzamt mitzu- 
teilen. Jedermann kann von der Geschäfts- 
stelle Auskunft über die Bodenrichtwerte ver- 
langen. 

§ 197 

Befugnisse des Gutachter ausschusses 

(1) Der Gutachterausschuß kann mündliche 
oder schriftliche Auskünfte von Sachverständi- 
gen und von Personen einholen, die Angaben 
über das Grundstück und, wenn das zur Er- 
mittlung von Geldleistungen im Umlegungs- 
verfahren, von Ausgleichsbeträgen und von 
Enteignungsentschädigungen erforderlich ist, 
über ein Grundstück, das zum Vergleich heran- 
gezogen werden soll, machen können. Er kann 
verlangen, daß Eigentümer und sonstige Inha- 
ber von Rechten an einem Grundstück die zur 
Führung der Kaufpreissammlung und zur Be- 
gutachtung notwendigen Unterlagen vor legen. 
Der Eigentümer und der Besitzer des Grund- 
stücks haben zu dulden, daß Grundstücke zur 
Auswertung von Kaufpreisen und zur Vorbe- 
reitung von Gutachten betreten werden. Woh- 
nungen dürfen nur mit Zustimmung der Woh- 
nungsinhaber betreten werden. 
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(2) Alle Gerichte und Behörden haben dem 
Gutachterausschuß Rechts- und Amtshilfe zu 
leisten. Das Finanzamt erteilt dem Gutachter- 
ausschuß Auskünfte über Grundstücke, soweit 
dies zur Ermittlung von Ausgleichsbeträgen 
und Enteignungsentschädigungen erforderlich 
ist. 

§198 

Oberer Gutachterausschuß 

(1) Bei Bedarf können Obere Gutachteraus- 
schüsse für den Bereich einer oder mehrerer 
höherer Verwaltungsbehörden gebildet wer- 
den, auf die die Vorschriften über die Gut- 
achterausschüsse entsprechend anzuwenden 
sind. 

(2) Der Obere Gutachterausschuß hat auf 
Antrag eines Gerichts ein Obergutachten zu 
erstatten, wenn schon das Gutachten eines 
Gutachterausschusses vorliegt. 

§199 

Ermächtigungen 

(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, 
mit Zustimmung des Bundesrates durch 
Rechtsverordnung Vorschriften über die An- 
wendung gleicher Grundsätze bei der Ermitt- 
lung der Verkehrswerte und bei der Ableitung 
der für die Wertermittlung erforderlichen Da- 
ten zu erlassen. 

(2) Die Landesregierungen werden ermäch- 
tigt, durch Rechtsverordnung 

1. die Bildung und das Tätigwerden der Gut- 
achterausschüsse und der Oberen Gutach- 
terausschüsse, soweit in diesem Gesetzbuch 
nicht bereits geschehen, die Mitwirkung der 
Gutachter und deren Ausschluß im Einzel- 
fall, 

2. die Aufgaben des Vorsitzenden, 

3. die Einrichtung und die Aufgaben der Ge- 
schäftsstelle, 

4. die Führung und Auswertung der Kauf- 
preissammlung, die Ermittlung der Boden- 
richtwerte sowie die Veröffentlichung der 
Bodenrichtwerte und sonstiger Daten der 
Wertermittlung und die Erteilung von Aus- 
künften aus der Kaufpreissammlung, 

5. die Übertragung weiterer Aufgaben auf den 
Gutachterausschuß und den Oberen Gutach- 
terausschuß und 

6. die Entschädigung der Mitglieder des Gut- 
achterausschusses und des Oberen Gutach- 
terausschusses 

zu regeln.“ 

98. Die Zwischenüberschrift vor dem bisherigen 
§ 145 wird gestrichen; nach dem neuen § 199 


werden folgende Zwischenüberschriften ange- 
fügt: 

„Zweiter Teil 

Allgemeine Vorschriften; 
Zuständigkeiten; Verwaltungsverfahren; 

Wirksamkeitsvoraussetzungen 

Erster Abschnitt 
Allgemeine Vorschriften“ 

99. Der bisherige § 145 wird § 200. 

100. Der bisherige §146 wird §201 und wie folgt 
gefaßt: 

„§ 201 

Begriff der Landwirtschaft 

Landwirtschaft im Sinne dieses Gesetzbuchs 
ist insbesondere der Ackerbau, die Wiesen- 
und Weidewirtschaft einschließlich Pensions- 
tierhaltung auf überwiegend eigener Futter- 
grundlage, die gartenbauliche Erzeugung, der 
Erwerbsobstbau, der Weinbau, die berufsmä- 
ßige Imkerei und die berufsmäßige Binnenfi- 
scherei.“ 

101. Nach dem neuen §202 (Nr. 37) wird folgende 
Zwischenüberschrift angefügt: 

„Zweiter Abschnitt 
Zuständigkeiten“ 

102. Der bisherige § 147 wird § 203; in Absatz 2 
Satz 1 wird „oder dem Städtebauförderungsge- 
setz“ gestrichen. 

103. Nach dem neuen § 203 wird folgender § 204 an- 
gefügt: 

„§ 204 

Bauleitplanung benachbarter Gemeinden 
bei Gebiets änderungen und bei Bildung 
von Planungsverbänden 

Die Länder können Rechtsvorschriften er- 
lassen über 

1. die Fortgeltung von Flächennutzungsplänen 
und die Fortführung von Verfahren zur Auf- 
stellung, Änderung, Ergänzung oder Aufhe- 
bung von Bebauungsplänen aus Anlaß von 
Gebiets- oder Bestands änderungen von Ge- 
meinden oder von anderen Veränderungen 
der Zuständigkeit für die Aufstellung von 
Bauleitplänen; 

2. die Aufstellung eines gemeinsamen Flä- 
chennutzungsplans benachbarter Gemein- 
den, der erforderlich ist, wenn die städtebau- 
liche Entwicklung benachbarter Gemeinden 
wesentlich durch gemeinsame Vorausset- 
zungen und Bedürfnisse bestimmt wird, ein 
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gemeinsamer Flächennutzungsplan einen 
gerechten Ausgleich der verschiedenen Be- 
lange ermöglicht oder die Verwirklichung 
der Ziele der Raumordnung und Landespla- 
nung eine gemeinsame Flächennutzungs- 
planung erfordern.“ 

104. Nach dem neuen § 204 wird folgender § 205 an- 
gefügt: 


(5) Ein Zusammenschluß nach dem Zweck- 
verbandsrecht oder durch besonderes Landes- 
gesetz wird durch diese Vorschrift nicht ausge- 
schlossen. 

(6) Bei der Aufstellung der Bauleitpläne sind 
die Gemeinden, für deren Gebiet die in den 
Absätzen 1, 2 und 5 bezeichneten Verbände 
Bauleitpläne auf stellen, zu beteiligen. Das Nä- 
here wird durch Landesrecht bestimmt.“ 


„§ 205 

Planungsverbände 

(1) Gemeinden und sonstige öffentliche Pla- 
nungsträger können sich zu einem Planungs- 
verband zusammenschließen, um durch ge- 
meinsame zusammengefaßte Bauleitplanung 
den Ausgleich der verschiedenen Belange zu 
erreichen. Der Planungsverband tritt nach 
Maßgabe seiner Satzung für die Bauleitpla- 
nung und ihre Durchführung an die Stelle der 
Gemeinden. 

(2) Kommt ein Zusammenschluß nach Ab- 
satz 1 nicht zustande, so können die Beteilig- 
ten auf Antrag eines Planungsträgers zu ei- 
nem Planungsverband zusammengeschlossen 
werden, wenn dies aus Gründen des Wohls der 
Allgemeinheit, auch aus Gründen der Raum- 
ordnung und Landesplanung, dringend gebo- 
ten ist. 

(3) Die Länder werden ermächtigt, Rechts- 
vorschriften zu erlassen über 

1. das Verfahren zur Bildung von Zusammen- 
schlüssen nach Absatz 2; 

2. die Auflösung der nach den Absätzen 1 und 
2 gebildeten Planungsverbände; 

3. über den Erlaß der Satzung des Planungs- 
verbandes und den Plan, wenn unter den 
Mitgliedern keine Einigung zustande 
kommt; 

4. die Zuständigkeit des Planungsverbandes 
für bodenordnende Maßnahmen und für die 
Vorbereitung und Durchführung von Sanie- 
rungen sowie die Befugnis des Planungsver- 
bandes, die Enteignung nach den Vorschrif- 
ten des Fünften Teils des Ersten Kapitels zu 
beantragen; 

5. die Behörden, die für die Genehmigung des 
Flächennutzungsplans und der Satzungen 
des Planungsverbandes zuständig oder de- 
nen die Satzungen des Planungsverbandes 
anzuzeigen sind. 

(4) Widerspricht die beteiligte Behörde des 
Bundes oder der bundesunmittelbaren Körper- 
schaft oder Anstalt einem Zusammenschluß 
nach Absatz 2, der Satzung oder dem Plan, er- 
folgt der Zusammenschluß sowie der Erlaß der 
Satzung oder des Plans nach Vereinbarung 
zwischen der Bundesregierung und der Lan- 
desregierung. 


105. Der bisherige § 148 wird § 206. 

106. Nach dem neuen § 206 wird folgende Zwischen- 
überschrift angefügt: 

„Dritter Abschnitt 
Verwaltungsverfahren“ 

107. Der bisherige § 149 wird § 207. 

108. Der bisherige § 150 wird § 208 und wie folgt 
geändert: 

a) Absatz 1 wird aufgehoben. 

b) Der bisherige Absatz 2 wird einziger Absatz 
und wie folgt geändert: 

aa) Die Überschrift wird wie folgt gefaßt: 
„Anordnungen zur Erforschung des 
Sachverhalts“. 

bb) Der Einleitungssatz des Satzes 1 wird 
wie folgt gefaßt: 

„Die Behörden können zur Erforschung 
des Sachverhalts auch anordnen, daß“. 

109. Der bisherige § 151 wird § 209. 

110. Der bisherige § 152 wird aufgehoben. 

111. Der bisherige §153 wird §210 und wie folgt 
geändert: 

a) Absatz 2 wird aufgehoben. 

b) Absatz 3 wird Absatz 2 und wie folgt geän- 
dert: 

aa) Satz 1 wird aufgehoben. 

bb) In Satz 2 wird „Sie“ durch „Die nach 
§ 32 Abs. 4 des Verwaltungsverfahrens- 
gesetzes zuständige Behörde“ ersetzt. 

112. Der bisherige § 154 wird § 211. 

113. Der bisherige §155 wird §212; Absatz 1, 1. 
Halbsatz wird wie folgt geändert: 

a) Nach „Fünften Teil“ wird „des Ersten Kapi- 
tels“ eingefügt. 

b) „§ 157“ wird durch „§ 217“ ersetzt. 
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114. Der bisherige §156 wird §213 und wie folgt 
geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Nummer 3 wird gestrichen. 

bb) Die Nummer 3a wird Nummer 3; vor 
„Gewässern“ wird „sonstigen Pflanzen 
sowie“ eingefügt. 

cc) Nummer 4 wird wie folgt gefaßt: 

„4. eine bauliche Anlage im Geltungs- 
bereich einer Erhaltungssatzung 
(§172 Abs. 1 Satz 1) ohne Genehmi- 
gung abbricht oder ändert.“ 

b) In Absatz 2 wird ersetzt: 

aa) „Nr. 1 bis 3“ durch „Nr. 1 und 2“, 
bb) „Nr. 3 a“ durch „Nr. 3“. 

115. Nach dem neuen § 213 wird folgende Zwischen- 
überschrift angefügt: 

„Vierter Abschnitt 
Wirksamkeitsvoraussetzungen“ 

116. Der bisherige § 155b wird §214 und wie folgt 
gefaßt: 

„§ 214 

Beachtlichkeit der Verletzung von 
Vorschriften über die Aufstellung des 
Flächennutzungsplans und der Satzungen 

(1) Eine Verletzung von Verfahrens- und 
Formvorschriften dieses Gesetzbuchs ist für 
die Rechtswirksamkeit der Flächennutzungs- 
pläne und der Satzungen nach diesem Gesetz- 
buch nur beachtlich, wenn 

1. die Vorschriften über die Beteiligung nach 
§ 3 Abs. 2 und 3, § 13, § 22 Abs. 9 und § 34 
Abs. 5 verletzt worden sind; dabei ist unbe- 
achtlich, wenn bei Anwendung des § 3 Abs. 3 
Satz 2 oder des § 13 die Voraussetzungen für 
die Durchführung der Beteiligung nach die- 
sen Vorschriften verkannt worden sind; 

2. ein Beschluß der Gemeinde über den Flä- 
chennutzungsplan oder die Satzung nicht 
gefaßt, eine Genehmigung nicht erteilt oder 
das Anzeigeverfahren nicht durchgeführt 
oder der mit der Bekanntmachung des Flä- 
chennutzungsplans oder der Satzung ver- 
folgte Hinweiszweck nicht erreicht worden 
ist. 

(2) Für die Rechtswirksamkeit der Bauleit- 
pläne ist auch eine Verletzung der nachstehen- 
den Vorschriften unbeachtlich: 

1. § 8 Abs. 2 bis 4 über das Verhältnis des Be- 
bauungsplans zum Flächennutzungsplan, 
wenn der Bebauungsplan die geordnete 
städtebauliche Entwicklung der Gemeinde 
nicht beeinträchtigt; 


2. § 3 Abs. 2^ § 5 Abs. 5 und § 9 Abs. 8 über den 
Erläuterungsbericht und die Begründung 
der Bauleitpläne und ihrer Entwürfe, wenn 
der Erläuterungsbericht oder die Begrün- 
dung unvollständig ist. 

Ist der Erläuterungsbericht oder die Begrün- 
dung in den für die Abwägung wesentlichen 
Beziehungen unvollständig, hat die Gemeinde 
auf Verlangen Auskunft zu erteilen, wenn ein 
berechtigtes Interesse dargelegt wird. 

(3) Für die Abwägung ist die Sach- und 
Rechtslage im Zeitpunkt der Beschlußfassung 
über den Bauleitplan maßgebend. Mängel im 
Abwägungsvorgang sind nur erheblich, wenn 
sie offensichtlich und auf das Abwägungser- 
gebnis von Einfluß gewesen sind.“ 

117. Der bisherige § 155a wird §215 und wie folgt 
gefaßt: 

,,§ 215 

Frist für die Geltendmachung der 
Verletzung von Verfahrens- 
und Formvorschriften, 

Behebung von Fehlern 

(1) Eine Verletzung der in § 214 Abs. 1 Nr. 1 
Halbsatz 1 bezeichneten Vorschriften ist unbe- 
achtlich, wenn sie nicht schriftlich innerhalb 
eines Jahres seit Bekanntmachung des Flä- 
chennutzungsplans oder der Satzung gegen- 
über der Gemeinde geltend gemacht worden 
ist; der Sachverhalt, der die Verletzung begrün- 
den soll, ist darzulegen. 

(2) Bei Inkraftsetzung des Flächennutzungs- 
plans und der Satzung ist auf die Vorausset- 
zungen für die Geltendmachung der Verlet- 
zung von Verfahrens- oder Formvorschriften 
und die Rechtsfolgen (Absatz 1) hinzuweisen. 

(3) Die Gemeinde kann einen Fehler, der 
sich aus der Verletzung der in § 214 Abs. 1 be- 
zeichneten Vorschriften ergibt, oder einen son- 
stigen Verfahrens- oder Formfehler nach Lan- 
desrecht beheben. Dabei kann die Gemeinde 
den Flächennutzungsplan oder die Satzung 
durch Wiederholung des Verfahrens, das dem 
Verfahren, dessen Fehler behoben wird, bis zur 
Bekanntmachung nachfolgt, in Kraft setzen. 
Der Flächennutzungsplan oder die Satzung 
können auch mit Rückwirkung erneut in Kraft 
gesetzt werden.“ 

118. Der bisherige § 155c wird §216 und wie folgt 
gefaßt: 

,,§ 216 

Aufgaben im Genehmigungs- und 
Anzeigeverfahren 

Die Verpflichtung der für das Genehmi- 
gungs- und Anzeigeverfahren zuständigen Be- 
hörde, die Einhaltung der Vorschriften zu prü- 
fen, deren Verletzung sich nach den §§ 214 und 
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215 auf die Rechtswirkseiinkeit eines Flächen- 
nutzungsplans oder einer Satzung nicht aus- 
wirkt, bleibt unberührt.“ 

119. Die Zwischenüberschrift vor dem bisherigen 
§157 wird gestrichen; nach dem neuen §216 
wird folgende Zwischenüberschrift angefügt: 

„Dritter Teil 

Verfahren vor den Kammern (Senaten) für 
Baulandsachen“ 

120. Der bisherige §157 wird §217 und wie folgt 
geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird „Fünften Teil sowie nach 
den §§28, 28 a, 39 j bis 44 c, 122 a und 
122 b, 126 Abs. 2, § 151 Abs. 2 oder § 153 
Abs. 3 Satz 2“ durch „Fünften Teil des 
Ersten Kapitels sowie nach § 28 Abs. 3 
und 6, §§ 39 bis 44, § 126 Abs. 2, § 147 
Abs. 2, §181, §209 Abs. 2 oder §210 
Abs. 2“ ersetzt. 

bb) In Satz 2 wird nach „Fünften Teils“ und 
„Fünften Teil“ jeweils „des Ersten Kapi- 
tels“ eingefügt und „§ 144 f“ durch 
„§ 190“ ersetzt. 

cc) Nach Satz 2 wird folgender Satz einge- 
fügt: 

„In Rechtsstreitigkeiten nach Absatz 1 
kann unabhängig von der Möglichkeit 
der Anfechtung ein Antrag auf gericht- 
liche Entscheidung auch gestellt wer- 
den, wenn der Rechtsstreit eine Ver- 
pflichtung, Leistung oder Feststellung 
zum Gegenstand hat.“ 

b) In Absatz 2 Satz 3 wird „§ 155“ durch 

„§ 212“ ersetzt. 

121. Der bisherige § 158 wird § 218; in Absatz 1 
Satz 1 wird „§ 157 Abs. 2“ durch „§ 217 Abs. 2“ 
ersetzt. 

122. Die bisherigen §§ 159 und 160 werden §§219 
und 220. 

123. Der bisherige §161 wird §221; in Absatz 1 
Satz 1 werden „§§ 157 bis 171“ durch „§§ 217 bis 
231“ ersetzt. 

124. Der bisherige § 162 wird § 222; in Absatz 4 
Satz 2 werden jeweils „§159 Abs. 2“ durch 
„§219 Abs. 2“ ersetzt. 

125. Die bisherigen §§ 163 bis 168 werden §§ 223 bis 
228. 

126. Der bisherige § 169 wird § 229; in Absatz 1 
Satz 2 wird „§ 160 Abs. 1 Satz 3, Abs. 2“ durch 
„§ 220 Abs. 1 Satz 3 und Abs. 2“ ersetzt. 


127. Die bisherigen §§170 und 171 werden §§230 
und 231. 

128. Der bisherige §171a wird §232; es werden 
„hierauf gestützte“ gestrichen und „Neunten“ 
durch „Dritten“ ersetzt. 

129. Der Elfte Teil (Überleitungs- und Schlußvor- 
schriften, §§173 bis 189) wird gestrichen. 


130. Nach dem neuen § 232 wird angefügt: 

„Viertes Kapitel 

Überleitungs- und Schlußvorschriften 
Erster Teil 

Überleitungsvorschriften 
zum Baugesetzbuch 

§ 233 

Überleitungsvorschriften 
für die Bauleitplanung 

(1) Ist der Entwurf des Bauleitplans vor dem 
(Tag nach der Verkündung des Gesetzes) nach 
§2a Abs. 6 des Bundesbaugesetzes öffentlich 
ausgelegt worden, sind auf ihn die Vorschriften 
des § 1 des Bundesbaugesetzes über die Grund- 
sätze der Bauleitplanung und der §§ 5, 9, 9 a 
und 13 a Abs. 1 des Bundesbaugesetzes über 
den Inhalt des Flächennutzungsplans und des 
Bebauungsplans weiter anzuwenden; nicht an- 
zuwenden sind die Vorschriften über die öf- 
fentliche Auslegung nach § 3 Abs. 2. 

(2) Hat vor dem (Tag nach der Verkündung 
des Gesetzes) die Beteiligung der Bürger nach 
§ 2 a Abs. 2 bis 4 des Bundesbaugesetzes begon- 
nen, richtet sie sich auch weiterhin nach die- 
sen Vorschriften. Hat vor dem (Tag nach der 
Verkündung des Gesetzes) die Beteiligung 
nach §2a Abs. 7 des Bundesbaugesetzes be- 
gonnen, ist diese Vorschrift auch weiterhin auf 
sie anzuwenden. 

(3) Hat die Gemeinde die vereinfachte Ände- 
rung oder Ergänzung eines Bebauungsplans 
vor dem (Tag nach der Verkündung des Geset- 
zes) beschlossen, ist § 13 des Bundesbaugeset- 
zes weiter anzuwenden. 

(4) Hat die Gemeinde den Antrag auf Ertei- 
lung der Genehmigung eines Bauleitplans vor 
dem (Tag nach der Verkündung des Gesetzes) 
gestellt, sind § 6, § 8 Abs. 3 Satz 2 und § 11 nicht 
anzuwenden. Hat die öffentliche Auslegung 
nach § 12 des Bundesbaugesetzes vor dem (Tag 
nach der Verkündung des Gesetzes) begonnen, 
ist § 12 nicht anzuwenden. 

(5) Das Recht der Gemeinde, das Bauleit- 
planverfahren erneut einzuleiten, bleibt unbe- 
rührt. In den Fällen des Absatzes 2 kann die 
Gemeinde das jeweilige Verfahren nach den 
Vorschriften dieses Gesetzbuchs erneut durch- 
führen. 
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§234 

Überleitungsvorschrift 
für den Bodenverkehr 

Ist eine Genehmigung nach §21 Abs. 2 des 
Bundesbaugesetzes vor dem 1. August 1979 
versagt worden, ist § 21 Abs. 3 des Bundesbau- 
gesetzes in der bis zum 31. Juli 1979 geltenden 
Fassung weiter anzuwenden. 

§235 

Überleitungsvorschriften 
für das Vorkaufsrecht 

(1) Bei Verkaufsfällen aus der Zeit vor dem 
(Tag nach der Verkündung des Gesetzes) sind 
auf das Vorkaufsrecht die bisher geltenden 
Vorschriften des Bundesbaugesetzes und des 
Städtebauförderungsgesetzes weiter anzuwen- 
den. 

(2) Satzungen, die aufgrund von § 25 des 
Bundesbaugesetzes erlassen worden sind, gel- 
ten als Satzungen nach § 25 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 
weiter. 

(3) Bei Verkaufsfällen aus der Zeit vor dem 
1. Januar 1977 kann sich die Gemeinde gegen- 
über demjenigen, der nach dem 1. Januar 1977 
ein Recht an einem Grundstück oder ein Recht 
an einem solchen Recht erworben hat, auf das 
Vorkaufsrecht nur berufen, wenn dem Erwer- 
ber das Vorkaufsrecht bekannt war. Auf den 
Zeitpunkt der Kenntnis ist § 892 Abs. 2 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs entsprechend anzu- 
wenden. 

§ 236 

Überleitungsvorschriften 
für die Regelung der baulichen 

und sonstigen Nutzung 

Ist vor dem (Tag nach der Verkündung des 
Gesetzes) über die Zulässigkeit eines Vorha- 
bens entschieden worden und ist die Entschei- 
dung noch nicht unanfechtbar geworden, sind 
die Vorschriften über Ausnahmen und Befrei- 
ungen (§ 31), über die Zulässigkeit von Vorha- 
ben während der Planaufstellung (§ 33), über 
die Zulässigkeit von Vorhaben innerhalb der 
im Zusammenhang bebauten Ortsteile (§ 34) 
und über das Bauen im Außenbereich (§ 35) 
anzuwenden. 

§237 

Überleitungsvorschriften 
für das Nutzungsgebot und 
die Erhaltung baulicher Anlagen 

(1) Wird ein Nutzungsgebot vor dem (Tag 
nach der Verkündung des Gesetzes) angeord- 
net, ist auf das Übernahmeverlangen des Ei- 
gentümers §39c des Bundesbaugesetzes wei- 
ter anzuwenden. 

(2) Im Geltungsbereich einer Satzung nach 
§39h des Bundesbaugesetzes bedürfen die 
Nutzungsänderung (§ 172 Abs. 1 Satz 1) und die 


Errichtung baulicher Anlagen (§ 172 Abs. 1 
Satz 2) der Genehmigung, wenn die Gemeinde 
dies durch Änderung der Satzung beschließt. 

(3) Hat die Gemeinde die Genehmigung ei- 
ner Erhaltungssatzung vor dem (Tag nach der 
Verkündung des Gesetzes) beantragt, ist § 39 h 
des Bundesbaugesetzes weiter anzuwenden. 

(4) Auf einen vor dem (Tag nach der Verkün- 
dung des Gesetzes) gestellten Antrag auf Ertei- 
lung der Genehmigung eines Vorhabens ist 
§ 39 h des Bundesbaugesetzes weiter anzuwen- 
den. 

§238 

Überleitungsvorschrift 
für Entschädigungen 

Wurde durch die Änderung des § 34 des Bun- 
desbaugesetzes durch das Gesetz zur Ände- 
rung des Bundesbaugesetzes vom 18. August 
1976 die bis dahin zulässige Nutzung eines 
Grundstücks aufgehoben oder wesentlich ge- 
ändert, ist eine Entschädigung in entsprechen- 
der Anwendung der §§ 42, 43 Abs. 1, 2, 4 und 5, 
§§ 44 Abs. 1 Satz 2, Abs. 3 und 4 zu gewähren; 
dies gilt nicht, soweit in dem Zeitpunkt, in dem 
nach § 44 Abs. 3 bis 5 Entschädigung verlangt 
werden kann, eine entsprechende Aufhebung 
oder Änderung der zulässigen Nutzung auch 
nach § 34 des Bundesbaugesetzes in der bis 
zum 31. Dezember 1976 geltenden Fassung 
hätte eintreten können, ohne daß die Aufhe- 
bung oder Änderung nach § 44 des Bundesbau- 
gesetzes in der bis zum 31. Dezember 1976 gel- 
tenden Fassung zu entschädigen gewesen 
wäre. 

§ 239 

Überleitungsvorschriften 
für die Bodenordnung 

(1) Ist die Umlegungskarte vor dem (Tag 
nach der Verkündung des Gesetzes) ausgelegt 
worden (§ 69 Abs. 1 des Bundesbaugesetzes), 
sind die §§53, 55, 58 Abs. 2, §59 Abs. 2, §61 
Abs. !,•§§ 63, 64 und 68 des Bundesbaugesetzes 
weiter anzuwenden. Ist vor dem (Tag nach der 
Verkündung des Gesetzes) eine Vorwegrege- 
lung nach § 76 des Bundesbaugesetzes getrof- 
fen worden, ist § 55 des Bundesbaugesetzes 
weiter anzuwenden. 

(2) § 57 Satz 4 und § 58 Abs. 1 Satz 1 sind auch 
anzuwenden, wenn die Umlegungsstelle vor 
dem (Tag nach der Verkündung des Gesetzes) 
den Umlegungsplan durch Beschluß aufgestellt 
(§ 66 Abs. 1 des Bundesbaugesetzes) oder eine 
Vorwegregelung getroffen hat (§ 76 des Bun- 
desbaugesetzes) und die Grundstücke dabei er- 
kennbar in bezug auf die Flächen nach § 55 
Abs. 2 des Bundesbaugesetzes erschließungs- 
beitragspflichtig zugeteilt worden sind. 

(3) Hat die Gemeinde den Beschluß über die 
Grenzregelung vor dem (Tag nach der Verkün- 
dung des Gesetzes) gefaßt (§ 82 des Bundes- 
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baugesetzes), sind die §§ 80 bis 83 des Bundes- 
baugesetzes weiter anzuwenden. 

§240 

Überleitungsvorschrift 
für die Veräußerungspflicht 
der Gemeinde 

Für Grundstücke, die die Gemeinde vor dem 
(Tag nach der Verkündung des Gesetzes) er- 
worben hat, verbleibt es weiter bei der Veräu- 
ßerungspflicht nach den §§ 26 und 89 des Bun- 
desbaugesetzes und § 25 des Städtebauförde- 
rungsgesetzes. Satz 1 ist entsprechend anzu- 
wenden, wenn die Gemeinde nach dem (Tag 
nach der Verkündung des Gesetzes) ein Grund- 
stück nach Maßgabe des § 235 Abs. 1 erworben 
hat. 

§241 

Überleitungsvorschriften 
für den Härteausgleich 

Hat ein Eigentümer vor dem (Tag nach der 
Verkündung des Gesetzes) unter den in § 85 
Abs. 2 Nr. 1 des Städtebauförderungsgesetzes 
bezeichneten Voraussetzungen ein Grund- 
stück verloren oder übereignet, ist auf einen 
Antrag auf Gewährung von Härteausgleich 
§ 85 des Städtebauförderungsgesetzes weiter 
anzuwenden. Satz 1 ist entsprechend auf die 
Fälle des § 85 Abs. 2 Nr. 2 des Städtebauförde- 
rungsgesetzes anzuwenden. 

§242 

Über lei tungs vor Schriften für die Erschließung 

(1) Für vorhandene Erschließungsanlagen, 
für die eine Beitragspflicht aufgrund der bis 
zum 29. Juni 1961 geltenden Vorschriften nicht 
entstehen konnte, kann auch nach diesem Ge- 
setzbuch kein Beitrag erhoben werden. 

(2) Soweit am 29. Juni 1961 zur Erfüllung von 
Anliegerbeitragspflichten langfristige Ver- 
träge oder sonstige Vereinbarungen, insbeson- 
dere über das Ansammeln von Mitteln für den 
Straßenbau in Straßenbaukassen oder auf 
Sonderkonten bestanden, können die Länder 
ihre Abwicklung durch Gesetz regeln. 

(3) § 125 Abs. 2 ist auch auf Bebauungspläne 
anzuwenden, die vor dem (Tag nach der Ver- 
kündung des Gesetzes) in Kraft getreten sind. 

(4) § 127 Abs. 2 Nr. 2 und § 131 Abs. 1 sind 
auch auf Wohnwege anzuwenden, die vor dem 
(Tag nach der Verkündung des Gesetzes) end- 
gültig hergestellt worden sind. Ist vor dem 
(Tag nach der Verkündung des Gesetzes) ein 
Beitrag nach Landesrecht erhoben worden, so 
verbleibt es dabei. 

(5) § 128 Abs. 1 ist auch anzuwenden, wenn 
der Umlegungsplan (§ 66 des Bundesbaugeset- 
zes) oder die Vorwegregelung (§76 des Bundes- 
baugesetzes) vor dem (Tag nach der Verkün- 
dung des Gesetzes) ortsüblich bekanntge- 


macht worden ist (§71 des Bundesbaugeset- 
zes). 

§243 

Über leitungsvor Schrift für die Wertermittlung 

Die §§ 136 bis 144 des Bundesbaugesetzes 
sind bis zum Inkrafttreten der in § 199 vorgese- 
henen Verordnungen, längstens bis zum 1. Ja- 
nuar 1990, weiter anzuwenden. 

§244 

Überleitungsvorschrift für die 
Wirksamkeitsvoraussetzungen der 
Flächennutzungspläne und Satzungen 

§ 214 ist auch auf Flächennutzungspläne und 
Satzungen anzuwenden, die vor dem (Tag nach 
der Verkündung des Gesetzes) bekanntge- 
macht worden sind. 

§245 

Überleitungsvorschriften für das 
Städtebauförderungsgesetz 

(1) Auf städtebauliche Sanierungsmaßnah- 
men, für die die Gemeinde gemäß § 4 Abs. 3 des 
Städtebauförderungsgesetzes vor dem (Tag 
nach der Verkündung des Gesetzes) den Be- 
ginn der vorbereitenden Untersuchungen be- 
schlossen hat, sind die Vorschriften dieses Ge- 
setzbuchs anzuwenden. 

(2) Der Fünfte Teil des Städtebauförderungs- 
gesetzes (§§ 71 bis 75) ist bis zum Ablauf des 
31. Dezember 1987 anzuwenden. 

(3) § 38 Abs. 2 Satz 2 und 3 sowie Abs. 2 a, 
§§ 39, 40, 41 Abs. 1 bis 3, § 43 Abs. 3 und 4, §§ 44 
bis 49 und § 58 des Städtebauförderungsgeset- 
zes sind weiter anzuwenden. Nach dem 31. De- 
zember 1987 können landesrechtliche Bestim- 
mungen an deren Stelle in Kraft treten; dies 
gilt nicht für die Regelungen über Sanierungs- 
und Entwicklungsförderungsmittel des Bun- 
des. 

Zweiter Teil 
Schlußvorschriften 

§246 

Sonderregelung für einzelne Länder 

(1) In den Ländern Berlin und Hamburg ent- 
fallen die in § 6 Abs. 1, §§ 11, 16, 17, 34 Abs. 5, 
§ 142 Abs. 4, § 156 Abs. 3 Satz 3, § 162 Abs. 2 und 
§ 190 Abs. 1 vorgesehenen Genehmigungen, 
Anzeigen oder Zustimmungen; das Land Bre- 
men kann bestimmen, daß diese Genehmigun- 
gen, Anzeigen oder Zustimmungen entfallen. 

(2) Die Länder Berlin und Hamburg bestim- 
men, welche Form der Rechtsetzung an die 
Stelle der in diesem Gesetzbuch vorgesehenen 
Satzungen tritt. Das Land Bremen kann eine 
solche Bestimmung treffen. Die Länder Berlin, 
Bremen und Hamburg können eine von den 
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§§ 12, 16 Abs. 2, § 142 Abs. 3 und § 162 Abs. 2 
Satz 3 bis 5 abweichende Regelung treffen. 

(3) Im Land Berlin ist ein vorzeitiger Bebau- 
ungsplan nach Maßgabe des § 8 Abs. 4 auch 
zulässig, bevor der Flächennutzungsplan geän- 
dert oder ergänzt ist. Der Flächennutzungs- 
plan ist im Wege der Berichtigung anzupas- 
sen. 

(4) Die Senate der Länder Berlin, Bremen 
und Hamburg werden ermächtigt, die Vor- 
schriften dieses Gesetzbuchs über die Zustän- 
digkeit von Behörden dem besonderen Verwal- 
tungsaufbau ihrer Länder anzupassen. 

(5) Das Land Hamburg gilt für die Anwen- 
dung dieses Gesetzbuchs auch als Gemeinde. 

(6) Soweit Landesrecht, das vor dem (Datum 
des 5. Jahrestages des auf die Verkündung des 
Gesetzes folgenden Tages) in Kraft tritt, 

1. die Erhebung von Erschließungsbeiträgen 
abweichend von den Vorschriften des Zwei- 
ten Abschnitts des Sechsten Teils des Er- 
sten Kapitels, 

2. das Enteignungsverfahren abweichend von 
den Vorschriften des Dritten Abschnitts des 
Fünften Teils des Ersten Kapitels oder 

3. den Ausgleichsbetrag abweichend von den 
§§ 155 und 156 

regelt, geht es den Vorschriften dieses Gesetz- 
buchs vor. Weiterhin anwendbar bleiben auch 
in den Fällen des Satzes 1 Nr. 1 die Vorschrif- 
ten über die Beitragserhebungspflicht (§ 127 
Abs. 1), die beitragsfähigen Erschließungsanla- 
gen (§ 127 Abs. 2), die berücksichtigungsfähi- 
gen Maßnahmen und deren Kosten (§ 128 
Abs. 1), die Erforderlichkeit der Erschließungs- 
anlagen (§ 129 Abs. 1 Satz 1), die Beteiligung 
der Gemeinde am beitragsfähigen Erschlie- 
ßungsaxifwand (§ 129 Abs. 1 Satz 3) sowie über 
die Stundung des Beitrags für landwirtschaft- 
lich genutzte Grundstücke (§ 135 Abs. 4) und 
den teilweisen oder vollständigen Erlaß des Er- 
schließungsbeitrags (§ 135 Abs. 5); über die Er- 
forderlichkeit der Erschließungsanlagen (§ 129 
Abs. 1 Satz 1) können die Länder Näheres re- 
geln. Schließt in den Fällen des Satzes 1 Nr. 3 
die landesrechtliche Bestimmung nicht an die 
Werterhöhung des Grundstücks (§ 154) an, muß 
im Landesrecht auch die Anwendung des § 152 
Abs. 2 Satz 2 sowie der §§ 153 und 154 ausge- 
schlossen werden. Von der Befugnis nach den 
einzelnen Nummern des Satzes 1 kann jeweils 
nur im Ganzen Gebrauch gemacht werden. 


§247 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetzbuch gilt nach Maßgabe des 
§ 12 Abs. 1 und des § 13 Abs. 1 des Dritten Über- 
leitungsgesetzes auch im Land Berlin. Rechts- 


verordnungen, die aufgrund dieses Gesetz- 
buchs erlassen werden, gelten im Land Berlin 
nach § 14 des Dritten Überleitungsgesetzes.“ 


Artikel 2 

Anpassung sonstigen Bundesrechts 

1. Das Städtebauförderungsgesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 18. August 1976 
(BGBl. I S. 2318, 3617), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 5. November 1984 (BGBl. I S. 1321), 
wird aufgehoben. 

2. Artikel 3 des Gesetzes zur Änderung des Bun- 
desbaugesetzes vom 18. August 1976 (BGBl. I 
S. 2221) wird gestrichen. 

3. Das Raumordnungsgesetz vom 8. April 1965 
(BGBl. I S. 306), zuletzt geändert durch Artikel 1 
des Gesetzes vom l.Juni 1980 (BGBl. I S. 649), 
wird wie folgt geändert: 

a) In § 3 Abs. 2 Satz 2 wird „Bundesbaugesetzes 
vom 23. Juni 1960 (Bundesgesetzbl. I S. 341)“ 
durch „Baugesetzbuchs“ ersetzt. 

b) In § 5 Abs. 1 Satz 5 wird „Bundesbaugeset- 
zes“ durch „Baugesetzbuchs“ ersetzt. 

4. Das Bundeskleingartengesetz vom 28. Februar 
1983 (BGBl. I S. 210) wird wie folgt geändert; 

a) In § 5 Abs. 2 wird „§ 137 des Bundesbaugeset- 
zes eingerichtete und örtlich zuständige“ 
durch „§ 192 des Baugesetzbuchs eingerichte- 
te“ ersetzt. 

b) In § 3 Abs. 2 Satz 1 und § 16 Abs. 4 Satz 2 wird 
„Bundesbaugesetzes“ durch „Baugesetz- 
buchs“ ersetzt. 

5. Das Zweite Wohnungsbaugesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 11. Juli 1985 (BGBl. I 
S. 1284, 1661) wird wie folgt geändert: 

a) In § 26 Absr. 2 Satz 1 Nr. 1 wird „Maßnahmen 
nach dem Städtebauförderungsgesetz“ durch 
„städtebauliche Sanierungs- und Entwick- 
lungsmaßnahmen“ ersetzt. 

b) In § 30 wird „ , insbesondere auch unter Be- 
rücksichtigung des Bundesprogramms für 
städtebauliche Maßnahmen,“ gestrichen. 

6. In § 11 Abs. 2 Satz 3 des Modernisierungs- und 
Energieeinsparungsgesetzes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 12. Juli 1978 (BGBl. I S. 
933), das zuletzt durch Artikel 3 Nr. 1 des Geset- 
zes vom 20. Dezember 1982 (BGBl. I S. 1912) 
geändert worden ist, wird „Städtebauförde- 
rungsgesetz“ durch „Baugesetzbuch“ ersetzt. 

7. Nach §29 des Wohnungsgemeinnützigkeitsge- 
setzes in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Glie- 
derungsnummer 2330-8, veröffentlichten berei- 
nigten Fassung, das zuletzt durch § 24 des Ge- 
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setzes vom 23. August 1976 (BGBl. I S. 2429) ge- 
ändert worden ist, wird eingefügt: 

„§ 29 a 

Städtebauliche Maßnahmen 

(1) Die Tätigkeit als Beauftragter der Ge- 
meinde bei der Vorbereitung oder Durchfüh- 
rung einer städtebaulichen Sanierungs- oder 
Entwicklungsmaßnahme, insbesondere als Sa- 
nierungsträger oder als Entwicklungsträger, so- 
wie als Betreuer von Eigentümern bei der 
Durchführung von städtebaulichen Sanierungs- 
oder Entwicklungsmaßnahmen gilt bei einem 
als gemeinnützig oder als Organ der staatlichen 
Wohnungspolitik nach dem Wohnungsgemein- 
nützigkeitsgesetz anerkannten Unternehmen 
als ausschließlich und unmittelbar gemeinnützi- 
gen Zwecken im Sinne des § 1 Abs. 2, des § 6 
Abs. 1 und des § 28 Abs. 2 dienend. 

(2) Aufgabe eines Organs der staatlichen 
Wohnungspolitik kann es nach seiner Satzung 
auch sein, strukturverbessernde oder städtebau- 
liche Maßnahmen zu fördern, vorzubereiten, zu 
betreuen, durchzuführen oder die Durchfüh- 
rung der Maßnahmen zu leiten.“ 

8. In § 1 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 des Zwölften Bundes- 
mietengesetzes vom 3. August 1982 (BGBl. I S. 
1106, 1107) wird „§ 137 des Bundesbaugesetzes in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 18. Au- 
gust 1976 (BGBl. I S. 2257, 3617), geändert durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 6. Juli 1979 (BGBl. I 
S. 949),“ durch „§ 192 des Baugesetzbuchs“ er- 
setzt. 

9. § 47 Abs. 1 Nr. 1 der Verwaltungsgerichtsord- 
nung in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Glie- 
derungsnummer 340-1, veröffentlichten berei- 
nigten Fassung, die zuletzt durch Gesetz vom 
20. Dezember 1982 (BGBl. I S. 1834) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 

a) „Vorschriften des Bundesbaugesetzes“ wird 
durch „Vorschriften des Baugesetzbuchs“ er- 
setzt. 

b) „§ 188 Abs. 2 des Bundesbaugesetzes“ wird 
durch „§ 246 Abs. 2 des Baugesetzbuchs“ er- 
setzt. 

10. In § 3 Nr. 1 Buchstabe m des Rechtspflegerge- 
setzes vom 5. November 1969 (BGBl. I S. 2065), 
das zuletzt durch § 26 des Gesetzes vom 8. März 
1985 (BGBl. I S. 535) geändert worden ist, wird 
„Bundesbaugesetzes“ durch „Baugesetzbuchs“ 
ersetzt. 

11. In §12 Abs. 2 des Hypothekenbankgesetzes in 
der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungs- 
nummer 7628-1, veröffentlichten bereinigten 
Fassung, das zuletzt durch Artikel 1 des Geset- 
zes vom 22. Mai 1980 (BGBl. I S. 584) geändert 
worden ist, wird „§§ 136 bis 144 des Bundesbau- 


gesetzes“ durch „§§ 192 bis 199 des Baugesetz- 
buchs“ ersetzt. 

12. Das Bundesfernstraßengesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 1. Oktober 1974 
(BGBl. I S. 2413, 2908), zuletzt geändert durch 
Artikel 2 des Gesetzes vom 1. Juni 1980 (BGBl. I 
S. 649), wird wie folgt geändert: 

a) In § 9 Abs. 7 wird „(§§ 9, 173 Abs. 3 des Bun- 
desbaugesetzes vom 23. Juni 1960 — Bundes- 
gesetzbl. I S. 341)“ durch „(§ 9 des Baugesetz- 
buchs)“ ersetzt. 

b) § 17 Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird „Bundesbaugesetzes“ 
durch „Baugesetzbuchs“ ersetzt. 

bb) Satz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„In diesen Fällen gelten die §§ 40, 43 
Abs. 1, 2, 4 und 5 sowie § 44 Abs. 1 bis 4 
des Baugesetzbuchs.“ 


13. Das Personenbeförderungsgesetz in der im 
Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 
9240-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, zu- 
letzt geändert durch Gesetz vom 25. Februar 
1983 (BGBL I S. 196), wird wie folgt geändert: 

a) In § 28 Abs. 3 Satz 1 wird „Bundesbaugeset- 
zes vom 23. Juni 1960 (Bundesgesetzbl. I 
S. 341)“ durch „Baugesetzbuchs“ ersetzt. 

b) In §29 Abs. 6 Satz 1 wird „§§40, 44 a, 44 b 
Abs. 1, 2, 4 und 5 sowie § 44 c Abs. 1 und 2 des 
Bundesbaugesetzes“ durch „§§ 40, 43 Abs. 1, 2, 
4 und 5 sowie § 44 Abs. 1 bis 4 des Baugesetz- 
buchs“ ersetzt. 


14. Das Gesetz zum Schutz gegen Fluglärm vom 
30. März 1971 (BGBl. I S. 282), zuletzt geändert 
durch Artikel 43 des Gesetzes vom 14. Dezember 
1976 (BGBl. I S. 3341), wird wie folgt geändert: 

a) In § 5 Abs. 3 Satz 1 und Satz 2 Nr. 2 wird je- 
weils „Bundesbaugesetzes“ durch „Bauge- 
setzbuchs“ ersetzt. 

b) In § 8 Abs. 2 wird „Bundesbaugesetzes“ durch 
„Baugesetzbuchs“ ersetzt. 


15, Das Einkommensteuergesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 12. Juni 1985 (BGBl. I 
S. 977), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Ge- 
setzes vom 26. Juni 1985 (BGBl. I S. 1153), wird 
wie folgt geändert: 

a) Dem § 6b wird folgender Absatz angefügt: 

„(7) Werden Wirtschaftsgüter im Sinne des 
Absatzes 1 zum Zweck der Vorbereitung oder 
Durchführung von städtebaulichen Sanie- 
rungs- oder Entwicklungsmaßnahmen an ei- 
nen der in Satz 3 bezeichneten Erwerber 
übertragen, sind die Absätze 1 bis 6 mit der 
Maßgabe anzuwenden, daß 
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1. die Fristen des Absatzes 3 Satz 2, 3 und 5 
sich jeweils um fünf Jahre verlängern 
und 

2. an die Stelle der in Absatz 4 Nr. 2 bezeich- 
neten Frist von sechs Jahren eine Frist 
von zwei Jahren tritt. 

Nummer 1 gilt nicht für den Abzug von den 
Anschaffungs- oder Herstellungskosten von 
Anteilen an Kapitalgesellschaften oder 
Schiffen. Erwerber im Sinne des Satzes 1 
sind Gebietskörperschaften, Gemeindever- 
bände, Verbände im Sinne des § 166 Abs. 4 
des Baugesetzbuchs, Planungsverbände nach 
§205 des Baugesetzbuchs, Sanierungsträger 
nach § 157 des Baugesetzbuchs, Entwick- 
lungsträger nach § 167 des Baugesetzbuchs 
sowie Erwerber, die städtebauliche Sanie- 
rungsmaßnahmen als Eigentümer selbst 
durchführen (§ 144 Abs, 2 und § 145 Abs. 1 des 
Baugesetzbuchs).“ 

b) § 51 Abs. 1 Nr. 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Buchstabe r, Doppelbuchstabe bb) 
wird „§ 39 e des Bundesbaugesetzes und 
des § 43 Abs. 3 Satz 2 des Städtebauför- 
derungsgesetzes“ durch „§ 177 des Bau- 
gesetzbuchs sowie für bestimmte Maß- 
nahmen, die der Erhaltung, Erneuerung 
und funktionsgerechten Verwendung ei- 
nes Gebäudes dienen, das wegen seiner 
geschichtlichen, künstlerischen oder 
städtebaulichen Bedeutung erhalten 
bleiben soll, und zu deren Durchführung 
sich der Eigentümer neben bestimmten 
Modernisierungsmaßnahmen gegenüber 
der Gemeinde verpflichtet hat,“ ersetzt. 

bb) In Buchstabe x wird „§ 39 e des Bundes- 
baugesetzes und des §43 Abs. 3 Satz 2 
des Städtebauförderungsgesetzes“ durch 
„§ 177 des Baugesetzbuchs sowie für be- 
stimmte Maßnahmen, die der Erhaltung, 
Erneuerung und funktionsgerechten 
Verwendung eines Gebäudes dienen, das 
wegen seiner geschichtlichen, künstleri- 
schen oder städtebaulichen Bedeutung 
erhalten bleiben soll, und zu deren 
Durchführung sich der Eigentümer ne- 
ben bestimmten Modernisierungsmaß- 
nahmen gegenüber der Gemeinde ver- 
pflichtet hat,“ ersetzt. 

16. Dem § 7 des Kapitalverkehrsteuergesetzes in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 17. No- 
vember 1972 (BGBl. I S. 2129), das zuletzt durch 
Artikel 7 des Gesetzes vom 16. August 1977 
(BGBl, I S. 1586) geändert worden ist, wird fol- 
gender Absatz angefügt: 

„(5) Von der Besteuerung ausgenommen sind 
die in § 2 bezeichneten Rechtsvorgänge bei Ka- 
pitalgesellschaften, die nach Satzung und tat- 
sächlicher Geschäftsführung ausschließlich der 
Vorbereitung oder Durchführung von städte- 
baulichen Sanierungs- oder Entwicklungsmaß- 


nahmen dienen. Fallen die Voraussetzungen für 
die Ausnahme von der Besteuerung fort, bevor 
die städtebaulichen Sanierungs- oder Entwick- 
lungsmaßnahmen abgeschlossen sind, werden 
damit auch die Rechtsvorgänge steuerpflichtig, 
die sich innerhalb der letzten fünf Jahre vor 
dem Fortfall der Voraussetzungen ereignet ha- 
ben und noch nicht versteuert sind.“ 


17. Das Vermögensteuergesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14. März 1985 (BGBl. I 
S. 558) wird wie folgt geändert: 

a) In § 3 Abs. 1 wird am Ende der Nummer 17 
der Punkt durch einen Strichpunkt ersetzt 
und folgende Nummer angefügt: 

„18. Unternehmen in der Rechtsform einer 
juristischen Person, deren Tätigkeit sich 
auf die Erfüllung der Aufgaben nach 
§ 157 oder § 167 des Baugesetzbuchs vom 
(Zeitpunkt der Bekanntmachung des 
Baugesetzbuchs) (BGBl. I S. . . .) be- 
schränkt und die nicht selbst als Bauun- 
ternehmen tätig oder von einem Bauun- 
ternehmen abhängig sind.“ 

b) In §25 wird „1984“ durch „(Jahreszahl des 
Tages nach der Verkündung des Gesetzes)“ 
ersetzt. 


18. Das Bewertungsgesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 30. Mai 1985 (BGBl. I S. 845) 
wird wie folgt geändert: 

a) Dem § 102 Abs. 1 wird angefügt: 

„Die Sätze 1 und 2 finden auf Beteiligungen 
an Gesellschaften im Sinne des § 3 Abs. 1 
Nr. 18 des Vermögensteuergesetzes keine 
Anwendung.“ 

b) In § 124 Abs. 1 wird „1984“ durch „(Jahreszahl 
des Tages nach der Verkündung des Geset- 
zes)“ ersetzt. 


19. Das Körperschaftsteuergesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 10. Februar 1984 
(BGBl. I S. 217), zuletzt geändert durch Arti- 
kel 11 des Gesetzes vom 14. Dezember 1984 
(BGBl. I S. 1493), wird wie folgt geändert: 

a) In § 5 Abs. 1 wird am Ende der Nummer 16 
der Punkt durch einen Strichpunkt ersetzt 
und folgende Nummer angefügt: 

„17. Unternehmen in der Rechtsform einer 
juristischen Person, deren Tätigkeit sich 
auf die Erfüllung der Aufgaben nach 
§ 157 oder § 167 des Baugesetzbuchs vom 
(Zeitpunkt der Bekanntmachung des 
Baugesetzbuchs) (BGBl. I S. . . .) be- 
schränkt und die nicht selbst als Bauun- 
ternehmen tätig oder von einem Bauun- 
ternehmen abhängig sind.“ 
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b) Dem § 54 wird folgender Absatz angefügt: 

„(13) § 5 Abs. 1 Nr. 17 gilt erstmals für den 
Veranlagungszeitraum (Jahreszahl des Ta- 
ges nach der Verkündung des Gesetzes).“ 

20. Das Gewerbesteuergesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14. Mai 1984 (BGBl. I 
S. 657), zuletzt geändert durch Artikel 15 des Ge- 
setzes vom 14. Dezember 1984 (BGBl. I S. 1493), 
wird wie folgt geändert: 

a) In § 3 wird am Ende der Nummer 21 der 
Punkt durch einen Strichpunkt ersetzt und 
folgende Nummer angefügt: 

„22. Unternehmen in der Rechtsform einer 
juristischen Person, deren Tätigkeit sich 
auf die Erfüllung der Aufgaben nach 
§ 157 oder § 167 des Baugesetzbuchs vom 
(Zeitpunkt der Bekanntmachung des 
Baugesetzbuchs) (BGBl. I S. . . .) be- 
schränkt und die nicht selbst als Bauun- 
ternehmen tätig oder von einem Bauun- 
ternehmen abhängig sind.“ 

b) § 36 wird wie folgt gefaßt: 

„Die vorstehende Fassung dieses Gesetzes 
ist erstmals für den Erhebungszeitraum 
(Jahreszahl des Tages nach der Verkündung 
des Gesetzes) anzuwenden.“ 

21. In § 85 Abs. 3 des Bundesberggesetzes vom 
13. August 1980 (BGBl. I S. 1310) wird „§144 
Abs. 1 des Bundesbaugesetzes“ durch „§ 199 
Abs. 1 des Baugesetzbuchs“ ersetzt. 

22. Das Grundstückverkehrsgesetz in der im Bun- 
desgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 
7810-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, zu- 
letzt geändert durch Artikel 199 des Gesetzes 
vom 2. März 1974 (BGBl. I S. 469), wird wie folgt 
geändert: 

a) In § 4 Nr. 4 wird „Bundesbaugesetzes“ durch 
„Baugesetzbuchs“ ersetzt. 

b) In § 8 Nr. 1 wird „Bundesbaugesetzes“ durch 
„Baugesetzbuchs“ ersetzt. 

23. In § 44 Abs. 7 Satz 1 des Flurbereinigungsgeset- 
zes in der Fassung der Bekanntmachung vom 
16. März 1976 (BGBl. I S. 546), zuletzt geändert 
durch § 24 Abs. 1 Nr. 2 des Gesetzes vom 17. De- 
zember 1982 (BGBl. I S. 1777), wird „Bundesbau- 
gesetzes“ durch „Ersten Kapitels des Baugesetz- 
buchs“ ersetzt. 

24. Das Reichssiedlungsgesetz in der im Bundesge- 
setzblatt Teil III, Gliederungsnummer 2331-1, 
veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt ge- 
ändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
15. März 1976 (BGBl. I S. 533), wird wie folgt 
geändert: 

a) In § 1 wird nach Absatz 1 eingefügt: 

„(la) Ein Siedlungsunternehmen im Sinne 
des Absatzes 1 kann auch als Beauftragter 


der Gemeinde bei der Vorbereitung oder 
Durchführung einer städtebaulichen Sanie- 
rungs- oder Entwicklungsmaßnahme, insbe- 
sondere als Sanierungs- oder Entwicklungs- 
träger, sowie als Betreuer von Eigentümern 
bei der Durchführung von Sanierungs- oder 
Entwicklungsmaßnahmen, tätig werden. 

(Ib) Zu den Aufgaben des Siedlungsunter- 
nehmens im Sinne dieses Gesetzes gehört es 
auch, für die Gemeinde geeignete Grund- 
stücke zu beschaffen oder zur Verfügung zu 
stellen, wenn im Zusammenhang mit einer 
städtebaulichen Maßnahme einem Land- 
oder Forstwirt Ersatzland gewährt werden 
soll. Die Siedlungsunternehmen können von 
der Gemeinde auch mit der Durchführung 
von Umsiedlungen beauftragt werden.“ 

b) Dem § 4 Abs. 2 wird angefügt: 

„Hat der Eigentümer das Grundstück an eine 
Körperschaft des öffentlichen Rechts ver- 
kauft, kann das Vorkaufsrecht abweichend 
von Satz 1 zu den in § 1 Abs. 1 b genannten 
Zwecken ausgeübt werden. Die Körperschaft 
des öffenlichen Rechts ist vor Ausübung des 
Vorkaufsrechts zu hören. Das Vorkaufsrecht 
kann nicht ausgeübt werden, wenn sie das 
Grundstück für die ihr obliegenden Aufga- 
ben benötigt.“ 

25. Die Verordnung über die Kosten der Ordnungs- 
maßnahmen nach § 41 Abs. 2 des Städtebauför- 
derungsgesetzes vom 20. Januar 1976 (BGBl. I 
S. 174), geändert durch Verordnung vom 27. No- 
vember 1978 (BGBl. I S. 1833), wird aufgeho- 
ben. 

26. Die Verordnung über die Erhebung von Aus- 
gleichsbeträgen nach den §§41 und 42 des Städ- 
tebauförderungsgesetzes vom 6. Februar 1976 
(BGBl. I S. 273) wird aufgehoben. 

Artikel 3 

Bekanntmachung des Baugesetzbuchs 

Der Bundesminister für Raumordnung, Bauwe- 
sen und Städtebau kann den Wortlaut des Bauge- 
setzbuchs im Bundesgesetzblatt bekanntmachen. 

Artikel 4 

Berlin- Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
und des § 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgeset- 
zes auch im Land Berlin. 

Artikel 5 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkün- 
dung in Kraft. 


48 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode DruCksaCh6 10/4630 


Begründung 


A. Allgemeines 

I. Grundlagen 

1. In der Regierungserklärung vom 4. Mai 1983 
wurde die Vorlage von Leitlinien für ein einheit- 
liches Städtebaurecht angekündigt. Um ihrem 
Bemühen um Rechtsvereinfachung weiteren 
Nachdruck zu verleihen, hat die Bundesregie- 
rung am 22. Februar 1984 beschlossen, den Ge- 
setzentwurf für ein neues Baugesetzbuch be- 
reits 1985 vorzulegen. Sie hat dies mit der Er- 
wartung verbunden, daß die parlamentarischen 
Beratungen noch in dieser Legislaturperiode 
abgeschlossen werden. Zur Vorbereitung des 
Baugesetzbuchs hat der Bundesminister für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau meh- 
rere Arbeitsgruppen eingesetzt, in denen Städ- 
tebauexperten aus den Ländern sowie aus den 
Städten, Gemeinden und Kreisen mitwirkten. 
Die Ergebnisse der Arbeitsgruppen wurden im 
August 1984 veröffentlicht (Schriftenreihe des 
Bundesministers für Raumordnung, Bauwesen 
und Städtebau 1984, Heft Nr. 03.108). 

2. Mit dem Baugesetzbuch verfolgt die Bundesre- 
gierung folgende Ziele: 

— Zusammenfassung der rechtlichen Grundla- 
gen des Städtebaus in einem einheitlichen 
Gesetzeswerk; Vermeidung von Teilnovellie- 
rungen und statt dessen Gesamtnovellierung 
des Städtebaurechts; 

— Ausrichtung des Städtebaurechts auf die Ge- 
genwarts- und Zukunftsaufgaben des Städte- 
baus; 

— Rechts- und Verwaltungsvereinfachungen; 
Abbau von nicht unabweisbar erforderlichen 
Bestimmungen; 

— Beschleunigung und Vereinfachung der Auf- 
stellung von Bauleitplänen; Erhöhung der 
Rechtssicherheit im allgemeinen Bau- und 
Planungsrecht bei Wahrung rechtsstaatli- 
cher Anforderungen; 

— Erleichterung des Bauens; 

— Stärkung der Planungshoheit der Gemein- 
den; 

— Abbau der Mischfinanzierung im Bereich 
des Städtebaus; 

— Ermächtigung der Länder zu abweichenden 
landesrechtlichen Regelungen in bestimm- 
ten Rechtsbereichen. 

Im Rahmen dieser Zielsetzungen sollen der Bei- 
trag des Städtebaurechts für den vorsorgenden 
Umweltschutz gestärkt und die Berücksichti- 
gung des Denkmalschutzes verbessert werden. 
Der elementare Grundsatz des Städtebaurechts 
ist die Baufreiheit. 


3. Die Zusammenfassung von Bundesbaugesetz 
(BBauG) und Städtebauförderungsgesetz 
(StBauFG) in einem einheitlichen Baugesetz- 
buch vollendet die mit dem BBauG 1960 begon- 
nene umfassende bundesgesetzliche Kodifika- 
tion des Städtebaurechts. Im BBauG war vor 
allem wegen der Schwierigkeit der mit der Sa- 
nierung und der Stadtentwicklung zusammen- 
hängenden Fragen die schon damals für erfor- 
derlich gehaltene Einbeziehung dieser Bereiche 
unterblieben. Nach mehr als zehn Jahren wurde 
mit dem StBauFG von 1971 hierfür ein Sonder- 
gesetz geschaffen. Mit der Städtebaurechtsno- 
velle 1976 wurden bereits Elemente des 
StBauFG in das BBauG eingefügt. Das 
StBauFG wurde zuletzt durch die Novelle 1984 
neueren städtebaulichen Anforderungen ange- 
paßt. Mit dem Baugesetzbuch soll dieser Ent- 
wicklungsprozeß abgeschlossen werden. 

Die Zusammenfassung von BBauG und 
StBauFG soll im Baugesetzbuch so behutsam 
erfolgen, daß für die Praxis keine vermeidbaren 
Umstellungsschwierigkeiten entstehen. Im Er- 
sten Kapitel „Allgemeines Städtebaurecht“ wer- 
den die für die städtebauliche Praxis besonders 
bedeutsamen Vorschriften des Ersten bis Sech- 
sten Teils des BBauG (Bauleitplanung, Siche- 
rung der Bauleitplanung, Regelung der bauli- 
chen und sonstigen Nutzung, Entschädigung, 
Bodenordnung, Enteignung und Erschließung) 
im wesentlichen wie bisher auf gebaut und be- 
zeichnet. Dies soll Umstellungsschwierigkeiten 
im Hinblick auf die umfangreiche Rechtspre- 
chung zu zentralen Vorschriften des Städtebau- 
rechts vermeiden. 

Im Zweiten Kapitel „Besonderes Städtebau- 
recht“ werden vor allem das Sanierungsrecht 
und — für laufende Maßnahmen — das Recht 
der städtebaulichen Entwicklungsmaßnahme 
des bisherigen StBauFG, das Recht der Erhal- 
tungssatzung, der städtebaulichen Gebote, des 
Sozialplans, des Härteausgleichs sowie die Be- 
stimmungen über die Miet- und Pachtverhält- 
nisse geregelt. Auch die Bestimmungen über 
städtebauliche Maßnahmen im Zusammenhang 
mit agrarstrukturellen Maßnahmen sollen in 
das Zweite Kapitel aufgenommen werden. Ma- 
teriell soll das Sanierungsrecht im übrigen mit 
dem sonstigen Städtebaurecht verschmolzen 
werden (z. B. Bauleitplanung, Vorkaufsrechte, 
Veränderungssperre, Enteignung, Gebote, Här- 
teausgleich, Miet- und Pachtverhältnisse), so- 
weit nicht die Besonderheiten der Sanierung 
eine eigenständige Regelung erfordern. 

Im Dritten Kapitel werden sonstige Bestim- 
mungen des Städtebaurechts, die von allgemei- 
ner Bedeutung sind, zusammengefaßt, insbeson- 
dere die Vorschriften über die Ermittlung von 
Grundstückswerten, allgemeine Vorschriften 
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und Verwaltungsvorschriften sowie die Rege- 
lung des Verfahrens vor den Gerichten für Bau- 
landsachen. 

Die Überleitungs- und Schlußvorschriften wer- 
den im Vierten Kapitel geregelt. 

4. Durch das Baugesetzbuch sollen Städte und Ge- 
meinden in die Lage versetzt werden, die Ge- 
genwarts- und Zukunftsaxaf gaben des Städte- 
baus auf verbesserter Grundlage zu bewälti- 
gen. 

a) Im Vordergrund der Stadtentwicklung der 
kommenden Jahre werden die Aufgaben der 
Innenentwicklung von Städten und Gemein- 
den stehen. Im Baugesetzbuch sollen daher 
vor allem jene Bestimmungen des geltenden 
Rechts verbessert werden, die der Lösung 
von Problemen im Bestand — auch im Zu- 
sammenhang mit der Bevölkerungsentwick- 
lung — dienen. Hierbei ist besonders auf die 
Anerkennung der Stadterneuerungsaufga- 
ben als Dauer auf gaben im Städtebau durch 
Aufnahme in das Baugesetzbuch und auf die 
Verbesserung der Erhaltungssatzung nach 
§ 39 h BBauG hinzuweisen. 

b) Bei der Baulandfrage steht künftig weniger 
die Ausweisung neuer Bauflächen im Vor- 
dergrund als vielmehr die Nutzung und Akti- 
vierung ausgewiesenen Baulandes. Hierzu 
sollen u. a. die Verbesserungen bei den Be- 
stimmungen über die Zulässigkeit von Vor- 
haben sowie im Recht der Bodenordnung 
und der Erschließung dienen. Auch sollen die 
Durchführungsgebote erhalten bleiben; sie 
sind für die Stadterneuerung unentbehrlich 
und der Baulückenschließung förderlich. 

c) Das Instrument der städtebaulichen Ent- 
wicklungsmaßnahme nach dem StBauFG 
wird in Zukunft nur noch geringe praktische 
Bedeutung haben, da die Zeit der Trabanten- 
städte und der großflächigen Ausweisungen 
neuer Baugebiete im Außenbereich vorbei 
ist. Die städtebauliche Entwicklungsmaß- 
nahme entspricht einer Konzeption der Au- 
ßenentwicklung, die heute überholt ist (vgl. 
Antwort der Bundesregierung auf die Große 
Anfrage der Fraktion der SPD — BT-Druck- 
sache 10/3690). Jedoch wird die Durchfüh- 
rung laufender Maßnahmen noch Jahre in 
Anspruch nehmen. Das Recht der städtebau- 
lichen Entwicklungsmaßnahme soll daher in 
das Baugesetzbuch übernommen werden 
und für laufende Maßnahmen bis zu deren 
Abschluß fortgelten. 

d) Eine weitere zentrale Aufgabe für Städte und 
Gemeinden ist der Umweltschutz. Die Ausge- 
staltung des Rechts der Bauleitplanung im 
Entwurf gewährleistet, daß diese auch als 
planungsrechtliches Instrument des vorsor- 
genden Umweltschutzes gestärkt wird. Auch 
im Sanierungsrecht werden die Aufgaben 
des Umweltschutzes stärker berücksichtigt, 

e) Die Berücksichtigung des Denkmalschutzes 
im Städtebaurecht wird u. a. bei der Bauleit- 


planung, im Recht der Erhaltungssatzung 
und im Sanierungsrecht verbessert. 

f) Der Strukturwandel von Wirtschaft und Ge- 
sellschaft stellt dem Städtebau neue Aufga- 
ben. Hierzu ist vor allem auf das Problem des 
engen Nebeneinanders von konkurrierenden 
Nutzungen, insbesondere von Gewerbenut- 
zung und Wohnnutzung („Gemengelage“), 
und die sich daraus ergebenden Schwierig- 
keiten für die Standortsicherung der Be- 
triebe hinzuweisen, ferner auf die Struktur- 
veränderungen in Kur- und Fremdenver- 
kehrsorten durch Umwandlungsprozesse, zu 
denen vielerorts das unvertretbare Über- 
handnehmen von Zweitwohnungen gehört. 
Das Baugesetzbuch soll die Gemeinden in 
die Lage versetzen, diese Probleme auf ver- 
besserter rechtlicher Grundlage zu bewälti- 
gen. 

5. Durch das Baugesetzbuch sollen Rechts- und 

Verwaltungsvereinfachungen erreicht werden. 

a) Alle vorhandenen Vorschriften sind daher 
auf ihre Notwendigkeit und ihre Auswirkun- 
gen auf den Verwaltungsvollzug überprüft 
worden. Mit Rücksicht auf die umfangreiche 
Aufgabenstellung des Städtebaurechts und 
seine Ausgleichsfunktion für die verschie- 
denen, von städtebaulichen Maßnahmen be- 
rührten privaten und öffentlichen Belange 
sind der mit dem Gesetz verfolgten Rechts- 
vereinfachung jedoch Grenzen gesetzt; dies 
ergibt sich weiterhin aus der Notwendigkeit 
besonderer rechtlicher Vorkehrungen z. B. 
für Umwelt- und Denkmalschutz sowie aus 
notwendigen Gewährleistungen für einen 
den rechtsstaatlichen Anforderungen ent- 
sprechenden, ordnungsgemäßen Ablauf von 
Planungen und anderen städtebaulichen 
Maßnahmen. 

b) Der Gesetzentwurf sieht vor, daß eine Reihe 
von Vorschriften des geltenden Rechts auf- 
gehoben oder gestrafft oder aus Gründen der 
Vereinfachung neu gefaßt wird. Insbeson- 
dere aus dem Bereich des Sanierungsrechts 
sollen zahlreiche Vorschriften aufgehoben 
werden, die für die bisherige Sanierungspra- 
xis keine Bedeutung erlangt haben oder nur 
von geringer Bedeutung waren oder durch 
das Baugesetzbuch bedeutungslos werden; 
hierzu gehören § 13 Abs. 4, §§ 14, 18, 42, 55, 91 
StBauFG. 

Die Zusammenfassung von BBauG und 
StBauFG führt zu einer erheblichen Minde- 
rung der Zahl bestehender Rechtsvorschrif- 
ten, vor allem durch einen Abbau von bisher 
zum Teil parallelen Regelungen. Das Bauge- 
setzbuch übernimmt auch die mit der vor ge- 
zogenen Novellierung des StBauFG erreich- 
ten Vereinfachungen und Erleichterungen 
der Sanierung (vgl. Gesetz zur Änderung des 
StBauFG vom 5. November 1984 — BGBl. I 
S. 1321). 

c) Zur Rechtsvereinfachung trägt auch die vor- 
gesehene Neuregelung der steuerrechtlichen 


50 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode DrUCksaChG 10/4630 


Vorschriften der Sanierung bei. Hierzu zählt 
die Streichung der §§ 78, 79 und 83 StBauFG 
über einen Grund- und Gewerbesteuererlaß 
sowie über das Bescheinigungsverfahren. 
Diese Vorschriften können entfallen, weil be- 
reits nach § 33 des Grundsteuergesetzes und 
nach § 227 der Abgabenordnung ein Steuer- 
erlaß gewährt werden kann und es einer be- 
sonderen Bescheinigung über einzelne Vor- 
aussetzungen für die Gewährung steuerli- 
cher Vergünstigungen nicht bedarf. Es ent- 
spricht allgemeinen steuerlichen Verfahrens- 
vorschriften, daß sowohl die Steuerpflichti- 
gen als auch Behörden mit entsprechender 
Sachkenntnis für den steuerlich relevanten 
Tatbestand bei der Erforschung des Sachver- 
halts mitzuwirken haben (vgl. §§ 90, 93, 105, 
111 bis 115 der Abgabenordnung). 

Die Bundesregierung prüft gegenwärtig, wel- 
che steuerlichen Regelungen für gemeinnüt- 
zige Wohnungs- und Siedlungsunternehmen 
beizubehalten sind. Eine Unabhängige Kom- 
mission hat hierzu Vorschläge zur Änderung 
der gegenwärtigen Rechtslage gemacht (vgl. 
Gutachten zur Prüfung der steuerlichen Re- 
gelungen für gemeinnützige Wohnungs- und 
Siedlungsunternehmen, Schriftenreihe des 
Bundesministeriums der Finanzen, Heft 35). 
Um dem Ergebnis der Prüfung nicht vorzu- 
greifen, sollen zunächst 

— die bisher in §§80, 81 und 90 StBauFG 
enthaltenen steuerlichen Vergünstigun- 
gen und 

— die in § 90 StBauFG zugleich enthaltene 
Erweiterung des Aufgabenbereichs der 
gemeinnützigen Wohnungs- und Sied- 
lungsunternehmen und der Organe staat- 
licher Wohnungspolitik 

in das Kapitalverkehrsteuer-, Körperschaft- 
steuer-, Gewerbesteuer- und Vermögensteu- 
ergesetz sowie in das Wohnungsgemeinnüt- 
zigkeits- und das Reichssiedlungsgesetz 
übernommen werden. 

Aus rechtssystematischen Gründen soll dar- 
über hinaus der Regelungsgehalt der §§ 82 
und 84 StBauFG in das Einkommensteuerge- 
setz übernommen werden. 

d) Parallel zum Baugesetzbuch soll im Rahmen 
eines Zweiten Rechtsbereinigungsgesetzes 
das Modernisierungs- und Energieeinspa- 
rungsgesetz aufgehoben werden. 

6. Die Vorschriften über die Bauleitplanung und 
ihre Sicherung (Veränderungssperre, Zurück- 
stellung von Baugesuchen, Teilungsgenehmi- 
gung) haben sich ebenso wie die Vorschriften 
des Planungsschadensrechts in der Praxis be- 
währt und sollen daher übernommen werden. 
Im Bereich der Bauleitplanung geht der Ent- 
wurf daher von der Beibehaltung der überwie- 
gend auch rechtlich gebotenen Grundprinzipien 
des geltenden Rechts aus. Dazu gehören vor al- 
lem die Einfügung der Bauleitplanung in die 
Raumordnung und Landesplanung, ihre Zwei- 
stuf igkeit (Flächennutzungsplan-Bebauungs- 


plan), die Grundsätze der Bauleitplanung ein- 
schließlich der Abwägung sowie ein ordnungs- 
gemäßer, den rechtsstaatlichen Anforderungen 
entsprechender Verfahrensablauf. In diesem 
Rahmen sollen der Verfahrensablauf erleich- 
tert, sachlich nicht gebotene Anforderungen an 
die Bauleitplanung vermieden und die Be- 
standskraft der Bauleitpläne erhöht werden. 
Diese Verbesserungen sollen auch zur Standort- 
sicherung der Betriebe beitragen. 

7. Das Recht der Zulässigkeit von Vorhaben muß 
die Durchführung von Vorhaben im Rahmen 
der geordneten städtebaulichen Entwicklung 
gewährleisten. 

In Übereinstimmung mit diesem Grundsatz ha- 
ben die vorgesehenen Änderungen zum Ziel, 
eine situationsgemäße Anwendung im Rahmen 
des Möglichen zu erleichtern. Diesem Zweck 
dienen Neufassungen und Änderungen der die 
Zulässigkeit von Vorhaben regelnden Vorschrif- 
ten in Gebieten mit Bebauungsplänen und in- 
nerhalb der im Zusammenhang bebauten Orts- 
teile sowie der Vorschriften, die es den Gemein- 
den gestatten, in einfachen Verfahren die Zuläs- 
sigkeit von Vorhaben neu zu begründen (Sat- 
zungen nach § 34). Dadurch sollen — im Rah- 
men des dargelegten Grundsatzes — die Her- 
beiführung der Genehmigungsfähigkeit von 
Vorhaben beschleunigt, die Genehmigungsfä- 
higkeit erleichtert, Erschwernisse des Vollzugs 
beseitigt und die Anwendung solcher Satzungen 
verbessert werden, durch die vor allem in ländli- 
chen Gebieten auf einfache Weise die Bebau- 
barkeit von Grundstücken herbeigeführt wer- 
den kann. Die angestrebten Verbesserungen 
sollen unmittelbar auch der Standortsicherung 
der Betriebe dienen. Anwendungsvoraussetzun- 
gen und Ausgestaltung der genannten Vor- 
schriften sollen weiterhin die geordnete städte- 
bauliche Entwicklung gewährleisten. 

Der Außenbereich soll vor Zersiedlung wir- 
kungsvoll geschützt werden. Wie bisher sollen 
dort nur in beschränktem Umfang privilegierte 
oder sonstige Vorhaben zulässig sein. 

8. Die im Gesetzentwurf vorgesehenen neuen Re- 
gelungen tragen zur Stärkung der kommunalen 
Selbstverwaltung, insbesondere zur Stärkung 
der Planungshoheit der Gemeinden bei. Sie be- 
rücksichtigen die gewachsene Verwaltungskraft 
der Gemeinden sowie neue Aufgabenstellungen 
für die städtebauliche Entwicklung in den Ge- 
meinden. Hervorzuheben sind folgende Neue- 
rungen: 

Durch die vorgesehene Verbesserung der Mög- 
lichkeiten, die städtebaurechtlichen Instru- 
mente gezielt entsprechend den jeweiligen Er- 
fordernissen einzusetzen, soll zu einer Minde- 
rung des Verwaltungsaufwands der Gemeinde 
beigetragen werden. Diesen Zielen dienen vor 
allem die vorgesehenen Verfahrens- und mate- 
riellrechtlichen Erleichterungen für die Aufstel- 
lung der Bauleitpläne, die Erhöhung des Spiel- 
raums der Gemeinden, anstelle von Bebauungs- 
plänen mit weniger aufwendigen Instrumenten 
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die städtebauliche Ordnung zu sichern, und die 
Vereinfachungen im Bereich der Vorkaufs- 
rechte und des städtebaulichen Erneuerungs- 
rechts. 

Mit Rücksicht auf die gewachsene Verwaltungs- 
kreift der Gemeinden soll die Genehmigungs- 
pflicht für Bebauungspläne, die auf der Grund- 
lage von Flächennutzungsplänen aufgestellt 
werden, und für sonstige städtebauliche Satzun- 
gen durch ein Anzeigeverfahren ersetzt werden. 
Während die Inkraftsetzung der Satzung beim 
Genehmigungsverfahren einen (positiven) Be- 
scheid der höheren Verwaltungsbehörde vor- 
aussetzt, ist für das Inkraftsetzen der Satzung 
beim Anzeigeverfahren eine solche Mitwirkung 
der höheren Verwaltungsbehörde nicht erfor- 
derlich; die Gemeinde ist aber gehindert, die 
Satzung in Kraft zu setzen, wenn die höhere 
Verwaltungsbehörde Rechtsverstöße geltend 
macht. Dies soll den Verfahrensablauf erleich- 
tern. Die Einführung des Anzeigeverfahrens bei 
Bebauungsplänen, die auf der Grundlage von 
Flächennutzungsplänen aufgestellt werden, ist 
dadurch gerechtfertigt, daß im Flächennut- 
zungsplan die grundlegenden Entscheidungen 
über die bauliche und sonstige Nutzung der Flä- 
chen getroffen werden; gleiches gilt für die Sat- 
zungen nach §34. Beim Flächennutzungsplan 
soll es dabei bleiben, daß seine Rechtskontrolle 
im Genehmigungsverfahren erfolgt. Die Einfüh- 
rung des Anzeigeverfahrens bei den sonstigen 
städtebaurechtlichen Satzungen (Verände- 
rungssperren, Vorkaufsrechtssatzungen, Erhal- 
tungssatzungen, Satzungen in Fremdenver- 
kehrsorten, Sanierungssatzungen) ist dadurch 
gerechtfertigt, daß hier erst durch die auf der 
Grundlage dieser Satzungen zu erlassenden 
Verwaltungsakte für die Betroffenen verbindli- 
che Entscheidungen erfolgen. Im übrigen ist das 
Anzeigeverfahren so ausgestaltet, daß eine den 
rechtsstaatlichen Erfordernissen entsprechende 
Prüfung der Satzungen weiterhin gewährleistet 
bleibt. 

9. Die Bundesregierung beabsichtigt den Abbau 
der Mischfinanzierung im Bereich des Städte- 
baus zum 1. 1. 1988. Das Baugesetzbuch schafft 
hierfür die erforderlichen Voraussetzungen; der 
Gesetzentwurf grenzt die bisherigen Förde- 
rungstatbestände bereits aus. Damit verwirk- 
licht das Baugesetzbuch in einem weiteren 
wichtigen Bereich die von der Bundesregierung 
angestrebte Entflechtung von Mischfinanzie- 
rungen von Bund und Ländern. 

10. Mit dem Baugesetzbuch sollen die Länder er- 
mächtigt werden, innerhalb von fünf Jahren 
nach Inkrafttreten des Gesetzes in bestimmten 
Rechtsbereichen landesrechtliche an die Stelle 
der bundesrechtlichen Regelungen treten zu 
lassen. Dies soll für das Enteignungsverfahrens- 
recht, für Teile des Erschließungsbeitragsrechts 
sowie für das Ausgleichsbetragsrecht in der Sa- 
nierung gelten. Das Bedürfnis nach bundesge- 
setzlicher Regelung (Artikel 72 Abs. 2 des 
Grundgesetzes) wird aber derzeit auch für diese 
Rechtsgebiete bejaht. Das Fortgelten des Bun- 


desrechts soll sicherstellen, daß keine Rege- 
lungslücken entstehen. Die zeitliche Begren- 
zung auf fünf Jahre soll dem Bund die Prüfung 
ermöglichen, ob im Hinblick auf Art und Um- 
fang landesrechtlicher Regelungen in den ge- 
samten Rechtsgebieten ein Bedürfnis für die 
Beibehaltung des Bundesrechts nach Fristab- 
lauf noch besteht. 

Im Bereich des Erschließungsbeitragsrechts 
bleiben jedoch solche bundesrechtlichen Rege- 
lungen unberührt, die aus Gründen des Sachzu- 
sammenhangs mit dem Bauplanungsrecht, ins- 
besondere aus Gründen der zügigen Baulandbe- 
reitstellung, für das gesamte Bundesgebiet auch 
künftig unabweisbar erscheinen. 

Sofern landesrechtliche Regelungen anstelle 
des Ausgleichsbetrags nicht an die Werterhö- 
hung der Grundstücke anknüpfen, müssen die 
Länder aus Gründen der Gleichbehandlung al- 
ler Eigentümer im Sanierungsgebiet auch be- 
stimmen, daß die übrigen an die Wertentwick- 
lung anknüpfenden Bestimmungen des Sanie- 
rungsrechts (bisher § 15 Abs. 3 Satz 2, § 16 
Abs. 2, § 23 Abs. 2 StBauFG) nicht zur Anwen- 
dung kommen. 

11. Parallel zum Baugesetzbuch werden die Bau- 
nutzungsverordnung und die Wertermittlungs- 
verordnung, die als selbständige Rechtsverord- 
nungen erhalten bleiben sollen, überprüft. Die 
sich in diesen Bereichen stellenden Aufgaben 
berühren die im Baugesetzbuch zu treffenden 
Regelungen im wesentlichen nicht. Außerdem 
können Auswirkungen des Baugesetzbuchs auf 
die genannten Verordnungen erst nach Verab- 
schiedung des Gesetzes endgültig beurteilt und 
im Rahmen ihrer Novellierungen berücksichtigt 
werden. 

Die Überprüfung des städtebaulich bedeutsa- 
men Fachplanungsrechts ist in wesentlichen 
Beziehungen durchgeführt worden; die Ergeb- 
nisse werden im Gesetzentwurf durch Fortent- 
wicklung oder Konkretisierung der Vorschriften 
berücksichtigt. Die Bundesregierung bewertet, 
soweit das Baugesetzbuch in Frage steht, die 
vorhandenen und neu aufgenommenen Rege- 
lungen als ausgewogen und hält weitere Rege- 
lungen nicht für geboten. Dies schließt nicht 
aus, daß in Fachplanungsgesetzen ein weiterer 
Regelungsbedarf in Betracht kommen kann. 

Die Überprüfung des baulichen Nachbarrechts 
hat ergeben, daß die Probleme, unterstellt, es sei 
ein Regelungsbedarf zu bejahen, im Baugesetz- 
buch keiner Lösung zugeführt werden können. 
Ansätze für gesetzgeberische Lösungen sind in 
anderen Rechtsbereichen zu suchen, und zwar 
vom zivilrechtlichen Nachbarrecht über das 
Verwaltungsprozeßrecht bis hin zum Verfah- 
rensrecht in den einschlägigen Gesetzen. 

12. Die Länder und die kommunalen Spitzenver- 
bände haben das mit dem Baugesetzbuch ver- 
folgte Anliegen begrüßt. Sie wurden bereits an 
den ersten Vorarbeiten zum Baugesetzbuch be- 
teiligt. Die frühzeitige Beteiligung von Experten 
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aus diesen Bereichen hat die Vorarbeiten erheb- 
lich gefördert. 

Der Entwurf wurde mit den zuständigen Län- 
derministerien erörtert. Er wird von der Mehr- 
heit der Länder grundsätzlich unterstützt. Die 
Länder Hessen, Nordrhein- Westfalen und Saar- 
land haben sich wegen grundsätzlicher, von den 
Ländern Bremen und Hamburg geteilter Vorbe- 
halte gegen den Entwurf an den Einzelberatun- 
gen nicht beteiligt. 

Innerhalb der kommunalen Spitzenverbände 
wird das neu eingeführte Anzeigeverfahren (vgl. 
AIS) zum Teil begrüßt (Deutscher Städtetag, 
Deutscher Städte- und Gemeindebund), zum 
Teil abgelehnt (Deutscher Landkreistag). Die im 
Entwurf vorgesehene Ermächtigung für landes- 
rechtliche Regelungen (vgl. A 1 10) wird von den 
kommunalen Spitzenverb änderi abgelehnt. Wei- 
terhin bestehen Vorbehalte gegen den vorgese- 
henen Abbau der Mischfinanzierung (vgl. 
A I 9). 

13, Der Gesetzentwurf ist auf seine möglichen Fol- 
gen auf die Umwelt analysiert und bewertet 
worden. Dies hat dazu geführt, daß die Vor- 
schriften nicht nur wie im bisherigen Umfang 
den Erfordernissen des Umweltschutzes Rech- 
nung tragen sollen, sondern darüber hinaus 
Verbesserungen angestrebt werden, um den 
Umweltschutz auch im Baurecht weiter zu stär- 
ken. 

Der Gesetzentwurf geht davon aus, daß die Vor- 
schriften über die Aufstellung der Bauleitpläne 
wesentliche Elemente der Umweltverträglich- 
keitsprüfung (insbesondere Ermittlung und Be- 
rücksichtigung von Auswirkungen der Planung 
auf die Umwelt unter Beteiligung der Behörden 
und der Öffentlichkeit) enthalten. Dies folgt aus 
der Pflicht zur Berücksichtigung auch der Be- 
lange des Umweltschutzes, des Naturschutzes 
und der Landschaftspflege (§ 1 Abs. 5 Nr. 6 Ent- 
wurf) und den Vorschriften über die Beteiligung 
der Bürger und der Träger öffentlicher Belange 
(§§ 3 und 4), die auch dem Zweck dienen, die 
Auswirkungen auf die Umwelt zu ermitteln. 

Gegenstand der laufenden Prüfungen der Bun- 
desregierung über die Notwendigkeit von Maß- 
nahmen zur Umsetzung der EG-Richtlinie über 
die Umweltverträglichkeitsprüfung bei be- 
stimmten öffentlichen und privaten Projekten 
(Amtsbl. der EG Nr. L 176/40 v. 5. Juli 1985) in 
nationales Recht ist u. a., ob und — wenn ja — 
in welcher Weise es bei einer in die Bauleitpla- 
nung zu integrierenden Umweltverträglich- 
keitsprüfung entsprechender gesetzlicher Er- 
gänzungen und Klarstellungen bedarf. Hierzu 
ist ein abgestimmtes Vorgehen hinsichtlich der 
einschlägigen Planungsgesetze des Bundes not- 
wendig. Die Bundesregierung wird nach Ab- 
schluß der Prüfungen im weiteren Gesetzge- 
bungsverfahren dazu Stellung nehmen, ob eine 
Ergänzung der Vorschriften erfolgen sollte. 

14. Der Bund und die Länder werden nicht mit Ko- 
sten für die Ausführung des Gesetzes belastet. 
Städte und Gemeinden führen das Gesetz aus. 


Die angestrebte Rechts- und Verwaltungsver- 
einfachung kann zu nicht quantifizierbaren Ko- 
steneinsparungen im Verwaltungsvollzug füh- 
ren. 

Die Auswirkungen des Gesetzentwurfs auf Ein- 
zelpreise sind derzeit noch nicht absehbar. Die 
Abweichungsregelung bei den Erschließungsko- 
sten, die den Ländern dabei größere Gestal- 
tungsfreiheit einräumt, läßt beispielsweise — je 
nach dem, in welcher Weise die Länder von der 
Ermächtigung Gebrauch machen — sowohl Er- 
höhungen als auch Ermäßigungen zu. Eine Viel- 
zahl von Änderungen erleichtert — auch für die 
Wirtschaft — das Bauen und erhöht die Rechts- 
sicherheit für Betriebe. Dies kann tendenziell 
kosten- und damit preisdämpfend wirken. Ins- 
gesamt sind die Auswirkungen auf Einzelpreise 
angesichts der Komplexität der vorgesehenen 
Änderungen ex ante nicht quantifizierbar; im 
Ergebnis dürften sie jedoch eher so gering sein, 
daß Auswirkungen auf das Preisniveau, insbe- 
sondere das Verbraucherpreisniveau nicht zu 
erwarten sind. 


II. Vorgesehene Regelungen 
1. Bauleitplanung 

Die Änderungen der Vorschriften über die Aufstel- 
lung der Bauleitpläne sollen vor allem dazu dienen, 
verbesserte Grundlagen zur Lösung der Gegen- 
warts- und Zukunftsaufgaben des Städtebaus zu 
schaffen. Für eine verstärkte Berücksichtigung des 
Umweltschutzes, des Naturschutzes und der Land- 
schaftspflege in der Bauleitplanung sind insbeson- 
dere vorgesehen: 

— ausdrückliche Herausstellung, daß die Bauleit- 
pläne auch dazu beitragen sollen, die natürli- 
chen Lebensgrundlagen zu schützen; 

— Verpflichtung zum sparsamen und schonenden 
Umgang mit Grund und Boden; 

— Schaffung von Möglichkeiten, zugunsten des Na- 
tur- und Landschaftsschutzes in den Bauleitplä- 
nen, Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur 
Pflege und zur Entwicklung von Natur und 
Landschaft zu sichern; 

— Hinweise zur Prüfung der Umweltverträglich- 
keit der Planungen. 

Weiterhin soll als Verpflichtung der Gemeinden 
aufgenommen werden, im Interesse der Versorgung 
der Bevölkerung auf die mittelständischen Struktu- 
ren zu achten. 

Um auch anderen Aufgaben des Städtebaus besser 
Rechnung tragen zu können, sollen insbesondere 
folgende weitere Möglichkeiten für die Bauleitpla- 
nung geschaffen werden: 

— zugunsten eines flächen- und damit kostenspa- 
renden Bauens Einführung der Möglichkeit, die 
Größe der Wohnbaugrundstücke zu begrenzen; 
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— zur Vermeidung städtebaulich unerwünschter 
Umstrukturierungen, insbesondere zur Wah- 
rung der besonderen städtebaulichen Eigenart 
bestimmter Gebiete, die Zahl der Wohnungen zu 
begrenzen; 

— stärkere Berücksichtigung des Denkmalschut- 
zes (umfassende Benennung des Denkmalschut- 
zes als in der Bauleitplanung zu berücksichti- 
gender Belang, Kennzeichnung denkmalge- 
schützter Ensembles in den Flächennutzungs- 
plänen, nachrichtliche Übernahme aller denk- 
malgeschützten Anlagen in die Bebauungsplä- 
ne). 

Unter Wahrung der Grundprinzipien der Bauleit- 
planung (Zweistufigkeit der Bauleitplanung, Grund- 
sätze der Bauleitplanung einschließlich Abwägung, 
der ordnungsgemäße und den rechts staatlichen An- 
forderungen entsprechende Verfahrensablauf) soll 
die Aufstellung der Bauleitpläne erleichtert wer- 
den: 

— Das Planaufstellungsverfahren soll insbeson- 
dere durch folgende Regelungen erleichtert wer- 
den: Vermeidung von Aussagen über Beschlüsse 
der Gemeinde im Bundesrecht; Verminderung 
der gesetzlichen Vorschriften über die Verfah- 
rensausgestaltung bei der vorgezogenen Bürger- 
beteiligung; erleichterter Verfahrensabschluß 
bei Änderung oder Ergänzung der Planentwürfe 
nach der öffentlichen Auslegung; Vermeidung 
unnötiger Beteiligungen von Trägern öffentli- 
cher Belange; Verbindung der Beteiligung der 
Träger Öffentlicher Belange mit der öffentlichen 
Auslegung in einfach gelagerten Fällen; Erleich- 
terungen des „Parallelverfahrens“ (parallele 
Aufstellung, Änderung oder Ergänzung von Flä- 
chennutzungsplan und Bebauungsplan). 

— Verzicht auf entbehrliche Regelungen, die mate- 
rielle Anforderungen an die Bauleitplanung stel- 
len und auf Regelungen des Planinhalts, ohne 
daß dadurch die gesetzliche Gewährleistung für 
eine geordnete städtebauliche Entwicklung be- 
einträchtigt werden, insbesondere keine gesetz- 
liche Regelung „informeller“ Planungen (Strei- 
chung der Entwicklungsplanung); Verzicht auf 
spezielle Begründungspflichten für die Bauleit- 
pläne; Klarstellung des planerischen Ermessens 
der Gemeinde bei Entscheidungen über den Um- 
fang der Inhalte der Bauleitpläne; Möglichkeit, 
die Darstellung einzelner Flächen im Flächen- 
nutzungsplan späteren Entscheidungen vorzu- 
behalten; Streichung einzelner Darstellungs- 
und Festsetzungsmöglichkeiten in den Bauleit- 
plänen, soweit sie städtebaulich entbehrlich 
sind, und Konkretisierung der Festsetzungsmög- 
lichkeiten, soweit dies der sachgerechten An- 
wendung der Vorschriften, vor allem zur Ab- 
grenzung zu anderen Rechtsbereichen, dient. 

Die Vorschriften über die Bestandskraft der Bau- 
leitpläne sollen gestrafft und hierbei die Möglich- 
keiten der Bestandssicherung der Planung in den 
Grenzen unverzichtbarer rechts staatlicher Anfor- 
derungen ausgeschöpft werden. 


2. Sicherung der Bauleitplanung 

a) Veränderungssperre; Zurückstellung von Baugesuchen 

Das geltende Recht über die Veränderungs sperre 
und die Zurückstellung von Baugesuchen hat sich 
in der Praxis bewährt und soll daher beibehalten 
werden. Die diesen Sicherungsinstrumenten unter- 
liegenden Vorhaben sollen an den bauplanungs- 
rechtlichen Vorhabenbegriff des § 29 angepaßt wer- 
den. 


b) Teilungsgenehmigung 

Das Bodenverkehrsrecht (Teilungsgenehmigung) 
wird von der kommunalen Praxis weiterhin vor al- 
lem als notwendiges Sicherungsinstrument angese- 
hen und soll daher ebenfalls — ergänzt um Vor- 
schriften über die Sicherung von Gebieten mit 
Fremdenverkehrsfunktionen — beibehalten wer- 
den. 

Im Rahmen der Vorarbeiten für das Baugesetzbuch 
ist überlegt worden, ob auf ein bundesrechtliches 
Bodenverkehrsrecht verzichtet und Regelungen 
den Ländern überlassen werden können. Zur Be- 
gründung für eine Regelung im Landesrecht wurde 
im wesentlichen darauf hingewiesen, daß auch in 
den Lande sbauprdnungen Regelungen über Tei- 
lungsgenehmigungen enthalten seien und eine Zu- 
sammenfassung des Rechts der Teilungsgenehmi- 
gungen in den Landesbauordnungen der Rechts- 
und Verwaltungsvereinfaehung diene. 

Der Entwurf geht von der bisherigen Inanspruch- 
nahme der Bundeskompetenz für das Grundstück- 
verkehrsrecht nach Artikel 74 Nr. 18 GG aus. Das 
Grundstückverkehrsrecht ist zum weitaus überwie- 
genden Teil bundesgesetzlich (BBauG, Grundstück- 
verkehrsgesetz) und nur in wenigen Beziehungen 

— aus speziellen Gründen des Bauordnungsrechts 

— in den Landesbauordnungen geregelt. Bundes- 
rechtlich ist das Bodenverkehrsrecht mit dem 
Wohnsiedlungsgesetz aus Gründen einer geordne- 
ten städtebaulichen Entwicklung eingeführt und 
von dort in das BBauG übernommen worden. Ge- 
gen eine Übertragung der Regelung des Bodenver- 
kehrsrechts in die Landeskompetenz spricht auch, 
daß im Widerspruch zu den engen sachlichen Zu- 
sammenhängen zum Bodenrecht (Zusammenhang 
mit den Regelungen über die Bauleitplanung und 
die Zulässigkeit von Vorhaben) ein Sicherungsele- 
ment der städtebaulichen Entwicklung und Ord- 
nung aus dem Städtebaurecht herausgelöst würde. 
Die Länder müßten bei Regelung im Landesrecht 
insoweit auf das Städtebaurecht abheben. 

Von den am Rechtsverkehr Beteiligten ist zudem 
bestätigt worden, daß sich aus der Verteilung des 
Grundstückverkehrsrechts — im wesentlichen im 
Bundesrecht (BBauG, Grundstückverkehrsgesetz) 
und in geringerem Umfang in den Landesbauord- 
nungen — keine Erschwernisse ergeben haben. 

Das Recht der Teilungsgenehmigung soll dahinge- 
hend ergänzt werden, daß bestimmten Gemeinden 
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durch Einführung eines Genehmigung svorbehalts 
bei der Begründung von Rechten nach dem Woh- 
nungseigentumsgesetz Gebiete mit Fremdenver- 
kehrsfunktionen sichern können. In den Fremden- 
verkehrsorten (Kur- und Erholungsorten) werden 
mit zunehmender und sich verstetigender Tendenz 
kleinere und größere Beherbergungsbetriebe aller 
Art und private Wohnhäuser in Appartementhäuser 

— in der Regel in der Rechtsform von Eigentums- 
wohnungen nach dem Wohnungseigentumsgesetz 

— umgewandelt, z. T. im Zusammenhang mit bauli- 
chen Erweiterungen der Gebäude oder der Beseiti- 
gung der alten Bausubstanz mit anschließender 
Neuerrichtung. Dies kann in den Kur- und Erho- 
lungsorten die Zweckbestimmung der betreffenden 
Gebiete für den Fremdenverkehr und damit die 
städtebauliche Funktion dieser Orte erheblich be- 
einträchtigen. Die Zweitwohnungen stehen dem 
Fremdenverkehr (wechselnder Personenkreis der 
Feriengäste, insbesondere in den Saisonzeiten) 
mindestens überwiegend, z. T. sogar in der Regel 
nicht mehr zur Verfügung. Der Verlust an Unter- 
kunftsmöglichkeiten kann in den meisten Fällen 
auch nicht mehr durch Neuausweisung von Bau- 
land gelöst werden, weil in den Fremdenverkehrs- 
gebieten die Landschaft für die Erholung erhalten 
bleiben muß. Die Orte veröden zunehmend; die pri- 
vate und öffentliche Infrastruktur für den Fremden- 
verkehr wird nicht mehr aus gelastet. Dadurch 
wachsen sich die Probleme zu solchen der gemeind- 
lichen und städtebaulichen Struktur und Funktion 
insgesamt aus. 

Das geltende Bauplanungsrecht enthält keine un- 
mittelbaren Handhaben zur Verhinderung einer un- 
erwünschten Zunahme von Zweitwohnungen; z. T. 
kann — aber nur begrenzt — mittelbar der darge- 
legten Entwicklung bauplanungsrechtlich entge- 
gengewirkt werden: 

— Erlaß von Erhaltungs Satzungen nach § 172 
(§39h BBauG) zum Zwecke der Erhaltung der 
BevÖlkerungs- und Wohnstruktur in Gebieten, in 
denen in der Saison Ferienwohnungen und -Zim- 
mer vermietet werden; 

— Beschränkungen des Maßes der baulichen Nut- 
zung; 

— Bestimmungen über die Ausstattung von Beher- 
bergung sbetrieben in Bebauungsplänen, durch 
die die Entstehung selbständiger Wohneinheiten 
verhindert wird. 

Durch diese Instrumente kann jedoch, wie ausge- 
führt, nur mittelbar Einfluß genommen werden, 
z. T. gehen sie auch über den eigentlichen Zweck 
hinaus. Im heutigen Fremdenverkehr besteht aber 
eine große Nachfrage nach Unterbringungsmöglich- 
keiten in abgeschlossenen Wohneinheiten. Um zu 
verhindern, daß abgeschlossene Wohneinheiten in 
Wohnungseigentum umgewandelt, als Zweitwoh- 
nungen genutzt und damit dem Fremdenverkehr 
entzogen werden, bedarf es der Einführung einer 
Genehmigungspflicht bei Begründung von Woh- 
nungseigentum. Die Umwandlung in Wohnungs- 
eigentum ist regelmäßig der „Einstieg“ in die 


Zweckentfremdung für Fremdenverkehrszwecke. 
Die Bauaufsicht kann nicht durch laufende Über- 
prüfung, ob die Wohnungen für Gäste und Erho- 
lungssuchende zur Verfügung gestellt werden, die 
Einhaltung von behördlichen Auflagen, die bei der 
Bildung von Wohnungseigentum erteilt werden, 
überwachen. 

Auch werden bei der für die Begründung von Woh- 
nungseigentum erforderlichen Abgeschlossenheits- 
bescheinigung städtebauliche Auswirkungen nicht 
berücksichtigt. Um jedoch diesen Erfordernissen 
Rechnung tragen zu können, bedarf es der vorgese- 
henen Einführung von städtebaulich begründeten, 
unmittelbar wirkenden Genehmigungsvorbehalten. 

Der vorgesehene Genehmigungsvorbehalt schließt 
nicht die Errichtung von Ferienwohnungen aus, 
d. h. es können — entsprechend den Bedürfnissen 
der Feriengäste, insbesondere von Familien — wei- 
terhin Ferienwohnungen errichtet oder eingerichtet 
werden. Auch die Bautätigkeit der Fremdenver- 
kehrsgemeinden wird dadurch nicht beeinträchtigt. 
Durch den vorgesehenen Genehmigungsvorbehalt 
kann lediglich aus bestimmten städtebaulichen 
Gründen die Begründung von Wohnungseigentum 
an solchen Ferienwohnungen ausgeschlossen wer- 
den. Die Regelung kann wegen der besonderen Pro- 
blematik in Fremdenverkehrsorten nicht auf an- 
dere Sachverhalte übertragen werden. 

Die Vorschriften über die Einführung des Genehmi- 
gungsvorbehalts sowie die Erteilung der Genehmi- 
gung sollen — unter Berücksichtigung der berech- 
tigten Belange der Grundstückseigentümer, des 
Grundstücksverkehrs und des Verwaltungsauf- 
wands der beteiligten Behörden — so ausgestaltet 
werden, daß nur die wesentlichen Problemfälle er- 
faßt werden können. Der Entwurf sieht dazu eine 
Beschränkung des Genehmigungsvorbehalts auf 
Gebiete mit Zweckbestimmung für den Fremden- 
verkehr vor. Die Versagung der Begründung von 
Wohnungseigentum soll allein darauf gestützt wer- 
den können, daß sonst die Zweckbestimmung des 
Gebiets für den Fremdenverkehr und dadurch die 
geordnete städtebauliche Entwicklung beeinträch- 
tigt werden kann. Zur Vermeidung wirtschaftlicher 
Nachteile sollen Ausnahmeregelungen für die Er- 
teilung der Genehmigung und bei Eintritt von Ver- 
mögensbeeinträchtigungen sollen Entschädigungs- 
ansprüche vorgesehen werden. 


c) Gesetzliche Vorkaufsrechte der Gemeinde 

Die gesetzlichen Vorkaufsrechte der Gemeinde sind 
ein wichtiges Instrument für die Sicherung der ge- 
ordneten städtebaulichen Entwicklung. Im Bauge- 
setzbuch soll daher grundsätzlich an gemeindlichen 
Vorkaufsrechten festgehalten werden. Die derzei- 
tige Regelung ist auf der Grundlage der inzwischen 
gewonnenen Erfahrungen über die wirklichen Be- 
dürfnisfälle überprüft worden. Die Überprüfung hat 
zu folgenden Ergebnissen geführt: 

Die Voraussetzungen für die Ausübung des Vor- 
kaufsrechts liegen nur in verhältnismäßig wenigen 
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Fällen vor. Das Vorkaufsrecht wird nur in deutlich 
weniger als 1 v. H. aller Kaufverträge ausgeübt. Al- 
lerdings wird in einer nicht geringen Zahl von Fäl- 
len anstelle der Ausübung des Vorkaufsrechts eine 
vertragliche Regelung zwischen Gemeinde und Ei- 
gentümer getroffen. Das Mißverhältnis wird vor al- 
lem im Hauptanwendungsfall der Vorkaufsrechte, 
nämlich dem Vorkaufsrecht im Geltungsbereich ei- 
nes Bebauungsplans nach § 24 Abs. 1 Nr. 1 BBauG, 
deutlich. Insoweit üben die Gemeinden ihr Vor- 
kaufsrecht nahezu ausschließlich zum Erwerb von 
öffentlichen Flächen aus. Für sonstige Flächen hat 
das Vorkaufsrecht nur eine sehr geringe praktische 
Bedeutung, zumal auch die Grundstückspreise in 
diesem Stadium in der Regel bereits hoch sind. Als 
besonders verwaltungs aufwendig und als Er- 
schwernis des Grundstücksverkehrs hat sich das 
Vorkaufsrecht gegenüber Rechten nach dem Woh- 
nungseigentumsgesetz erwiesen. 

Nach der Rechtsprechung besteht auch in diesen 
Fällen ein gemeindliches Vorkaufsrecht. In der Pra- 
xis sind dagegen kaum Fälle denkbar, in denen hier 
ein Vorkaufsrecht ausgeübt werden kann. In größe- 
ren Städten machen Kaufverträge über Wohnungs- 
eigentum nahezu die Hälfte aller Kaufverträge 
aus. 

Durch die vorgesehene Neuregelung soll das Vor- 
kaufsrecht daher künftig auf die Fälle wirklichen 
städtebaulichen Bedürfnisses beschränkt werden: 

Das Vorkaufsrecht in Bebauungsplangebieten soll 
auf öffentliche Flächen beschränkt werden. Hier 
soll die Gemeinde aber auch die Möglichkeit erhal- 
ten, durch Satzung ein Vorkaufsrecht für unbebaute 
Flächen zu begründen. Gesetzliche Vorkaufsrechte 
sollen der Gemeinde weiterhin in Sanierungsgebie- 
ten, in Umlegungs- und in Satzungsgebieten nach 
dem bisherigen §39h BBauG zustehen. Auch das 
bisherige Satzungsvorkaufsrecht nach § 25 BBauG 
soll beibehalten werden. 

Dagegen soll das Vorkaufsrecht nach § 24 Abs. 1 
Nr. 2 BBauG, das vor allem wegen der Ausgestal- 
tung des Abwendungsrechts eine geringe prakti- 
sche Bedeutung erlangt, entfallen. Auch das Vor- 
kaufsrecht zum Erwerb von Austausch- und Ersatz- 
land (§ 25 a BBauG) soll mangels praktischer Be- 
deutung entfallen: Seine gesetzlichen Vorausset- 
zungen sind so eng, daß es kaum anzuwenden ist. 
Vorschläge, es auf weitere Anwendungsfälle im Au- 
ßenbereich zu erweitern oder darüber hinaus an- 
stelle einzelner Vorkaufsrechte ein einheitliches 
Vorkaufsrecht für das gesamte Gemeindegebiet 
vorzusehen, sollen nicht aufgegriffen werden. Dabei 
ist zu berücksichtigen, daß Ersatzland- und Aus- 
tauschzwecke auch mit den übrigen Vorkaufsrech- 
ten in ihren gebietlichen Geltungsbereichen ver- 
folgt werden können. Die Möglichkeit, das Vor- 
kaufsrecht zu diesen Zwecken auszuüben, bleibt 
auch künftig im Rahmen der verbleibenden Vor- 
kaufsrechte gegeben. 

Die Veräußerungspflicht der Gemeinde (§ 26 
BBauG) soll — mit sonstigen Veräußerungspflich- 
ten — in § 89 zusammenfassend geregelt werden. 


Die Vorschrift zur Ausübung des Vorkaufsrechts 
zugunsten anderer (§ 27 BBauG) kann wegen ihrer 
geringen praktischen Bedeutung auf die für die 
Praxis bedeutsamen Fälle (Sanierungs- und Ent- 
wicklungsträger, Erschließungs- und Bedarfsträger) 
beschränkt werden. 

Für den Hauptanwendungsfall des Vorkaufsrechts, 
den Erwerb von Flächen bzw. Teilflächen für öffent- 
liche Zwecke gemäß § 24 Abs. 1 Nr. 1 BBauG, soll 
zur Vermeidung von Enteignungen für diesen eng 
begrenzten und durch die Rechtsprechung entspre- 
chend vorgeklärten Bereich eine Regelung vorgese- 
hen werden, durch die sich der von der Gemeinde 
zu zahlende Preis nach dem Entschädigungswert — 
das ist im wesentlichen der Verkehrswert — be- 
stimmt. 

§ 28 a BBauG über das preislimitierende Vorkaufs- 
recht soll entfallen. Mit der Streichung soll ein 
Fremdkörper im System des BBauG, das Einfluß- 
nahmen auf die Preisentwicklung auch im übrigen 
nicht vorsieht, beseitigt werden. 

3. Zulässigkeit von Vorhaben 

Die Änderungen der Vorschriften über die Zulässig- 
keit von Vorhaben sollen im Rahmen einer geord- 
neten städtebaulichen Entwicklung die Genehmi- 
gungsfähigkeit von Vorhaben unmittelbar erleich- 
tern. Die nach bisherigem Recht für die Erteilung 
von Befreiungen von den Festsetzungen eines Be- 
bauungsplans zu prüfende Voraussetzung der 
Rechtfertigung durch städtebauliche Gründe soll 
durch die Voraussetzung, daß die Befreiung städte- 
baulich vertretbar sein muß, ersetzt werden. Durch 
Neufassung der Vorschriften über die Zulässigkeit 
im nichtbeplanten Innenbereich sollen einzelne ge- 
setzliche Merkmale entfallen, unter Beibehaltung 
des maßgeblichen Zulässigkeitserfordernisses (Ein- 
fügen in die Eigenart der näheren Umgebung); die 
Anwendungsregeln der Baunutzungsverordnung 
sollen praktikabler gestaltet werden. Über diesen 
Zulässigkeitsrahmen des „Einfügens“ hinaus sollen 
Vorhaben an vorhandenen baulichen Anlagen, z. B. 
Betrieben, im Einzelfall auch zugelassen werden 
können, wenn öffentliche und betriebliche Belange 
dies erforderlich machen. 

Die Möglichkeiten der Vorweggenehmigung von 
Vorhaben während der Aufstellung der Bebauungs- 
pläne sollen erweitert werden. 

Der in der Praxis häufig vernachlässigte soge- 
nannte einfache Bebauungsplan soll anders als im 
geltenden Recht im Zusammenhang mit dem soge- 
nannten qualifizierten Bebauungsplan ausdrück- 
lich hervorgehoben und dadurch stärker in das Be- 
wußtsein der Gesetzesanwender gebracht werden. 

Die im geltenden Recht enthaltenen Satzungen 
nach § 34 Abs. 2 und 2 a BBauG haben sich in zahl- 
reichen Fällen bewährt. Die Vorschriften über den 
Erlaß dieser Satzungen, durch die Siedlungsansätze 
im Außenbereich zu Ortsteilen entwickelt werden 
können, werden vereinfacht. Dadurch sollen Einen- 
gungen entfallen und die Anwendbarkeit der Sat- 
zungen für die Praxis erhöht werden. Mit den Sat- 
zungen können die Gemeinden insbesondere im 
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ländlichen Raum auf einfache Weise, jedoch unter 
Wahrung einer geordneten städtebaulichen Ent- 
wicklung, Flächen zu Bauland entwickeln. Die Ge- 
meinden können in diesem Rahmen über die Be- 
baubarkeit von Grundstücken unter Berücksichti- 
gung der örtlichen Verhältnisse entscheiden, an- 
ders als dies mit unmittelbar wirksam werdenden 
Änderungen der Vorschriften über das Bauen im 
Außenbereich möglich wäre. 

Die vorgesehenen Änderungen im Recht der Zuläs- 
sigkeit von Vorhaben tragen insgesamt — über die 
dargelegte Verbesserung der Zulässigkeit des Bau- 
ens im nichtbeplanten Innenbereich hinaus — auch 
zur Standortsicherung vorhandener und neuer ge- 
werblicher und landwirtschaftlicher Betriebe bei. 

Die Vorschriften über die sogenannten begünstig- 
ten Vorhaben im Außenbereich (Vorhaben im Zu- 
sammenhang mit vorhandenen baulichen Anlagen) 
sollen — unter Wahrung des unverzichtbaren Au- 
ßenbereichsschutzes — aus Gründen der Rechts- 
vereinfachung neu gefaßt und dabei einzelne neue 
Grenzziehungen vorgenommen werden. Auch soll 
das familien- und sozialpolitisch erwünschte Zu- 
sammenleben der Generationen einer Familie un- 
ter einem Dach durch Zulassung einer zweiten 
Wohnung ermöglicht werden. 


4. Bodenordnung 

Das Bodenordnungsrecht — Baulandumlegung und 
Grenzregelung — ist ein in der kommunalen Praxis 
bewährtes eigentümerfreundliches Instrument zur 
Schaffung von Bauland. Es soll daher auch nicht 
grundlegend, sondern nur punktuell geändert wer- 
den, um den Bedürfnissen und Anforderungen der 
Praxis Rechnung zu tragen. Vor allem sollen der 
Anwendungsbereich erweitert sowie das Verfahren 
erleichtert und beschleunigend ausgestaltet wer- 
den. 

Zweck der Baulandumlegung ist es, Grundstücke zu 
schaffen, die nach Lage, Form und Größe so gestal- 
tet sind, daß sie entsprechend dem Bebauungsplan 
genutzt werden können. Die Baulandumlegung soll 
daher künftig nicht nur in Gebieten eines „qualifi- 
zierten“ Bebauungsplans (bisher § 30 BBauG), son- 
dern auch in Gebieten „einfacher“ Bebauungspläne 
durchgeführt werden können. Dadurch wird auch 
dem Anliegen des Entwurfs Rechnung getragen, 
überflüssige Planungen (hier: Aufstellung von Be- 
bauungsplänen im Sinne des § 30 BBauG) zu ver- 
meiden; häufig reicht ein „einfacher“ Plan aus. 

Von Bedeutung sind u. a. auch die Anpassung der 
Vorwegausscheidung von Flächen für öffentliche 
Zwecke an das Erschließungsbeitragsrecht (Harmo- 
nisierung) und die Einführung eines Teilumle- 
gungsplans. 

Im Bereich der Grenzregelung, die der Herbeifüh- 
rung einer ordnungsgemäßen Bebauung und der 
Beseitigung baurechtswidriger Zustände dient, sol- 
len vor allem Verfahrenserleichterungen ermög- 
licht werden. 


5. Enteignung 

Die Vorschriften über die Enteignung (§§ 85 bis 122 
BBauG, § 22 StBauFG) sollen in das Baugesetzbuch 
übernommen werden. Zur vorgesehenen Ermächti- 
gung der Länder, das Enteignungsverfahrensrecht 
landesrechtlich zu regeln vgl. A 1 10. 

In § 89 sollen die an verschiedenen Stellen im Städ- 
tebaurecht geregelten Veräußerungspflichten der 
Gemeinde zusammengefaßt, vereinheitlicht und we- 
sentlich gestrafft werden. Vorgesehen ist u. a. auch 
die Einführung eines „Enteignungsvermerks“ zum 
Schutze des Erwerbers eines in ein Enteignungs- 
verfahren einbezogenen Grundstücks sowie zur Si- 
cherung des Enteignungsverfahrens. 


6. Erschließung 

Die allgemeinen Vorschriften über die Erschlie- 
ßung regeln nur einige wenige Gebiete. Sie legen 
die Grundsätze fest, nach denen die Erschließung 
vorzunehmen ist, und bestimmen, wer die Maßnah- 
men durchzuführen hat. Mit Ausnahme des § 124 
BBauG über die Grundsätze für die Durchführung 
der Erschließung und des § 126 Abs. 3 über die 
Grundstücksnumerierung sind diese Vorschriften 
unverzichtbar. Bei den vorgesehenen Änderungen 
handelt es sich teils um eine praxisgerechtere Aus- 
gestaltung der Bindung von Erschließungsanlagen 
an den Bebauungsplan, teils um redaktionelle Än- 
derungen. 

Im Erschließungsbeitragsrecht sieht der Entwurf 
nur solche Änderungen vor, die aus der Sicht der 
Praxis erforderlich sind. Zu den dringenden Pro- 
blemen gehören die Wiederherstellung der Bei- 
tragsfähigkeit von Wohnwegen und die Erweite- 
rung der Möglichkeit zur Erhebung von Vorauslei- 
stungen auf den Erschließungsbeitrag. Die im Bei- 
tragswesen dringend erforderliche Kontinuität der 
Rechtspraxis würde durch grundlegende Änderun- 
gen zum Nachteil aller Beteiligten durchbrochen. 
Es besteht also kein Anlaß, das bundesrechtliche 
Erschließungsbeitragsrecht grundsätzlich zu än- 
dern. Vorschläge, die sich in zurückliegender Zeit 
mit einer Neugestaltung dieser Materie befaßt ha- 
ben, werden daher nicht wieder aufgegriffen. Anlaß 
zu diesen Vorschlägen gaben damals die Schwierig- 
keiten, die sich in den ersten Jahren nach Inkraft- 
treten des Erschließungsbeitragsrechts ergeben 
hatten. 

Zur vorgesehenen Ermächtigung der Länder, lan- 
desrechtliche an die Stelle bundesrechtlicher Rege- 
lungen treten zu lassen, vgl. A 1 10. 


7. Zweites Kapitel (Besonderes Städtebaurecht) 

Im Zweiten Kapitel des Gesetzentwurfs sollen die 
Rechtsvorschriften für das besondere Städtebau- 
recht zusammengefaßt werden. Dies betrifft vor al- 
lem die Vorschriften des StBauFG über städtebauli- 
che Sanierungs- und Entwicklungsmaßnahmen, 
aber auch die Vorschriften 


57 



Drucksache 10/4630 Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


— des Abschnitts 1 a des Dritten Teils des BBauG 
über die Anordnung von Baumaßnahmen, 
Pflanzgebot, Abbruchgebot sowie die Erhaltung 
baulicher Anlagen, 

— der §13a BBauG, §§4, 8 StBauFG und der 
§§ 122 a, b BBauG, § 85 StBauFG über den Sozial- 
plan und den Härteausgleich sowie 

— des Teils VII a des BBauG über städtebauliche 
Maßnahmen im Zusammenhang mit Maßnah- 
men zur Verbesserung der Agrarstruktur. 

Weiterhin soll der Regelungsgehalt der Ausgleichs- 
betrags — und Ordnungsmaßnahmenverordnung 

— soweit ein Regelungsbedürfnis besteht — mit 
den einschlägigen Vorschriften dieses Gesetzent- 
wurfs zusammengefaßt werden. 


a) Städtebauliche Sanierungsmaßnahmen 

Nach dem Gesetzentwurf sollen die Sanierungsvor- 
schriften nach BBauG, StBauFG, Ausgleichsbetrag- 
und Ordnungsmaßnahmenverordnung im Ersten 
Teil zusammengefaßt und übersichtlich gegliedert 
werden. Dabei sollen — vergleichbar der vom Ge- 
setzgeber beim Recht der Bodenordnung getroffe- 
nen Regelung — nur diejenigen Bestimmungen zu- 
sammengefaßt werden, die wegen der Besonderhei- 
ten des Sanierungsrechts nicht mit dem sonstigen 
Städtebaurecht materiell verschmolzen werden 
können. Dies betrifft vor allem die Vorschriften 
über die Vorbereitung und Durchführung der Sa- 
nierung, das besondere Bodenrecht und das Träger- 
recht. Wie unter AIS bereits ausgeführt, sollen da- 
gegen die übrigen Bestimmungen des bisherigen 
StBauFG mit den allgemeinen Bestimmungen des 
Städtebaurechts zusammengefaßt werden; dies gilt 
insbesondere für die bisherigen Sonderregelungen 
zu den Bereichen Bauleitplanung, Veränderungs- 
sperre, Vorkaufsrechte, Enteignung, Veräußerungs- 
pflicht der Gemeinde, städtebauliche Gebote, Härte- 
ausgleich, Miet- und Pachtverhältnisse, Wert- 
ermittlung, Verwaltungsverfahren, Verfahren vor 
den Baulandgerichten. 

Im Hinblick auf den beabsichtigten Abbau der 
Mischfinanzierung in dem Bereich des Städtebaus 
(vgl. A I 9) sollen u. a. die folgenden Finanzierungs- 
und Förderungsbestimmungen des StBauFG nicht 
übernommen werden: § 38 Abs. 2 Satz 2 und 3 sowie 
Abs. 2 a und 3, §§ 39, 40, 41 Abs. 1 bis 3, § 43 Abs. 3 
und 4, §§ 44 bis 49 und 58, §§71 bis 75. Soweit sie sich 
nicht auf die Sanierungs- und Entwicklungsförde- 
rungsmittel und die Finanzhilfen des Bundes bezie- 
hen, sollen sie jedoch übergangsweise fortgelten. 

Die verbleibenden steuerrechtlichen Vorschriften 
des Sechsten Teils des StBauFG sollen aus Grün- 
den der Rechtsklarheit in die jeweiligen Steuerge- 
setze übernommen werden (vgl. hierzu im einzel- 
nen A I 5). 

b) Städtebauliche Entwicklungsmaßnahme 

Die Regelungen des Dritten Teils des StBauFG 
über die städtebauliche Entwicklungsmaßnahme 


sollen — beschränkt auf laufende Maßnahmen (vgl. 
A 1 4 c) — in den Zweiten Teil übernommen wer- 
den. 


c) Erhaltungssatzung; städtebauliche Gebote 

Die Regelungen des bisherigen Abschnitts 1 a des 
Zweiten Teils des BBauG (§§ 39 a bis 39 i) sollen in 
den Dritten Teil übernommen werden. 

Die städtebauliche Erhaltungssatzung hat sich in 
der Praxis zunehmend bewährt. Der sachliche An- 
wendungsbereich soll daher nicht verändert wer- 
den. Die Erhaltungssatzung soll als Instrument der 
Erhaltung des Ortsbilds, der Stadtgestalt und des 
Landschaftsbildes jedoch weiter verbessert werden. 
Hierzu ist u. a. vorgesehen, daß — entsprechend 
dem Denkmalschutzrecht — auch die Nutzungsän- 
derung unter Genehmigungsvorbehalt gestellt wird; 
das gleiche soll zur Erhaltung der städtebaulichen 
Eigenart des Gebiets aufgrund seiner städtebauli- 
chen Gestalt auch für die Errichtung baulicher An- 
lagen gelten. 

Auch die Vorschriften über die städtebaulichen Ge- 
bote sollen in das Baugesetzbuch übernommen wer- 
den. Das Nutzungsgebot (§39c) soll jedoch entfal- 
len, da es keine praktische Bedeutung erlangt hat. 
Die Bedeutung der städtebaulichen Gebote wird 
auch in Zukunft nicht so sehr in ihrer unmittelba- 
ren Anwendung liegen, sondern in ihrer mittelba- 
ren Bedeutung. Im Mittelpunkt der Planverwirkli- 
chung im privaten Bereich wird die Beratung und 
gegebenenfalls finanzielle Unterstützung des jewei- 
ligen Grundstückseigentümers stehen. Von daher 
besteht keine Veranlassung, den Anwendungsbe- 
reich der Gebote zu erweitern. Mit der Übernahme 
der städtebaulichen Gebote soll jedoch auch zum 
Ausdruck gebracht werden, daß die Verwirklichung 
der plangemäßen Nutzung nicht in jedem Fall aus- 
schließlich dem Belieben des Grundstückseigentü- 
mers überlassen bleiben kann. 


d) Sozialplan; Härteausgleich 

Die Vorschriften von BBauG und StBauFG über 
den Sozialplan und den Härteausgleich sollen zu- 
sammenfassend im Vierten Teil geregelt werden. 


e) Miet- und Pachtverhältnisse 

Der Fünfte Teil über die Miet- und Pachtverhält- 
nisse entspricht im wesentlichen den §§ 26 bis 31 
StBauFG, §39g BBauG. Die Sonderregelungen für 
Miet- und Pachtverhältnisse sollen wie nach gelten- 
dem Recht bei der Durchführung städtebaulicher 
Sanierungs- und Entwicklungsmaßnahmen oder 
der Anordnung städtebaulicher Gebote Anwendung 
finden. § 26 StBauFG soll nicht übernommen wer- 
den, da die Vorschrift aufgrund inzwischen einge- 
tretener mietrechtlicher Änderungen weitgehend 
leerläuft. Die jetzigen §§27 bis 31 StBauFG sollen 
dabei auf solche Regelungen beschränkt werden, 
die unabweisbar sind. 
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f) Agrarstruktureile Maßnahmen 

Die enge Zusammenarbeit zwischen Gemeinden ei- 
nerseits und den für agrar Struktur eile Maßnahmen, 
insbesondere für die Flurbereinigung zuständigen 
Behörden andererseits ist eine wichtige Vorausset- 
zung für die geordnete städtebauliche Entwicklung 
vornehmlich im ländlichen Raum. Die wesentlichen 
Regelungen des jetzigen Teils VII a des BBauG sol- 
len daher in den Sechsten Teil des Zweiten Kapitels 
überführt werden. § 144 e BBauG über die Ersatz- 
landbeschaffung der Siedlungsunternehmen und 
das Vorkaufsrecht nach dem Reichssiedlungsgesetz 
soll in das Reichssiedlungsgesetz übernommen 
werden (vgl. Artikel 2 Nr. 24 des Entwurfs). 


g) Städtebauliche Verträge 

Dem Gesetzentwurf liegt die Überlegung zugrunde, 
daß im Bereich der Planverwirklichung wie auch 
sonst im Bereich des Bauleitplanung s- und Bauge- 
nehmigungsrechts vertragliche Regelungen eine 
große Bedeutung haben. Das Städtebaurecht aner- 
kennt dies in zahlreichen Bestimmungen ausdrück- 
lich oder geht stillschweigend von vertraglichen Re- 
gelungen aus. Eine darüber hinausgehende Absi- 
cherung vertraglicher Regelungen im Städtebau- 
recht sieht der Entwurf im Hinblick auf die in jüng- 
ster Zeit erfolgten Klärungen in der höchstrichterli- 
chen Rechtsprechung nicht vor. 


8. Drittes Kapitel (Sonstige Vorschriften) 

Im Dritten Kapitel sollen die bisher in den §§ 136 
bis 171a BBauG enthaltenen Materien geregelt 
werden. Hervorzuheben ist die im Ersten Teil des 
Entwurfs vorgesehene Neufassung des bisherigen 
Siebenten Teils. Danach bleiben die in 25jähriger 
Praxis bewährten Regelungen der Institution Gut- 
achterausschuß sowie die Grundzüge der Werter- 
mittlung nach dem vorliegenden Entwurf bestehen. 
Das künftige Gesetzbuch behält den unabhängigen, 
mit ehrenamtlichen Gutachtern besetzten Gut- 
achterausschuß, den Verkehrswertbegriff, die Kauf- 
preissammlung und deren Auswertung sowie die 
Richtwerte bei. All dies ist zu einer den boden-, ent- 
schädigungs- und verfassungsrechtlichen Anforde- 
rungen genügenden Wertermittlung erforderlich. 
Der Entwurf unternimmt es jedoch, die manchmal 
perfektionistischen Detailregelungen insbesondere 
zur Organisation der Gutachterausschüsse im Bun- 
desrecht auf das unbedingt bundeseinheitlich Not- 
wendige zurückzuführen. 


9. Viertes Kapitel (Überleitungs- und 
Schlußvorschriften) 

Das Überleitungsrecht sowie die Schlußvorschrif- 
ten sollen das Vierte Kapitel bilden. 


B. Zu den einzelnen Vorschriften 

Zu Artikel 1 (Erweiterung des Bundesbaugesetzes) 

Zu Nummern 1 und 2 (Überschrift; Erstes Kapi- 
tel. Allgemeines Städte- 
baurecht) 

Die neue Bezeichnung des Gesetzes soll der Ge- 
samtüberprüfung und Zusammenfassung der bis- 
her im wesentlichen in Bundesbaugesetz und Städ- 
tebauförderungsgesetz geregelten Materien Rech- 
nung tragen. Zum Aufbau des Gesetzes vgl. A I 3. 

Zu Nummer 3 (§ 1 — Aufgabe, Begriff und Grund- 
sätze der Bauleitplanung) 

§ 1 des Bundesbaugesetzes hat folgenden Wortlaut: 

„§1 

Aufgabe, Begriff und Grundsätze 
der Bauleitplanung 

(1) Aufgabe der Bauleitplanung ist es, die bauli- 
che und sonstige Nutzung der Grundstücke in der 
Gemeinde nach Maßgabe dieses Gesetzes vorzube- 
reiten und zu leiten. 

(2) Bauleitpläne sind der Flächennutzungsplan 
(vorbereitender Bauleitplan) und der Bebauungs- 
plan (verbindlicher Bauleitplan). 

(3) Die Gemeinden haben die Bauleitpläne aufzu- 
stellen, sobald und soweit es für die städtebauliche 
Entwicklung und Ordnung erforderlich ist. 

(4) Die Bauleitpläne sind den Zielen der Raum- 
ordnung und Landesplanung anzupassen. 

(5) Ist eine von der Gemeinde beschlossene Ent- 
wicklungsplanung vorhanden, so sind deren Ergeb- 
nisse, soweit sie städtebaulich von Bedeutung sind, 
bei der Aufstellung der Bauleitpläne zu berücksich- 
tigen. Wird eine Entwicklungsplanung geändert, so 
soll die Gemeinde prüfen, ob und inwieweit Auswir- 
kungen für Bauleitpläne in Betracht kommen. 
Weicht die Gemeinde bei der Aufstellung eines Bau- 
leitplans von einer Entwicklungsplanung ab, so hat 
sie die Gründe dafür in dem Erläuterungsbericht 
des Flächennutzungsplans oder in der Begründung 
des Bebauungsplans darzulegen. 

(6) Die Bauleitpläne sollen eine geordnete städte- 
bauliche Entwicklung und eine dem Wohl der Allge- 
meinheit entsprechende sozialgerechte Bodennut- 
zung gewährleisten und dazu beitragen, eine men- 
schenwürdige Umwelt zu sichern. Bei der Aufstel- 
lung der Bauleitpläne sind insbesondere zu berück- 
sichtigen 

— die allgemeinen Anforderungen an gesunde 
Wohn- und Arbeitsverhältnisse und die Sicher- 
heit der Wohn- und Arbeitsbevölkerung, 

— die Wohnbedürfnisse, bei Vermeidung einseiti- 
ger Bevölkerungsstrukturen, 

— die sozialen und kulturellen Bedürfnisse der Be- 
völkerung, 
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— die Belange von Personen, die nach ihren per- 
sönlichen Lebensumständen besonderer Hilfen 
und Einrichtungen bedürfen, insbesondere die 
Belange geistig und körperlich Behinderter so- 
wie alter Menschen, 

— die Belange des Bildungswesens, 

— die von den Kirchen und Religionsgesellschaf- 
ten des öffentlichen Rechts festgestellten Erfor- 
dernisse für Gottesdienst und Seelsorge, 

— die Eigentumsbildung weiter Kreise der Bevöl- 
kerung, 

— die natürlichen Gegebenheiten sowie die Ent- 
wicklung der Landschaft und die Landschaft als 
Erholungsraum, 

— die erhaltenswerten Ortsteile, Bauten, Straßen 
und Plätze von geschichtlicher, künstlerischer 
oder städtebaulicher Bedeutung, 

— die Gestaltung des Orts- und Landschaftsbilds, 

— die Belange der Verteidigung und des Zivilschut- 
zes, 

— die Belange des Umweltschutzes, 

— die Erhaltung und Sicherung der natürlichen 
Lebensgrundlagen, insbesondere des Bodens 
einschließlich mineralischer Rohstoffvorkom- 
men, des Wassers, des Klimas und der Luft, 

— die Belange des Naturschutzes und der Land- 
schaftspflege, 

— die Belange von Sport, Freizeit und Erholung, 

— die Belange der Wirtschaft, der Energie-, Wär- 
me- und Wasserversorgung sowie der Land- und 
Forstwirtschaft, 

— die Belange des Verkehrs einschließlich einer 
mit der angestrebten Entwicklung abgestimm- 
ten Verkehrsbedienung durch den Öffentlichen 
Personennahverkehr, 

— die Belange der Jugendförderung. 

Land- oder forstwirtschaftlich oder für Wohn- 
zwecke genutzte Flächen sollen nur im ‘notwendi- 
gen Umfang für andere Nutzungsarten vorgesehen 
und in Anspruch genommen werden. 

(7) Bei der Aufstellung der Bauleitpläne sind die 
öffentlichen und privaten Belange gegeneinander 
und untereinander gerecht abzuwägen.“ 

Die Vorschriften des geltenden Rechts über Aufga- 
be, Begriff und Grundsätze der Bauleitplanung sol- 
len bei Änderung der Absätze 5 und 6 des geltenden 
Rechts im wesentlichen beibehalten werden. Insbe- 
sondere unverändert bleiben soll die Pflicht der Ge- 
meinden, die Bauleitpläne aufzustellen, zu ändern, 
zu ergänzen oder aufzuheben, sobald und soweit es 
für die städtebauliche Entwicklung und Ordnung, 
die maßgeblich ihren Ausdruck in den in Absatz 5 
bezeichneten Belangen findet, erforderlich ist (§ 1 
Abs. 3). Diese Verpflichtung schließt die Pflicht der 
Gemeinden ein zu prüfen, ob aus Gründen der ge- 
ordneten städtebaulichen Entwicklung Bauleit- 


pläne geändert, ergänzt oder aufgehoben werden 
sollen, namentlich auch aus Gründen des Umwelt- 
schutzes. Ebenso soll die Pflicht zur Anpassung der 
Bauleitpläne an die Ziele der Raumordnung und 
Landesplanung (§ 1 Abs. 4) erhalten bleiben. Da 
diese Verpflichtung auch die Pflicht zur erstmali- 
gen Aufstellung oder Änderung von Bauleitplänen 
einschließt, wird eine entsprechende Klarstellung 
im Gesetz nicht für erforderlich gehalten. 

Zu Buchstabe a (Absatz 5) 

In der Praxis werden in vielfältiger Weise infor- 
melle Planungen (z. B. „Rahmenpläne“) gehand- 
habt, durch die frühzeitig Erörterungen mit den 
Bürgern und den Trägern öffentlicher Belange über 
die städtebaulichen Zielvorstellungen — in der Re- 
gel in der Zwischenstufe zwischen Flächennut- 
zungsplan und Bebauungsplan — durchgeführt 
werden. Der Gesetzentwurf verzichtet auf eine aus- 
drückliche Regelung solcher „informellen“ Planun- 
gen. Dabei wird insbesondere berücksichtigt, daß 
den vielfältigen Praktiken durch gesetzliche Rege- 
lungen nicht entsprochen werden kann. Der Gesetz- 
entwurf berücksichtigt jedoch mittelbar in den je- 
weils einschlägigen Bereichen das Vorhandensein 
solcher „informellen“ Planungen, so z. B. im Rah- 
men der verzogenen Bürgerbeteiligung (vgl. Nr. 6 zu 
§ 3 Abs. 1) beim besonderen Vorkaufsrecht (vgl. 
Nr. 27, § 25 Abs. 1 Nr. 2), bei der Zulassung von Vor- 
haben während der Planaufstellung (vgl. Nr. 32, 
§ 33), im Sanierungsrecht (bei Beurteilung der Sa- 
nierungsbedürftigkeit, bei der Nutzbarmachung für 
vorbereitende Untersuchungen, bei Bestimmungen 
über Ziele und Zwecke der Sanierung in den ver- 
schiedensten Bereichen vgl. Nr. 96, insbesondere 
§ 140 Nr. 3) sowie bei den Abstimmungen städtebau- 
licher Planungen mit agrar strukturellen Maßnah- 
men (vgl. Nr. 96, §§ 187 ff). 

Auch die bisherige Vorschrift des § 1 Abs. 5 BBauG 
enthält keine Regelung der städtebaulichen Ent- 
wicklungsplanung, sondern lediglich die letztlich in 
der Disposition der Gemeinde stehende Pflicht zur 
Berücksichtigung der städtebaulich bedeutsamen 
Ergebnisse einer Entwicklungsplanung bei Aufstel- 
lung der Bauleitpläne. Der vorgesehene Verzicht 
auf diese Vorschrift ist städtebaulich und rechtlich 
vertretbar, weil weiterhin an der gesetzlichen 
Pflicht zur Berücksichtigung der von der Planung 
berührten öffentlichen und privaten Belange festge- 
halten wird (vgl. b. § 1 Abs. 5 Satz 2 des Entwurfs). 
Durch den Verzicht atif die Berücksichtigungs- 
pflicht soll zudem ein in der Sache oft nicht gebote- 
ner Prüfungsaufwand vermieden werden. Dies 
trägt zur Erleichterung der Bauleitplanung bei. 

Zu Buchstabe b (Absatz 6) 

Die im bisherigen § 1 Abs. 6 des Bundesbaugesetzes 
enthaltenen Grundsätze der Bauleitplanung sollen 
im neuen Absatz 5 wie folgt neu gefaßt werden: 
Durch die Ergänzung in Satz 1 wird herausgestellt, 
daß die Bauleitpläne auch dazu beitragen sollen, die 
natürlichen Lebensgrundlagen zu schützen. Dies 
bedeutet nicht nur, eine Verschlechterung der na- 
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türlichen Lebensgrundlagen zu verhindern, son- 
dern auch dafür zu sorgen, die natürlichen Lebens- 
grundlagen, vor allem dort, wo sie beeinträchtigt 
sind, zu verbessern. Die im bisherigen Recht enthal- 
tene Verpflichtung, dazu beizutragen, eine men- 
schenwürdige Umwelt zu sichern, ist in Bezug auf 
die Gesamtheit der Umweltbelange zu eng. Die vor- 
gesehene Ergänzung berücksichtigt, daß die Bau- 
leitplanung im Rahmen ihrer Aufgaben auch als 
planungsrechtliches Instrument des vorsorgenden 
Umweltschutzes Bedeutung hat. 

Die Neufassung des Satzes 2 über die beispielhafte 
Aufzählung der bei der Bauleitplanung zu berück- 
sichtigenden Belange soll — durch Zusammenfas- 
sung unter Oberbegriffe und Anordnung nach Sach- 
bereichen — die Anwendbarkeit in der Praxis er- 
leichtern. Durch die vorgesehene Aktualisierung 
der Begriffe und Belange, namentlich die der sozia- 
len Bedürfnisse, des Umweltschutzes und der Wirt- 
schaft, soll eine wirkungsvollere Berücksichtigung 
der Belange in der Bauleitplanung erreicht wer- 
den. 

Durch die Numerierung soll die Anwendbarkeit der 
Vorschrift verbessert werden, ohne daß dadurch 
eine gesetzliche Rangfolge der bei der Planung zu 
berücksichtigenden Belange festgelegt werden soll. 

Nummer 1 entspricht dem bisherigen 1. Binde- 
strich. 

Nummer 2 entspricht dem bisherigen 2. und 3. Bin- 
destrich und nennt zusätzlich die Bevölkerungsent- 
wicklung, weil auch aus der künftigen Bevölke- 
rungsentwicklung Folgerungen für die Bauleitpla- 
nung in Betracht kommen können. 

Nummer 3 faßt die in den bisherigen Bindestri- 
chen 3, 4, 5, 15 und 18 enthaltenen Belange unter 
dem Oberbegriff der sozialen und kulturellen Be- 
dürfnisse der Bevölkerung unter gleichzeitiger Ak- 
tualisierung sozialer Belange zusammen. 

Nummer 4 faßt die bisherigen Bindestriche 9 und 
10 zusammen und soll darüber hinaus — neu — die 
Erhaltung, Erneuerung und Fortentwicklung vor- 
handener Ortsteile aufnehmen. Damit soll die Be- 
deutung gewachsener städtebaulicher Strukturen 
herausgestellt werden. Die bisherigen Begriffe „er- 
haltenswerten Ortsteile, Bauten, Straßen und 
Plätze von geschichtlicher, künstlerischer oder 
städtebaulicher Bedeutung“ sollen durch den um- 
fassenden Begriff des Denkmalschutzes ersetzt 
werden. 

Nummer 5 entspricht dem bisherigen 6. Binde- 
strich. 

Nummer 6 faßt die in den bisherigen Bindestri- 
chen 8, 10, 12, 13 und 14 enthaltenen umweltbezoge- 
nen Begriffe unter die Oberbegriffe des Umwelt- 
schutzes, des Naturschutzes und der Landschafts- 
pflege zusammen und führt beispielhaft die für die 
Bauleitplanung wichtigsten Umweltbelange auf. 
Dabei soll Berücksichtigung finden, daß nach den 
Begriffsbestimmungen des Bundes-Naturschutzge- 
setzes zu den Belangen des Naturschutzes und der 


Landschaftspflege die in den bisherigen Bindestri- 
chen 8 und 10 enthaltenen Begriffe „natürliche Ge- 
gebenheiten, Entwicklung der Landschaft als Erho- 
lungsraum“ gehören, so daß ihre Erwähnung im Ge- 
setz entbehrlich ist. Soweit die Landschaft als Erho- 
lungsraum neben den Belangen des Naturschutzes 
und der Landschaftspflege selbständige städtebau- 
liche Bedeutung hat, geht dieser Belang in dem der 
Erholung (vgl. Nummer 3) auf. Ebenfalls entbehr- 
lich ist die ausdrückliche Erwähnung des Immis- 
sionsschutzes, einschließlich der Lärmbekämpfung, 
da dieser Belang anerkanntermaßen von dem allge- 
meinen Umweltschutz mitumfaßt wird. Die Neuein- 
führung des Begriffs des „Naturhaushalts“ — ent- 
sprechend seiner Aufnahme in wichtigen Umwelt- 
gesetzen wie z. B. dem Wasserhaushaltsgesetz und 
im Umweltstrafrecht — soll die sich immer stärker 
zeigende Notwendigkeit eines die verschiedenen 
Umweltbereiche umfassenden Umweltschutzes her- 
vorheben. Gleichzeitig soll dadurch verdeutlicht 
werden, daß die Leistungsfähigkeit des Naturhaus- 
halts ein besonders wichtiger Belang auch im Städ- 
tebaurecht ist Dabei beinhaltet der Belang „Natur- 
haushalt“ sowohl den Schutz seines Wirkungsgefü- 
ges als auch den Schutz seiner einzelnen Bestand- 
teile. Zu diesen gehören sowohl die Tier- und Pflan- 
zenwelt wie auch Boden, Wasser und Luft. Auf- 
grund ihrer besonderen Bedeutung für die Bauleit- 
planung sind jedoch nur die zuletzt genannten Be- 
standteile in Nummer 6 aufgenommen worden. 

Nummer 7 entspricht den bisherigen Bindestri- 
chen 16 und 17. Die Neufassung bezieht die Siche- 
rung der Rohstoffvorkommen, zu denen auch die 
mineralischen Rohstoffvorkommen gehören, in die 
Nummer 7 mit ein, da sie nicht nur einen Belang 
des Umweltschutzes (Bodenschutzes) darstellen 
(vgl, Nummer 6), sondern vorrangig den Belangen 
der Wirtschaft zuzuordnen sind. Die Belange des 
Post- und Fernmeldewesens und die Erhaltung, Si- 
cherung und Schaffung von Arbeitsplätzen werden 
wegen ihrer Bedeutung in Nummer 7 zusätzlich 
auf genommen. Der bisher enthaltene Begriff „Wär- 
me“ soll, da er im Begriff der „Energie“ enthalten 
ist, entfallen. 

In Konkretisierung der Belange der Wirtschaft sol- 
len in Nummer 7 „auch ihrer mittelständischen 
Struktur im Interesse einer verbrauchernahen Ver- 
sorgung der Bevölkerung“ auf genommen werden, 
weil diese Belange für eine geordnete städtebauli- 
che Entwicklung wichtig sind. Dadurch soll heraus- 
gestellt werden, daß bei Aufstellung der Bauleit- 
pläne die Interessen der Verbraucher an gut er- 
reichbaren und ihren Bedürfnissen entsprechenden 
privaten Einrichtungen, einschließlich solcher des 
Mittelstandes, angemessen zu berücksichtigen sind, 
auch im ländlichen Raum. 

Nummer 8 entspricht dem bisherigen 11. Binde- 
strich. 

In Satz 3 soll aus Gründen des Bodenschutzes in 
Übereinstimmung mit der Bodenschutzkonzeption 
der Bundesregierung vom 6. Februar 1985 die Ver- 
pflichtung zum sparsamen und schonenden Um- 
gang mit Grund und Boden als besonders wichtiges 
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Kriterium für die Abwägung der vielfältigen Be- 
lange nach Satz 2 auf genommen werden. Dieses Ge- 
bot kann vor allem auch darin seinen Ausdruck fin- 
den, daß je nach den örtlichen Verhältnissen und 
der städtebaulichen Situation anstelle der Neuaus- 
weisung von Bauflächen die Möglichkeiten der in- 
nerörtlichen Entwicklung auszuschöpfen und bei 
Inanspruchnahme unbebauter Flächen flächenspa- 
rende Bauweisen zu bevorzugen sind. Davon kann 
im Rahmen der Bauleitplanung in begründeten Fäl- 
len abgewichen werden, z. B. wenn städtebauliche 
Alternativen nicht möglich sind, der Verzicht auf 
Neuausweisung von Bauland zu einer unverhältnis- 
mäßigen Beeinträchtigung anderer Belange führen 
würde oder auch wenn Gründe des Umweltschutzes 
eine Abweichung erforderlich machen. Darüber 
hinaus soll die Verpflichtung auch dem flächenspa- 
renden Bauen insoweit dienen, als dadurch die Bau- 
kosten verringert werden können. Die Vorschrift 
vermeidet zudem sonst notwendige Regelungen in 
anderen Rechtsbereichen. Die Gemeinden können 
den Erfordernissen des sparsamen und schonenden 
Umgangs mit Grund und Boden durch die in vielfäl- 
tiger Weise möglichen Darstellungen und Festset- 
zungen in den Bauleitplänen Rechnung tragen. 

Satz 4 entspricht dem bisherigen § 1 Abs. 6 Satz 3 
BBauG. Der Begriff „forstwirtschaftliche Fläche“ ist 
in Übereinstimmung mit den Begriffsbestimmun- 
gen der Waldgesetze des Bundes und der Länder 
durch „Wald“ ersetzt worden; vgl. auch die Begrün- 
dung zu Nummer 9 Buchstabe b, dd. 

Zu Buchstabe c (Absatz 7) 

Folgeänderung wegen der Aufhebung des Absat- 
zes 5. 

Zu Nummer 4 (§2 — Aufstellung der Bauleitpläne, 
V erordnungsermächtigung) 

§ 2 des Bundesbaugesetzes hat folgenden Wortlaut: 

..§2 

Aufstellung der Bauleitpläne und Beteiligung der 
Träger öffentlicher Belange 

(1) Die Bauleitpläne sind von der Gemeinde in 
eigener Verantwortung aufzustellen. Die Gemeinde 
hat den Beschluß, einen Bauleitplan aufzustellen, 
ortsüblich bekanntzumachen. 

(2) Ein Flächennutzungsplan ist nicht erforder- 
lich, wenn der Bebauungsplan ausreicht, um die 
städtebauliche Entwicklung zu ordnen. 

(3) Die Landesregierungen können durch Rechts- 
verordnung Stellen bestimmen, die verpflichtet 
sind, auf Antrag der Gemeinden Bauleitpläne aus- 
zuarbeiten. Das Recht der Gemeinden, andere fach- 
lich geeignete Personen zu beauftragen, bleibt un- 
berührt. 

(4) Die Bauleitpläne benachbarter Gemeinden 
sollen aufeinander abgestimmt werden. 

(5) Bei der Aufstellung von Bauleitplänen sollen 
die Behörden und Stellen, die Träger öffentlicher 
Belange sind, möglichst frühzeitig beteiligt werden. 


In ihrer Stellungnahme haben sie der Gemeinde 
auch Aufschluß über von ihnen beabsichtigte oder 
bereits eingeleitete Planungen und sonstige Maß- 
nahmen sowie deren zeitliche Abwicklung zu ge- 
ben, die für die städtebauliche Entwicklung und 
Ordnung des Gebiets bedeutsam sein können. Die 
Gemeinde soll diesen Beteiligten für die Abgabe 
ihrer Stellungnahmen eine angemessene Frist set- 
zen; äußern sie sich nicht fristgemäß, so kann die 
Gemeinde davon ausgehen, daß die von diesen Be- 
teiligten wahrzunehmenden öffentlichen Belange 
durch den Bauleitplan nicht berührt werden. 

(6) Die Vorschriften über die Aufstellung von 
Bauleitplänen gelten auch für ihre Änderung, Er- 
gänzung und Aufhebung. 

(7) Auf Aufstellung, Änderung, Ergänzung oder 
Aufhebung von Bauleitplänen besteht kein An- 
spruch. 

(8) Der Bundesminister für Raumordnung, Bau- 
wesen und Städtebau wird ermächtigt, mit Zustim- 
mung des Bundesrates durch Rechtsverordnung 
Vorschriften zu erlassen über 

1. Darstellungen und Festsetzungen in den Bauleit- 
plänen über 

a) die Art der baulichen Nutzung, 

b) das Maß der baulichen Nutzung und seine Be- 
rechnung, 

c) die Bauweise sowie die überbaubaren und die 
nicht überbaubaren Grundstücksflächen, 

d) die Mindestgröße der Baugrundstücke; 

2. die in den Baugebieten zulässigen baulichen und 
sonstigen Anlagen; 

3. die Zulässigkeit der Festsetzung nach Maßgabe 
des § 9 Abs. 3 über verschiedenartige Baugebiete 
oder verschiedenartige in den Baugebieten zuläs- 
sige bauliche und sonstige Anlagen; 

4. die entsprechende Anwendung der Vorschriften, 
die aufgrund der in diesem Absatz enthaltenen 
Ermächtigung erlassen werden soweit nicht be- 
reits in § 24 eine Regelung getroffen ist; 

5. die Ausarbeitung der Bauleitpläne einschließlich 
der dazugehörigen Unterlagen sowie über die 
Darstellung des Planinhalts insbesondere über 
die dabei zu verwendenden Planzeichen und ihre 
Bedeutung.“ 

§ 2 faßt die in § 2 Abs. 1, 4, 6 bis 8 des Bundesbauge- 
setzes enthaltenen Regelungen unter teilweiser Än- 
derung zusammen. Die weiteren Verfahrensvor- 
schriften finden sich in § 3 (Beteiligung der Bürger) 
und § 4 (Beteiligung der Träger öffentlicher Belan- 
ge), ohne daß aus der aus Gründen der Übersicht- 
lichkeit gewählten Reihenfolge der Vorschriften 
eine gesetzliche Rangfolge der Beteiligungen ent- 
nommen werden soll. 

Absatz 1 entspricht dem bisherigen § 2 Abs. 1 des 
Bundesbaugesetzes. Durch die Neufassung des Sat- 
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zes 2 soll herausgestellt werden, daß das Bundes- 
recht — mit Ausnahme des abschließenden Be- 
schlusses über den Flächennutzungsplan und den 
Bebauungsplan — keine Regelungen über Be- 
schlüsse der Gemeinde trifft Verpflichtungen über 
Beschlüsse der Gemeinden sollen sich allein aus 
dem Kommunalrecht ergeben. Dadurch sollen nicht 
nur in den einzelnen Planverfahren unnötige, das 
Verfahren hemmende Beteiligungsvorschriften, 
sondern auch Fehlerquellen vermieden werden, die 
durch gesetzliche Verfahrensvorschriften, auch 
wenn sie nicht — wie hier — notwendig sind, ent- 
stehen. Die vorgesehene Änderung dient daher 
auch dem Ziel einer Erhöhung der Rechtssicherheit 
der Bauleitpläne. Insgesamt soll es nach Maßgabe 
des Kommunalrechts in der Verantwortung der Ge- 
meinde liegen, in welchen Verfahrens schritten ihre 
Organe Beschlüsse fassen. 

Absatz 2 übernimmt die im bisherigen § 2 Abs. 4 des 
Bundesbaugesetzes enthaltene Verpflichtung zur 
gemeindenachbarlichen Abstimmung der Bauleit- 
pläne. Entsprechend dem bisherigen Sinngehalt der 
Vorschrift soll sie von einer „Soll-“ in eine „Ist-Ver- 
pflichtung“ geändert werden. 

Absatz 3 entspricht dem bisherigen § 2 Abs. 7 des 
Bundesbaugesetzes. 

Absatz 4 entspricht dem bisherigen § 2 Abs. 6 des 
Bundesbaugesetzes. 

Absatz 5 entspricht im wesentlichen der bisher in 
§ 2 Abs. 8 BBauG enthaltenen Regelung. Dabei soll 
auf die bisherige Nr. 1 Buchstabe d verzichtet wer- 
den; die Regelung wird bereits ausreichend durch 
§ 9 Abs. 1 Nr. 3 (vgl. Nr. 13 a bb) getroffen. Die bishe- 
rige Nummer 4 (entsprechende Anwendung der 
Baunutzungsverordnung in Fällen des § 34) ist mit 
Rücksicht auf die diesbezügliche Regelung des § 34 
Abs. 2 des Entwurfs (bisher § 34 Abs. 3 BBauG) ent- 
behrlich. 

Auf die im § 2 Abs. 3 des Bundesbaugesetzes enthal- 
tene Ermächtigung der Länder, durch Rechtsver- 
ordnung Stellen zu bestimmen, die verpflichtet sind, 
auf Antrag der Gemeinden Bauleitpläne auszuar- 
beiten, soll, da entbehrlich, verzichtet werden. 

Die im bisherigen § 2 des Bundesbaugesetzes ent- 
haltenen Vorschriften über den sogenannten selb- 
ständigen Bebauungsplan (Absatz 2) sind in § 8 
Abs. 2 Satz 2 des Entwurfs (vgl. Nr. 12 a) und über 
die Beteiligung der Träger öffentlicher Belange 
(Absatz 5) in § 4 Abs. 1 des Entwurfs (vgl. Nr. 7) ent- 
halten. 

Zu Nummer 5 (§2a — Beteiligung der Bürger an 
der Bauleitplanung) 

§ 2 a des Bundesbaugesetzes hat folgenden Wort- 
laut: 

„§2a 

Beteiligung der Bürger an der Bauleitplanung 

(1) Die Beteiligung der Bürger an der Bauleitpla- 
nung ist nach Maßgabe der Absätze 2 bis 7 zu er- 
möglichen. 


(2) Die Gemeinde hat die allgemeinen Ziele und 
Zwecke der Planung öffentlich darzulegen. Sie hat 
allgemein Gelegenheit zur Äußerung und zur Erör- 
terung zu geben (Anhörung). Öffentliche Darlegung 
und Anhörung sollen in geeigneter Weise und mög- 
lichst frühzeitig erfolgen; dabei sollen auch die vor- 
aussichtlichen Auswirkungen der Planung auf ge- 
zeigt werden. Soweit verschiedene sich wesentlich 
unterscheidende Lösungen für die Neugestaltung 
oder Entwicklung eines Gebiets in Betracht kom- 
men, soll die Gemeinde diese aufzeigen. 

(3) Die Gemeinde kann unter Beachtung des Ab- 
satzes 2 allgemein, für bestimmte Bauleitpläne oder 
im Einzelfall bestimmen, in welcher Art und Weise, 
in welchem räumlichen Bereich und innerhalb wel- 
cher Frist die Bürger zu beteiligen sind. 

(4) Auf Beschluß der Gemeinde kann von der An- 
wendung des Absatzes 2 abgesehen werden, wenn 

1. der Flächennutzungsplan geändert oder ergänzt 
wird und dadurch die Grundzüge der Planung 
nicht berührt werden oder 

2. ein Bebauungsplan auf gestellt, geändert, ergänzt 
oder aufgehoben wird und sich dies auf das Plan- 
gebiet und die Nachbargebiete nur unwesentlich 
auswirkt. 

(5) Führt die Anhörung nach Absatz 2 zu einer 
Änderung der Planung findet keine erneute Anhö- 
rung statt, sondern es schließt sich das Verfahren 
nach Absatz 6 an. 

(6) Die Gemeinde hat die Entwürfe der Bauleit- 
pläne mit dem Erläuterungsbericht oder der Be- 
gründung auf die Dauer eines Monats öffentlich 
auszulegen. Ort und Dauer der Auslegung sind min- 
destens eine Woche vorher ortsüblich bekanntzu- 
machen mit dem Hinweis darauf, daß Bedenken 
und Anregungen während der Auslegungsfrist vor- 
gebracht werden können. Die nach § 2 Abs. 5 Betei- 
ligten sollen von der Auslegung benachrichtigt wer- 
den. Die Gemeinde prüft die fristgemäß vorgebrach- 
ten Bedenken und Anregungen und teilt das Ergeb- 
nis mit. Haben mehr als hundert Personen Beden- 
ken und Anregungen mit im wesentlichen gleichem 
Inhalt vorgebracht, so kann die Mitteilung des Er- 
gebnisses der Prüfung dadurch ersetzt werden, daß 
die Gemeinde diesen Personen die Einsicht in das 
Ergebnis ermöglicht; die Gemeinde hat ortsüblich 
bekanntzumachen, bei welcher Stelle das Ergebnis 
der Prüfung während der Dienststunden eingese- 
hen werden kann. Bei der Vorlage der Bauleitpläne 
zur Genehmigung durch die höhere Verwaltungsbe- 
hörde (§§6 und 11) sind die nicht berücksichtigten 
Bedenken und Anregungen mit einer Stellung- 
nahme der Gemeinde beizufügen. 

(7) Wird der Entwurf des Bebauungsplans nach 
der Auslegung (Absatz 6) geändert oder ergänzt, 
kann die Gemeinde, wenn die Grundzüge der Pla- 
nung nicht berührt werden, eine eingeschränkte 
Beteiligung durchführen. Sie hat anstelle der erneu- 
ten Auslegung den Beteiligten Gelegenheit zur Stel- 
lungnahme zu geben. In dieses Verfahren sind ein- 
zubeziehen 
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1. die von den Änderungen oder Ergänzungen be- 
troffenen Grundstücke, 

2. die den betroffenen Grundstücken benachbarten 

Grundstücke und 

3. die von den Änderungen oder Ergänzungen in 

ihren Aufgaben berührten Träger öffentlicher 

Belange. 

Die Gemeinde soll diesen Beteiligten für die Ab- 
gabe ihrer Stellungnahmen eine angemessene Frist 
setzen. Die fristgemäß eingegangenen Stellungnah- 
men sind als Bedenken und Anregungen nach Ab- 
satz 6 Satz 4 und 6 zu behandeln.“ 

Die bisherigen Vorschriften über die Beteiligung 
der Bürger an der Bauleitplanung finden sich in 
geänderter Fassung in § 3 des Entwurfs (vgl. Nr. 6). 

Zu Nummer6 (§3 — Beteiligung der Bürger) 

§ 3 des Bundesbaugesetzes hat folgenden Wortlaut: 
„§3 

Gemeinsamer Flächennutzungsplan 

(1) Benachbarte Gemeinden sollen einen gemein- 
samen Flächennutzungsplan aufstellen, wenn ihre 
städtebauliche Entwicklung wesentlich durch ge- 
meinsame Voraussetzungen und Bedürfnisse be- 
stimmt wird oder ein gemeinsamer Flächennut- 
zungsplan einen gerechten Ausgleich der verschie- 
denen Belange ermöglicht. Ein gemeinsamer Flä- 
chennutzungsplan soll insbesondere aufgestellt 
werden, wenn die Ziele der Raumordnung und Lan- 
desplanung oder wenn Einrichtungen und Anlagen 
des öffentlichen Verkehrs, insbesondere des öffent- 
lichen Personennahverkehrs, sonstige Erschlie- 
ßungsanlagen sowie Gemeinbedarfs- oder sonstige 
Folgeeinrichtungen eine gemeinsame Planung er- 
fordern. Der gemeinsame Flächennutzungsplan 
kann von den beteiligten Gemeinden nur gemein- 
sam aufgehoben, geändert oder ergänzt werden; die 
Gemeinden können vereinbaren, daß sich die Bin- 
dung nur auf bestimmte räumliche oder sachliche 
Teilbereiche erstreckt. 

(2) Ist eine gemeinsame Planung nur für räumli- 
che oder sachliche Teilbereiche erforderlich, genügt 
anstelle eines gemeinsamen Flächennutzungsplans 
eine Vereinbarung der beteiligten Gemeinden über 
bestimmte Darstellungen in ihren Flächennut- 
zungsplänen.“ 

§ 3 übernimmt die Regelungsinhalte des bisherigen 
§2a des Bundesbaugesetzes (vgl. zum bisherigen 
Wortlaut zu Nummer 5). 

Absatz 1 soll die vorgezogene Bürgerbeteiligung re- 
geln, unter Zusammenfassung der bisherigen Vor- 
schriften des § 2 a Abs. 2 bis 5 des Bundesbaugeset- 
zes. Satz 1 enthält in Übereinstimmung mit dem bis- 
herigen § 2 a Abs. 2 des Bundesbaugesetzes die 
Grundverpflichtung zur vorgezogenen Bürgerbetei- 
ligung. Entgegen dem bisherigen Recht soll auf die 
gesetzliche Regelung von Einzelheiten des Verfah- 
rens verzichtet werden. Die Gemeinde soll über die 


Art der Durchführung im Rahmen ihrer planeri- 
schen Verantwortung entscheiden. Dies entspricht 
auch dem Grundgedanken des geltenden Rechts 
(§ 2 a Abs. 3 des Bundesbaugesetzes). Satz 2 enthält 
in Übereinstimmung mit dem geltenden Recht (§ 2 a 
Abs. 4 des Bundesbaugesetzes) die Ausnahmetatbe- 
stände, die es der Gemeinde erlauben, von der vor- 
gezogenen Bürgerbeteiligung abzusehen. Die Aus- 
nahmetatbestände werden durch die neue Num- 
mer 3 ergänzt; danach kann auf die vorgezogene 
Bürgerbeteiligung verzichtet werden, wenn die Un- 
terrichtung und Erörterung bereits zuvor auf ande- 
rer planerischer Grundlage erfolgt sind. Dies 
kommt insbesondere in Betracht, wenn die Ge- 
meinde sogenannte informelle Planungen (z. B. 
Rahmenpläne) aufgestellt hat und dabei bereits die 
Bürger über die mit der Bauleitplanung beabsich- 
tigten Ziele und Zwecke der Planung unterrichtet 
und mit den Bürgern eine Erörterung herbeigeführt 
hat (vgl. auch oben zu Nr. 3 a). 

Absatz 2 soll die öffentliche Auslegung der Planent- 
würfe regeln; er entspricht im wesentlichen dem 
bisherigen §2a Abs. 6 des Bundesbaugesetzes. 
Durch die Herausnahme des Begriffs „Gemeinde“ 
in Satz 1 soll ebenso wie im § 2 Abs. 1 Satz 2 heraus- 
gestellt werden, daß dem Gesetz keine Verpflich- 
tung zur Beschlußfassung durch die Gemeinde ent- 
nommen werden soll. Das gleiche soll durch die 
Streichung des Begriffs „Gemeinde“ in Satz 4 er- 
reicht werden. Auf den bisherigen Satz 6 im § 2 a 
Abs. 6 des Bundesbaugesetzes über die Beifügung 
der nicht berücksichtigten Bedenken und Anregun- 
gen mit Stellungnahme der Gemeinde bei Vorlage 
der Bauleitpläne zur Genehmigung durch die hö- 
here Verwaltungsbehörde bzw. eine entsprechende 
Regelung bei Anzeige der Bebauungspläne soll ver- 
zichtet werden. Diese Regelung ist entbehrlich, weil 
die Behandlung der Anregungen und Bedenken, so- 
weit dadurch Rechtsfragen aufgeworfen sind, ohne- 
hin zu den von der höheren Verwaltungsbehörde zu 
prüfenden Fragen gehört und die höhere Verwal- 
tungsbehörde daher auch entsprechende Unterla- 
gen ohne gesetzliche Regelung anfordern kann. 

Absatz 3 enthält wie §2a Abs. 7 des Bundesbauge- 
setzes die Regelung der Beteiligung nach Änderung 
des Bauleitplanentwurfs aufgrund von Anregungen 
und Bedenken, die in der öffentlichen Auslegung 
(Absatz 2) vorgebracht worden sind. Zur Vermei- 
dung von Erschwernissen, die sich aus der bisheri- 
gen Regelung des § 2a Abs. 7 des Bundesbaugeset- 
zes ergeben haben, soll die Vorschrift — unter Be- 
rücksichtigung der Belange der von der Änderung 
oder Ergänzung des Bauleitplanentwurfs Betroffe- 
nen — mit folgendem Inhalt neu geregelt werden: 
Nach Satz 1 soll es künftig — eindeutig — möglich 
sein, die erneute Beteiligung auf die geänderten 
oder ergänzten (räumlichen oder sachlichen) Teile 
des Planentwurfs beschränken zu können. Diese 
Regelung soll auch für Flächennutzungspläne gel- 
ten. 

Satz 2 soll — in Übereinstimmung mit dem Grund- 
gedanken des bisherigen §2a Abs. 7 des Bundes- 
baugesetzes — eine Beschränkung der Beteiligung 
bei Änderung oder Ergänzung des Bebauungsplan- 
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entwurfs ermöglichen, wenn die Grundzüge der Pla- 
nung nicht berührt werden. Die Beteiligungspflicht 
soll sich auf die von der Änderung oder Ergänzung 
betroffenen Bürger und berührten Träger öffentli- 
cher Belange erstrecken und es soll die Beteiligung 
nur durchgeführt werden müssen, wenn neue, für 
die Abwägung beachtliche Gesichtspunkte zu er- 
warten sind. Dies ist der Fall, wenn sie nach Lage 
der Dinge in Betracht kommen. Für die Durchfüh- 
rung der Beteiligung soll lediglich vorgeschrieben 
werden, daß Gelegenheit zur Stellungnahme zu ge- 
ben ist, d. h. die Art und Weise der Beteiligung soll 
der Gemeinde im Rahmen ihrer planerischen Ver- 
antwortung zur Ermittlung des notwendigen Abwä- 
gungsmaterials obliegen. 

Die im bisherigen § 3 des Bundesbaugesetzes ent- 
haltene Regelung über den gemeinsamen Flächen- 
nutzungsplan ist in § 204 des Entwurfs enthalten 
(vgl. Nr. 103). 


Zu Nummer 7 (§ 4 — Beteiligung der Träger öf- 
fentlicher Belange) 

§ 4 des Bundesbaugesetzes hat folgenden Wortlaut: 

„§4 

Planungsverbände 

(1) Gemeinden und sonstige öffentliche Planungs- 
träger können sich zu einem Planungsverband zu- 
sammenschließen, um durch gemeinsame zusam- 
mengefaßte Bauleitplanung den Ausgleich der ver- 
schiedenen Belange zu erreichen. Der Planungsver- 
band tritt nach Maßgabe seiner Satzung für die 
Bauleitplanung und ihre Durchführung an die 
Stelle der Gemeinden. 

(2) Kommt ein Zusammenschluß nach Absatz 1 
nicht zustande, so können die Beteiligten auf An- 
trag eines Planungsträgers zu einem Planungsver- 
band zusammengeschlossen werden, wenn dies 
zum Wohl der Allgemeinheit dringend geboten ist. 
Ist der Zusammenschluß aus Gründen der Raum- 
ordnung und Landesplanung geboten, kann den An- 
trag auch die für die Landesplanung nach Landes- 
recht zuständige Stelle stellen. Über den Antrag 
entscheidet die Landesregierung. Sind Planungsträ- 
ger verschiedener Länder beteiligt, so erfolgt der 
Zusammenschluß nach Vereinbarung zwischen den 
beteiligten Landesregierungen. Sollen der Bund 
oder eine bundesunmittelbare Körperschaft oder 
Anstalt an dem Planungsverband beteiligt werden, 
so erfolgt der Zusammenschluß nach Vereinbarung 
zwischen der Bundesregierung und der Landesre- 
gierung, sofern die beteiligte Behörde des Bundes 
oder der bundesunmittelbaren Körperschaft oder 
Anstalt dem Zusammenschluß durch die Landesre- 
gierung widerspricht. 

(3) Kommt eine Einigung über die Satzung oder 
über den Plan unter den Mitgliedern nicht zustan- 
de, so stellt die zuständige Landesbehörde eine Sat- 
zung oder einen Plan auf und legt sie dem Pla- 
nungsverband zur Beschlußfassung vor. Einigen 
sich die Mitglieder über diese Satzung oder diesen 
Plan nicht, so setzt die Landesregierung die Sat- 


zung oder den Plan fest. Absatz 2 Satz 4 ist entspre- 
chend anzuwenden. Ist der Bund oder eine bundes- 
unmittelbare Körperschaft oder Anstalt an dem 
Planungsverband beteiligt, so wird die Satzung oder 
der Plan nach Vereinbarung zwischen der Bundes- 
regierung und der Landesregierung festgesetzt, so- 
fern die beteiligte Behörde des Bundes oder der 
bundesunmittelbaren Körperschaft oder Anstalt 
der Festsetzung durch die Landesregierung wider- 
spricht. 

(4) Sind zum Vollzug eines Bebauungsplans bo- 
denordnende Maßnahmen notwendig, so kann sie 
der Planungsverband durchführen. Die Vorschrif- 
ten des Vierten Teils sind mit der Maßgabe entspre- 
chend anzuwenden, daß der Planungsverband an 
die Stelle der Gemeinde tritt. 

(5) Ist zum Vollzug des Bebauungsplans eine Ent- 
scheidung zugunsten eines oder mehrerer öffentli- 
cher Planungsträger erforderlich, so kann der Pla- 
nungsverband die Enteignung nach den Vorschrif- 
ten des Fünften Teils beantragen. 

(6) Der Planungsverband ist aufzulösen, wenn die 
Voraussetzungen für den Zusammenschluß wegge- 
fallen sind oder der Zweck der gemeinsamen Pla- 
nung erreicht ist. Kommt ein übereinstimmender 
Beschluß über die Auflösung nicht zustande, so gilt 
Absatz 2 entsprechend. 

(7) Nach Auflösung des Planungsverbands gelten 
die von ihm aufgestellten Pläne als Bauleitpläne 
der einzelnen Gemeinden. 

(8) Ein Zusammenschluß nach dem Zweckver- 
bandsrecht oder durch besondere Landesgesetze 
wird durch diese Vorschriften nicht ausgeschlos- 
sen. 

(9) Wird die Befugnis zur Aufstellung von Bauleit- 
plänen nach den Absätzen 1 bis 3 oder Absatz 8 
übertragen, so sind die Entwürfe des Bauleitplans 
mit dem Erläuterungsbericht oder der Begründung 
vor der Beschlußfassung hierüber oder der Festset- 
zung nach Absatz 3 Satz 2 oder 4 den Gemeinden, 
für deren Gebiet der Bauleitplan aufge stellt werden 
soll, zur Stellungnahme innerhalb angemessener 
Frist zuzuleiten. Die für den Beschluß über den 
Bauleitplan zuständige Stelle prüft die von der Ge- 
meinde in ihrer Stellungnahme fristgemäß vorge- 
brachten Bedenken und Anregungen und teilt das 
Ergebnis der Gemeinde mit. Bei der Vorlage der 
Bauleitpläne zur Genehmigung durch die höhere 
Verwaltungsbehörde sind die nicht berücksichtig- 
ten Bedenken und Anregungen mit einer Stellung- 
nahme der Stelle, die den Bauleitplan beschlossen 
hat, beizufügen. Die Sätze 2 und 3 gelten entspre- 
chend, wenn der Bauleitplan nach Absatz 3 Satz 2 
oder 4 festgesetzt wird.“ 

Absatz 1 regelt die bisher in § 2 Abs. 5 BBauG (zu 
dessen Wortlaut siehe Begründung zu Nummer 4) 
enthaltene Beteiligung der Träger öffentlicher Be- 
lange bei der Aufstellung der Bauleitpläne. Die Be- 
teiligungspflicht soll erhalten bleiben. In Ergänzung 
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des bisherigen Gesetzeswortlauts soll in Satz 1 her- 
ausgestellt werden, daß die Behörden und Stellen 
beteiligt werden sollen, „die von der Planung be- 
rührt werden können“. Diese Konkretisierung soll 
dazu beitragen, unnötigen, das Planverfahren er- 
schwerenden Aufwand zu vermeiden; sie gewährlei- 
stet aber weiterhin, daß die Beteiligung so umfas- 
send ist, daß alle abwägungsrelevanten Belange er- 
mittelt werden können. 

Absatz 2 sieht vor, daß die Beteiligung der Träger 
öffentlicher Belange und die förmliche Auslegung 
des Planentwurfs (§ 3 Abs. 2 Entwurf; vgl. Nr. 6) par- 
allel erfolgen können. Die Vorschrift dient der Er- 
leichterung und Beschleunigung des Planaufstel- 
lungsverfahrens. Sie kommt in Einzelfällen, insbe- 
sondere in einfach gelagerten Planungsfällen in Be- 
tracht, in denen nur wenige Träger öffentlicher Be- 
lange zu beteiligen sind und das Verfahren insge- 
samt beschleunigt durchgeführt werden kann. 

Die bisherigen Vorschriften über PlanungsVer- 
bände in § 4 BBauG finden sich in geänderter Fas- 
sung in § 205 des Entwurfs (vgl. Nr. 104). 


Zu Nummer 8 (§ 4 a — Bauleitplanung bei Gebiets- 
oder Bestandsänderung und der 
Bildung von Planungsverbänden) 

§4a des Bundesbaugesetzes hat folgenden Wort- 
laut: 

»§4a 

Bauleitplanung bei Gebiets- 
oder Bestandsänderung und der Bildung 
von Planungsverbänden 

(1) Werden Gemeinden in ihrem Gebiet oder 
Bestand geändert oder geht die Zuständigkeit zur 
Aufstellung von Flächennutzungsplänen auf Ver- 
bände oder sonstige kommunale Körperschaften 
über, so gelten unbeschadet abweichender landes- 
rechtlicher Regelungen bestehende Flächennut- 
zungspläne fort. Dies gilt auch für räumliche und 
sachliche Teile der Flächennutzungspläne. Die Be- 
fugnis und die Pflicht der Gemeinde, eines Ver- 
bands oder einer sonstigen Körperschaft, fortgel- 
tende Flächennutzungspläne aufzuheben oder für 
das neue Gemeindegebiet zu ergänzen oder durch 
einen neuen Flächennutzungsplan zu ersetzen, blei- 
ben unberührt. 

(2) Verfahren zur Aufstellung, Änderung, Ergän- 
zung oder Aufhebung von Bebauungsplänen kön- 
nen nach einer Gebiets- oder Bestandsänderung in 
ihrem jeweiligen Stand fortgeführt werden. Satz 1 
gilt entsprechend bei Bildung von Planungsverbän- 
den und für Zusammenschlüsse nach § 4 Abs. 8 
und 9. Die höhere Verwaltungsbehörde kann ver- 
langen, daß bestimmte Verfahrensabschnitte wie- 
derholt werden. 

(3) Wenn zwingende Gründe es erfordern, kann 
ein Bebauungsplan aufgestellt, ergänzt, geändert 
oder aufgehoben werden, bevor der nach Absatz 1 
Satz 1 fortgeltende Flächennutzungsplan ergänzt 
oder geändert ist.“ 


Die bisherigen Vorschriften über die Bauleitpla- 
nung bei Gebiets- oder Bestandsänderungen und 
der Bildung von Planungsverbänden in § 4a BBauG 
finden sich in geänderter Fassung in § 204 des Ent- 
wurfs (vgl. Nr. 103). 


ZuNummer9 (§5 — Inhalt des Flächennutzungs- 
plans) 

§ 5 des Bundesbaugesetzes hat folgenden Wortlaut: 

»§5 

Inhalt des Flächennutzungsplans 

(1) Im Flächennutzungsplan ist für das ganze Ge- 
meindegebiet die sich aus der beabsichtigten städ- 
tebaulichen Entwicklung ergebende Art der Boden- 
nutzung nach den voraussehbaren Bedürfnissen 
der Gemeinde in den Grundzügen darzustellen. 

(2) Soweit es erforderlich ist, sind insbesondere 
darzustellen 

1. die für die Bebauung vorgesehenen Flächen nach 
der allgemeinen Art ihrer baulichen Nutzung 
(Bauflächen) sowie nach der besonderen Art und 
dem allgemeinen Maß ihrer baulichen Nutzung 
(Baugebiete); Bauflächen, für die eine zentrale 
Abwasserbeseitigung nicht vorgesehen ist, sind 
zu kennzeichnen; 

2. die Ausstattung des Gemeindegebiets mit Ein- 
richtungen und Anlagen zur Versorgung mit Gü- 
tern und Dienstleistungen des öffentlichen und 
privaten Bereichs, insbesondere mit den der All- 
gemeinheit dienenden baulichen Anlagen und 
Einrichtungen des Gemeinbedarfs, wie mit Schu- 
len und Kirchen sowie mit sonstigen kirchlichen 
und mit sozialen, gesundheitlichen und kulturel- 
len Zwecken dienenden Gebäuden und Einrich- 
tungen; 

3. die Flächen für den überörtlichen Verkehr und 
für die örtlichen Hauptverkehrszüge; 

4. die Flächen für Versorgungsanlagen, für die Ver- 
wertung oder Beseitigung von Abwasser und fe- 
sten Abfallstoffen sowie für Hauptversorgungs- 
und Hauptabwasserleitungen; 

5. die Grünflächen wie Parkanlagen, Dauerklein- 
gärten, Sport-, Spiel-, Zelt- und Badeplätze, Fried- 
höfe; 

6. die Flächen für Nutzungsbeschränkungen oder 
für Vorkehrungen zum Schutz gegen schädliche 
Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundes-Im- 
missionsschutzgesetzes vom 15. März 1974 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 721, 1193), zuletzt geändert durch 
§ 99 des Verwaltungsverfahrensgesetzes vom 
25. Mai 1976 (Bundesgesetzbl. I S. 1253); 

7. die Wasserflächen, Häfen und die für die Wasser- 
wirtschaft vorgesehenen Flächen, die im Inter- 
esse des Hochwasserschutzes und der Regelung 
des Wasserabflusses freizuhalten sind; 

8. die Flächen für Aufschüttungen, Abgrabungen 
oder für die Gewinnung von Steinen, Erden und 
anderen Bodenschätzen; 
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9. die Flächen für die Landwirtschaft und für die 

Forstwirtschaft. 

(3) Im Flächennutzungsplan kann die beabsich- 
tigte Reihenfolge für die Verwirklichung der Pla- 
nung dargestellt werden. 

(4) Flächen, bei deren Bebauung besondere bauli- 
che Vorkehrungen gegen äußere Einwirkungen 
oder bei denen besondere bauliche Sicherungsmaß- 
nahmen gegen Naturgewalten erforderlich sind, so- 
wie Flächen, unter denen der Bergbau umgeht oder 
die für den Abbau von Mineralien bestimmt sind, 
sollen im Flächennutzungsplan gekennzeichnet 
werden. 

(5) Gebiete, in denen zur Beseitigung städtebauli- 
cher Mißstände besondere der Stadterneuerung 
dienende Maßnahmen erforderlich sind (Sanie- 
rungsgebiete), sollen kenntlich gemacht werden. 

(6) Planungen und sonstige Nutzungsregelungen, 
die nach anderen gesetzlichen Vorschriften festge- 
setzt sind, sollen nachrichtlich übernommen wer- 
den. Sind derartige Festsetzungen in Aussicht ge- 
nommen, so sollen sie im Flächennutzungsplan ver- 
merkt werden. 

(7) Dem Flächen nutzungsplan ist ein Erläute- 
rungsbericht beizufügen.“ 


Zu Buchstabe a (Absatz 1) 

Die nach bisherigem Recht bestehende Verpflich- 
tung der Gemeinde, den Flächennutzungsplan für 
das gesamte Gemeindegebiet aufzustellen, soll er- 
halten bleiben (Satz 1). Der neu anzufügende Satz 2 
soll es der Gemeinde ermöglichen, aus der Darstel- 
lung Flächen auszunehmen, wenn die Gemeinde be- 
absichtigt, die Darstellung zu einem späteren Zeit- 
punkt vorzunehmen. Hierdurch sollen Verzögerun- 
gen bei der Aufstellung des Flächennutzungsplans 
vermieden werden, zu denen es in der Praxis 
kommt, wenn für einzelne Flächen eine konkrete 
Nutzung noch nicht ausgewiesen werden kann. Die 
Ausnahmemöglichkeit läßt jedoch die grundsätzli- 
che Verpflichtung, im Flächennutzungsplan die Bo- 
dennutzung für die Gemeinde in den Grundzügen 
darzustellen, ebenso unberührt wie die Verpflich- 
tung der Gemeinde, mögliche Nutzungskonflikte 
grundsätzlich — auch im Sinne des vorsorgenden 
Umweltschutzes — planungsrechtlich zu bewälti- 
gen. Satz 2 kommt daher insbesondere nur bei ein- 
zelnen Flächen in Betracht, über deren künftige 
Nutzung noch keine Entscheidung getroffen wer- 
den kann oder soll, ohne daß sich dies z. B. auf 
benachbarte Flächen in der Weise auswirken kann, 
daß im übrigen im Flächennutzungsplan für das 
Gemeindegebiet die Grundzüge der beabsichtigten 
Art der Bodennutzung nicht enthalten sind. Bei- 
spiele sind Flächen, die noch einer besonderen Un- 
tersuchung bedürfen (Untersuchungsflächen), so- 
wie Flächen, über deren Nutzung noch keine Ent- 
scheidung getroffen werden kann, weil die Ent- 
scheidungen z. B. von einer noch nicht abgeschlos- 
senen Fachplanung abhängt. Satz 2 soll bereits der 
Gemeinde das Ausnehmen von Flächen aus dem 


Flächennutzungsplan ermöglichen; die nach bishe- 
rigem Recht bestehende Möglichkeit der Genehmi- 
gungsbehörde, sachliche und räumliche Teile des 
Flächennutzungsplans von der Genehmigung aus- 
zunehmen (§ 6 Abs. 3 Satz 2 des Bundesbaugeset- 
zes), soll daneben erhalten bleiben (vgl. Nr. 10 a — 
§ 6 Abs. 3 des Entwurfs — ). 


Zu Buchstabe b (Absatz 2) 

Zu Doppelbuchstabe aa (Einleitungssatz) 

Wie bisher enthält Absatz 2 den Katalog der Dar- 
stellungsmöglichkeiten in Flächennutzungsplänen. 
Der bisherige Einleitungsgrundsatz „soweit erfor- 
derlich ist, ist darzustellen“ soll ersetzt werden 
durch die Formulierung „im Flächennutzungsplan 
können insbesondere dargestellt werden“. Damit 
soll in Übereinstimmung mit dem geltenden Recht 
klargestellt werden, daß § 5 Abs. 2 eine Ermächti- 
gungsnorm darstellt und daß aus der bisherigen 
Formulierung „soweit erforderlich ist, ist darzustel- 
len“ keine eigenständige Verpflichtung neben der 
des § 1 besteht. Die bisherige Formulierung hat in 
der Praxis z. T. zu Mißverständnissen in der Weise 
Anlaß gegeben, daß darin eine eigenständige recht- 
liche Verpflichtung neben der des § 1 gesehen wur- 
de. Durch die Neufassung des Einleitungssatzes soll 
dies vermieden werden. Es verbleibt aber dabei, daß 
sich die Verpflichtungen der Gemeinde für be- 
stimmte Darstellungen aus den Grundsätzen der 
Bauleitplanung des § 1 ergeben, namentlich auch 
für Darstellungen sozialer Einrichtungen und aus 
Gründen des Umweltschutzes. 


Zu Doppelbuchstabe bb (Nummer 1) 

Die bisherige Regelung über die Darstellung von 
Baugebieten wurde z. T. dahin verstanden, daß bei 
der Darstellung von Baugebieten zugleich eine Dar- 
stellung des allgemeinen Maßes der baulichen 
Nutzung zu erfolgen habe. Dies hat zu einem sach- 
lich nicht notwendigen Umfang an Regelungsinhal- 
ten in Flächennutzungsplänen geführt. Durch die 
vorgesehene Aufgliederung (das Maß der baulichen 
Nutzung soll gesondert von der Art der Nutzung 
dargestellt werden können) sollen die Erschwer- 
nisse vermieden werden. 


Zu Doppelbuchstabe cc (Nummer 4) 

Durch die Neufassung der Nummer 4 sollen die Be- 
griffe des Abfallbeseitigungsgesetzes („Abfälle“ an- 
stelle von „festen Abfallstoffen“) übernommen und 
um die Darstellungsmöglichkeit von Flächen „für 
Ablagerungen“ — in Übereinstimmung mit der 
Festsetzungsmöglichkeit nach § 9 Abs. 1 Nr. 14 — 
ergänzt werden. Dadurch wird auch die Möglichkeit 
eröffnet, bereits im Flächennutzungsplan — in 
Übereinstimmung mit der Festsetzungsmöglichkeit 
nach § 9 Abs. 1 Nr. 14 — die Flächen darzustellen, 
auf denen potentiell umweltgefährdende Stoffe mit 
dem Ziel gelagert werden, sich ihrer auf Dauer zu 
entledigen. 
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Zu Doppelbuchstabe dd (Nummer 9) 

Die Ersetzung des Begriffs „Flächen für die Forst- 
wirtschaft“ durch „Wald“ entspricht den Begriffsbe- 
stimmungen der Waldgesetze des Bundes und der 
Länder. Durch die Darstellung „Wald“ soll auch eine 
klare Flächenzuordnung in den Fällen ermöglicht 
werden, in denen die Erholungs- und Schutzfunk- 
tion des Waldes und nicht seine forstwirtschaftliche 
Nutzung im Vordergrund steht (§ 1 Bundeswaldge- 
setz). 

Zu Doppelbuchstabe ee (Nummer 10) 

Durch die neu anzufügende Nummer 10 sollen künf- 
tig im Flächennutzungsplan auch Flächen für Maß- 
nahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwick- 
lung von Natur und Landschaft dargestellt werden 
können. Diese Regelung entspricht dem Grundsatz, 
daß die Bauleitpläne die notwendigen Regelungen 
über die Nutzung der Flächen und Grundstücke 
treffen. Zugleich soll die neue Darstellungsmöglich- 
keit der Integration der Landschaftsplanung in die 
Flächennutzungsplanung insoweit dienen, als da- 
durch Regelungen über die Nutzung von Flächen 
und Grundstücken aus Gründen des Naturschutzes 
und der Landschaftspflege zum Zwecke einer ge- 
ordneten städtebaulichen Entwicklung erfolgen 
können. Nr. 10 ermöglicht, bereits im Flächennut- 
zungsplan frühzeitig Flächen für landschaftspflege- 
rische Maßnahmen zu sichern. Eine solche Flächen- 
ausweisung kommt auch in Betracht, um die Pla- 
nung srechtlichen Voraussetzungen für Ausgleichs- 
maßnahmen aus Anlaß von Eingriffen in die Natur 
und Landschaft zu gewährleisten. Insgesamt soll 
dadurch der Flächennutzungsplan stärker als bis- 
her als Instrument des vorsorgenden Umweltschut- 
zes (in bezug auf Landschaftsbelange) eingesetzt 
werden können. 

Zu Buchstabe c (Absatz 3) 

Die nach dem bisherigen Absatz 3 mögliche Darstel- 
lung der beabsichtigten Reihenfolge für die Ver- 
wirklichung der Planung soll entfallen. Damit soll 
der Erfahrung Rechnung getragen werden, daß sol- 
che Darstellungen in der Regel nur von geringer 
Aussagekraft sind und sich seine Grundlagen kurz- 
fristig ändern können, während die Darstellungen 
des Flächennutzungsplans im Grundsatz langfri- 
stige Entwicklungsvorstellungen verfolgen. Die 
Streichung des Absatzes 3 hindert die Gemeinde 
nicht daran, auf andere Weise im Zusammenhang 
mit der Flächennutzungsplanung Vorstellungen 
über seine Verwirklichung darzulegen, z. B. in der 
Erläuterung zum Flächennutzungsplan. Die Strei- 
chung des Absatzes 3 vermeidet aber Erschwer- 
nisse bei der Planaufstellung und unnötige Ände- 
rungen des Flächennutzungsplans. 

Zu Buchstabe d (Absatz 4) 

Die Übernahme des bisherigen Absatzes 4 in den 
neuen Absatz 3 ist eine redaktionelle Anpassung an 
die Streichung des Absatzes 3. Beibehalten werden 
soll dabei namentlich die Pflicht zur Kenntlichma- 


chung von Flächen, bei deren Bebauung besondere 
bauliche Vorkehrungen gegen äußere Einwirkun- 
gen, zu denen insbesondere Lärmeinwirkungen ge- 
hören können, erforderlich sind. Die Kenntlichma- 
chungspflicht soll darüber hinaus erweitert werden 
um solche Flächen, deren Böden erheblich mit um- 
weltgefährdenden Stoffen belastet sind (soge- 
nannte Altlasten). Dies ist der Fall, wenn die Bela- 
stung nach Art, Beschaffenheit oder Menge gesund- 
heits-, boden-, luft- oder wassergefährdend ist. 


Zu Buchstabe e (Absatz 5) 

Durch Artikel 1 Nr. 2 des Gesetzes zur Änderung 
des Städtebauförderungsgesetzes vom 5. November 
1984 (BGBl. I S. 1321) ist die bisher in diesem Gesetz 
verankerte Pflicht, förmlich festgelegte Sanierungs- 
gebiete im Flächennutzungsplan erkenntlich zu ma- 
chen, aufgehoben worden. Dieser neuen Rechtslage, 
die auch im 2. Kapitel beibehalten werden soll, soll 
durch die Aufhebung des Absatzes 5 Rechnung ge- 
tragen werden. 


Zu Buchstabe f (Absatz 6) 

Redaktionelle Anpassung an den freigewordenen 
Absatz 4. Dabei soll die Pflicht zur nachrichtlichen 
Übernahme auch auf Mehrheiten denkmalge- 
schützter baulicher Anlagen (Ensembles) erstreckt 
werden. 


Zu Buchstabe g (Absatz 7) 

Redaktionelle Anpassung an den freigewordenen 
Absatz 5. 

Zu Nummer 10 (§6 — Genehmigung des Flächen- 
nutzungsplans) 

§ 6 des Bundesbaugesetzes hat folgenden Wortlaut: 

„§6 

Genehmigung des Flächennutzungsplans 

(1) Der Flächennutzungsplan bedarf der Geneh- 
migung der höheren Verwaltungsbehörde. 

(2) Die Genehmigung darf nur versagt werden, 
wenn der Flächennutzungsplan nicht ordnungsge- 
mäß zustande gekommen ist oder diesem Gesetz, 
den aufgrund dieses Gesetzes erlassenen oder son- 
stigen Rechtsvorschriften widerspricht. 

(3) Die Genehmigung kann unter Auflagen erteilt 
werden, durch die nach Absatz 2 bestehende Versa- 
gungsgründe ausgeräumt werden. Können Versa- 
gungsgründe nicht ausgeräumt werden, kann die 
höhere Verwaltungsbehörde auf Antrag der Ge- 
meinde räumliche oder sachliche Teile des Flächen- 
nutzungsplans von der Genehmigung ausnehmen, 
wenn sich die ausgenommenen Teile nicht auf den 
übrigen Inhalt des Flächennutzungsplans auswir- 
ken können; die Verpflichtung der Gemeinde, für 
das ganze Gemeindegebiet einen Flächennutzungs- 
plan aufzustellen, bleibt unberührt. 
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(4) Über die Genehmigung ist binnen drei Mona- 
ten zu entscheiden; die höhere Verwaltungsbehörde 
kann räumliche und sachliche Teile des Flächen- 
nutzungsplans vorweg genehmigen. Aus wichtigen 
Gründen kann die Frist auf Antrag der Genehmi- 
gungsbehörde von der zuständigen übergeordneten 
Behörde verlängert werden, in der Regel jedoch nur 
bis zu drei Monaten. Die Gemeinde ist von der 
Fristverlängerung in Kenntnis zu setzen. Die Ge- 
nehmigung gilt als erteilt, wenn sie nicht innerhalb 
der Frist unter Angabe von Gründen abgelehnt 
wird. 

(5) Wenn die Planungsbereiche gemeinsamer Flä- 
chennutzungspläne der Zuständigkeit verschie- 
dener höherer Verwaltungsbehörden unterliegen, 
so entscheidet die Oberste Landesbehörde über die 
Genehmigung. Liegen die Planungsbereiche in ver- 
schiedenen Ländern, so entscheiden die Obersten 
Landesbehörden im gegenseitigen Einvernehmen. 

(6) Die Gemeinde hat die Genehmigung ortsüb- 
lich bekanntzugeben. Mit der Bekanntmachung 
wird der Flächennutzungsplan wirksam. Jeder- 
mann kann den Flächennutzungsplan und den Er- 
läuterungsbericht einsehen und über deren Inhalt 
Auskunft verlangen.“ 

Zu Buchstabe a (Absatz 3) 

Durch die Neufassung des bisherigen § 6 Abs. 3 des 
Bundesbaugesetzes soll Satz 1 des geltenden 
Rechts entfallen und Satz 2 neu gefaßt werden. 

Die im bisherigen § 6 Abs. 3 Satz 1 des Bundesbau- 
gesetzes enthaltene Regelung über die Möglichkeit, 
die Genehmigung unter Auflagen zu erteilen, ist mit 
Rücksicht auf die einschlägigen Vorschriften des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes entbehrlich. An der 
bisherigen Praxis, Genehmigungen mit Maßgaben 
erteilen zu können, soll dadurch nichts geändert 
werden. Diese Praxis kann auch auf das neu einge- 
führte Anzeigeverfahren (§11, vgl. Nummer 15) 
übertragen werden. 

Die im bisherigen § 6 Abs. 3 des Bundesbaugesetzes 
enthaltene Regelung über das Ausnehmen von Tei- 
len des Flächennutzungsplans von der Genehmi- 
gung soll in Absatz 3 neu gefaßt werden. Die Neu- 
fassung verzichtet auf eine Regelung der materiell- 
rechtlichen Voraussetzungen, unter denen die Ge- 
nehmigungsbehörde räumliche oder sachliche Teile 
des Flächennutzungsplans von der Genehmigung 
ausnehmen kann. Diese Voraussetzungen ergeben 
sich aus der vorgesehenen Neufassung und Ergän- 
zung des § 5 Abs. 1 Entwurf (vgl. Nummer 9 a); unter 
den gleichen Voraussetzungen, unter denen die Ge- 
meinde aus den Darstellungen Flächen ausnehmen 
kann, soll dies auch im Genehmigungsverfahren 
möglich sein. 

Die Neufassung des Absatzes 3 verzichtet weiterhin 
darauf, daß nur auf Antrag der Gemeinde im Ge- 
nehmigungsverfahren Teile des Flächennutzungs- 
plans von der Genehmigung ausgenommen werden 
können. Dadurch sollen Fehlerquellen vermieden 
werden, die in der Praxis häufig auftreten, weil be- 
stimmte Formerfordernisse des Antrags nicht er- 


füllt sind. Im übrigen ist die Regelung auch ent- 
behrlich, weil nach dem Verwaltungsverfahrensge- 
setz vor dem Erlaß belastender Verwaltungsakte 
die Betroffenen (hier die Gemeinden) zu hören 
sind. 

Zu Buchstabe b (Absatz 5) 

Die im bisherigen § 6 Abs. 5 des Bundesbaugesetzes 
enthaltene Regelung über die Zuständigkeit zur Ge- 
nehmigung gemeinsamer Flächennutzungspläne 
wird von der in § 204 vorgesehenen Ermächtigung 
der Länder zum Erlaß von Rechtsvorschriften über 
die Aufstellung gemeinsamer Flächennutzungs- 
pläne benachbarter Gemeinden erfaßt (vgl. Num- 
mer 103). 

Zu Buchstabe c (Absatz 6) 

Die Vorschrift erhält aus redaktionellen Gründen 
eine neue Nummer. 

Zu Nummerll (§7 — Anpassung an den Flächen- 
nutzungsplan) 

§ 7 des Bundesbaugesetzes hat folgenden Wortlaut: 

Anpassung an den Flächennutzungsplan 

Öffentliche Planungsträger, die nach § 2 Abs. 5 
beteiligt sind, haben ihre Planungen dem Flächen- 
nutzungsplan insoweit anzupassen, als sie diesem 
Plan nicht widersprochen haben. Macht eine Verän- 
derung der Sachlage eine abweichende Planung er- 
forderlich, so haben sie sich unverzüglich mit der 
Gemeinde ins Benehmen zu setzen.“ 

Redaktionelle Folgeänderung der Übernahme der 
Regelung des bisherigen § 2 Abs. 5 des Bundesbau- 
gesetzes in § 4 Abs. 1 des Entwurfs (vgl. Nr. 7). 

Zu Nummer 12 (§ 8 — Zweck des Bebauungs- 
plans) 

§ 8 des Bundesbaugesetzes hat folgenden Wortlaut: 

„§8 

(1) Der Bebauungsplan enthält die rechtsverbind- 
lichen Festsetzungen für die städtebauliche Ord- 
nung. Er bildet die Grundlage für weitere zum Voll- 
zug dieses Gesetzes erforderliche Maßnahmen. 

(2) Bebauungspläne sind aus dem Flächennut- 
zungsplan zu entwickeln. § 2 Abs. 2 bleibt unbe- 
rührt. 

(3) Mit der Aufstellung, Änderung, Ergänzung 
oder Aufhebung eines Bebauungsplans kann gleich- 
zeitig auch der Flächennutzungsplan aufgestellt, ge- 
ändert oder ergänzt werden (Parallelverfahren). 
Der Bebauungsplan darf nicht vor dem Flächennut- 
zungsplan genehmigt werden. Die Gemeinde kann 
die Genehmigung des Flächennutzungsplans und 
des Bebauungsplans gleichzeitig bekanntmachen 
(§ 6 Abs. 6 und § 12). 

(4) Ein Bebauungsplan kann aufgestellt, geän- 
dert, ergänzt oder aufgehoben werden, bevor der 
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Flächennutzungsplan aufgestellt ist, wenn drin- 
gende Gründe es erfordern und wenn der Bebau- 
ungsplan der beabsichtigten städtebaulichen Ent- 
wicklung des Gemeindegebiets nicht entgegenste- 
hen wird (vorzeitiger Bebauungsplan).“ 

Zu Buchstabe a (Absatz 2) 

Durch die Neufassung des Absatzes 2 Satz 2 soll die 
bisher in § 2 Abs. 2 des Bundesbaugesetzes enthal- 
tene Regelung über den sogenannten selbständigen 
Bebauungsplan in § 8 Abs. 2 übernommen werden. 
Die dafür maßgeblichen Rechtsvorschriften sollen 
unverändert bleiben, namentlich die Pflicht zur An- 
passung an die Ziele der Raumordnung und Lan- 
desplanung (§ 1 Abs. 4). 

Zu Buchstabe b (Absatz 3) 

Absatz 3 Satz 2 faßt die bisherigen Sätze 2 und 3 des 
Absatzes 3 zusammen. Dabei soll das sogenannte 
Parallelverfahren (parallele Aufstellung, Änderung 
oder Ergänzung von Flächennutzungsplan und Be- 
bauungsplan) zum Zwecke der Verfahrenserleichte- 
rung neu geregelt werden. Die neue Regelung soll 
es ermöglichen, daß ein Bebauungsplan auch vor 
der Genehmigung des Flächennutzungsplans ange- 
zeigt und bekanntgemacht werden kann, wenn die 
Aufstellung des Flächennutzungsplans bereits ei- 
nen solchen Stand erreicht, daß die inhaltliche Ab- 
stimmung beider Bauleitpläne möglich ist. Die Neu- 
fassung zieht damit die Folgerungen aus dem Be- 
schluß des Bundesverwaltungsgerichts vom 3. Okto- 
ber 1984 — 4 N 4. 84 — . 

Zu Buchstabe c (Absatz 4) 

Der in Absatz 4 anzufügende Satz 2 entspricht der 
bisherigen Regelung über die Aufstellung eines vor- 
zeitigen Bebauungsplans bei Gebiets- oder Be- 
standsänderungen von Gemeinden oder anderen 
Veränderungen der Zuständigkeit für die Aufstel- 
lung von Flächennutzungsplänen in § 4 a Abs. 3 des 
Bundesbaugesetzes; die übrigen Regelungen des 
§4a des Bundesbaugesetzes sollen in die Ermächti- 
gungsvorschrift des § 204 des Entwurfs (vgl. Nr. 103) 
übernommen werden. 

Zu Nummer 13 (§ 9 — Inhalt des Bebauungs- 
plans) 

§ 9 des Bundesbaugesetzes hat folgenden Wortlaut: 
„§9 

Inhalt des Bebauungsplans 

(1) Der Bebauungsplan setzt, soweit es erforder- 
lich ist, durch Zeichnung, Farbe, Schrift oder Text 
fest: 

1. die Art und das Maß der baulichen Nutzung; 

2. die Bauweise, die überbaubaren und die nicht 
überbaubaren Grundstücksflächen sowie die 
Stellung der baulichen Anlagen; 

3. die Mindestgröße, die Mindestbreite und die 
Mindesttiefe der Baugrundstücke; 


4. die Flächen für Nebenanlagen, die aufgrund an- 
derer Vorschriften für die Nutzung von Grund- 
stücken erforderlich sind, wie Spiel-, Freizeit- 
und Erholungsflächen sowie die Flächen für 
Stellplätze und Garagen mit ihren Einfahrten; 

5. die Flächen für den Gemeinbedarf; 

6. die überwiegend für die Bebauung mit Fami- 
lienheimen vorgesehenen Flächen; 

7. die Flächen, auf denen ganz oder teilweise nur 
Wohngebäude, die mit Mitteln des sozialen 
Wohnungsbaus gefördert werden könnten, er- 
richtet werden dürfen; 

8. einzelne Flächen, auf denen ganz oder teilweise 
nur Wohngebäude errichtet werden dürfen, die 
für Personengruppen mit besonderem Wohnbe- 
darf bestimmt sind; 

9. den besonderen Nutzungszweck von Flächen, 
der durch besondere städtebauliche Gründe er- 
fordert wird; 

10. die Flächen, die von der Bebauung freizuhalten 
sind, und ihre Nutzung; 

11. die Verkehrsflächen sowie Verkehrsflächen be- 
sonderer Zweckbestimmung, wie Fußgängerbe- 
reiche, Flächen für das Parken von Fahrzeugen 
sowie den Anschluß anderer Flächen an die Ver- 
kehrsflächen; 

12. die Versorgungsflächen; 

13. die Führung von Versorgungsanlagen und -lei- 
tungen; 

14. die Flächen für die Verwertung oder Beseiti- 
gung von Abwasser und festen Abfallstoffen so- 
wie für Ablagerungen; 

15. die öffentlichen und privaten Grünflächen, wie 
Parkanlagen, Dauerkleingärten, Sport-, Spiel-, 
Zelt- und Badeplätze, Friedhöfe; 

16. die Wasserflächen sowie die Flächen für die 
Wasserwirtschaft, für Hochwasserschutzanla- 
gen und für die Regelung des Wasserabflusses, 
soweit diese Festsetzungen nicht nach anderen 
Vorschriften getroffen werden können; 

17. die Flächen für Aufschüttungen, Abgrabungen 
oder für die Gewinnung von Steinen, Erden und 
anderen Bodenschätzen; 

18. die Flächen für die Landwirtschaft und für die 
Forstwirtschaft; 

19. die Flächen für die Errichtung von Anlagen für 
die Kleintierhaltung wie Ausstellungs- und 
Zuchtanlagen, Zwinger, Koppeln und derglei- 
chen; 

20. Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur 
Entwicklung der Landschaft, soweit solche Fest- 
setzungen nicht nach anderen Vorschriften ge- 
troffen werden können; 

21. die mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zugun- 
sten der Allgemeinheit, eines Erschließungsträ- 
gers oder eines beschränkten Personenkreises 
zu belastenden Flächen; 
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22. die Flächen für Gemeinschaftsanlagen für be- 
stimmte räumliche Bereiche wie Kinderspiel- 
plätze, Freizeiteinrichtungen, Stellplätze und 
Garagen; 

23. die Gebiete, in denen bestimmte, die Luft erheb- 
lich verunreinigende Stoffe nicht verwendet 
werden dürfen; 

24. die von der Bebauung freizuhaltenden Schutz- 
flächen und ihre Nutzung, die Flächen für be- 
sondere Anlagen und Vorkehrungen zum 
Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen 
im Sinne des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
sowie die zum Schutz vor solchen Einwirkungen 
oder zur Vermeidung oder Minderung solcher 
Einwirkungen zu treffenden Vorkehrungen; 

25. für einzelne Flächen oder für ein Bebauungs- 
plangebiet oder Teile davon mit Ausnahme der 
für land- oder forstwirtschaftliche Nutzungen 
festgesetzten Flächen 

a) das Anpflanzen von Bäumen und Sträu- 
chern, 

b) Bindungen für Bepflanzungen und für die 
Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und Ge- 
wässern; 

26. die Flächen für Aufschüttungen, Abgrabungen 
und Stützmauern, soweit sie zur Herstellung 
des Straßenkörpers erforderlich sind. 

(2) Bei Festsetzungen nach Absatz 1 ist, soweit 
erforderlich, auch die Höhenlage festzusetzen. 

(3) Wenn besondere städtebauliche Gründe dies 
rechtfertigen, können Festsetzungen nach Absatz 1 
für übereinanderliegende Geschosse und Ebenen 
und sonstige Teile baulicher Anlagen gesondert ge- 
troffen werden; dies gilt auch, soweit Geschosse, 
Ebenen und sonstige Teile baulicher Anlagen unter- 
halb der Geländeoberfläche vorgesehen sind. 

(4) Die Länder können durch Rechtsvorschriften 
bestimmen, daß auf Landesrecht beruhende Rege- 
lungen in den Bebauungsplan als Festsetzungen 
aufgenommen werden können und inwieweit auf 
diese Festsetzungen die Vorschriften dieses Geset- 
zes Anwendung finden. 

(5) Flächen, bei deren Bebauung besondere bauli- 
che Vorkehrungen gegen äußere Einwirkungen 
oder bei denen besondere bauliche Sicherungsmaß- 
nahmen gegen Naturgewalten erforderlich sind, so- 
wie Flächen, unter denen der Bergbau umgeht oder 
die für den Abbau von Mineralien bestimmt sind, 
sollen im Bebauungsplan gekennzeichnet werden. 

(6) Nach anderen gesetzlichen Vorschriften ge- 
troffene Festsetzungen sollen in den Bebauungs- 
plan nachrichtlich übernommen werden, soweit sie 
zu seinem Verständnis oder für die städtebauliche 
Beurteilung von Baugesuchen notwendig oder 
zweckmäßig sind. 

(7) Der Bebauungsplan setzt die Grenzen seines 
räumlichen Geltungsbereichs fest. 

(8) Dem Bebauungsplan ist eine Begründung bei- 
zufügen. In ihr sind die Ziele und Zwecke des Be- 


bauungsplans darzulegen. Enthält der Bebauungs- 
plan Festsetzungen nach Absatz 1 Nr. 6 bis 9, sind 
die Gründe hierfür besonders darzulegen. In der 
Begründung soll auf die Maßnahmen hingewiesen 
werden, die zur Verwirklichung des Bebauungs- 
plans alsbald getroffen werden sollen; die über- 
schlägig ermittelten Kosten, die der Gemeinde da- 
durch voraussichtlich entstehen, und die vorgese- 
hene Finanzierung sollen angegeben werden. Au- 
ßerdem sind in der Begründung bodenordnende 
und sonstige Maßnahmen darzulegen, für die der 
Bebauungsplan die Grundlage bilden soll.“ 


Zu Buchstabe a (Absatz 1) 

Zu Doppelbuchstabe aa (Einleitungssatz) 

Durch die Neufassung des Einleitungssatzes in Ab- 
satz 1 soll — ebenso wie durch die Neufassung des 
Einleitungssatzes in § 5 Abs. 2 (vgl. Nummer 9 b) — 
klargestellt werden, daß Absatz 1 als Ermächti- 
gungsnorm für die Planungen der Gemeinden ledig- 
lich die gesetzliche Aufzählung möglicher Festset- 
zungen in den Bebauungsplänen enthält und daß 
sich die Frage, ob und inwieweit von diesen Festset- 
zungen Gebrauch zu machen ist, nach den Grund- 
sätzen des § 1 richtet. Das Erfordernis der zu tref- 
fenden Festsetzungen beurteilt sich daher insbe- 
sondere nach der Glicht zur Berücksichtigung der 
in § 1 Abs. 5 Satz 2 benannten Belange und den An- 
forderungen der Abwägung (§ 1 Abs. 6), namentlich 
im Hinblick auf Festsetzungen sozialer Einrichtun- 
gen und aus Gründen des Umweltschutzes. Der gel- 
tenden Fassung („der Bebauungsplan setzt, soweit 
es erforderlich ist . . . fest“) wurde z. T. in der Praxis 
entgegen der Rechtslage eine weitergehende Ver- 
pflichtung entnommen. (Vgl. auch Begründung zu 
Nummer 9, Buchstabe b, aa). 

Zu Doppelbuchstabe bb (Nummer 3) 

Nach geltendem Recht (§ 9 Abs. 1 Nr. 3 des Bundes- 
baugesetzes) können im Bebauungsplan Mindest- 
maße für die Größe, Breite und Tiefe von Baugrund- 
stücken festgesetzt werden. Diese Möglichkeiten 
sollen für Wohnbaugrundstücke dahingehend er- 
weitert werden, daß aus besonderen städtebauli- 
chen Gründen auch Höchstmaße festgesetzt wer- 
den können. Die Festsetzung der Höchstmaße von 
Baugrundstücken gestattet es, von weitergehenden 
und schwieriger zu praktizierenden Regelungen 
über das Maß der baulichen Nutzung, die Bauweise 
und die überbaubare Grundstücksfläche abzusehen. 
Besondere städtebauliche Gründe sind insbeson- 
dere anzunehmen, wenn eine flächensparende Bau- 
weise erreicht werden soll. Die Beschränkung die- 
ser Regelung auf Wohnbaugrundstücke ist gegen- 
über gewerblich genutzten Grundstücken dadurch 
gerechtfertigt, daß der Flächenbedarf gewerblicher 
Betriebe im wesentlichen von wechselnden betrieb- 
lichen Erfordernissen bestimmt wird, so daß eine 
langfristige Festlegung des Höchstmaßes für Ge- 
werbegrundstücke in Bebauungsplänen nicht sach- 
gerecht wäre. Dem Gebot des sparsamen Umgangs 
mit Grund und Boden (§ 1 Abs. 5 Satz 3; vgl. Num- 
mer 3b) kann in bezug auf Gewerbegrundstücke 
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durch andere geeignete Maßnahmen Rechnung ge- 
tragen werden. 

Zu Doppelbuchstabe cc (Nummer 6) 

Durch die Neufassung der Nummer 6 soll ermög- 
licht werden, aus besonderen städtebaulichen Grün- 
den die Zahl der Wohnungen in Wohngebäuden 
festsetzen zu können. Von der bisher in Nr. 6 beste- 
henden Möglichkeit der Festsetzung von „überwie- 
gend für die Bebauung mit Familienheimen vorge- 
sehenen Flächen“ ist in der Praxis kein Gebrauch 
mehr gemacht worden; der Regelungszweck wird in 
der Regel erfüllt durch die unberührt bleibende Be- 
grenzung der Zulässigkeit auf zwei Wohnungen in 
reinen und allgemeinen Wohngebieten (§3 Abs. 4 
und § 4 Abs. 4 der Baunutzungsverordnung). 

Die Neufassung der Nr. 6 soll in entsprechenden 
städtebaulichen Situationen die Möglichkeit eröff- 
nen, die Zahl der zulässigen Wohnungen in Wohn- 
gebäuden zu begrenzen. Die städtebauliche Not- 
wendigkeit für solche Festsetzungen kann sich ins- 
besondere in solchen Gebieten ergeben, in denen 
durch Begrenzung der Zahl der zulässigen Wohnun- 
gen unerwünschte Umstrukturierungen der städte- 
baulichen Eigenart des Gebiets verhindert werden 
sollen, andererseits jedoch Beschränkungen hin- 
sichtlich des zulässigen Maßes der Nutzung unver- 
hältnismäßig wären. Solche Festsetzungen können 
namentlich in Baugebieten in Betracht kommen, 
die Fremdenverkehrsaufgaben erfüllen, und in 
Dorfgebieten, wenn es durch Einrichtung einer grö- 
ßeren Zahl von Wohnungen in Gebäuden — unter 
Einhaltung des zulässigen Bauvolumens — und auf 
diese Weise durch ein Überhandnehmen von Woh- 
nungen zu Beeinträchtigungen der städtebaulichen 
Funktion des Gebietes kommen würde. Durch die 
Beschränkung der Festsetzung nach Nr. 6 auf „be- 
sondere städtebauliche Gründe“ soll seine Anwend- 
barkeit auf allgemeine städtebauliche Sachverhalte 
ausgeschlossen werden. 

Zu Doppelbuchstabe dd (Nummer 14) 

Durch die Neufassung soll in Anpassung an die Be- 
griffsbestimmungen des Abfallbeseitigungsgesetzes 
„feste Abfallstoffe“ durch „Abfälle“ ersetzt werden. 

Zu Doppelbuchstabe ee (Nummer 18) 

Die Ersetzung des Begriffs „Flächen für die Forst- 
wirtschaft“ durch „Wald“ entspricht der vorgesehe- 
nen Änderung in § 5 Abs. 2 Nr. 9 (zur Begründung 
siehe dort, Nummer 9 b dd). 

Zu Doppelbuchstabe ff (Nummer 20) 

Die in der Neufassung vorgesehene Ersetzung von 
„der Landschaft“ durch „von Natur und Landschaft“ 
trägt den Begriffsbestimmungen des Bundes-Natur- 
schutzgesetzes Rechnung. 

Durch die Neufassung der Nummer 20 soll die Ge- 
meinde zusätzlich die Möglichkeit erhalten, im Be- 
bauungsplan Flächen für Maßnahmen zum Schutz, 
zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und 
Landschaft festsetzen zu können. 


Dies entspricht dem Grundgedanken, daß die Bau- 
leitpläne die Regelung der zulässigen Bodennut- 
zung treffen; die Änderung der Nummer 20 erfüllt 
damit den gleichen Zweck wie die der neuen Num- 
mer 10 in § 5 Abs. 2 (vgl. Nr. 9 b ee). Dadurch hat die 
Gemeinde auch auf der Ebene des Bebauungsplans 
die Möglichkeit, Flächen für landschaftspflegeri- 
sche Maßnahmen verbindlich festlegen zu können. 

Zu Doppelbuchstabe gg (Nummer 23) 

Die Neufassung der Nummer 23 hat den Zweck, den 
im geltenden Recht enthaltenen Begriff „die Luft 
erheblich verunreinigende Stoffe“ zu konkretisie- 
ren. Danach ist vorgesehen, diesen Begriff durch 
„besondere städtebauliche Gründe“ und „zum 
Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen im 
Sinne des Bundes-Immissionsschutzgesetzes“ ent- 
sprechend dem ursprünglichen Gesetzgebungs- 
zweck der Vorschrift klarzustellen. Die Klarstellung 
ist erforderlich geworden, weil es in der Praxis zu 
Mißverständnissen gekommen ist. Besondere städ- 
tebauliche Gründe können nach dem Sinnzusam- 
menhang der Vorschrift bei der Festsetzung von 
Verbrennungsverboten für die Gebäudeheizung nur 
in Betracht kommen, wenn es sich um Baugebiete 
in Kurorten oder in ähnlichen städtebaulichen Si- 
tuationen handelt, für die nach ihrer Zweckbestim- 
mung eine über die Vorgaben des Immissions- 
schutzrechts hinausgehende Luftverbesserung ge- 
boten ist und diese durch das Verbrennungsverbot 
erreicht werden kann. Darüber hinaus können Ver- 
bote nach Nummer 23 in Betracht kommen, wenn 
dies zur Vermeidung von schädlichen Umweltein- 
wirkungen im Sinne des Bundes-Immissionsschutz- 
gesetzes notwendig ist. 

Zu Doppelbuchstabe hh (Nummer 24) 

Durch die Ergänzung der Nummer 24 (Festsetzung 
von baulichen und sonstigen technischen Vorkeh- 
rungen) soll in Übereinstimmung mit dem ur- 
sprünglichen gesetzgeberischen Zweck klargestellt 
werden, daß die nach dieser Nummer zulässigen 
immissionsschutzbezogenen Festsetzungen in der 
Weise hinreichend bestimmt werden müssen, daß 
ihnen die konkret zu treffenden Meißnahmen ent- 
nommen werden können. Dies schließt die Festset- 
zung von Emissions- und Immissionswerten, soweit 
sie nicht der Bestimmung von Eigenschaften be- 
stimmter Baustoffe dienen, aus. Unberührt bleiben 
die Möglichkeiten nach § 1 Abs. 4 Baunutzungsver- 
ordnung sowie die sich aus dem konkreten Pla- 
nungsfall ergebende Verpflichtung nach § 1 Abs. 5 
und 6, eine vorhandene oder aus der vorgesehenen 
Nutzung zu erwartende Immissionssituation zu be- 
rücksichtigen und ihr durch geeignete Festsetzun- 
gen nach § 9 Abs. 1 und der Baunutzungsverord- 
nung Rechnung zu tragen. Soweit technische Vor- 
kehrungen zum Schutz vor schädlichen Umweltein- 
wirkungen für die nach §4 Bundes-Immissions- 
schutzgesetz der Genehmigung unterliegenden An- 
lagen angeordnet werden können, sind sie regelmä- 
ßig als Festsetzungen in Bebauungsplänen nicht er- 
forderlich. Unberührt bleiben die Möglichkeiten, 
das Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und son- 
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stigen Bepflanzungen aus Immissionsschutzgrün- 
den nach Nummern 10 und 25 festzusetzen. 

Zu Doppelbuchstabe ii (Nummer 25) 

Nummer 25 entspricht der bisherigen Regelung. 
Wie im Fall der Nummer 18 (Doppelbuchstabe ee) 
soll auch hier der Begriff „forstwirtschaftliche Nut- 
zungen“ durch „Wald“ ersetzt werden. In Überein- 
stimmung mit dem Zweck der Vorschrift soll durch 
die Ergänzung „sonstigen Bepflanzungen“ klarge- 
stellt werden, daß nach dieser Vorschrift auch an- 
dere Pflanzen als Bäume und Sträucher (z. B. Gras) 
festgesetzt werden können. 

Zu Buchstabe b (Absatz 5) 

Durch die vorgesehene Ergänzung sollen Flächen, 
deren Böden erheblich mit umweltgefährdenden 
Stoffen belastet sind (sog. Altlasten), im Bebau- 
ungsplan gekennzeichnet werden (vgl. auch Ergän- 
zung zu § 5 Abs. 4; Nummer 9 d). 

Zu Buchstabe c (Absatz 6) 

Durch die Ergänzung in Absatz 6 sollen die im Be- 
bauungsplan nachrichtlich zu übernehmenden 
Festlegungen dahin ergänzt werden, daß dazu auch 
Denkmäler nach Landesrecht gehören, und zwar 
unabhängig davon, ob es sich um „nach anderen 
gesetzlichen Vorschriften getroffene Festsetzun- 
gen“ (nur diese werden vom geltenden Recht er- 
faßt) handelt. Zum Teil ergibt sich aus dem Landes- 
recht (z. B. in Niedersachsen) die Denkmaleigen- 
schaft nicht aufgrund von Festsetzungen, sondern 
unmittelbar aus dem Landesgesetz. 

Zu Buchstabe d (Absatz 8) 

Durch die Neufassung des Satzes 2 im Absatz 8 
einerseits und die Streichung der Sätze 2 bis 5 in 
Absatz 8 andererseits soll die gesetzliche Verpflich- 
tung zur Begründung des Bebauungsplans auf die 
wesentlichen Anforderungen zurückgeführt wer- 
den. Durch die Beschränkung der gesetzlichen Aus- 
sagen auf die Sätze 1 und 2 soll es dabei verbleiben, 
daß in der Begründung eines Bebauungsplans zu 
den zentralen Punkten der durch den Plan getroffe- 
nen Regelung begründende Hinweise gegeben wer- 
den. Auch unter dem Gesichtspunkt der Rechtsver- 
einfachung können daher Detailregelungen, wie sie 
in den Sätzen 3 bis 5 enthalten sind, entfallen, zu- 
mal diese auch unvollständig sind. Dies gilt auch 
für die Axifnahme von Grundsätzen für soziale Maß- 
nahmen in die Begründung des Bebauungsplans 
(bisher § 13 a Abs. 1 des Bundesbaugesetzes). 

Durch den Verzicht aui Detailregelungen zur Be- 
gründungspflicht sollen auch Erschwernisse für die 
Planaufstellung in solchen Planungsfällen vermie- 
den werden, in denen es auf einzelne Fragen der in 
den Detailregelungen angesprochenen Bereiche 
nicht ankommt. Statt dessen soll — in Übereinstim- 
mung mit dem geltenden Recht und unter Zusam- 
menfassung der im bisherigen § 9 Abs. 8 Sätze 3 bis 


5 und § 13 a Abs. 1 des Bundesbaugesetzes enthalte- 
nen Regelungen über einzelne Auswirkungen — 
durch die Ergänzung des Satzes 2 die Pflicht zur 
Darlegung der wesentlichen Auswirkungen des Be- 
bauungsplans erwähnt werden, da sie zu den die 
Begründung mit umfassenden wesentlichen Punk- 
ten der Abwägung gehören können. 

Zu den Auswirkungen können z. B. nicht nur Aus- 
wirkungen auf die Wirtschaft, auf soziale Verhält- 
nisse von Planbetroffenen (vgl. die bisherige Rege- 
lung in § 13 a Abs. 1 des Bundesbaugesetzes), die 
voraussichtlich entstehenden und überschlägig zu 
ermittelnden Kosten und deren vorgesehene Finan- 
zierung oder die Eigentumsverhältnisse wegen er- 
forderlicher bodenordnender Maßnahmen (vgl. § 9 
Abs. 8 Sätze 3 und 4 des Bundesbaugesetzes) gehö- 
ren, sondern insbesondere auch Auswirkungen auf 
die Umwelt. Die Pflicht zur Darlegung der Auswir- 
kungen in der Begründung des Bebauungsplans 
kann daher auch die Darlegung der von der Pla- 
nung berührten Umweltbelange mit umfassen, so- 
weit sie für die Abwägung in den zentralen Punkten 
wesentlich sind. Die Pflicht zur Darlegung der we- 
sentlichen Auswirkungen der Planung gilt entspre- 
chend für die Erläuterung und Begründung des 
Planentwurfs in der öffentlichen Auslegung (§ 3 
Abs. 2 Entwurf; vgl. Nummer 6). 

Zu Nummer 14 (§9a — Sicherung der Infrastruk- 
tur) 

§9a des Bundesbaugesetzes hat folgenden Wort- 
laut: 

„§9a 

Sicherung der Infrastruktur 

(1) Stellt die Gemeinde einen Bebauungsplan auf, 
so kann sie zugleich festsetzen, daß die in ihm fest- 
gesetzte bauliche oder sonstige Nutzung des Ge- 
biets oder von Teilen des Gebiets oder daß be- 
stimmte in ihm festgesetzte Nutzungen erst zuläs- 
sig sind, wenn die Errichtung von Einrichtungen 
des öffentlichen Verkehrs, insbesondere des öffent- 
lichen Personennahverkehrs, von anderen Erschlie- 
ßungsanlagen als im Sinne des § 30 sowde von Ge- 
meinbedarfs- oder sonstigen Folgeeinrichtungen, 
namentlich zur schadlosen Abwassersammlung 
und -beseitigung und zur Abfallbeseitigung gesi- 
chert ist. Die Einrichtungen und Anlagen sind im 
Bebauungsplan zu bezeichnen. Es ist weiter zu be- 
stimmen, unter welchen Voraussetzungen die Er- 
richtung der im Bebauungsplan bezeichneten Anla- 
gen gesichert ist. 

(2) Im Bebauungsplan kann vorgesehen werden, 
daß Ausnahmen von einer Festsetzung nach Ab- 
satz 1 zugelassen werden können. Art und Umfang 
der Ausnahmen sind im Bebauungsplan anzugeben. 
§ 31 Abs. 2 und 3 gilt entsprechend. 

(3) Eine Festsetzung nach Absatz 1 tritt nach Ab- 
lauf von vier Jahren außer Kraft, wenn der Bebau- 
ungsplan nicht eine kürzere Frist vorsieht. Die Ge- 
meinde kann die Frist mit Zustimmung der höhe- 
ren Verwaltungsbehörde durch Satzung bis zu zwei 
Jahren verlängern. 
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(4) Die Gemeinde kann mit Zustimmung der hö- 
heren Verwaltungsbehörde eine außer Kraft getre- 
tene Festsetzung nach Absatz 1 ganz oder teilweise 
erneut beschließen. 

(5) Eine Festsetzung nach Absatz 1 ist vor Frist- 
ablauf ganz oder teilweise durch Satzung der Ge- 
meinde mit Genehmigung der höheren Verwal- 
tungsbehörde aufzuheben, wenn die Errichtung der 
im Bebauungsplan bezeichneten Einrichtungen und 
Anlagen gesichert ist. 

(6) Können wegen einer Festsetzung nach Ab- 
satz 1, 3 oder 4 Nutzungen, die ohne diese Festset- 
zung zulässig sein würden, nach Ablauf von sechs 
Jahren seit der Rechtsverbindlichkeit des Bebau- 
ungsplans nicht verwirklicht werden, so ist dem Ei- 
gentümer für die dadurch nach diesem Zeitpunkt 
eintretenden Vermögensnachteile eine angemes- 
sene Entschädigung in Geld zu leisten. Dies gilt 
nicht, soweit die §§ 40 bis 44 Anwendung finden. Zur 
Entschädigung ist die Gemeinde verpflichtet. Die 
Vorschriften der §§ 39 j, 44 b Abs. 2, 4 und 5 sowie des 
§44c Abs. 1 und 2 gelten entsprechend. §30 bleibt 
unberührt. 

(7) Vorhaben, die vor Inkrafttreten einer Festset- 
zung nach Absatz 1 baurechtlich genehmigt worden 
sind, Unterhai tungs arbeiten und die Fortführung 
einer bisher ausgeübten Nutzung werden von einer 
Festsetzung nach Absatz 1 nicht berührt. 

(8) Für Gebiete oder Teile davon, die innerhalb 
des Geltungsbereichs eines Bebauungsplans liegen, 
sowie für im Zusammenhang bebaute Ortsteile 
kann die Gemeinde durch Satzung die in Absatz 1 
bezeichneten Festsetzungen treffen, wenn in dem 
Gebiet die Errichtung oder Einrichtung weiterer 
Wohn- und Arbeitsstätten die Erweiterung vorhan- 
dener oder die Errichtung neuer Anlagen und Ein- 
richtungen der in Absatz 1 bezeichneten Art voraus- 
setzt. Die Gemeinde hat den Entwurf der Satzung 
mit einer Begründung öffentlich auszulegen; §2a 
Abs. 6 und 7 ist entsprechend anzuwenden. Eine 
Satzung nach Satz 1 kann nicht einem Vorhaben 
entgegengehalten werden, das auf einem bisher un- 
bebauten Einzelgrundstück (Baulücke) entspre- 
chend Art und Maß der vorhandenen Bebauung er- 
richtet werden soll. Absatz 1 Satz 2 und 3, die Absät- 
ze 2 bis 7 sowie § 16 gelten entsprechend. 

(9) Ist ein Bebauungsplan nach Inkrafttreten die- 
ses Gesetzes auf gestellt worden, so kann bei Vorlie- 
gen der Voraussetzungen des Absatzes 8 die Sat- 
zung nur erlassen werden, wenn die bei Aufstellung 
des Bebauungsplans maßgebenden Voraussetzun- 
gen für die Finanzierung der Anlagen oder Einrich- 
tungen sich grundlegend geändert haben.“ 

Die bisherigen Vorschriften über die Sicherung der 
Infrastruktur (§ 9 a Bundesbaugesetz) sollen aufge- 
hoben werden. Die Vorschriften haben bisher in der 
Praxis mit Rücksicht auf ihren geringen Anwen- 
dungsbereich und ausreichende Regelungen in an- 
deren Rechtsbereichen (z. B. zur ordnungsgemäßen 
Abwasserbeseitigung nach Wasserrecht) nur ge- 
ringe Bedeutung erlangt. 


Zu Nummer 15 (§ 11 — Genehmigung und Anzeige 
des Bebauungsplans) 

§11 des Bundesbaugesetzes hat folgenden Wort- 
laut: 

„§11 

Genehmigung des Bebauungsplans 

Der Bebauungsplan bedarf der Genehmigung der 
höheren Verwaltungsbehörde. §6 Abs. 2 bis 4 gilt 
entsprechend. Die Genehmigung kann auch unter 
der Auflage erteilt werden, daß der Bebauungsplan 
durch Festsetzungen nach § 9 a ergänzt wird.“ 

Die Neufassung unterscheidet — in Abweichung 
vom geltenden Recht — zwischen genehmigungs- 
und anzeigepflichtigen Bebauungsplänen. 

Absatz 1 trifft die Regelung über die Bebauungsplä- 
ne, die — weiterhin — der Genehmigung bedürfen, 
und die Bebauungspläne, die der höheren Verwal- 
tungsbehörde anzuzeigen sind. Genehmigungs- 
pflichtig sind danach die selbständigen und vorzei- 
tigen Bebauungspläne, die das Vorliegen eines Flä- 
chennutzungsplans nicht voraussetzen. Alle ande- 
ren Bebauungspläne sollen anzeigepflichtig sein. 
Bei ihnen wird das Vorliegen eines Flächennut- 
zungsplans vorausgesetzt, da alle Bebauungspläne 
mit Ausnahme der selbständigen und vorzeitigen 
Bebauungspläne aus dem Flächennutzungsplan 
entwickelt sein müssen (§ 8 Abs. 2). Das Anzeigever- 
fahren setzt nicht voraus, daß der Bebauungsplan 
auch aus dem Flächennutzungsplan entwickelt 
wird (§ 8 Abs. 1 Satz 1). Soweit die Frage, ob ein 
Bebauungsplan aus dem Flächennutzungsplan ent- 
wickelt ist, rechtlich bedeutsam ist, ist dies Gegen- 
stand der im Anzeigeverfahren von der höheren 
Verwaltungsbehörde zu prüfenden Rechtsfrage. 
Durch die Einführung des Anzeigeverfahrens wird 
das Verhältnis der Rechtsaufsicht nach § 1 1 zur all- 
gemeinen Kommunalaufsicht nicht verändert, da 
sich die Verpflichtungen der Aufsichtsbehörde im 
Anzeigeverfahren grundsätzlich nicht von denen 
des Genehmigungsverfahrens unterscheiden. 

Absatz 2 enthält wie das bisherige Recht (vgl. § 11 
Satz 2 des Bundesbaugesetzes) durch Verweisung 
auf die Vorschriften über die Genehmigung der Flä- 
chennutzungspläne die materiell- und verfahrens- 
rechtlichen Vorschriften über die Genehmigung. 

Absatz 3 soll das Anzeigeverfahren regeln. 

Satz 1 enthält die Verpflichtung der höheren Ver- 
waltungsbehörde, die Verletzung von Rechtsvor- 
schriften geltend zu machen, wenn solche festge- 
stellt werden. Aus der Verweisung auf § 6 Abs. 2 und 
3 soll sich ergeben, daß die Geltendmachung von 
Rechtsverletzungen die gleichen Gründe voraus- 
setzt, die auch für die Versagung der Genehmigung 
von Flächennutzungsplänen oder selbständigen 
und vorzeitigen Bebauungsplänen maßgeblich sind. 
Dies schließt die Möglichkeit der Geltendmachung 
von Rechtsverletzungen mit Maßgaben mit der Wir- 
kung ein, daß die Geltendmachung von Rechtsver- 
letzungen entfällt, wenn die Gemeinde den Maßga- 
ben entspricht (vgl. zu Nummer 10 a). Aus Satz 1 er- 
gibt sich außerdem, daß die Geltendmachung von 
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Rechtsverletzungen nur innerhalb von 3 Monaten 
nach Eingang der Anzeige zulässig ist. 

Satz 2 enthält die Regelung über die Voraussetzung 
des Inkraftsetzens von anzeigepflichtigen Bebau- 
ungsplänen. Danach ist Voraussetzung, daß die hö- 
here Verwaltungsbehörde keine Rechtsverletzun- 
gen geltend gemacht hat. Dies ist der Fall, wenn die 
Drei-Monats-Frist (Satz 1) abgelaufen ist, ohne daß 
die höhere Verwaltungsbehörde Rechtsverletzun- 
gen geltend gemacht hat. Satz 2 läßt die Inkraftset- 
zung des Bebauungsplans auch zu, wenn die höhere 
Verwaltungbehörde vor Ablauf der Drei-Monats- 
Frist der Gemeinde mitgeteilt hat, daß sie Rechts- 
verletzungen nicht geltend macht. 

§11 Satz 3 des Bundesbaugesetzes ist wegen der 
vorgesehenen Aufhebung des § 9 a des Bundesbau- 
gesetzes (siehe Nummer 14) als Folgeänderung in 
der Neufassung des § 11 nicht mehr enthalten. ' 


Zu Nummer 16 (§ 12 — Inkrafttreten des Bebau- 
ungsplans) 

§12 des Bundesbaugesetzes hat folgenden Wort- 
laut: 

„§ 12 

Inkrafttreten des Bebauungsplans 

Die Gemeinde hat die Genehmigung des Bebau- 
ungsplans ortsüblich bekanntzumachen und späte- 
stens mit Wirksamwerden der Bekanntmachung 
den Bebauungsplan mit Begründung zu jeder- 
manns Einsicht bereitzuhalten und über ihren In- 
halt auf Verlangen Auskunft zu geben. In der Be- 
kanntmachung ist anzugeben, bei welcher Stelle 
der Plan während der Dienststunden eingesehen 
werden kann. Mit dieser Bekanntmachung, die an 
die Stelle der sonst für Satzungen vorgeschriebe- 
nen Veröffentlichung tritt, wird der Bebauungsplan 
rechtsverbindlich.“ 

Durch die Neufassung sollen — unter Wahrung der 
verfassungsrechtlichen Anforderungen an die Ver- 
kündung von Satzungen — in der Praxis aufgetre- 
tene Fehlerquellen vermieden werden. Insbeson- 
dere sollen durch die Neufassung Fehler, die nach 
geltendem Recht dadurch entstehen, daß die Be- 
kanntmachung — zufällig — an einem Tag wirk- 
sam wird, an dem der Bebauungsplan noch nicht 
bereitgehalten wird, ausgeschlossen werden. Dabei 
ist allerdings zu beachten, daß der Bebauungsplan 
zumindest kurzfristig nach Wirksamwerden der Be- 
kanntmachung ausgelegt sein muß. Dies ergibt sich 
aus den rechtsstaatlichen Anforderungen an die Er- 
satzverkündung, wie sie in dem Beschluß des Bun- 
desverfassungsgerichts vom 22. November 1983 — 
2 BvL 25/81 — dargelegt worden sind (ZfBR 1984, 
S. 88). Die Neufassung des § 12 verfolgt in diesem 
Rahmen das Ziel, die strikte Verbindung von Be- 
kanntmachung und Anhörung mit den sich daraus 
ergebenden Fehlerfolgen zu vermeiden. 

Satz 1 enthält die notwendige Folgeänderung der 
Einführung des Anzeigeverfahrens für bestimmte 
Bebauungspläne in § 11 (vgl. Nummer 15). 


Zu Nummer 17 (§13 — Vereinfachte Änderung 
des Bauleitplans) 

§ 13 des Bundesbaugesetzes hat folgenden Wort- 
laut: 

„§ 13 

Vereinfachte Änderung des Bebauungsplans 

Die Beteiligung der Bürger nach § 2 a und die Ge- 
nehmigung des Bebauungsplans nach § 11 sind 
nicht erforderlich, wenn 

1. Änderungen oder Ergänzungen des Bebauungs- 
plans die Grundzüge der Planung nicht berühren 
und 

2. den Eigentümern der von den Änderungen oder 
Ergänzungen betroffenen und benachbarten 
Grundstücke sowie den von den Änderungen 
oder Ergänzungen berührten Trägern Öffentli- 
cher Belange Gelegenheit zur Stellungnahme ge- 
geben wird. 

Die Gemeinde soll diesen Beteiligten für die Ab- 
gabe ihrer Stellungnahmen eine angemessene Frist 
setzen. Widersprechen diese innerhalb der Frist 
den Änderungen oder Ergänzungen, bedarf der Be- 
bauungsplan der Genehmigung nach § 11; die Stel- 
lungnahmen der Beteiligten sind als Bedenken und 
Anregungen nach § 2 a Abs. 6 Satz 4 und 6 zu behan- 
deln.“ 

Absatz 1 entspricht dem bisherigen § 13 des Bundes- 
baugesetzes. Durch die Neufassung sollen die aus 
dem Gesetzestext des geltenden Rechts (insbeson- 
dere durch die Inbezugnahme von Vorschriften) in 
der Praxis z. T. entstandenen Mißverständnisse be- 
seitigt werden. 

Absatz 2 sieht — neu — eine vereinfachte Änderung 
oder Ergänzung des Flächennutzungsplans in ent- 
sprechender Anwendung des Absatzes 1 vor. Vor- 
aussetzung sind geringfügige Änderungen oder Er- 
gänzungen von im Flächennutzungsplan dargestell- 
ten Flächen, d. h. die sich aus dem Flächennut- 
zungsplan ergebende geordnete städtebauliche Ent- 
wicklung der Gemeinde darf nicht beeinträchtigt 
werden. In Betracht kommen kann ein vereinfach- 
tes Verfahren, z. B. bei geringfügigen Änderungen 
oder Ergänzungen von im Flächennutzungsplan 
dargestellten Flächen, die aufgrund von Planungen 
öffentlicher Planungsträger veranlaßt worden sind. 
Anders als die vereinfachte Änderung oder Ergän- 
zung des Bebauungsplans, für die eine Genehmi- 
gung oder Anzeige nur im Fall des Absatzes 1 Satz 3 
erforderlich ist, soll die des Flächennutzungsplans 
stets der Genehmigung bedürfen. 

Zu Nummer 18 (§13a — Grundsätze für soziale 
Maßnahmen, Sozialplan) 

§ 13 a des Bundesbaugesetzes hat folgenden Wort- 
laut: 

„§ 13 a 

Grundsätze für soziale Maßnahmen, Sozialplan 

(1) Ist zu erwarten, daß ein Bebauungsplan, des- 
sen Aufstellung die Gemeinde beabsichtigt, bei sei- 
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ner Verwirklichung sich nachteilig auf die persönli- 
chen Lebensumstände der in dem Gebiet wohnen- 
den oder arbeitenden Menschen auswirken wird, 
insbesondere im wirtschaftlichen oder sozialen Be- 
reich, so hat die Gemeinde in der Begründung (§ 9 
Abs. 8) allgemeine Vorstellungen darzulegen, wie 
nachteilige Auswirkungen möglichst vermieden 
oder gemildert werden können (Grundsätze für so- 
ziale Maßnahmen). 

(2) Ist ein Bebauungsplan in Kraft getreten, der 
sich erheblich nachteilig (Absatz 1) auswirkt, und 
steht seine Verwirklichung durch Maßnahmen der 
Gemeinde bevor, so hat die Gemeinde, sobald und 
soweit es erforderlich ist, mit den von der Verwirkli- 
chung unmittelbar Betroffenen zu erörtern und 
Vorstellungen zu entwickeln, wie nachteilige Aus- 
wirkungen möglichst vermieden oder gemildert 
werden können; dabei soll sie namentlich Berufs-, 
Erwerbs- und Familienverhältnisse, Lebensalter, 
Wohnbedürfnisse, soziale Verflechtungen sowie ört- 
liche Bindungen berücksichtigen. Die Gemeinde 
hat den Betroffenen bei ihren eigenen Bemühun- 
gen, nachteilige Auswirkungen zu vermeiden oder 
zu mildern, zu helfen, insbesondere beim Woh- 
nungs- und Arbeitsplatzwechsel sowie beim Umzug 
von Betrieben; soweit öffentliche Leistungen in Be- 
tracht kommen können, soll die Gemeinde hierauf 
hinweisen. Sind Betroffene nach ihren persönlichen 
Lebensumständen nicht in der Lage, Empfehlungen 
und anderen Hinweisen der Gemeinde zur Vermei- 
dung von Nachteilen zu folgen oder Hilfen zu nut- 
zen, oder sind aus anderen Gründen weitere Maß- 
nahmen der Gemeinde erforderlich, hat die Ge- 
meinde geeignete Maßnahmen zu prüfen. 

(3) Das Ergebnis der Erörterungen und Prüfun- 
gen nach Absatz 2 sowie die voraussichtlich in Be- 
tracht zu ziehenden Maßnahmen der Gemeinde 
und die Möglichkeiten ihrer Verwirklichung sind 
schriftlich darzustellen (Sozialplan). 

(4) Steht die Verwirklichung eines Bebauungs- 
plans durch einen anderen als die Gemeinde bevor 
und sind die übrigen Voraussetzungen des Absat- 
zes 2 gegeben, so kann die Gemeinde verlangen, 
daß der andere im Einvernehmen mit ihr den So- 
zialplan aufstellt und durchführt. Die Gemeinde 
kann diese Aufgabe ganz oder teilweise auch selbst 
übernehmen und dem anderen die Kosten auferle- 
gen. Die Befugnisse der Gemeinde, insbesondere 
aus den §§ 39 g und 39 h bleiben unberührt.“ 

Die in § 13 a Abs. 1 des Bundesbaugesetzes enthal- 
tene ausdrückliche Verpflichtung zur Aufnahme 
von Grundsätzen für soziale Maßnahmen in die Be- 
gründung zum Bebauungsplan soll entfallen. Dies 
entspricht der mit der Neufassung des § 9 Abs. 8 
(vgl. Nr. 13 d) verfolgten Zielsetzung, die gesetzliche 
Verpflichtung zur Begründung des Bebauungsplans 
auf die wesentlichen Anforderungen zurückzufüh- 
ren. Auch hat die Praxis gezeigt, daß die Grund- 
sätze für soziale Maßnahmen im Stadium der Pla- 
nung oft nur so allgemein sind, daß auf sie verzich- 
tet werden kann. Es bleibt aber dabei, daß die sozia- 
len Belange in der Abwägung nach § 1 Abs. 5 und 6 
zu berücksichtigen sind. Auch geht der Grundge- 


danke des bisherigen § 13 a Abs. 1 des Bundesbau- 
gesetzes in der neu aufzunehmenden allgemeinen 
Verpflichtung auf, in der Begründung die wesentli- 
chen Auswirkungen der Planung darzulegen, zu de- 
nen auch soziale Auswirkungen gehören können 
(vgl. zu Nr. 13 d). 

Die bisherigen Vorschriften über den Sozialplan 
(§ 13 a Abs. 2 bis 4 des Bundesbaugesetzes) finden 
sich in geänderter Fassung in § 180 (vgl. Nr. 96). 

Zu Nummer 19 (§ 14 — Veränderungssperre) 

§ 14 des Bundesbaugesetzes hat folgenden Wort- 
laut: 

„§ 14 

Veränderungssperre 

(1) Hat die Gemeinde beschlossen, einen Bebau- 
ungsplan aufzustellen, zu ändern, zu ergänzen oder 
aufzuheben, so kann sie zur Sicherung der Planung 
für den künftigen Planbereich eine Veränderungs- 
sperre mit dem Inhalt beschließen, daß 

1. erhebliche oder wesentlich wertsteigernde Ver- 
änderungen der Grundstücke nicht vorgenom- 
men werden dürfen; 

2. nicht genehmigungsbedürftige, aber wertstei- 
gernde bauliche Anlagen nicht errichtet oder 
wertsteigernde Änderungen solcher Anlagen 
nicht vorgenommen werden dürfen; 

3. genehmigungsbedürftige bauliche Anlagen nicht 
errichtet, geändert oder beseitigt werden dürfen. 

(2) Wenn überwiegende öffentliche Belange nicht 
entgegenstehen, kann von der Veränderungssperre 
eine Ausnahme zugelassen werden. Die Entschei- 
dung über Ausnahmen trifft die Baugenehmigungs- 
behörde im Einvernehmen mit der Gemeinde. 

(3) Vorhaben, die vor dem Inkrafttreten der Ver- 
änderungssperre baurechtlich genehmigt worden 
sind, Unterhaltungsarbeiten und die Fortführung 
einer bisher ausgeübten Nutzung werden von der 
Veränderungssperre nicht berührt.“ 

Die Neufassung des § 14 Abs. 1 hat zwei Änderun- 
gen zum Inhalt. Zum einen soll in Anpassung an die 
Änderung des § 2 Abs. 1 Satz 2 (vgl. Nummer 4) der 
Begriff „Gemeinde“ aus dem Gesetzestext heraus- 
genommen werden (zur Begründung vgl. zu Num- 
mer 4). Zum anderen sollen die Maßnahmen, die der 
Veränderungssperre unterliegen, insbesondere an 
den Begriff des Vorhabens im Sinne des § 29 ange- 
paßt werden (Nummer 1). Die neue Nummer 2 faßt 
die bisherigen Nummern 1 und 2 zusammen. 

Zu Nummer 20 (§ 16 — Beschluß über die Verän- 
derungssperre) 

§ 16 des Bundesbaugesetzes hat folgenden Wort- 
laut: 

,,§ 16 

Beschluß über die Veränderungssperre 

(1) Die Veränderungssperre wird von der Ge- 
meinde als Satzung beschlossen. Sie bedarf der Ge- 
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nehmigung der höheren Verwaltungsbehörde. § 6 
Abs. 2 bis 4 gilt entsprechend. 

(2) Die Gemeinde hat die Veränderungs sperre zu- 
sammen mit der Genehmigung ortsüblich bekannt- 
zumachen. Sie kann die Bekanntmachung auch in 
entsprechender Anwendung des § 12 vornehmen.“ 

Nach der vorgesehenen Neufassung des Absatzes 1 
Satz 2 ist die von der Gemeinde beschlossene Ver- 
änderungssperre nicht mehr, wie bisher, von der 
höheren Verwaltungsbehörde zu genehmigen, son- 
dern dieser — in Anpassung an die Einführung des 
Anzeigeverfahrens für Bebauungspläne (§ 11, vgl. 
Nummer 15) — anzuzeigen. Nach Absatz 1 Satz 3 
sollen die Vorschriften über das Anzeigeverfahren 
bei Bebauungsplänen entsprechend angewandt 
werden. 

Absatz 2 enthält die Folgeänderungen aus der Ein- 
führung der Anzeigepflicht von Veränderungs sper- 
ren. 

Die Vorschriften des § 16 über die Anzeige und In- 
kraftsetzung der Veränderungssperre werden für 
folgende Satzungen für entsprechend anwendbar 
erklärt; 

Satzungen zur Sicherung von Gebieten mit Frem- 
denverkehrsfunktionen (§ 22, vgl. Nr. 26), Satzungen 
über besondere Vorkaufsrechte (§ 25, vgl. Nr. 27), 
Satzungen nach § 34 Abs. 4 (§ 34 Abs. 5, vgl. Nr. 33), 
Sanierungssatzungen (§§ 142 und 169, vgl. Nr. 96) 
und Erhaltungssatzungen (§ 172, vgl. Nr. 96). 

Zu Nummer 21 (§ 18 — Entschädigung bei Verän- 
derungssperre) 

§ 18 des Bundesbaugesetzes hat folgenden Wort- 
laut: 

„§ 18 

Entschädigung bei Veränderungs sperre 

(1) Dauert die Veränderungssperre länger als vier 
Jahre über den Zeitpunkt ihres Beginns oder der 
ersten Zurückstellung eines Baugesuchs nach § 15 
Abs. 1 hinaus, so ist den Betroffenen für dadurch 
entstandene Vermögensnachteile eine angemes- 
sene Entschädigung in Geld zu leisten. Die Vor- 
schriften über die Entschädigung im Zweiten Ab- 
schnitt des Fünften Teils gelten entsprechend; da- 
bei ist der Grundstückswert zugrunde zu legen, der 
nach den Vorschriften des Zweiten Abschnitts des 
Dritten Teils zu entschädigen wäre. 

(2) Zur Entschädigung ist die Gemeinde verpflich- 
tet. Der Entschädigungsberechtigte kann Entschä- 
digung verlangen, wenn die in Absatz 1 Satz 1 be- 
zeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind. 
Er kann die Fälligkeit des Anspruchs dadurch her- 
beiführen, daß er die Leistung der Entschädigung 
schriftlich bei dem Entschädigungspflichtigen be- 
antragt. Kommt eine Einigung über die Höhe der 
Entschädigung nicht zustande, entscheidet die hö- 
here Verwaltungsbehörde. Vor der Entscheidung 
sind die Beteiligten zu hören. Für den Bescheid 
über die Festsetzung der Entschädigung gilt § 122 
entsprechend. 


(3) Auf das Erlöschen des Entschädigungsan- 
spruchs findet §44c Abs. 2 mit der Maßgabe An- 
wendung, daß bei einer Veränderungssperre, die die 
Sicherung einer Festsetzung nach § 40 Abs. 1 oder 
§42 zum Gegenstand hat, die Verjährungsfrist frü- 
hestens ab Rechtsverbindlichkeit des Bebauungs- 
plans beginnt. In der Bekanntmachung nach § 16 
Abs. 2 ist auf die Vorschriften des Absatzes 2 Satz 2 
und 3 hinzuweisen. 

Zu Buchstabe a (Absatz 2) 

Es hat sich als notwendig herausgestellt, daß im 
Streitfall die höhere Verwaltungsbehörde nicht nur 
über die Höhe der Entschädigung entscheiden soll, 
weil diese Frage von anderen oft nicht zu trennen 
ist. Die Änderung des Satzes 4 soll dem Rechnung 
tragen. Der Verzicht auf Satz 5 ist durch entspre- 
chende Regelungen im Verwaltungsverfahrensge- 
setz gerechtfertigt. 

Zu Buchstabe b (Absatz 3 Satz 1) 

Redaktionelle Anpassung an geänderte Paragra- 
phenfolgen. 

Zu Nummer 22 (Überschrift des Zweiten Ab- 
schnitts) 

Die Überschrift des Zweiten Teils des Zweiten Ab- 
schnitts des Bundeshaugesetzes hat folgenden 
Wortlaut: 

„Bodenverkehr“ 

Mit der Neufassung der Überschrift („Teilungsge- 
nehmigung“) soll dem bereits geltenden Bodenver- 
kehrsrecht entsprochen werden, das seit dem Ge- 
setz zur Änderung des Bundesbaugesetzes vom 
6. Juli 1979 (BGBl. I S. 949) nur noch die Bodenver- 
kehr sge nehmigung für Grundstücksteilungen ent- 
hält. Der Begriff der „Teilungsgenehmigung“ in der 
Überschrift schließt außerdem auch die in § 22 vor- 
gesehenen Regelungen über die Genehmigungs- 
pflicht für die Begründung und Teilung von Woh- 
nungseigentum und Teileigentum nach dem Woh- 
nungseigentumsgesetz mit ein. 

Zu Nummer 23 (§ 19 — Teilungsgenehmigung) 

§ 19 Abs. 4 des Bundesbaugesetzes hat folgenden 
Wortlaut: 

„(4) Die Teilung bedarf der Genehmigung nicht, 
wenn 

1. sie in einem Verfahren zur Enteignung oder Bo- 
denordnung nach diesem Gesetz oder anderen 
bundes- oder landesrechtlichen Vorschriften 
oder für ein Unternehmen, für das die Enteig- 
nung für zulässig erklärt wurde, oder in einem 
bergbaulichen Grundabtretungsverfahren vorge- 
nommen wird; 

2. der Bund, ein Land, eine Gemeinde oder ein Ge- 
meindeverband als Erwerber, Eigentümer oder 
Verwalter beteiligt ist; 

3. eine ausschließlich kirchlichen, wissenschaftli- 
chen, gemeinnützigen oder mildtätigen Zwecken 
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dienende öffentlich-rechtliche Körperschaft, An- 
stalt oder Stiftung, eine mit den Rechten einer 
Körperschaft des öffentlichen Rechts ausgestat- 
tete Religionsgesellschaft oder eine den Aufga- 
ben einer solchen Religionsgesellschaft dienende 
rechtsfähige Anstalt, Stiftung oder Personenver- 
einigung als Erwerber oder Eigentümer beteiligt 
ist; 

4. sie der Errichtung von Anlagen der öffentlichen 
Versorgung mit Elektrizität, Gas, Wärme und 
Wasser sowie von Anlagen der Abwasserwirt- 
schaft dient.§ ** 

Zu Buchstabe a (Absatz 4 Nr. 1) 

Nach § 19 Abs. 4 Nr. 1 bedarf im Verfahren der Um- 
legung die Neuaufteilung des Gebiets nicht der Ge- 
nehmigung nach dessen Absatz 1. Dagegen unter- 
liegen im Umlegungsgebiet Teilungen, die privat- 
rechtlich vorgenommen werden, derzeit sowohl der 
Genehmigung nach § 19 Abs. 1 als auch nach § 51 
Abs. 1 Nr. 1. 

Durch die vorgesehene Einfügung soll erreicht wer- 
den, daß neben der Genehmigung nach § 51 eine 
Genehmigung nach § 19 nicht mehr erforderlich ist. 
Die Neuregelung soll das Genehmigungsverfahren 
vereinfachen und damit zugleich beschleunigen. 
Die Umlegungsstelle wird intern die für die Tei- 
lungsgenehmigung nach § 19 zuständige Stelle be- 
teiligen. 

Zu Buchstabe b (Absatz 4 Nummern 1, 2 und 3) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung. 

Zu Buchstabe c (Absatz 4 Nummer 4) 

Der bisherige § 22 des Bundesbaugesetzes, der Son- 
derregelungen hinsichtlich des Grundstückver- 
kehrsgesetzes enthält, soll in den neuen Siebten 
Teil des Zweiten Kapitels zusammen mit den son- 
stigen Vorschriften über städtebauliche Maßnah- 
men im Zusammenhang mit agrarstrukturellen 
Maßnahmen übernommen werden (vgl. Nummer 87 
zu § 191). 

Durch die Anfügung soll klargestellt werden, daß 
diese Sonderregelungen unberührt bleiben. 

Zu Nummer 24 (§ 20 — Versagungsgründe) 

Redaktionelle Folgeänderung der Änderung des 
§ 34 (vgl. Nummer 33). 

Zu Nummer 25 (§ 21 — Inhalt der Genehmigung) 

Ausschließlich redaktionelle Folgeänderungen auf- 
grund Änderung der Paragraphen-Folge der bishe- 
rigen §§ 39j bis 44 c des Bundesbaugesetzes (vgl. 
Nummern 43 und 44). 

Zu Nummer 26 (§22 — Sicherung von Gebie- 
ten mit Fremdenverkehrsfunk- 
tionen) 

§ 22 des Bundesbaugesetzes hat folgenden Wort- 

laut: 


,,§ 22 

Verhältnis zu anderen Vorschriften 
über den Bodenverkehr 

Im räumlichen Geltungsbereich eines Bebau- 
ungsplans im Sinne des § 30 sind die Vorschriften 
über den Verkehr mit land- und forstwirtschaftli- 
chen Grundstücken nicht anzuwenden, es sei denn, 
daß es sich um die Veräußerung der Wirtschafts- 
stelle eines land- oder forstwirtschaftlichen Be- 
triebs oder solcher Grundstücke handelt, die im Be- 
bauungsplan als Flächen für die Landwirtschaft 
oder für die Forstwirtschaft ausgewiesen sind.“ 

§ 22 soll die Gemeinden ermächtigen, Genehmi- 
gungsvorbehalte für die Begründung oder Teilung 
von Wohnungseigentum oder Teileigentum nach 
dem Wohnungseigentumsgesetz in Gebieten mit 
Fremdenverkehrsfunktionen einzuführen. 

Nach Absatz 1 setzt die Einführung von Genehmi- 
gungsvorbehalten voraus, daß die Landesregierung 
durch Rechtsverordnung die Gemeinden bezeich- 
net, die den Genehmigungsvorbehalt bestimmen 
können. In Betracht kommen Kur- und Erholungs- 
orte, die überwiegend durch den Fremdenverkehr 
geprägt sind und in denen die Zweckbestimmung 
von Gebieten mit Fremdenverkehrsfunktionen ge- 
sichert werden soll. Die Landesregierung hat bei 
dem Erlaß der Rechtsverordnung die überörtlich 
bedeutsamen Gesichtspunkte zu berücksichtigen, 
insbesondere die Notwendigkeit der Einführung 
von Genehmigungsvorbehalten in Gemeinden, de- 
nen Kur- und Erholungsaufgaben, namentlich 
durch Ziele der Raumordnung und Landesplanung, 
zugewiesen sind, sowie die Belange des Rechtsver- 
kehrs. Es obliegt den hiernach bezeichneten Ge- 
meinden, nach den örtlichen Gegebenheiten und 
Erfordernissen den Genehmigungsvorbehalt nach 
Absatz 2 für bestimmte Grundstücke festzulegen. Je 
nach Sachlage kann die Bezeichnung auch nur ei- 
nes Teiles einer Gemeinde, in dem die Gemeinde 
entsprechende Beschränkungen erlassen kann, in 
Betracht kommmen, z. B. wenn nur bestimmte Orts- 
teile einer Stadt oder Gemeinde eine Fremdenver- 
kehrsfunktion aufweisen, die für Satzungen nach 
Absatz 2 in Betracht kommen. Satz 3 sieht deshalb 
die Möglichkeit vor, die Regelung auf solche Teile 
zu beschränken. Dabei wird im Hinblick auf die 
Regelung in Absatz 6 darauf zu achten sein, daß der 
entsprechende Teil so bezeichnet wird, daß der 
Rechtsverkehr und die Grundbuchämter ohne wei- 
teres erkennen können, ob ein Grundstück in ein 
entsprechendes Gebiet fällt. Denkbar ist z. B., die 
Bestimmung auf das Gebiet einer Gemarkung zu 
beschränken (so auch § 28 Abs. 4), da diese im 
Grundbuch eingetragen ist. Dabei ist allerdings 
auch zu prüfen, ob Schwierigkeiten durch eine Än- 
derung der Gemarkungsgrenzen auftreten könnten 
und wie Vorsorge dagegen getroffen werden könn- 
te. Die Prüfung der vorerwähnten Fragen kann den 
Landesregierungen überlassen bleiben. 

Absatz 2 enthält die Regelungen über die Voraus- 
setzungen, nach denen die nach Absatz 1 bezeichne- 
ten Gemeinden den Genehmigungsvorbehalt für die 
in Betracht kommenden Grundstücke festsetzen 
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können. Nach Satz 1 kann die Gemeinde diese Be- 
stimmung im Bebauungsplan oder durch sonstige, 
speziell hierfür zu erlassende Satzung vornehmen. 
Aus Satz 1 ergibt sich weiter, daß diese Bestim- 
mung nach den jeweiligen Erfordernissen für ein- 
zelne oder auch für mehrere oder alle Grundstücke 
in dem betreffenden Gebiet getroffen werden 
kann. 

Satz 2 enthält die materiell-rechtlichen Vorausset- 
zungen für die Einführung des Genehmigungsvor- 
behalts, die in Satz 3 näher konkretisiert werden. 
Danach darf der Genehmigungsvorbehalt nur fest- 
gelegt werden, wenn durch die in Absatz 1 bezeich- 
neten Rechte die vorhandene oder vorgesehene 
Zweckbestimmung des Gebiets für den Fremden- 
verkehr und dadurch die geordnete städtebauliche 
Entwicklung beeinträchtigt werden kann. Die 
Zweckbestimmung des Gebiets für den Fremden- 
verkehr ergibt sich — insbesondere in bezug auf die 
Begründung von Wohnungseigentum — aus der 
vorhandenen oder vorgesehenen Nutzung von Ge- 
bäuden für die Fremdenbeherbergung. Vorausset- 
zung ist daher, daß die Umwandlung von der Frem- 
denbeherbergung dienender Gebäude (Beherber- 
gungsbetriebe) in Gebäude vor allem mit Woh- 
nungseigentum die Zweckbestimmung des Gebiets 
für Fremdenverkehrsaufgaben beeinträchtigt. Dies 
kann auch zutreffen bei Grundstücken, die noch 
nicht Fremdenverkehrszwecken dienen, wenn sie 
von der Umgebung mit Fremdenverkehrscharakter 
geprägt sind und auf ihnen eine Nutzung für Beher- 
bergungszwecke zulässig ist, weil nur durch Einbe- 
ziehung auch dieser Grundstücke der Zweck des 
Genehmigungs Vorbehalts für das betreffende Ge- 
biet erfüllt werden kann. Weitere Voraussetzung 
soll sein, daß dadurch die städtebauliche Entwick- 
lung und Ordnung beeinträchtigt werden kann. Es 
müssen also letztlich städtebauliche Gründe für die 
Bestimmung des Genehmigungsvorbehalts maß- 
geblich sein. Dies kann z. B. der Fall sein, wenn in 
der Kur- und Erholungsgemeinde keine gleichwer- 
tigen Gebiete für die Fremdenbeherbergung vor- 
handen sind oder, z. B. durch Neuausweisung von 
Baugebieten, bereitgestellt werden können. 

Satz 3 konkretisiert die Voraussetzungen, aus de- 
nen sich die Zweckbestimmung des Gebiets für den 
Fremdenverkehr ergibt. Dies soll der Fall sein bei 
den in Bebauungsplänen festgesetzten Kurgebieten 
und Gebieten für die Fremdenbeherbergung im 
Sinne des § 11 Baunutzungsverordnung, Wochen- 
end- und Ferienhausgebieten im Sinne des § 10 
Baunutzungsverordnung sowie bei den nichtbe- 
planten Innenbereichen (§ 34), die eine entspre- 
chende Eigenart auf weisen. In solchen Gebieten 
sind Nutzungen, die nicht Fremdenverkehrszwek- 
ken dienen, unmittelbar bauplanungsrechtlich un- 
zulässig. Darüber hinaus soll die Begründung von 
Genehmigungsvorbehalten auch in anderen Gebie- 
ten möglich sein, sofern ihnen Fremdenverkehrs- 
funktionen zugewiesen und sie durch Beherber- 
gungsbetriebe und Wohngebäude mit gewerblicher 
Zimmervermietung geprägt sind. 

Nach Satz 4 bedarf die Satzung der Anzeige an die 
höhere Verwaltungsbehörde und der Bekanntma- 
chung entsprechend § 16. 


Absatz 3 soll sicherstellen, daß bei Wirksamwerden 
der Genehmigungsbedürftigkeit anhängige Eintra- 
gungsanträge bezüglich der von Absatz 1 erfaßten 
Rechtsvorgänge beim Grundbuchamt noch ohne 
Rücksicht auf das Genehmigungserfordernis erle- 
digt werden können. Die Dauer der Bearbeitung 
beim Grundbuchamt soll keinen Einfluß auf die 
Frage der Genehmigungsbedürftigkeit haben. 

Absatz 4 enthält die Regelungen über die Voraus- 
setzungen für die Versagung bzw. Erteilung der Ge- 
nehmigung. Satz 1 bestimmt dazu die Versagungs- 
gründe. Die Sätze 2 und 3 regeln die Ausnahmetat- 
bestände: Satz 2 dient dem Vormerkungsschutz, 
Satz 3 berücksichtigt, daß die Nichterteilung der Ge- 
nehmigung im Einzelfall zu einer unerwünschten 
Härte führen kann. 

Absatz 5 enthält die Regelung über die zuständige 
Genehmigungsbehörde (Satz 1 ) und die Regelung 
des Genehmigungsverfahrens einschließlich der 
Fristen (Satz 2). 

Absatz 6 spricht nach dem Vorbild des § 23 Abs. 1 
ausdrücklich aus, daß das Genehmigungserforder- 
nis im Grundbuchverfahren zu beachten ist. Ande- 
rerseits ergibt sich aus der Vorschrift, daß der Ge- 
nehmigungsbescheid oder das ihm gleichstehende 
Negativattest (Absatz 6 Satz 2 in Verbindung mit 
§ 23 Abs. 2) nur bei Grundstücken beizubringen ist, 
die in einem durch Rechtsverordnung der Landes- 
regierung nach Absatz 1 bezeichneten Gemeinde- 
oder Gemeindeteilgebiet liegen. Dies ist von we- 
sentlicher Bedeutung, weil dadurch die Notwendig- 
keit der Beibringung eines Genehmigungsbe- 
scheids oder eines Negativattestes auf begrenzte 
Gebiete beschränkt und eine Erschwerung der Be- 
gründung von Wohnungseigentum oder anderer in 
Absatz 1 bezeichneter Rechte im übrigen Geltungs- 
bereich des Gesetzes vermieden wird. 

Absatz 1 soll dem Eigentümer nach den entschädi- 
gungsrechtlichen Grundsätzen des § 40 einen Über- 
nahmeanspruch gegen die Gemeinde einräumen, 
wenn es ihm mit Rücksicht auf die Versagung der 
Genehmigung wirtschaftlich nicht mehr zuzumuten 
ist, das Grundstück zu behalten oder es wie bisher 
zu nutzen. 

Absatz 8 enthält die Regelung bei Fortfall der Vor- 
aussetzungen für die Begründung des Genehmi- 
gungsvorbehalts. 

Mit Rücksicht darauf, daß die Begrenzung der zu- 
lässigen Zahl der Wohnungen in Wohngebäuden be- 
sonders in Gebieten mit Fremdenverkehrsfunktio- 
nen in Betracht kommen kann, soll Absatz 9 der 
Gemeinde die — verfahrensrechtlich erleichterte — 
Möglichkeit eröffnen, zugleich mit dem Erlaß der 
Satzung, durch die der Genehmigungvorbehalt ein- 
geführt wird, auch die höchstzulässige Zahl der 
Wohnungen aus besonderen städtebaulichen Grün- 
den (§ 9 Abs. 1 Nr. 6) festlegen zu können. Wie bei 
einzelnen Festsetzungen nach § 9 Abs. 1 im Zusam- 
menhang mit dem Erlaß der Satzungen nach § 34 
Abs. 4 (vgl. Nummer 33) soll auch hier zuvor den Be- 
troffenen Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben 
werden. Die Festsetzung der höchstzulässigen Zahl 
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der Wohnungen ist — wie in Fällen des § 34 Abs. 4 
Satz 3 — im Baugenehmigungsverfahren zu prüfen; 
Absätze 3 bis 8 finden auf Festsetzungen nach Ab- 
satz 9 in Verbindung mit § 9 Abs. 1 Nr. 6 daher keine 
Anwendung. 

Die Regelung des bisherigen § 22 des Bundesbauge- 
setzes ist in § 191 des Entwurfs übernommen wor- 
den (vgl. Nummer 96). 

Zu Nummer 27 (§§24 — 28 Gesetzliche Vorkaufs- 
rechte der Gemeinde) 

Der Dritte Abschnitt des Zweiten Teils hat folgende 
Fassung: 

„§24 

Allgemeines Vorkaufsrecht 

(1) Der Gemeinde steht ein Vorkaufsrecht beim 
Kauf von Grundstücken zu, die 

1. im Geltungsbereich eines Bebauungsplans lie- 
gen, 

2. in Gebieten liegen, für die die Gemeinde die Auf- 
stellung eines Bebauungsplans beschlossen hat 
und in denen kein Vorkaufsrecht nach §25 be- 
steht, oder 

3. in ein Verfahren zur Bodenordnung einbezogen 
sind. 

(2) Das Vorkaufsrecht darf nur dann ausgeübt 
werden, wenn das Wohl der Allgemeinheit dies 
rechtfertigt; bei der Ausübung des Vorkaufsrechts 
hat die Gemeinde den Verwendungszweck des 
Grundstücks anzugeben. Die Ausübung ist insbe- 
sondere ausgeschlossen, wenn 

1. in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 1 das Grund- 
stück entsprechend den vorhandenen baurechtli- 
chen Festsetzungen bebaut ist und genutzt wird, 

2. ein Grundstück von einem öffentlichen Bedarfs- 
träger zu einem in §39i Abs. 1 bezeichneten 
Zweck erworben wird, 

3. der Erwerber bereit und in der Lage ist, das 
Grundstück binnen angemessener Frist entspre- 
chend den vorhandenen baurechtlichen Festset- 
zungen zu nutzen, und dies vor Ablauf der Frist 
nach Absatz 4 Satz 1 erklärt und glaubhaft macht 
oder 

4. in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 2 nach dem 
Stand der Planungsarbeiten der Verwendungs- 
zweck des Grundstücks noch nicht mit ausrei- 
chender Sicherheit bestimmt werden kann; ist 
der Verwendungszweck mit ausreichender Si- 
cherheit bestimmbar, so gelten die Nummern 1 
und 3 mit der Maßgabe, daß anstelle der vorhan- 
denen baurechtlichen Festsetzungen die zukünf- 
tigen Festsetzungen treten. 

Nummer 1 gilt nicht, wenn die auf dem Grundstück 
befindliche bauliche Anlage schwere Mißstände 
oder Mängel im Sinne des §39e aufweist und der 
Erwerber nicht glaubhaft macht, daß er bereit und 
in der Lage ist, die Mißstände oder Mängel binnen 
angemessener Frist zu beseitigen. 


(3) Soweit die Grundstücke nicht als Flächen für 
den Gemeinbedarf oder als Flächen für die Verwer- 
tung oder Beseitigung von Abwasser und festen Ab- 
fallstoffen, als Verkehrs-, Versorgungs- oder Grün- 
flächen benötigt werden, ist das Vorkaufsrecht aus- 
geschlossen, wenn der Eigentümer das Grundstück 
an seinen Ehegatten oder an eine Person veräußert, 
die mit ihm in gerader Linie verwandt oder ver- 
schwägert oder in der Seitenlinie bis zum dritten 
Grad verwandt ist. 

(4) Das Vorkaufsrecht kann nur binnen zwei Mo- 
naten nach Mitteilung des Kaufvertrags durch Ver- 
waltungsakt gegenüber dem Veräußerer ausgeübt 
werden. Die §§ 504, 505 Abs. 2, §§ 506 bis 509 und 512 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs sind anzuwenden. 
Nach Mitteilung des Kaufvertrags ist auf Ersuchen 
der Gemeinde zur Sicherung ihres Anspruchs auf 
Übereignung des Grundstücks eine Vormerkung in 
das Grundbuch einzutragen; die Gemeinde trägt die 
Kosten der Eintragung der Vormerkung und ihrer 
Löschung. Das Vorkaufsrecht ist nicht übertragbar. 
Bei einem Eigentumserwerb aufgrund der Aus- 
übung des Vorkaufsrechts erlöschen rechtsge- 
schäftliche Vorkaufsrechte. Wird die Gemeinde 
nach Ausübung des Vorkaufsrechts im Grundbuch 
als Eigentümerin eingetragen, so kann sie das 
Grundbuchamt ersuchen, eine zur Sicherung des 
Übereignungsanspruchs des Käufers im Grund- 
buch eingetragene Vormerkung zu löschen; sie darf 
das Ersuchen nur stellen, wenn die Ausübung des 
Vorkaufsrechts für den Käufer unanfechtbar ist. 

(5) Der durch das Vorkaufsrecht Verpflichtete hat 
der Gemeinde den Inhalt des mit dem Dritten ge- 
schlossenen Vertrags unverzüglich mitzuteilen; die 
Mitteilung des Verpflichteten wird durch die Mittei- 
lung des Dritten ersetzt. Das Grundbuchamt darf 
bei Veräußerungen den Erwerber als Eigentümer in 
das Grundbuch nur eintragen, wenn ihm die Nicht- 
ausübung oder das Nichtbestehen des Vorkaufs- 
rechts nachgewiesen ist. Besteht ein Vorkaufsrecht 
nicht oder wird es nicht ausgeübt, hat die Gemeinde 
auf Antrag eines Beteiligten darüber unverzüglich 
ein Zeugnis auszustellen. Das Zeugnis gilt als Ver- 
zicht auf die Ausübung des Vorkaufsrechts. 

§24a 

Besonderes Vorkaufsrecht zur Sicherung 
von städtebaulichen Erhaltungs zielen 

Der Gemeinde steht zur Wahrung der in §39h 
Abs. 3 und 4 bezeichneten Belange ein Vorkaufs- 
recht an bebauten Grundstücken im Gemeindege- 
biet zu, wenn Tatsachen die Annahme rechtferti- 
gen, daß durch den Erwerb des Grundstücks und 
die damit verfolgten Zwecke die in § 39 h bezeichne- 
ten Belange beeinträchtigt werden. Der Erwerber 
kann die Ausübung des Vorkaufsrechts abwenden, 
wenn er sich verpflichtet und glaubhaft macht, daß 
er die Belange wahren wird. § 24 Abs. 2 Satz 1 und 
Abs. 3 bis 5 ist anzuwenden. 

§25 

Besonderes Vorkaufsrecht 

(1) In Gebieten, in denen die Gemeinde entspre- 
chend den Zielen der Raumordnung und Landespla- 
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nung oder den städtebaulichen Entwicklungszielen 
des Flächennutzungsplans oder einer Entwick- 
lungsplanung der Gemeinde städtebauliche Maß- 
nahmen in Betracht zieht, kann die Gemeinde zur 
Sicherung einer geordneten städtebaulichen Ent- 
wicklung durch Satzung Flächen bezeichnen, an de- 
nen ihr ein Vorkaufsrecht an den Grundstücken zu- 
steht § 24 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 und 4 Halbsatz 2 findet 
Anwendung, sobald nach dem Stand der Planungs- 
arbeiten der Verwendungszweck des Grundstücks 
mit ausreichender Sicherheit bestimmt werden 
kann; § 24 Abs. 2 Satz 1 und Abs. 3 bis 5 ist anzuwen- 
den. Der Verwendungszweck des Grundstücks ist 
anzugeben, soweit er bereits im Zeitpunkt der Aus- 
übung des Vorkaufsrechts angegeben werden 
kann. 

(2) Die Satzung bedarf der Genehmigung der hö- 
heren Verwaltungsbehörde. § 6 Abs. 2 bis 4 gilt ent- 
sprechend. Auf die Veröffentlichung der Satzung 
findet § 16 Abs. 2 entsprechend Anwendung. 

§25a 

Besonderes Vorkaufsrecht zum Erwerb 
von Austausch- oder Ersatzland 

Beabsichtigt die Gemeinde in Erfüllung gesetzli- 
cher Pflichten einem bestimmten Eigentümer, des- 
sen Grundstück im Rahmen städtebaulicher Maß- 
nahmen benötigt wird, Austausch- oder Ersatzland 
zur Verfügung zu stellen, steht ihr auch außerhalb 
der in den §§24 und 25 bezeichneten Gebiete im 
Gemeindegebiet ein Vorkaufsrecht an einem 
Grundstück zu, das für diesen Zweck geeignet ist 
und verwendet werden soll. § 24 Abs. 2 Satz 1 
und 2 Nr. 2 sowie Abs. 3 bis 5 ist anzuwenden. Der 
Gemeinde steht das Vorkaufsrecht nicht zu, wenn 
das Grundstück land- oder forstwirtschaftlich ge- 
nutzt wird und die Landesregierung oder die von 
ihr bestimmte Stelle gegenüber der Gemeinde er- 
klärt hat, daß das Grundstück für Zwecke der Ver- 
besserung der Agrarstruktur benötigt wird.“ 

Zum Wortlaut von §26 (Veräußerungspflicht der 
Gemeinde) vgl. die Begründung zu Nummer 74 (§ 89 
des Entwurfs). 

»§ 27 

Ausübung des Vorkaufsrechts zugunsten anderer 

(1) Die Gemeinde kann das ihr nach den §§ 24, 
24 a, 25 und 25 a zustehende Vorkaufsrecht zugun- 
sten eines anderen (Begünstigter) ausüben, wenn 
dieser einverstanden ist, die Gewähr bietet für die 
Verwirklichung der mit der Ausübung des Vor- 
kaufsrechts verfolgten Ziele und wenn das Grund- 
stück 

1. für öffentliche Zwecke benötigt wird oder 

2. mit Wohngebäuden im sozialen Wohnungsbau 
oder für Personengruppen mit besonderem 
Wohnbedarf bebaut werden soll oder 

3. mit Eigenheimen bebaut werden soll oder in ei- 
nem Gebiet liegt, das nach städtebaulichen Erfor- 
dernissen als Eigenheimgebiet entwickelt wer- 
den soll. Kaufeigenheime und Kleinsiedlungen 
stehen Eigenheimen gleich. 


Die Ausübung des Vorkaufsrechts in den Fällen der 
Nummern 2 und 3 ist ausgeschlossen, wenn der 
Käufer bereit ist und die Gewähr bietet, daß er die 
Ziele verwirklicht, deretwegen das Vorkaufsrecht 
zugunsten des Dritten ausgeübt werden soll. In den 
Fällen des § 25 a kann das Vorkaufsrecht für denje- 
nigen ausgeübt werden, der das Grundstück als 
Austausch- oder Ersatzland erhalten soll. §26 gilt 
entsprechend. 

(2) Steht in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 1 der 
Bedarfsträger fest, so ist die Gemeinde verpflichtet, 
auf Antrag des Bedarfsträgers das Vorkaufsrecht 
zu seinen Gunsten auszuüben, wenn er für die Ver- 
pflichtungen der Gemeinde nach Absatz 3 Satz 3 
Sicherheit leistet, 

(3) Bei der Ausübung des Vorkaufsrechts zugun- 
sten eines anderen hat die Gemeinde die Frist, in 
der das Grundstück zu dem vorgesehenen Zweck zu 
verwenden ist, zu bezeichnen. Mit der Ausübung 
des Vorkaufsrechts kommt der Kauf zwischen dem 
Begünstigten und dem Verpflichteten zustande. Die 
Gemeinde haftet für die Verpflichtungen aus dem 
Kauf neben dem Begünstigten als Gesamtschuldne- 
rin. Kommt der Begünstigte seiner Verpflichtung 
nach Satz 1 nicht nach, so kann die Gemeinde die 
Enteignung des Grundstücks zu ihren Gunsten oder 
zugunsten eines Bauwilligen verlangen, der glaub- 
haft macht, daß er die Baumaßnahmen innerhalb 
angemessener Frist durchführen wird. Für die Ent- 
schädigung und das Verfahren gelten die Vorschrif- 
ten des Fünften Teils über die Rückenteignung ent- 
sprechend. 

§28 

Entschädigung für ältere Erwerbsrechte 

Nach Ausübung des Vorkaufsrechts hat die Ge- 
meinde denjenigen für dadurch entstandene Ver- 
mögensnachteile zu entschädigen, dem ein vertrag- 
liches Recht zum Erwerb des Grundstücks zustand, 
bevor ein gesetzliches Vorkaufsrecht der Gemeinde 
aufgrund dieses Gesetzes oder solcher landesrecht- 
licher Vorschriften, die durch § 186 aufgehoben wor- 
den sind, begründet, in den Fällen des § 25 a ausge- 
übt worden ist. Die Vorschriften über die Entschädi- 
gung im Zweiten Abschnitt des Fünften Teils gelten 
entsprechend. Kommt eine Einigung über die Ent- 
schädigung nicht zustande, so entscheidet die hö- 
here Verwaltungsbehörde. Vor der Entscheidung 
sind die Beteiligten zu hören. Hat die Gemeinde das 
Vorkaufsrecht zugunsten eines anderen ausgeübt, 
so kann sie von diesem Erstattung des Entschädi- 
gungsbetrags verlangen. 

§28a 

Ausübung des Vorkaufsrechts zum Verkehrswert 

(1) Für den bei Ausübung des Vorkaufsrechts von 
der Gemeinde zu zahlenden Betrag gelten die Ab- 
sätze 2 bis 6. 

(2) Der zu zahlende Betrag bemißt sich nach dem 
Verkehrswert des Grundstücks (§ 142) im Zeitpunkt 
des Verkaufsfalls; ist das Rücktrittsrecht nach Ab- 
satz 3 ausgeschlossen, weil das Grundstück auch 
enteignet werden könnte, so bemißt sich der zu zah- 


81 



Drucksache 10/4630 


Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


lende Betrag nach den Vorschriften des Fünften 
Teils. Die Vertragsparteien sind vor Ausübung des 
Vorkaufsrechts zu hören. Auf schriftliches Verlan- 
gen einer Vertragspartei hat die Gemeinde ein Gut- 
achten des Gutachterausschusses einzuholen. 
Durch das Verlangen wird die Frist des § 24 Abs. 4 
Satz 1 bis zum Eingang des Gutachtens bei der Ge- 
meinde unterbrochen. Satz 4 gilt entsprechend, 
wenn die Gemeinde ohne Verlangen nach Satz 3 ein 
Gutachten des Gutachter ausschusses einholt; dies 
ist den Vertragsparteien vor Ablauf der in § 24 
Abs. 4 Satz 1 bezeichneten Frist mitzuteilen. 

(3) Der Verkäufer ist berechtigt, bis zum Ablauf 
eines Monats nach Unanfechtbarkeit des Bescheids 
über die Ausübung des Vorkaufsrechts nach Maß- 
gabe des Absatzes 2 vom Vertrag zurückzutreten. 
Der Rücktritt ist ausgeschlossen, wenn 

1. das Vorkaufsrecht in den Fällen des § 24 Abs. 1 
ausgeübt wird, der Erwerb des Grundstücks für 
die Durchführung des Bebauungsplans erforder- 
lich ist und es nach dem festgesetzten oder in 
den Fällen des § 24 Abs. 1 Nr. 2 mit ausreichender 
Sicherheit bestimmbaren Verwendungszweck 
auch enteignet werden könnte oder 

2. das Grundstück für die Durchführung der Umle- 
gung nach den Vorschriften des Ersten Ab- 
schnitts des Vierten Teils benötigt wird. 

Auf das Rücktrittsrecht sind die §§ 346 bis 354 und 
356 des Bürgerlichen Gesetzbuchs entsprechend an- 
zuwenden. Tritt der Verkäufer vom Vertrag zurück, 
weil die Gemeinde das Vorkaufsrecht nach Maß- 
gabe des Absatzes 2 ausgeübt hat, so trägt die Ge- 
meinde die Kosten des Vertrags auf der Grundlage 
des Verkehrswerts. 

(4) Wird die Ausübung des Vorkaufsrechts durch 
Antrag auf gerichtliche Entscheidung angefochten 
und ist das Rücktrittsrecht nach Absatz 3 ausge- 
schlossen, so hat das Gericht auf Antrag eines der 
Beteiligten vorab zu entscheiden, ob das Vorkaufs- 
recht ausgeübt werden durfte. 

(5) Das Eigentum an dem Grundstück geht auf 
die Gemeinde über, wenn der Bescheid über die 
Ausübung des Vorkaufsrechts unanfechtbar gewor- 
den ist oder das Urteil nach Absatz 4 rechtskräftig 
festgestellt hat, daß das Vorkaufsrecht von der Ge- 
meinde ausgeübt werden durfte, und wenn der 
Übergang des Eigentums in das Grundbuch einge- 
tragen worden ist. Die Eintragung in das Grund- 
buch erfolgt auf Ersuchen der Gemeinde. 

(6) Mit der Unanfechtbarkeit des Bescheids über 
die Ausübung des Vorkaufsrechts oder der Rechts- 
kraft des Urteils nach Absatz 4 erlöschen die Pflich- 
ten des Verkäufers aus dem Kaufvertrag mit Aus- 
nahme der Pflichten aus § 444 des Bürgerlichen Ge- 
setzbuchs. Die Gemeinde hat nach diesem Zeit- 
punkt unverzüglich den in dem Bescheid festgesetz- 
ten Betrag zu zahlen oder unter Verzicht auf das 
Recht der Rücknahme zu hinterlegen, wenn dies 
statthaft ist.“ 

§ 17 des Städtebauförderungsgesetzes, auf den § 57 
Abs. 1 Nr. 4 des Städtebauförderungsgesetzes ver- 
weist, lautet wie folgt: 


„§ 17 

Vorkaufsrecht 

(1) Im förmlich festgelegten Sanierungsgebiet 
steht der Gemeinde ein Vorkaufsrecht bei dem 
Kauf von unbebauten und bebauten Grundstücken 
zu, § 24 Abs. 2 Satz 1 und 2 Nr. 2 und Abs. 3 bis 5 
sowie die §§ 27 und 28 des Bundesbaugesetzes sind 
anzuwenden. Die Ausübung des Vorkaufsrechts ist 
ausgeschlossen, wenn das Grundstück entspre- 
chend den Zielen und Zwecken der Sanierung be- 
baut ist und genutzt wird oder wenn der Erwerber 
bereit und in der Lage ist, das Grundstück binnen 
angemessener Frist entsprechend den vorhandenen 
oder den mit ausreichender Sicherheit bestimmba- 
ren Zielen und Zwecken der Sanierung zu nutzen 
und dies vor Ablauf der Frist nach § 24 Abs. 4 Satz 1 
des Bundesbaugesetzes erklärt und glaubhaft 
macht. § 24 Abs. 2 Satz 3 des Bundesbaugesetzes gilt 
entsprechend. 

(2) Die Gemeinde kann das ihr nach Absatz 1 
zustehende Vorkaufsrecht zugunsten eines Sanie- 
rungsträgers auch in anderen als den in § 27 Abs. 1 
des Bundesbaugesetzes bezeichneten Fällen aus- 
üben.“ 

Zu den Gründen für die beabsichtigte Neufassung 
der Bestimmungen über die gesetzlichen Vorkaufs- 
rechte der Gemeinde wird auf die Darlegungen im 
Allgemeinen Teil der Begründung (A II 2 c) Bezug 
genommen. 


Zu § 24 (Allgemeines Vorkaufsrecht) 

Absatz 1 tritt an die Stelle von § 24 Abs. 1 Nr. 1, Nr. 3 
und §24a des Bundesbaugesetzes sowie §§17 und 
57 Abs. 1 Nr. 4 des Städtebauförderungsgesetzes. 

Absatz 1 bezeichnet die Fälle, in denen der Ge- 
meinde das Vorkaufsrecht von Gesetzes wegen zu- 
steht. Zur vorgesehenen Beschränkung des allge- 
meinen Vorkaufsrechts im Bebauungsplangebiet 
auf Flächen, für die eine Nutzung für öffentliche 
Zwecke festgesetzt ist (Nummer 1 ), und zur Mög- 
lichkeit der Ausdehnung des Vorkaufsrechts auf 
unbebaute Grundstücke im Gebiet des Bebauungs- 
plans aufgrund Satzungsbeschlusses wird auf die 
Darlegungen im Allgemeinen Teil der Begründung 
(A II 2 c) Bezug genommen. Zu den Flächen, für die 
nach dem Bebauungsplan eine Nutzung für öffentli- 
che Zwecke festgesetzt ist, zählen zum Beispiel Ver- 
kehrs-, Grün-, Gemeinbedarfs-, Versorgungs- und 
Entsorgungsflächen (vgl. § 55, Abs. 5, § 89 Abs. 1 
Satz 2 des Bundesbaugesetzes sowie § 59 Abs. 1 des 
Städtebauförderungsgesetzes). 

Nummer 2 entspricht § 24 Abs. 1 Nr. 3 des Bundes- 
baugesetzes; 

Nummer 3 entspricht §§ 17 und 57 Abs. 1 Nr. 4 des 
Städtebauförderungsgesetzes. 

Nummer 4 entspricht §24a des Bundesbaugeset- 
zes. Die Neufassung beschränkt das Vorkaufsrecht 
zur Sicherung von städtebaulichen Erhaltungszie- 
len auf die durch Satzung festgesetzten Gebiete. 
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Absatz 2 soll wesentlich zur Entlastung der Gemein- 
den beim Prüfungsvorgang und zur Beschleunigung 
im Rechtsverkehr beitragen (auf die Darlegungen 
im Allgemeinen Teil der Begründung — A II 2 c — 
wird verwiesen). Nicht nur Rechte nach dem Woh- 
nungseigentumsgesetz, sondern auch Erbbaurechte 
sollen vom Vorkaufsrecht allgemein ausgenommen 
werden. Eines Negativattests bedarf es in diesen 
Fällen nicht mehr. 

Absatz 3 entspricht § 24 Abs. 2 Satz 1 des Bundes- 
baugesetzes. 


Zu § 25 (Besonderes Vorkaufsrecht) 

Absatz 1 tritt an die Stelle von § 24 Abs. 1 Nr. 1 und 
§ 25 des Bundesbaugesetzes. 

Nach Satz 1 Nr. 1 soll — ergänzend zum gesetzli- 
chen Vorkaufsrecht nach § 24 Abs. 1 Nr. 1 — die Ge- 
meinde durch besondere Satzung ein Vorkaufsrecht 
für unbebaute Grundstücke im Geltungsbereich ei- 
nes Bebauungsplans begründen können. Die Be- 
schränkung des Vorkaufsrechts auf unbebaute Flä- 
chen trägt dem Umstand Rechnung, daß nach gel- 
tendem Recht der Eigentümer eines bebauten 
Grundstücks die Ausübung des Vorkaufsrechts re- 
gelmäßig bei Nachweis einer plankonformen Be- 
bauung abwenden kann. In Bodeno rdnungs-, Sanie- 
rungsgebieten und Entwicklungsbereichen sowie in 
Erhaltungsgebieten unterliegen auch bebaute 
Grundstücke kraft Gesetzes dem Vorkaufsrecht. 

Anders als in Bebauungsplangebieten besteht hier- 
für ein Bedürfnis. 

Das Satzungsvorkaufsrecht in Nummer 2 entspricht 
§ 25 des Bundesbaugesetzes. Es kann insbesondere 
zur Sicherung einer städtebaulichen Rahmenpla- 
nung eingesetzt werden. 

Satz 2 entspricht § 25 Abs. 2 Satz 3 des Bundesbau- 
gesetzes. Die in § 25 Abs. 2 Satz 1 und 2 des Bundes- 
baugesetzes vorgesehene Genehmigungspflicht für 
die Satzung über das besondere Vorkaufsrecht soll 
nicht übernommen werden. Vielmehr soll auch hier- 
für das Anzeigeverfahren genügen. Hierdurch soll 
entsprechend den allgemeinen Zielen des Entwurfs 
die gemeindliche Selbstverantwortung gestärkt und 
der eigenverantwortliche Gestaltungsspielraum der 
Gemeinden im Verhältnis Staat — Gemeinde erwei- 
tert werden. 

Die vorgeschlagene Regelung läßt die Möglichkeit 
unberührt, daß der Beschluß über das besondere 
Vorkaufsrecht nach Satz 1 Nr. 1 mit dem Beschluß 
über den Bebauungsplan verbunden wird. Die Sat- 
zung über den Bebauungsplan hat in diesem Fall 
unabhängig von der Wirksamkeit der Satzung über 
das Vorkaufsrecht Bestand, während umgekehrt 
die Satzung über das Vorkaufsrecht ohne die wirk- 
same Satzung über den Bebauungsplan nicht beste- 
hen bleiben könnte. 

Absatz 2 Satz 1 entspricht §25 Abs. 1 Satz 2 Halb- 
satz 2 des Bundesbaugesetzes, soweit hier auf § 24 
Abs. 2 Satz 1 des Bundesbaugesetzes verwiesen 
wird. Die Verweisung auf § 24 Abs. 3 bis 5 des Bun- 


desbaugesetzes kann infolge des neuen Aufbaus 
des Gesetzes entfallen. Die in Bezug genommenen 
Verfahrensvorschriften sind nunmehr in den §§ 26 
bis 28 geregelt, die sich gleichermaßen auf das all- 
gemeine und das besondere Vorkaufsrecht bezie- 
hen. 

Satz 2 entspricht § 25 Abs. 1 Satz 3 des Bundesbau- 
gesetzes. In den Fällen des Absatzes 1 Satz 1 Nr. 1 
wird der Verwendungszweck stets angegeben wer- 
den können. 

Zu § 26 (Ausschluß des Vorkaufsrechts) 

§ 26 tritt an die Stelle von § 24 Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 
und 2, Satz 3 Halbsatz 1 und Abs. 3 des Bundesbau- 
gesetzes, 

Nach Nummer 1 soll das sog. Verwandtenprivileg 
des § 24 Abs. 3 des Bundesbaugesetzes auf Flächen 
für den Gemeinbedarf erweitert werden. Diese Aus- 
weitung soll dem Umstand Rechnung tragen, daß 
unter Verwandten sehr häufig Preise deutlich un- 
terhalb des Verkehrswerts der Grundstücke verein- 
bart werden; die Ausübung des gemeindlichen Vor- 
kaufsrechts zu diesen Preisen wäre nicht angemes- 
sen. 

Die Nummern 2 und 3 entsprechen § 24 Abs. 2 Satz 2 
Nr. 2 des Bundesbaugesetzes. Die Neufassung soll 
die bisherige Verweisung auf § 39 i Abs. 1 des Bun- 
desbaugesetzes ersetzen. Die Einbeziehung der 
Zollverwaltung und des Post- und Fernmeldewe- 
sens soll der Bedeutung ihrer Aufgaben Rechnung 
tragen. 

Nummer 4 entspricht § 24 Abs. 2 Satz 2 Nr. 1, Satz 3 
Halbsatz 1 des Bundesbaugesetzes. Der Verzicht 
auf das Erfordernis „schwerer“ Mißstände oder 
Mängel soll der sprachlichen Angleichung an die 
Begriffsbestimmung in § 177 dienen. 


Zu §21 (Abwendung des Vorkaufsrechts) 

Absatz 1 Satz 1 entspricht §24 Abs. 2 Satz 2 Nr. 3 
und 4 des Bundesbaugesetzes, dessen Regelungsge- 
halt im Grundsatz erhalten bleiben soll. Allerdings 
soll an die Stelle der bloßen Erklärung und Glaub- 
haftmachung — wie schon in § 24 a Satz 2 des Bun- 
desbaugesetzes geregelt und bereits in § 25 des 
Bundesbaugesetzes 1960 angelegt — die Verpflich- 
tung zur maßnahmengemäßen Nutzung treten. Die 
Gemeinde kann die Einhaltung der Verpflichtung 
in geeigneter Weise (auch grundbuchlich) sichern. 
Hierdurch soll den aus der Praxis bekannten Miß- 
brauchsfällen begegnet und zugleich die Verwirkli- 
chung der bestimmungsgemäßen Grundstücksnut- 
zung gefördert werden. 

Satz 2 soll das Abwendungsrecht in Umlegungsge- 
bieten nach den Grundgedanken des geltenden 
Rechts aus schließen, wenn das Grundstück für 
Zwecke der Umlegung benötigt wird. 

Absatz 2 entspricht § 24 Abs. 2 Satz 3 Halbsatz 2 des 
Bundesbaugesetzes. Auch hier soll die bloße Glaub- 
haftmachung durch eine entsprechende Verpflich- 
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tung zur Beseitigung der Mißstände und Mängel 
ersetzt werden. 


Zu § 28 (Verfahren und Entschädigung) 

Absatz 1 entspricht § 24 Abs. 5 des Bundesbauge- 
setzes. 

Absatz 2 übernimmt § 24 Abs. 4 des Bundesbauge- 
setzes wörtlich. 

Absatz 3 enthält eine Neuregelung für den Erwerb 
von Flächen für öffentliche Zwecke. In dem prak- 
tisch bedeutsamen Fall, daß die Gemeinde ihr Vor- 
kaufsrecht im Geltungsbereich eines Bebauungs- 
plans zum Erwerb einer für öffentliche Zwecke be- 
stimmten Fläche ausübt, bestimmt sich der maßge- 
bliche Preis nach dem Entschädigungswert, wenn 
die Fläche auch enteignet werden könnte. Satz 2 
entspricht § 28 a Abs. 6 Satz 1, die Sätze 3 und 4 ent- 
sprechen § 28 a Abs. 5 des Bundesbaugesetzes. 

Absatz 4 soll das in § 27 des Bundesbaugesetzes vor- 
gesehene Vorkaufsrecht zugunsten anderer auf die 
praktisch bedeutsamen Fälle zurückführen. Satz 1 
erfaßt zum einen das Vorkaufsrecht zum Erwerb 
von Flächen, für die nach dem Bebauungsplan eine 
Nutzung für öffentliche Zwecke festgesetzt ist; als 
Begünstigte kommen nur öffentliche Bedarfs- oder 
Erschließungsträger in Betracht. Zum anderen 
kann das Vorkaufsrecht in einem Sanierungsgebiet 
zugunsten eines Sanierungsträgers und in einem 
städtebaulichen Entwicklungsbereich zugunsten ei- 
nes Entwicklungsträgers ausgeübt werden. Die Sät- 
ze 2 und 3 entsprechen § 27 Abs. 3 Satz 2 und 3 des 
Bundesbaugesetzes. 

Nach Absatz 5 soll die Gemeinde ermächtigt wer- 
den, für das Gemeindegebiet oder sämtliche Grund- 
stücke einer Gemarkung auf die ihr nach dem Drit- 
ten Abschnitt zustehenden Rechte zu verzichten. In 
diesem Fall bedarf es keines Negativattests. Bei 
Verzicht und Widerruf handelt es sich um Allge- 
meinverfügungen; die Regeln für Bekanntgabe, 
Wirksamwerden usw. ergeben sich daher aus 
den Verwaltungsverfahrensgesetzen. Der Widerruf 
kann nur pro futuro ausgesprochen werden. Die ge- 
meindliche Verzichtserklärung soll die Möglichkeit 
zur Vereinfachung und Beschleunigung des Grund- 
stücksverkehrs soweit wie möglich ausschöpfen. 
Weitergehende Erleichterungen, wie etwa die Be- 
schränkung des Erfordernisses des Negativattests 
auf diejenigen Gebiete oder Flächen, welche die Ge- 
meinde gegenüber dem Grundbuchamt bezeichnet 
hat, wären nicht praktikabel. 

Absatz 6 entspricht inhaltlich § 28 des Bundesbau- 
gesetzes. § 28 Satz 4 des Bundesbaugesetzes ist im 
Hinblick auf die umfassende Regelung der Anhö- 
rung von Beteiligten an einem Verwaltungsverfah- 
ren in § 28 des Verwaltungsverfahrensgesetzes ent- 
behrlich. Auch § 28 Satz 5 des Bundesbaugesetzes 
soll entfallen; die Möglichkeit, daß sich die Ge- 
meinde einen Anspruch auf Erstattung des Ent- 
schädigungsbetrags einräumen läßt, bleibt unbe- 
rührt. 


Zu Nummer 28 (Zwischenüberschrift des Dritten 
Teils) 

Die Neufassung der Überschrift ergibt sich aus der 
Streichung der bisherigen §§39a bis 39 i des Bun- 
desbaugesetzes. 

Zu Nummer 29 (§ 29 — Begriff des Vorhabens) 

§29 des Bundesbaugesetzes hat folgenden Wort- 
laut: 

„§29 

Begriff des Vorhabens 

Für Vorhaben, die die Errichtung, Änderung oder 
Nutzungsänderung von baulichen Anlagen zum In- 
halt haben und die einer bauaufsichtlichen Geneh- 
migung oder Zustimmung bedürfen oder die der 
Bauaufsichtsbehörde angezeigt werden müssen, 
gelten die §§ 30 bis 37. Dies gilt auch für Vorhaben, 
die der Landesverteidigung dienen. Für Aufschüt- 
tungen und Abgrabungen größeren Umfangs sowie 
für Ausschachtungen, Ablagerungen einschließlich 
Lagerstätten, auf die Satz 1 keine Anwendung fin- 
det, gelten die §§ 30 bis 37 entsprechend. Auf Vorha- 
ben im Sinne des Satzes 3, die der Bergaufsicht un- 
terliegen, findet § 36 keine Anwendung. Die Vor- 
schriften des Bauordnungsrechts und andere öf- 
fentlich-rechtliche Vorschriften bleiben unberührt.“ 

Der für die Streichung vorgesehene Satz 4 findet 
sich in der Vorschrift des § 36 über die Beteiligung 
der Gemeinde und der höheren Verwaltungsbe- 
hörde (vgl. Nummer 35). 

Zu Nummer 30 (§ 30 — Zulässigkeit von Vorhaben 
im Geltungsbereich eines Bebau- 
ungsplans) 

§ 30 des Bundesbaugesetzes hat folgenden Wort- 
laut: 

„§ 30 

Zulässigkeit von Vorhaben im Geltungsbereich 
eines Bebauungsplans 

Im Geltungsbereich eines Bebauungsplans, der 
allein oder gemeinsam mit sonstigen baurechtli- 
chen Vorschriften mindestens Festsetzungen über 
die Art und das Maß der baulichen Nutzung, über 
die überbaubaren Grundstücksflächen und über die 
örtlichen Verkehrsflächen enthält, ist ein Vorhaben 
zulässig, wenn es diesen Festsetzungen nicht wider- 
spricht und die Erschließung gesichert ist.“ 

Absatz 1 entspricht dem bisherigen § 30 des Bundes- 
baugesetzes; er enthält den sogenannten qualifizier- 
ten Bebauungsplan. 

Absatz 2 soll — in Übereinstimmung mit dem bishe- 
rigen Recht, jedoch nur in § 33 und § 34 Abs. 1 des 
Bundesbaugesetzes erwähnt — regeln, daß, sofern 
ein Bebauungsplan nicht die Mindestfestsetzungen 
eines qualifizierten Bebauungsplans (Absatz 1) hat 
(einfacher Bebauungsplan), er insoweit neben den 
Zulässigkeitsvoraussetzungen der §§ 34 und 35 an- 
zuwenden ist, als der einfache Bebauungsplan ab- 
schließende Regelungen hinsichtlich bestimmter 
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Zulässigkeitsvoraussetzungen getroffen hat. Dar- 
über hinaus soll durch Absatz 2 der einfache Bebau- 
ungsplan ausdrücklich gesetzlich erwähnt werden, 
um zu verdeutlichen, daß die Gemeinden auch vom 
Instrument des einfachen Bebauungsplans Ge- 
brauch machen können. In Ergänzung zu den Zu- 
lässigkeitsvorschriften der §§ 34 und 35 reicht häu- 
fig die Aufstellung eines einfachen Bebauungsplans 
aus, um eine geordnete städtebauliche Entwicklung 
zu gewährleisten. 

Zu Nummer 31 (§ 31 — Ausnahmen und Befreiun- 
gen) 

§31 des Bundesbaugesetzes hat folgenden Wort- 
laut: 

„§31 

Ausnahmen und Befreiungen 

(1) Von den Festsetzungen des Bebauungsplans 
kann die Baugenehmigungsbehörde im Einverneh- 
men mit der Gemeinde solche Ausnahmen zulas- 
sen, die in dem Bebauungsplan nach Art und Um- 
fang ausdrücklich vorgesehen sind. 

(2) Im übrigen kann die Baugenehmigungsbe- 
hörde im Einzelfall im Einvernehmen mit der Ge- 
meinde und mit Zustimmung der höheren Verwal- 
tungsbehörde Befreiung erteilen, wenn 

1. Gründe des Wohls der Allgemeinheit die Befrei- 
ung erfordern oder 

2. städtebauliche Gründe die Abweichung rechtfer- 
tigen und die Grundzüge der Planung nicht be- 
rührt werden oder 

3. die Durchführung des Bebauungsplans zu einer 
offenbar nicht beabsichtigten Härte führen 
würde 

und wenn die Abweichung auch unter Würdigung 
nachbarlicher Interessen mit den öffentlichen Be- 
langen vereinbar ist. 

(3) Auf das Einvernehmen der Gemeinde und die 
Zustimmung der höheren Verwaltungsbehörde ist 
§ 36 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 entsprechend anzuwen- 
den.“ 

Absatz 1 entspricht dem bisherigen § 31 Abs. 1 des 
Bundesbaugesetzes. Die im bisherigen Absatz 1 ent- 
haltene Vorschrift über die Beteiligung der Ge- 
meinde findet sich in § 36 (vgl. Nr. 35). 

Die vorgesehene Neufassung des Absatzes 2 über 
die Erteilung von Befreiungen entspricht im we- 
sentlichen dem bisherigen § 31 Abs. 2 des Bundes- 
baugesetzes. Durch die Änderung dev ' Nummer 2 
soll die Erteilung der Befreiung dadurch ermöglicht 
werden, daß die Abweichung von den Festsetzun- 
gen des Bebauungsplans nicht — wie bisher — 
„durch städtebauliche Gründe gerechtfertigt“ sein 
muß, sondern daß die Abweichung zulässig sein 
soll, wenn sie städtebaulich vertretbar ist. Dadurch 
sollen Einengungen vermieden werden, die in der 
Rechtsprechung zur Auslegung der Nummer 2 zu 
finden sind, und zwar entgegen dem vom Gesetzge- 


ber mit der Bundesbaugesetz-Novelle von 1979 ver- 
folgten Ziel einer Erleichterung von Befreiungen 
durch die Nummer 2. „Städtebaulich vertretbar“ be- 
deutet, daß die Befreiung mit der städtebaulichen 
Entwicklung und Ordnung gemäß den Anforderun- 
gen des § 1 Abs. 5 und 6 vereinbar sein muß. Dies 
wird unterstrichen durch das weitere Erfordernis 
der Vereinbarkeit der Befreiung mit den öffentli- 
chen Belangen, die dadurch insbesondere auch im 
Hinblick auf den Umweltschutz über die allgemeine 
Abwägung gemäß § 1 Abs. 5 und 6 hinaus eine be- 
sondere Bedeutung erlangen. Mit Rücksicht darauf, 
daß die Befreiung nur in Einzelfällen und nicht ge- 
nerell in einer Vielzahl von Fällen zur Anwendung 
kommen darf, bedarf es besonderer Fallgestaltun- 
gen, die nur auf wenige und keinesfalls auf eine 
Vielzahl von Baugrundstücken übertragen werden 
können. Es bleibt außerdem dabei, daß die Grund- 
züge der Planung gewahrt bleiben müssen, d. h. Be- 
freiungen können nach Nummer 2 nur erteilt wer- 
den, wenn die betreffende Befreiung selbst oder die 
— wenigen — Vergleichsfälle einen so geringen 
Umfang haben, daß sie die Grundzüge der Planung 
nicht beeinträchtigen. In diesem Rahmen können 
Befreiungen z. B. in Betracht kommen beim nach- 
träglichen Dachausbau, bei Verschiebungen der 
überbaubaren Grundstücksfläche. 

Die im bisherigen § 31 Abs. 3 des Bundesbaugeset- 
zes enthaltene Regelung findet sich in § 36 (vgl. 
Nr. 35). 


Zu Nummer 32 (§ 33 — Zulässigkeit von Vorhaben 
während der Planaufstellung) 

§ 33 des Bundesbaugesetzes hat folgenden Wort- 
laut: 

„§ 33 

Zulässigkeit von Vorhaben 
während der Planaufstellung 

In Gebieten, für die die Gemeinde beschlossen 
hat, einen Bebauungsplan aufzustellen, ist ein Vor- 
haben zulässig, wenn nach dem Stand der Pla- 
nungsarbeiten anzunehmen ist, daß das Vorhaben 
den künftigen Festsetzungen des Bebauungsplans 
nicht entgegenstehen wird, der Antragsteller diese 
Festsetzungen für sich und seine Rechtsnachfolger 
schriftlich anerkennt und die Erschließung gesi- 
chert ist. Entspricht dieser Bebauungsplan nicht 
den Bestimmungen des § 30, bleiben die weiteren 
Voraussetzungen für die Zulässigkeit des Vorha- 
bens nach § 34 oder 35 unberührt.“ 

Absatz 1 entspricht dem bisherigen § 33 des Bundes- 
baugesetzes. In Übereinstimmung mit der Recht- 
sprechung wird zum Zwecke der Klarstellung in 
Nummer 1 herausgestellt, daß die Zulässigkeit in 
verfahrensrechtlicher Hinsicht die Durchführung 
der öffentlichen Auslegung des Bebauungsplanent- 
wurfs sowie die Beteiligung der Träger öffentlicher 
Belange voraussetzt. Die materiellen Voraussetzun- 
gen ergeben sich in Übereinstimmung mit dem gel- 
tenden Recht au^ Nummer 2 (siehe dazu näher un- 
ten zu Absatz 2). 
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Absatz 2 sieht die Möglichkeit vor, daß bereits zu 
einem früheren Zeitpunkt Vorhaben zugelassen 
werden können. Voraussetzung dafür ist — wie in 
Fällen des Absatzes 1 — , daß die materielle Plan- 
reife des Bebauungsplans gegeben ist, d. h. dem Be- 
bauungsplan muß mit seinen beabsichtigten Fest- 
setzungen unter Beachtung der Grundsätze der 
Bauleitplanung nach § 1 insbesondere auch in be- 
zug auf seine Auswirkungen, z. B. auf die Umwelt- 
belange, bereits eine Abwägung (§ 1 Abs. 6) zugrun- 
deliegen, so daß zum Zeitpunkt der Genehmigung 
die zukünftigen Festsetzungen des Bebauungsplans 
soweit feststehen, daß eine Genehmigung erteilt 
werden kann. Die materiellen Voraussetungen der 
„Planreife“ sollen mit der Bezugnahme auf Absatz 1 
Nr. 2 daher die gleichen sein wie bei der Genehmi- 
gung nach Absatz 1. Diese Voraussetzungen können 
insbesondere erfüllt sein, wenn unproblematische 
Fallgestaltungen vorliegen, etwa wenn aufgrund 
des Flächennutzungsplans die städtebaulichen Fra- 
gen in bezug auf Vorhaben, Grundstück und Umge- 
bung bereits im wesentlichen gelöst sind und auch 
die Einzelfragen der Bebauung geklärt werden 
konnten. Das gleiche kann der Fall sein, wenn auf- 
grund sogenannter informeller Planungen (vgl. 
dazu Nummer 3 zu Buchstabe a) die wesentlichen 
Fragen geklärt werden konnten und die Einzelhei- 
ten aufgrund des durchgeführten Bebauungsplan- 
verfahrens feststehen. In formeller Hinsicht ist 
nach Absatz 2 Satz 2 Voraussetzung, daß zumindest 
eine Beteiligung der Planbetroffenen (betroffenen 
Bürger und berührten Träger öffentlicher Belange) 
erfolgt ist. Durch die „Kann-Bestimmung“ und das 
Erfordernis des Einvernehmens der Gemeinde 
nach § 36 Abs. 1 ist sichergestellt, daß, weil ein 
Rechtsanspruch nicht besteht, die planende Ge- 
meinde die maßgebliche Entscheidung nach Ab- 
satz 2 trifft. 

Entspricht der Bebauungsplan nicht den Bestim- 
mungen des § 30 Abs. 1, bleiben die weiteren Vor- 
aussetzungen des § 34 oder § 35 unberührt (vgl. dazu 
die Regelung in § 30 Abs. 2). 


Zu Nummer 33 (§ 34 — Zulässigkeit von Vorhaben 
innerhalb der im Zusammenhang 
bebauten Ortsteile) 

§ 34 des Bundesbaugesetzes hat folgenden Wort- 
laut: 

„§ 34 

Zulässigkeit von Vorhaben innerhalb 
der im Zusammenhang bebauten Ortsteile 

(1) Innerhalb der im Zusammenhang bebauten 
Ortsteile ist, sofern § 30 keine Anwendung findet, 
ein Vorhaben zulässig, wenn es den Festsetzungen 
eines Bebauungsplans nicht widerspricht und es 
sich nach Art und Maß der baulichen Nutzung, Bau- 
weise und der Grundstücksfläche, die überbaut wer- 
den soll, in die Eigenart der näheren Umgebung 
unter Berücksichtigung der für die Landschaft cha- 
rakteristischen Siedlungsstruktur einfügt, die Er- 
schließung gesichert ist und wenn sonstige öffentli- 


che Belange nicht entgegenstehen, insbesondere 
die Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeits- 
verhältnisse gewahrt bleiben und das Ortsbild nicht 
beeinträchtigt wird. 

(2) Die Gemeinden können die Grenzen für die im 
Zusammenhang bebauten Ortsteile oder Teile da- 
von durch Satzung festlegen. In den Geltungsbe- 
reich der Satzung können auch Grundstücke einbe- 
zogen werden, durch die der im Zusammenhang be- 
baute Ortsteil abgerundet wird, wenn dies mit einer 
geordneten städtebaulichen Entwicklung vereinbar 
ist und wenn auf solchen Grundstücken die zuläs- 
sige Nutzung nach den Absätzen 1 und 3 Satz 1 
bestimmt werden kann. Die Satzung bedarf der Ge- 
nehmigung der höheren Verwaltungsbehörde. § 6 
Abs. 2 bis 4 gilt entsprechend. Auf die Veröffentli- 
chung der Satzung findet § 16 Abs. 2 entsprechend 
Anwendung. 

(2a) Die Gemeinden können Gebiete mit besonde- 
rer Wohnsiedlungsstruktur, insbesondere mit histo- 
risch entstandener Streu- oder Bandbebauung 
durch Satzung als im Zusammenhang bebaute Orts- 
teile festlegen, wenn entweder die Zuordnung zu 
den im Zusammenhang bebauten Ortsteilen zwei- 
felhaft ist oder die vorhandene Bebauung nicht alle 
Voraussetzungen eines im Zusammenhang bebau- 
ten Ortsteils erfüllt, die Gemeinde jedoch beabsich- 
tigt, ihn zu einem solchen zu entwickeln. Die Festle- 
gung nach Satz 1 setzt die Darstellung des Gebiets 
im Flächennutzungsplan voraus; § 8 Abs. 3 ist ent- 
sprechend anzuwenden. § 8 Abs. 4 findet enspre- 
chend Anwendung, wenn die Gemeinde beschlossen 
hat, einen Flächennutzungsplan aufzustellen, und 
nach dem Stand der Planungsarbeiten anzunehmen 
ist, daß die Festlegung durch Satzung den künftigen 
Darstellungen des Flächennutzungsplans entspre- 
chen wird. Die Verpflichtung nach § 1 Abs. 3, Bebau- 
ungspläne aufzustellen, bleibt unberührt Absatz 3 
bis 5 ist entsprechend anzu wenden. 

(3) Werden in einer aufgrund des § 2 Abs. 8 erlas- 
senen Rechtsverordnung Baugebiete bezeichnet 
und entspricht die Eigenart der näheren Umgebung 
nach der vorhandenen Bebauung einem dieser Bau- 
gebiete, so ist ein Vorhaben nur zulässig, wenn es 
nach der Verordnung in dem Baugebiet zulässig 
wäre. Nennt eine aufgrund des § 2 Abs. 8 erlassene 
Rechtsverordnung Höchstwerte für das Maß der 
baulichen Nutzung, so dürfen diese Zahlen, bezogen 
auf die in der Umgebung überwiegend vorhandene 
tatsächliche Geschoßzahl, nicht überschritten wer- 
den. Abweichungen von Satz 2 können im Einzelfall 
zugelassen werden, wenn die in Absatz 1 bezeichne- 
ten Belange gewahrt bleiben.“ 

Die Neufassung des § 34 entspricht den Regelungs- 
tatbeständen des § 34 des Bundesbaugesetzes, und 
zwar Absatz 1 dem bisherigen Absatz 1, Absatz 2 
dem bisherigen Absatz 3 und Absätze 4 und 5 den 
bisherigen Absätzen 2 und 2 a. Absatz 3 soll neu auf- 
genommen werden. 

Absatz 1 enthält den Grundtatbestand für die Beur- 
teilung der Zulässigkeit von Vorhaben im nichtbe- 
planten Innenbereich. In Abweichung vom bisheri- 
gen Absatz 1 soll sich die Zulässigkeit grundsätzlich 
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nur danach richten, ob sich das Vorhaben „in die 
Eigenart der näheren Umgebung einfügt“. Damit 
wird der geltenden Rechtslage Rechnung getragen, 
nach der den weiteren Zulässigkeitsmerkmalen 
(„und wenn sonstige öffentliche Belange nicht ent- 
gegenstehen . . .“) neben dem Erfordernis des Einfü- 
gens — auch aus eigentumsrechtlichen Gründen — 
keine selbständige Bedeutung zukommt, mit Aus- 
nahme der allgemeinen Anforderungen an gesunde 
Wohn- und Arbeitsverhältnisse und das Ortsbild. 
Die zuletzt genannten Begriffe sollen daher als Zu- 
lässigkeitsvoraussetzungen nach Satz 2 beibehalten 
werden. In bezug auf die Berücksichtigung von An- 
forderungen des Umweltschutzes tritt dadurch 
keine Änderung der Rechtslage ein; es verbleibt da- 
bei, daß Umweltschutzanforderungen weiterhin im 
Begriff des „Einfügens in die Eigenart der näheren 
Umgebung“, insbesondere in bezug auf das „Gebot 
der gegenseitigen Rücksichtnahme“ und in der 
Wahrung der allgemeinen Anforderungen an ge- 
sunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse in vollem 
Umfang wie bisher erhalten bleiben. Beibehalten 
wird das Erfordernis des Einfügens in die Eigenart 
der näheren Umgebung auch insofern, als bei Beur- 
teilung von nichtbebauten Flächen, die z. B. be- 
stimmte Freiraumfunktion haben oder ökologische 
Zwecke erfüllen, deren prägende Wirkung mit der 
möglichen Folge zu berücksichtigen ist, daß ein 
Bauvorhaben auf diesen Flächen mangels Einfü- 
gens in die Eigenart der näheren Umgebung unzu- 
lässig sein kann. Auch soweit Erfordernisse des 
Denkmalschutzes in § 34 Abs. 1 des Bundesbau- 
gesetzes den Zulässigkeitsmaßstab mitbestimmen 
(z. T. enthalten im Begriff des „Einfügens“ und dem 
„Ortsbild“) wird die Rechtslage nicht verändert. 

Auch kommt den Belangen des Denkmalschutzes 
keine selbständige Bedeutung im Begriff der „öf- 
fentlichen Belange“ zu. Insgesamt verbleibt es da- 
bei, daß die Anforderungen aufgrund anderer öf- 
fentlich-rechtlicher Vorschriften nach § 29 Satz 4 
Entwurf (vgl. Nummer 29) unberührt bleiben; dies 
gilt namentlich für die Vorschriften des Bundes- 
Immissionsschutzgesetzes und der Denkmalschutz- 
gesetze der Länder. 

Absatz 2 enthält wie der bisherige Absatz 3 die Re- 
gelung über die Anwendung der Baunutzungsver- 
ordnung in solchen Fällen, in denen die Eigenart 
der näheren Umgebung einem Baugebiet der Bau- 
nutzungsverordnung entspricht. In Abweichung 
vom geltenden Recht soll die Anwendung der Bau- 
nutzung sverordnung nur in bezug auf die Art der 
Nutzung, nicht auch nach dem Maß der Nutzung 
nach der Baunutzungsverordnung beurteilt werden. 
Dadurch soll der mit der bisherigen Regelung ge- 
machten Erfahrung Rechnung getragen werden, 
daß es in den nichtbeplanten Innenbereichen auf- 
grund der gewachsenen Strukturen außerordent- 
lich vielfältige Fallgestaltungen in bezug auf das 
Maß der baulichen Nutzung gibt, denen nur durch 
stark differenzierte Einzelregelungen Rechnung ge- 
tragen werden könnte. Sachgerechter ist es, wenn 
sich die Beurteilung des zulässigen Maßes der bau- 
lichen Nutzung stets nach den konkreten Verhält- 
nissen richtet; dafür ist die Prüfung nach Absatz 1 


ausreichend. Sie vermeidet unnötige Erschwernisse 
für die Genehmigung von Vorhaben. 

In Abweichung vom bisherigen Recht soll in Fällen 
des Absatzes 2 neben der Prüfung der Baunut- 
zungsverordnung nicht auch noch die Prüfung nach 
Absatz 1 erfolgen. Dies erleichtert die Genehmi- 
gungspraxis. Zugleich soll durch die klarstellende 
Einbeziehung auch der nach der Baunutzung sver- 
ordnung in den Baugebieten ausnahmsweise zuläs- 
sigen Vorhaben sowie der Befreiungsmöglichkeit 
nach § 31 Abs. 2 der Zulässigkeitsrahmen den be- 
planten Gebieten angepaßt werden. 

Absatz 3 ermöglicht es, in Abweichung von den Zu- 
lässigkeitsvoraussetzungen der Absätze 1 und 2 in 
Einzelfällen Vorhaben im Zusammenhang mit vor- 
handenen Anlagen zu genehmigen. Diese Regelung 
soll dem Umstand Rechnung tragen, daß in Einzel- 
fällen der Zulässigkeitsrahmen des § 34 zweifelhaft 
oder nicht ausreichend sein kann, um notwendige 
Vorhaben im Zusammenhang mit vorhandenen An- 
lagen genehmigen zu können, und in diesen Fällen 
auch die Aufstellung eines Bebauungsplans auf- 
grund der städtebaulichen Verhältnisse im übrigen 
nicht erforderlich ist oder sonst nicht in Betracht 
kommt. Für Zweifelsfälle stellt Absatz 3 daher eine 
eindeutige rechtssichere Genehmigungsgrundlage 
dar. Erschwernisse des Vollzugs, die sich aus der 
schwierigen Anwendung des § 34 in Problemfällen 
(insbesondere in Gemengelage-Situationen) und 
wegen des Fehlens ausdrücklicher gesetzlich gere- 
gelter Befreiungstatbestände wie in den Plangebie- 
ten nach § 31 Abs. 2 oder spezieller Regelungen für 
Vorhaben im Zusammenhang mit Betrieben im Au- 
ßenbereich nach § 35 Abs. 4 Nr. 6 ergeben, und die 
dadurch entstehenden nachteiligen Folgen für die 
Beteiligten sollen durch die vorgesehene Regelung 
des Absatzes 3 vermieden werden. 

Die Regelung, die insbesondere betriebliche Investi- 
tionen erleichtern soll, ist gegenüber Bauvorhaben 
im Zusammenhang mit Wohngebäuden dadurch ge- 
rechtfertigt, daß anders als Wohngebäude Betriebe 
auf wiederkehrende Baumaßnahmen angewiesen 
und insofern Probleme entstanden sind, die die Auf- 
nahme des Absatzes 3 in das Gesetz erforderlich 
machen. Das erforderliche Einvernehmen der Ge- 
meinde stellt verfahrensmäßig sicher, daß die Pla- 
nungshoheit der Gemeinden gewahrt bleibt. 

Absatz 3 erfaßt nur Vorhaben im Zusammenhang 
mit vorhandenen Anlagen. Die Vorschrift knüpft 
dabei hinsichtlich der Begriffe „Änderungen und 
Nutzungsänderungen“ an die des Vorhabensbe- 
griffs im Sinne des § 29 Abs. 1 an. Erweiterungen 
stellen einen Unterfall der Errichtung oder Ände- 
rung von baulichen Anlagen dar; die Erneuerung 
einer Anlage bedeutet die Neuerrichtung einer 
gleichartigen, vorhandenen Anlage an gleicher 
Stelle. 

Weitere ausdrückliche Genehmigungsvorausset- 
zungen sollen sein: 

In Fällen des Satzes 1 Nummer 1 muß es in Anleh- 
nung an § 31 Abs. 1 Nummer 1 zur Erfüllung oder 
Wahrung öffentlicher Interessen oder Aufgaben 
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(zur Förderung sozialer oder kultureller Einrichtun- 
gen) vernünftiger Weise geboten sein, mit Hilfe der 
Genehmigung das Vorhaben am vorgesehenen 
Standort zu verwirklichen. Satz 1 Nummer 2 erfaßt 
Vorhaben, die einem Betrieb dienen, d. h. sie müs- 
sen dem Betrieb oder der Anlage unmittelbar zuge- 
ordnet und vom vorhandenen Bestand an baulichen 
und sonstigen Nutzungen geprägt sein. Weiterhin 
muß das Vorhaben „städtebaulich vertretbar“ sein, 
d. h. es muß mit einer geordneten städtebaulichen 
Entwicklung, insbesondere unter Berücksichtigung 
der Grundsätze des § 1 Abs. 5 und 6 vereinbar sein. 
Dies wird unterstrichen durch das weitere Erfor- 
dernis der Vereinbarkeit der Genehmigung mit den 
öffentlichen Belangen, die dadurch insbesondere 
auch im Hinblick auf den Umweltschutz über die 
allgemeine Abwägung gemäß § 1 Abs. 5 und 6 hin- 
aus eine besondere Bedeutung erlangen. Wie in Fäl- 
len des § 31 Abs. 2 sind weiterhin die nachbarlichen 
Interessen zu würdigen. 

Nach Satz 2 sollen vom Genehmigungstatbestand 
des Absatzes 3 Vorhaben im Zusammenhang mit 
Einzelhandelsbetrieben ausgenommen werden, 
wenn sie die verbrauchernahe Versorgung der Be- 
völkerung beeinträchtigen können. Diese Betriebe 
haben, wie dies auch §11 Abs. 3 Baunutzungsver- 
ordnung zum Ausdruck bringt, in besonderem 
Maße Auswirkungen auf die geordnete städtebauli- 
che Entwicklung. Dies gilt namentlich für Erweite- 
rungen von bestehenden Einzelhandelsbetrieben, 
durch die ein großflächiger Einzelhandelsbetrieb 
im Sinne des § 1 1 Abs. 3 Baunutzungsverordnung 
entstehen würde, und für die Umwandlung von 
Großhandelsbetrieben in Einzelhandelsbetriebe 
durch Nutzungsänderung bestehender Gebäude. 

Insgesamt ist damit gewährleistet, daß die Geneh- 
migung nach Absatz 3 nur erteilt werden kann, 
wenn sie städtebaulich vertretbar ist und den städ- 
tebaulichen Entwicklungsvorstellungen der Ge- 
meinde nicht zuwiderläuft. 

Absätze 4 und 5 enthalten eine Neufassung der Sat- 
zungsmöglichkeiten nach den bisherigen Absät- 
zen 2 und 2 a. Durch die Neufassung sollen sachlich 
nicht gebotene Einschränkungen des geltenden 
Rechts vermieden, aber auch die Möglichkeiten ge- 
geben werden, durch den Erlaß der Satzungen die 
auch im ländlichen Raum notwendige städtebauli- 
che Qualität zu gewährleisten. 

Absatz 4 enthält in Satz 1 Nr. 1 bis 3 die Gebiets- 
beschreibungen, auf die sich die Satzungen bezie- 
hen können. Nr. 1 entspricht dem bisherigen Ab- 
satz 2 Satz 1 (deklaratorische Festlegung der Gren- 
zen für die im Zusammenhang bebauten Ortsteile). 
Die nach geltendem Recht (Absatz 2 Satz 2) mögli- 
che Abrundung soll sich aus der neuen Nr. 3 erge- 
ben. Nr. 2 entspricht der im bisherigen Absatz 2 a 
enthaltenen Möglichkeit, durch Satzung Siedlungs- 
ansätze im Außenbereich zum grundsätzlich bebau- 
baren Innenbereich (§ 34) erklären zu können. Da- 
bei soll auf die — einengende — Voraussetzung, daß 
es sich um Gebiete mit besonderer Wohnsiedlungs- 
struktur handelt, verzichtet werden; ausreichend 
soll statt dessen sein, daß es sich um bebaute Berei- 


che im Außenbereich handelt. In Übereinstimmung 
mit dem geltenden Recht müssen diese Bereiche im 
Flächennutzungsplan als Bauflächen dargestellt 
sein. Dadurch soll gewährleistet werden, daß der 
Erlaß der Satzungen in Abstimmung mit der geord- 
neten städtebaulichen Entwicklung im gesamten 
Gemeindegebiet sowie unter Berücksichtigung der 
spezifischen Außenbereichsbelange erfolgt. Ebenso 
wie es zulässig ist, im nichtbeplanten Innenbereich 
durch einfachen Bebauungsplan (vgl. § 30 Abs. 2 
Entwurf, Nr. 30) das Erfordernis des Einfügens (Ab- 
satz 1) ergänzende Festsetzungen zum Zwecke ei- 
ner geordneten städtebaulichen Entwicklung in die- 
sen Gebieten treffen zu können, soll dies künftig 
zugleich mit dem Erlaß der Satzungen nach Num- 
mern 2 und 3 möglich sein (Satz 3). Auch sollen wie 
bei Aufstellung von Bebauungsplänen nach ande- 
ren Rechtsvorschriften getroffene Festsetzungen 
(z. B. Festlegungen von Gestaltungssatzungen) 
nachrichtlich übernommen werden (Satz 4). 

Nach Absatz 5 soll in Ergänzung zum bisherigen 
Recht vor dem Erlaß der Satzungen nach Absatz 4 
Satz 1 Nummern 2 und 3 den davon Betroffenen Ge- 
legenheit zur Stellungnahme gegeben werden. Dies 
soll zu sachgerechten Entscheidungen beim Erlaß 
der Satzungen beitragen. Durch Verweisung des 
Satzes 2 auf § 16 werden die weiteren Verfahrensre- 
gelungen für Satzungen (Anzeige und Bekanntma- 
chung) für anwendbar erklärt. 


Zu Nummer 34 (§ 35 — Bauen im Außenbereich) 

§ 35 des Bundesbaugesetzes hat folgenden Wort- 
laut: 

,,§35 

Bauen im Außenbereich 

(1) Im Außenbereich ist ein Vorhaben nur zuläs- 
sig, wenn öffentliche Belange nicht entgegenstehen, 
die ausreichende Erschließung gesichert ist und 
wenn es 

1. einem land- oder forstwirtschaftlichen Betrieb 
dient und nur einen untergeordneten Teil der Be- 
triebsfläche einnimmt, 

2. einem Landwirt zu Wohnzwecken dient, dessen 
Betrieb nach Übergabe zum Zweck der Vorweg- 
nahme der Erbfolge später aufgegeben worden 
ist und 

a) vor der Übergabe des Betriebs die Errichtung 
eines Altenteilerhauses nach Nummer 1 zu- 
lässig gewesen wäre, 

b) im Übergabevertrag die Errichtung eines Al- 
tenteilerhauses vereinbart worden ist, 

c) das Vorhaben in unmittelbarer Nähe der Hof- 
stelle errichtet wird und 

d) rechtlich gesichert ist, daß die Fläche, auf der 
das Altenteilerhaus errichtet werden soll, 
nicht ohne das Hofgrundstück veräußert 
wird, 

3. einer Landarbeiterstelle dient. 
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4. dem Fernmeldewesen, der öffentlichen Versor- 
gung mit Elektrizität, Gas, Wärme und Wasser, 
der Abwasserwirtschaft oder einem ortsgebunde- 
nen gewerblichen Bertieb dient oder 

5. wegen seiner besonderen Anforderungen an die 
Umgebung, wegen seiner nachteiligen Wirkung 
auf die Umgebung oder wegen seiner besonderen 
Zweckbestimmung nur im Außenbereich ausge- 
führt werden soll, 

(2) Sonstige Vorhaben können im Einzelfall zuge- 
lassen werden, wenn ihre Ausführung oder Benut- 
zung öffentliche Belange nicht beeinträchtigt. 

(3) Eine Beeinträchtigung öffentlicher Belange 
liegt insbesondere vor, wenn das Vorhaben 

— den Zielen der Raumordnung und Landespla- 
nung oder den Darstellungen des Flächennut- 
zungsplans widerspricht, 

— schädliche Umwelteinwirkungen hervorrufen 
kann oder ihnen ausgesetzt wird, 

— unwirtschaftliche Aufwendungen für Straßen 
und andere Verkehrseinrichtungen, für Anlagen 
der Versorgung, der Abwasser- und Abfallbeseiti- 
gung, für die Sicherheit oder Gesundheit oder für 
sonstige Aufgaben erfordert, 

— die Wasserwirtschaft gefährdet, 

— Belange des Natur- und Landschaftsschutzes be- 
einträchtigt, 

— das Orts- und Landschaftsbild verunstaltet, 

— die natürliche Eigenart der Landschaft oder ihre 
Aufgabe als Erholungsgebiet beeinträchtigt oder 

— die Entstehung, Verfestigung oder Erweiterung 
einer Splittersiedlung befürchten läßt 

Auf Maßnahmen zur Verbesserung der Agrarstruk- 
tur ist besonders Rücksicht zu nehmen. 

(4) Der beabsichtigten Änderung der bisherigen 
Nutzung ohne wesentliche Änderung einer bauli- 
chen Anlage im Sinne des Absatzes 1 Nr. 1 bis 3 
kann nicht entgegengehalten werden, daß die Ände- 
rung den Darstellungen des Flächennutzungsplans 
oder eines Landschaftsplans widerspricht, die na- 
türliche Eigenart der Landschaft beeinträchtigt 
oder die Entstehung, Verfestigung oder Erweite- 
rung einer Splittersiedlung befürchten läßt. 

(5) Absatz 4 gilt entsprechend, 

1. wenn beabsichtigt ist, ein seit längerer Zeit von 
dem Eigentümer eigengenutztes Wohngebäude, 
das nach Absatz 1 Nr. 1 bis 3 zulässig war und 
den allgemeinen Anforderungen an gesunde 
Wohnverhältnisse nicht entspricht und durch 
wirtschaftlich vertretbare Modernisierungsmaß- 
nahmen nicht diesen Anforderungen angepaßt 
werden kann, zu beseitigen und an der gleichen 
Stelle ein neues vergleichbares Wohngebäude zu 
errichten, und Tatsachen die Annahme rechtfer- 
tigen, daß es für den Eigenbedarf des bisherigen 
Eigentümers oder seiner Familie genutzt werden 
wird, 


2. wenn ein zulässigerweise errichtetes Gebäude 
durch Brand, Naturereignisse oder andere außer- 
gewöhnliche Ereignisse zerstört wurde und beab- 
sichtigt ist, alsbald an der gleichen Stelle ein ver- 
gleichbares neues Gebäude zu errichten, 

3. für die Änderung oder Nutzungsänderung von er- 
haltenswerten, das Bild der Kulturlandschaft 
prägenden Gebäuden, auch wenn sie aufgegeben 
sind, wenn das Vorhaben einer zweckmäßigen 
Verwendung der Gebäude und der Erhaltung des 
Gestaltswerts dient, 

4. für die bauliche Erweiterung eines zulässiger- 
weise errichteten Wohngebäudes, wenn 

a) der Eigentümer es längere Zeit selbst genutzt 
hat und die Erweiterung der angemessenen 
Versorgung des Eigentümers und seiner zum 
Haushalt gehörenden Familienangehörigen 
mit Wohnraum dient oder 

b) durch Modernisierung der Gebrauchswert der 
Wohnungen verbessert werden soll und die im 
Zusammenhang mit der Modernisierung be- 
absichtigte Erweiterung geringfügig ist oder 
durch die Modernisierung erfordert wird; dies 
gilt entsprechend auch für ein Gebäude, das 
der Fremdenbeherbergung, insbesondere ei- 
ner gewerblichen Zimmervermietung dient 
oder 

5. für die angemessene bauliche Erweiterung eines 
zulässigerweise errichteten gewerblichen Be- 
triebs, wenn die Erweiterung notwendig ist, um 
die Fortführung des Betriebs zu sichern. 

In den Fällen der Nummern 1 und 2 sind geringfü- 
gige Erweiterungen des neuen Wohngebäudes ge- 
genüber dem beseitigten oder zerstörten Gebäude 
sowie geringfügige Abweichungen vom bisherigen 
Standort des Gebäudes zulässig. 

(6) Unbeschadet des Landesrechts soll die für die 
Erteilung der Genehmigung zuständige Behörde in 
den Fällen des Absatzes 1 Nr. 2 und der Absätze 4 
und 5 bei der Erteilung der Genehmigung in geeig- 
neter Weise sicherstellen, daß die bauliche oder 
sonstige Anlage nach Durchführung des Vorhabens 
nur in der vorgesehenen Art genutzt wird. Zur 
rechtlichen Sicherung nach Absatz 1 Nr. 2 Buch- 
stabe d kann sie auch anordnen, daß die Veräuße- 
rung des Grundstücks nur mit ihrer Genehmigung 
zulässig ist. Diese Anordnung wird mit der Eintra- 
gung im Grundbuch wirksam; die Eintragung er- 
folgt auf Ersuchen der für die Erteilung der Geneh- 
migung zuständigen Behörde.“ 

Zu Buchstabe a (Absatz 3) 

Durch die vorgesehene Ergänzung soll den Belan- 
gen des Denkmalschutzes Rechnung getragen wer- 
den. Eine weitergehende Änderung des Absatzes 3 
ist nicht erforderlich. Dies gilt namentlich im Hin- 
blick auf die Bedeutung der Ziele der Raumordnung 
und Landesplanung für Vorhaben nach § 35 Abs. 1 
und 2, die durch das Bundesverwaltungsgericht hin- 
reichend deutlich herausgestellt worden ist (Urteile 
vom 20. Januar 1984 — 4 C 70.79 und 4 C 43.81 — ; 
ZfBR 1984, S. 199 und S. 200). 
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Zu Buchstabe h (Absätze 3 und 4) 

Die Zusammenfassung der Vorschriften über die 
sogenannten begünstigten Vorhaben (bestimmte 
Vorhaben im Zusammenhang mit vorhandenen 
baulichen Anlagen im Außenbereich), die bisher in 
den Absätzen 4 und 5 geregelt sind, im neuen Ab- 
satz 4 dient im wesentlichen der Rechtsvereinfa- 
chung. Sie berücksichtigt dabei die erfolgten Klä- 
rungen von Fragen und Konkretisierungen der Zu- 
lässigkeitsvoraussetzungen durch die höchstrich- 
terliche Rechtsprechung. 

Nummer 1 entspricht dem bisherigen §35 Abs. 4 
des Bundesbaugesetzes, 

Nummer 2 enthält die Regelung des bisherigen Ab- 
satzes 5 Nr. 1 über die Zulässigkeit von Ersatzbau- 
ten abgängiger Wohngebäude im Außenbereich. In 
Abweichung vom bisherigen Recht soll dieser An- 
spruch nicht voraussetzen, daß das Wohngebäude 
einmal als Teil eines landwirtschaftlichen Betriebs 
zulässig gewesen war; es soll jedoch auch künftig 
dabei bleiben, daß das Gebäude „zulässigerweise er- 
richtet“ wurde. Durch die Gleichstellung der Wohn- 
gebäude mit denen, die früher einmal landwirt- 
schaftlichen Zwecken gedient haben, soll eine 
Lücke des geltenden Rechts geschlossen werden. 
Die Änderung ist mit den Außenbereichsbelangen 
vereinbar, weil auch die Neufassung an den vorhan- 
denen baulichen Bestand anknüpft. 

Nummer 3 entspricht dem bisherigen Absatz 5 
Nr. 2. 

Nummer 4 entspricht dem bisherigen Absatz 5 
Nr. 3. 

Durch die Neufassung der Nummer 5 soll die Erwei- 
terung von Wohngebäuden nicht mehr wie bisher 
zulässig sein, wenn sie der angemessenen Wohn- 
raumversorgung der Familie des Eigentümers 
dient, sondern wenn sie im Verhältnis zum vorhan- 
denen Wohngebäude untergeordnet ist. Damit soll 
eine mit Rücksicht auf den Außenbereichs schütz 
notwendige Konkretisierung der sich am vorhande- 
nen Bestand ausrichtenden Erweiterungsmaß- 
nahme erfolgen. Im Hinblick auf den Außenbe- 
reichsschutz unvertretbare bauliche Erweiterungen 
sollen durch die Neufassung ausdrücklich ausge- 
schlossen werden. Die im bisherigen § 35 Abs. 5 
Nummer 4 b des Bundesbaugesetzes enthaltene Er- 
weiterung wird von der Neufassung mit umfaßt. 

Nummer 6 enthält die Regelung über Erweiterungs- 
maßnahmen gewerblicher Betriebe (bisher Absatz 5 
Nr. 5). Künftig soll nicht mehr vorausgesetzt wer- 
den, daß die Erweiterung notwendig ist, um die 
Fortführung des Betriebs zu sichern. Dieses Zuläs- 
sigkeitsmerkmal ist für die Genehmigungsbehör- 
den nicht oder nur unter erheblichem Aufwand 
nachvollziehbar. Im übrigen soll durch die Neufas- 
sung der Begriff des „Angemessenen“ verdeutlicht 
werden. 

Satz 2 entspricht dem bisherigen Absatz 5 Satz 2. 

Satz 3 soll regeln, daß bei Nutzungsänderungen von 
landwirtschaftlichen Gebäuden nach Satz 1 Nr. 1 


und bei Erweiterungen von Wohngebäuden nach 
Satz 1 Nr. 5 nicht mehr als zwei Wohnungen in 
Wohngebäuden entstehen dürfen. Darüber hinaus 
soll durch Satz 3 auch zum Ausdruck gebracht wer- 
den, daß Nutzungsänderungen von landwirtschaftli- 
chen Gebäuden und durch Erweiterungen von 
Wohngebäuden, sofern die in diesen Vorschriften 
bezeichneten Voraussetzungen erfüllt sind, also 
z. B. in Fällen des Satzes 1 Nr. 5 die Erweiterung im 
Verhältnis zum vorhandenen Wohngebäude unter- 
geordnet ist, die Einrichtung einer zweiten Woh- 
nung nicht ausgeschlossen ist Weitere Vorausset- 
zung ist, daß das Wohngebäude insgesamt vom bis- 
herigen Eigentümer oder seiner Familie (insbeson- 
dere von den Eltern oder den Kindern) selbst ge- 
nutzt wird. 

Durch Satz 3 sollen in einzelnen Beziehungen Ein- 
engungen des geltenden Rechts vermieden werden. 
Auch nach dem geltenden Recht ist die Einrichtung 
einer zweiten Wohnung in vorhandene, entspre- 
chend große Wohngebäude nicht von vornherein 
ausgeschlossen; insbesondere ist sie zulässig, wenn 
im konkreten Fall aufgrund des vorhandenen Be- 
stands öffentliche Belange nicht beeinträchtigt wer- 
den. Daran knüpft die Regelung auch des Satzes 3 
an, weil die Zulässigkeit der zweiten Wohnung nach 
Satz 1 Nr. 5 voraussetzt, daß die dazu notwendige 
Erweiterung des Gebäudes im Verhältnis zum vor- 
handenen Gebäude untergeordnet sein muß. Die 
Neuregelung orientiert sich daher wie die Tatbe- 
stände des Absatzes 4 insgesamt an dem vorhande- 
nen baulichen Bestand. Satz 3 schließt jedoch an- 
ders als das geltende Recht in den Fällen des Sat- 
zes 1 Nummer 5 die Einrichtung einer zweiten Woh- 
nung nicht aus. Damit wird das auch aus sozialpoli- 
tischen Gründen erwünschte Zusammenleben der 
Generationen einer Familie unter einem Dach bau- 
rechtlich unterstützt. 

Zu Buchstabe c (Absatz 5 — neu — ) 

Absatz 5 soll ausdrücklich die Verpflichtung dar- 
über enthalten, daß auch bei Verwirklichung der 
nach § 35 Abs. 1 und 4 zulässigen Vorhaben den Er- 
fordernissen des Außenbereichs Schutzes durch ge- 
eignete Bauausführung Rechnung getragen wird. 
Dieser Grundsatz entspricht bereits der höchstrich- 
terlichen Rechtsprechung. Zur Gewährleistung des 
Außenbereichsschutzes ist es jedoch geboten, die- 
sen Grundsatz im Gesetz ausdrücklich zu erwäh- 
nen. 

Zu Buchstabe d (Absatz 6) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeände- 
rung. 


Zu Nummer 35 (§ 36 — Beteiligung der Gemeinde 
und der höheren Verwaltungsbe- 
hörde) 

§36 des Bundesbaugesetzes hat folgenden Wort- 
laut: 
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„§ 36 

Beteiligung der Gemeinde 
und der höheren Verwaltungsbehörde 

(1) Über die Zulässigkeit von Vorhaben nach den 
§§ 33 bis 35 wird im bauaufsichtlichen Verfahren 
von der Baugenehmigungsbehörde im Einverneh- 
men mit der Gemeinde entschieden. Das Einver- 
nehmen der Gemeinde ist auch erforderlich, wenn 
in einem anderen Verwaltungsverfahren über die 
Zulässigkeit nach den §§ 33 bis 35 entschieden wird; 
§ 29 Satz 4 und Vorschriften über gesetzliche Plan- 
feststellungsverfahren bleiben unberührt. In den 
Fällen der §§ 33 und 35 Abs. 2, 4 und 5 ist auch die 
Zustimmung der höheren Verwaltungsbehörde er- 
forderlich. 

(2) Das Einvernehmen der Gemeinde und die Zu- 
stimmung der höheren Verwaltungsbehörde gelten 
als erteilt, wenn sie nicht binnen zwei Monaten 
nach Eingang des Ersuchens der Genehmigungsbe- 
hörde verweigert werden. Die höhere Verwaltungs- 
behörde kann für bestimmte Fälle allgemein festle- 
gen, daß ihre Zustimmung nicht erforderlich ist.“ 

Durch die Neufassung des § 36 Abs. 1 des Bundes- 
baugesetzes sollen die bisher in § 29 Satz 4, § 31 und 
§ 36 Abs. 1 des Bundesbaugesetzes enthaltenen Re- 
gelungen über die Beteiligung der Gemeinde und 
der höheren Verwaltungsbehörde zusammengefaßt 
werden. 

Durch den in Absatz 2 vorangestellten neuen Satz 1 
soll klargestellt werden, aus welchen Gründen das 
Einvernehmen und die Zustimmung versagt wer- 
den können. Dadurch sollen Mißverständnisse, die 
in der Praxis auf getreten sind und die Genehmi- 
gungsverfahren unnötig erschweren, vermieden 
werden. 

Zu Nummer 36 (§ 37 — Bauliche Maßnahmen des 
Bundes und der Länder) 

§ 37 des Bundesbaugesetzes hat folgenden Wort- 
laut: 

»§ 37 

Bauliche Maßnahmen des Bundes und der Länder 

(1) Macht die besondere öffentliche Zweckbestim- 
mung für bauliche Anlagen des Bundes oder eines 
Landes erforderlich, von den Vorschriften dieses 
Gesetzes oder den aufgrund dieses Gesetzes erlas- 
senen Vorschriften abzuweichen und ist das Einver- 
nehmen mit der Gemeinde nach § 14, 31 oder 36 
nicht erreicht worden, so entscheidet die höhere 
Verwaltungsbehörde. 

(2) Handelt es sich dabei um Vorhaben, die der 
Landesverteidigung, dienstlichen Zwecken des 
Bundesgrenzschutzes oder dem zivilen Bevölke- 
rungsschutz dienen, ist nur die Zustimmung der hö- 
heren Verwaltungsbehörde erforderlich. Vor Ertei- 
lung der Zustimmung hat diese die Gemeinde zu 
hören. Versagt die höhere Verwaltungsbehörde ihre 
Zustimmung oder widerspricht die Gemeinde dem 
beabsichtigten Bauvorhaben, so entscheidet der zu- 
ständige Bundesminister im Einvernehmen mit den 


beteiligten Bundesministern und im Benehmen mit 
der zuständigen Obersten Landesbehörde. 

(3) Entstehen der Gemeinde infolge der Durch- 
führung von Maßnahmen nach den Absätzen 1 und 
2 Aufwendungen für Entschädigungen nach diesem 
Gesetz, so sind sie ihr vom Träger der Maßnahmen 
zu ersetzen. Muß infolge dieser Maßnahmen ein Be- 
bauungsplan aufgestellt, geändert, ergänzt oder auf- 
gehoben werden, so sind ihr auch die dadurch ent- 
standenen Kosten zu ersetzen. 

(4) Sollen bauliche Anlagen auf Grundstücken er- 
richtet werden, die nach dem Gesetz über die Land- 
beschaffung für Aufgaben der Verteidigung vom 
23. Februar 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 134), geändert 
durch das Gesetz zur Änderung von Vorschriften 
auf dem Gebiet der Landbeschaffung vom 29. No- 
vember 1966 (Bundesgesetzbl. I S. 653), beschafft 
werden, so sind in dem Verfahren nach § 1 Abs. 2 
des Landbeschaffungsgesetzes alle von der Ge- 
meinde oder der höheren Verwaltungsbehörde nach 
den Absätzen 1 und 2 zulässigen Einwendungen ab- 
schließend zu erörtern. Eines Verfahrens nach Ab- 
satz 2 bedarf es in diesem Fall nicht.“ 

Durch die Änderung des § 37 Abs. 1 soll klargestellt 
werden, daß die Zuständigkeit der höheren Verwal- 
tungsbehörde immer dann gegeben ist, wenn von 
den Vorschriften des Gesetzes abgewichen werden 
soll oder wenn das Einvernehmen mit der Ge- 
meinde nicht erreicht worden ist. Dies entspricht 
dem Grundgedanken des § 37. Der bisherige Geset- 
zestext hat zum Teil zu Auslegungsfragen Anlaß 
gegeben, die die Praxis erschweren können, insbe- 
sondere in den Fällen, in denen die Gemeinde ihr 
Einvernehmen verweigert und die Frage, ob über- 
haupt von den Vorschriften des Gesetzes abgewi- 
chen werden muß, unterschiedlich beantwortet 
wird. 

Die Streichung des § 31 ist eine Folgeänderung der 
Neufassung der §§ 31 und 36. 

Zu Nummer 37 (§ 39 — Schutz des Mutterbodens) 

§ 39 des Bundesbaugesetzes hat folgenden Wort- 
laut: 

„§ 39 

Schutz des Mutterbodens 

Mutterboden, der bei der Errichtung und Ände- 
rung baulicher Anlagen sowie bei wesentlichen an- 
deren Veränderungen der Erdoberfläche ausgeho- 
ben wird, ist in nutzbarem Zustand zu erhalten und 
vor Vernichtung oder Vergeudung zu schützen. Der 
Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau wird ermächtigt, zu dem in Satz 1 ge- 
nannten Zweck durch Rechtsverordnung Vorschrif- 
ten über Art und Umfang des Schutzes des Mutter- 
bodens zu erlassen.“ 

Die im bisherigen § 39 Satz 1 des Bundesbaugeset- 
zes enthaltene Verpflichtung, bei Baumaßnahmen 
den Mutterboden zu erhalten und zu schützen, soll 
in § 202 beibehalten werden. Auf die in Satz 2 ent- 
haltene Ermächtigung zum Erlaß einer Rechtsver- 
ordnung über Art und Umfang des Schutzes des 
Mutterbodens soll verzichtet werden. Von dieser Er- 
mächtigung ist bisher nicht Gebrauch gemacht wor- 
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den. Eine solche Rechtsverordnung ist auch nicht 
notwendig, weil sich aus dem bisherigen und beizu- 
behaltenden § 39 Satz 1 des Bundesbaugesetzes die 
notwendigen Verpflichtungen ergeben, deren 
Durchsetzung den Genehmigungsbehörden nach 
Landesrecht obliegt. 

Zu Nummer 38 (§§ 39 a bis i — Abschnitt la ) 

Abschnitt 1 a über die Anordnung von Baumaßnah- 
men, Pflanzgebot, Nutzungsgebot, Abbruchgebot 
und Erhaltung baulicher Anlagen soll gestrichen 
werden. Die Bestimmungen sollen in den Dritten 
Teil des neuen Zweiten Kapitels aufgenommen 
werden. Nicht in das Baugesetzbuch übernommen 
werden soll mangels praktischer Bedeutung das 
Nutzungsgebot nach §39c des Bundesbaugesetzes, 
das folgende Fassung hat: 

„§ 39 c 

Nutzungsgebot 

(1) Im Geltungsbereich eines Bebauungsplans im 
Sinne des § 30 kann die Gemeinde den Eigentümer 
durch Bescheid verpflichten, eine Fläche, ein vor- 
handenes Gebäude oder eine sonstige bauliche An- 
lage oder Teile davon innerhalb angemessener 
Frist den Festsetzungen des Bebauungsplans ent- 
sprechend zu nutzen oder einer solchen Nutzung 
zuzuführen. § 39 b Abs. 1 Satz 2 gilt entsprechend. 

(2) Wird das Gebäude oder die bauliche Anlage 
bereits anderweitig genutzt, gilt §39d Abs. 2 ent- 
sprechend, 

(3) Der Eigentümer kann von der Gemeinde die 
Übernahme des Grundstücks verlangen, wenn es 
ihm mit Rücksicht auf die bisher zulässigerweise 
ausgeübte Nutzung wirtschaftlich nicht zuzumuten 
ist, die Nutzung zu ändern. § 39 b Abs. 2 Satz 3, § 44 b 
Abs. 1, 4 und 5 sowie § 44c Abs. 1 und 2 finden ent- 
sprechend Anwendung. 

(4) Absatz 1 findet keine Anwendung für Gebäude 
und sonstige bauliche Anlagen oder Teile davon, die 
für eine land- oder forstwirtschaftliche Nutzung be- 
stimmt sind und entsprechend genutzt werden.“ 

Zu Nummer 39 (§ 39 — Vertrauensschaden) 

Redaktionelle Anpassung an die geänderte Para- 
graphen-Folge. 

Zu Nummer 40 (§40 — Entschädigung in Geld 
oder durch Übernahme) 

§40 des Bundesbaugesetzes hat folgenden Wort- 
laut: 

„§ 40 

Entschädigung in Geld oder durch Übernahme 

(1) Sind im Bebauungsplan 

1. Flächen für den Gemeinbedarf, 

2. Flächen für Personengruppen mit besonderem 
Wohnbedarf, 

3. Flächen mit besonderem Nutzungszweck, 


4. von der Bebauung freizuhaltende Schutzflächen 
und Flächen für besondere Anlagen und Vor- 
kehrungen zum Schutz vor Einwirkungen, 

5. Verkehrsflächen, 

6. Versorgungsflächen, 

7. Flächen für die Verwertung oder Beseitigung 
von Abwasser und festen Abfallstoffen sowie 
für Ablagerungen, 

8. Grünflächen, 

9. Flächen für Aufschüttungen, Abgrabungen oder 
für die Gewinnung von Steinen, Erden und an- 
deren Bodenschätzen, 

10. Flächen für Gemeinschaftsstellplätze und Ge- 
meinschaftsgaragen, 

11. Flächen für Gemeinschaftsanlagen, 

12. von der Bebauung freizuhaltende Flächen, 

13. Wasserflächen, Flächen für die Wasserwirt- 
schaft, Flächen für Hochwasserschutzanlagen 
und Flächen für die Regelung des Wasserabflus- 
ses, soweit Festsetzungen nicht nach anderen 
Vorschriften getroffen werden können, 

festgesetzt, so ist der Eigentümer nach Maßgabe 
der folgenden Absätze zu entschädigen, soweit ihm 
Vermögensnachteile entstehen. Dies gilt in den Fäl- 
len der Nummern 4 und 10 bis 13 nicht, soweit die 
Festsetzungen oder ihre Durchführung den Interes- 
sen des Eigentümers oder der Erfüllung einer ihm 
obliegenden Rechtspflicht dienen. 

(2) Der Eigentümer kann die Übernahme der Flä- 
chen verlangen, 

1. wenn und soweit es ihm mit Rücksicht auf die 
Festsetzung oder Durchführung des Bebauungs- 
plans wirtschaftlich nicht mehr zuzumuten ist, 
das Grundstück zu behalten oder es in der bishe- 
rigen oder einer anderen zulässigen Art zu nut- 
zen, oder 

2. wenn Vorhaben nach § 32 nicht ausgeführt wer- 
den dürfen und dadurch die bisherige Nutzung 
einer baulichen Anlage aufgehoben oder wesent- 
lich herabgesetzt wird. 

Der Eigentümer kann anstelle der Übernahme die 
Begründung von Miteigentum oder eines geeigne- 
ten Rechts verlangen, wenn die Verwirklichung des 
Bebauungsplans nicht die Entziehung des Eigen- 
tums erfordert. 

(3) Dem Eigentümer ist eine angemessene Ent- 
schädigung in Geld zu leisten, wenn und soweit Vor- 
haben nach § 32 nicht ausgeführt werden dürfen 
und dadurch die bisherige Nutzung seines Grund- 
stücks wirtschaftlich erschwert wird. Sind die Vor- 
aussetzungen des Übernahmeanspruchs nach Ab- 
satz 2 gegeben, kann nur dieser Anspruch geltend 
gemacht werden. Der zur Entschädigung Verpflich- 
tete kann auf den Übernahmeanspruch verweisen, 
wenn das Grundstück für den im Bebauungsplan 
festgesetzten Zweck alsbald benötigt wird.“ 
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Zu Buchstabe a (Absatz 1 Nummer 14 — neu) 

Die vorgesehene Ergänzung um die Nummer 14 ist 
eine Folge der Aufnahme der Festsetzungsmöglich- 
keit von Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur 
Pflege und zur Entwicklung der Landschaft im § 9 
Abs. 1 Nr. 20 des Entwurfs (vgl. Nr. 13 a dd). Dadurch 
soll berücksichtigt werden, daß auch bei Festset- 
zung von Flächen für landschaftspflegerische Maß- 
nahmen Vermögensnachteile eintreten können, die 
nach den Grundsätzen des §40 zu entschädigen 
sind. 

Zu Buchstabe b (Absatz 1 Satz 2) 

Folgeänderung der Ergänzung in Absatz 1 Satz 1. 

Zu Nummer 41 (§ 41 — Entschädigung bei Begrün- 
dung von Geh-, Fahr- und Lei- 
tungsrechten und bei Bindungen 
für Bepflanzungen) 

§§ 42 und 43 des Bundesbaugesetzes haben folgen- 
den Wortlaut: 

»§ 42 

Entschädigung bei Begründung von Geh-, 
Fahr- und Leitungsrechten 

Sind im Bebauungsplan Flächen festgesetzt, die 
mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belasten 
sind, so kann der Eigentümer unter den Vorausset- 
zungen des § 40 Abs. 2 verlangen, daß an diesen Flä- 
chen einschließlich der für die Leitungsführungen 
erforderlichen Schutzstreifen das Recht zugunsten 
des in § 44 a Bezeichneten begründet wird. Dies gilt 
nicht für die Verpflichtung zur Duldung solcher ört- 
lichen Leitungen, die der Erschließung und Versor- 
gung des Grundstücks dienen. Weitergehende 
Rechtsvorschriften, nach denen der Eigentümer zur 
Duldung von Versorgungsleitungen verpflichtet ist, 
bleiben unberührt.“ 

»§43 

Entschädigung bei Bindungen für Bepflanzungen 

Sind im Bebauungsplan Bindungen für Bepflan- 
zungen und für die Erhaltung von Bäumen, Sträu- 
chern und Gewässern sowie für das Anpflanzen von 
Bäumen und Sträuchern festgesetzt, so ist dem Ei- 
gentümer eine angemessene Entschädigung in Geld 
zu leisten, wenn und soweit infolge dieser Festset- 
zungen 

1. besondere Aufwendungen notwendig sind, die 
über das bei ordnungsgemäßer Bewirtschaftung 
erforderliche Maß hinausgehen, oder 

2. eine wesentliche Wertminderung des Grund- 
stücks eintritt.“ 

Die Änderungen ergeben sich ausnahmslos aus der 
geänderten Paragraphen-Folge und redaktionellen 
Anpassung des Gesetzestextes. 

Zu Nummer 42 (§42 — Entschädigung bei Ände- 
rung oder Aufhebung einer zuläs- 
sigen Nutzung) 

Redaktionelle Anpassung an die Änderung der Pa- 
ragraphen-Folge. 


Zu Nummer 43 (§44 — Entschädigungspflichtige, 
Fälligkeit und Erlöschen der Ent- 
schädigungsansprüche) 

§§44a und 44 c des Bundesbaugesetzes haben fol- 
genden Wortlaut: 

»§ 44 a 

Entschädigungspflichtige 

(1) Zur Entschädigung ist der Begünstigte ver- 
pflichtet, wenn er mit der Festsetzung zu seinen 
Gunsten einverstanden ist. Ist ein Begünstigter 
nicht bestimmt oder liegt sein Einverständnis nicht 
vor, ist die Gemeinde zur Entschädigung verpflich- 
tet. Erfüllt der Begünstigte seine Verpflichtung 
nicht, ist dem Eigentümer gegenüber auch die Ge- 
meinde verpflichtet; der Begünstigte hat der Ge- 
meinde Ersatz zu leisten. 

(2) Dient die Festsetzung der Beseitigung oder 
Minderung von Auswirkungen, die von der Nutzung 
eines Grundstücks ausgehen, so ist der Eigentümer 
zur Entschädigung verpflichtet, wenn er mit der 
Festsetzung einverstanden war. Ist der Eigentümer 
aufgrund anderer gesetzlicher Vorschriften ver- 
pflichtet, Auswirkungen, die von der Nutzung sei- 
nes Grundstücks ausgehen, zu beseitigen oder zu 
mindern, so ist er auch ohne Einverständnis zur 
Entschädigung verpflichtet, soweit er durch die 
Festsetzung Aufwendungen erspart. Erfüllt der Ei- 
gentümer seine Verpflichtungen nicht, so gilt Ab- 
satz 1 Satz 3 entsprechend. Die Gemeinde soll den 
Eigentümer anhören, bevor sie Festsetzungen trifft, 
die zu einer Entschädigung nach Satz 1 oder 2 füh- 
ren können.“ 

,.§ 44 c 

Fälligkeit und Erlöschen der 
Entschädigungsansprüche 

(1) Der Entschädigungsberechtigte kann Ent- 
schädigung verlangen, wenn die in den §§ 39 j, 40 
und 42 bis 44 bezeichneten Vermögensnachteile ein- 
getreten sind. Er kann die Fälligkeit des Anspruchs 
dadurch herbeiführen, daß er die Leistung der Ent- 
schädigung schriftlich bei dem Entschädigungs- 
pflichtigen beantragt. Entschädigungsleistungen in 
Geld sind ab Fälligkeit mit 2 vom Hundert über 
dem Diskontsatz der Deutschen Bundesbank jähr- 
lich zu verzinsen. Ist Entschädigung durch Über- 
nahme des Grundstücks zu leisten, findet auf die 
Verzinsung § 99 Abs. 3 Anwendung. 

(2) Ein Entschädigungsanspruch erlischt, wenn 
nicht innerhalb von drei Jahren nach Ablauf des 
Kalenderjahres, in dem die in Absatz 1 Satz 1 be- 
zeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind, 
die Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird. 

(3) In der Bekanntmachung nach § 12 ist auf die 
Vorschriften des Absatzes 1 Satz 1 und 2 sowie des 
Absatzes 2 hinzuweisen.“ 

Die Änderungen enthalten ausnahmslos Anpassun- 
gen des Gesetzestextes an die geänderte Paragra- 
phen-Folge und Zusammenfassung der §§ 44 a und 
44 c des Bundesbaugesetzes im neuen § 44. 
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Zu Nummer 44 (§43 — Entschädigung und Ver- 
fahren) 

§44b des Bundesbaugesetzes hat folgenden Wort- 
laut: 

„§ 44b 

Entschädigung und Verfahren 

(1) Ist die Entschädigung durch Übernahme des 
Grundstücks oder durch Begründung eines Rechts 
zu leisten und kommt eine Einigung nicht zustande, 
kann der Eigentümer die Entziehung des Eigen- 
tums oder die Begründung des Rechts verlangen. 
Der Eigentümer kann den Antrag auf Entziehung 
des Eigentums oder auf Begründung des Rechts bei 
der Enteignungsbehörde stellen. Auf die Entzie- 
hung des Eigentums oder die Begründung des 
Rechts finden die Vorschriften des Fünften Teils 
entsprechend Anwendung. 

(2) Ist die Entschädigung in Geld zu leisten und 
kommt eine Einigung über die Höhe der Geldent- 
schädigung nicht zustande, entscheidet die höhere 
Verwaltungsbehörde. Vor der Entscheidung sind 
die Beteiligten zu hören. Die Vorschriften über die 
Entschädigung im Zweiten Abschnitt des Fünften 
Teils gelten entsprechend. Für Bescheide über eine 
zu zahlende Geldentschädigung gilt § 122 entspre- 
chend. 

(3) Liegen die Voraussetzungen der §§ 40 und 42 
vor, so ist eine Entschädigung nur nach diesen Vor- 
schriften zu gewähren. In den Fällen der §§ 40, 42 
und 43 sind solche Wertminderungen nicht zu be- 
rücksichtigen, die bei Anwendung des § 44 nicht zu 
entschädigen wären. 

(4) Bodenwerte sind nicht zu entschädigen, soweit 
sie darauf beruhen, daß 

1. die zulässige Nutzung auf dem Grundstück den 
allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- 
und Arbeitsverhältnisse oder an die Sicherheit 
der auf dem Grundstück oder im umliegenden 
Gebiet wohnenden oder arbeitenden Menschen 
nicht entspricht oder 

2. in einem Gebiet städtebauliche Mißstände im 
Sinne des §3 Abs. 2 und 3 des Städtebauförde- 
rungsgesetzes bestehen und die Nutzung des 
Grundstücks zu diesen Mißständen wesentlich 
beiträgt. 

(5) Nach Vorliegen der Entschädigungsvorausset- 
zungen bleiben Werterhöhungen unberücksichtigt, 
die eingetreten sind, nachdem der Entschädigungs- 
berechtigte in der Lage war, den Antrag auf Fest- 
setzung der Entschädigung in Geld zu stellen, oder 
ein Angebot des Entschädigungspflichtigen, die 
Entschädigung in Geld in angemessener Höhe zu 
leisten, abgelehnt hat. Hat der Entschädigungsbe- 
rechtigte den Antrag auf Übernahme des Grund- 
stücks oder Begründung eines geeigneten Rechts 
gestellt und hat der Entschädigungspflichtige dar- 
aufhin ein Angebot auf Übernahme des Grund- 
stücks oder Begründung des Rechts zu angemesse- 
nen Bedingungen gemacht, so gilt § 95 Abs. 2 Nr. 3 
entsprechend.“ 


Die Änderungen ergeben sich ausnahmslos aus der 
geänderten Paragraphen-Folge und redaktionellen 
Anpassung des Ge setze stextes. 


Zu Nummer 45 (§ 45 — Zweck der Umlegung) 

Der geltende Absatz 1 hat folgende Fassung: 

„(1) Im Geltungsbereich eines Bebauungsplans 
im Sinne des § 30 können zur Erschließung oder 
Neugestaltung bestimmter Gebiete bebaute oder 
unbebaute Grundstücke durch Umlegung in der 
Weise neugeordnet werden, daß nach Lage, Form 
und Größe für die bauliche oder sonstige Nutzung 
zweckmäßig gestaltete Grundstücke entstehen.“ 

Die in Absatz 1 definierte Umlegung ist nach gel- 
tendem Recht das wesentlichste Instrument der Bo- 
denordnung. Sie beschränkt sich jedoch auf Gebiete 
mit einem qualifizierten Bebauungsplan (§ 30) und 
ist somit nicht durchführbar in Gebieten mit einfa- 
chem (nicht qualifiziertem) Bebauungsplan, und 
zwar weder innerhalb der im Zusammenhang be- 
bauten Ortsteile (§ 34) noch im Außenbereich (§ 35). 
Die Umlegung bleibt mit diesen Beschränkungen 
hinter der Grenzregelung (§ 80) zurück, die — wenn 
auch unter bestimmten Voraussetzungen — im ein- 
fach beplanten Außenbereich und sogar im nicht 
beplanten Gebiet nach § 34 zulässig ist. Selbst ge- 
genüber der Enteignung, die auch bei Vorliegen ei- 
nes einfachen Bebauungsplans zulässig ist (§ 85 
Abs. 1 Nr. 1), muß die Umlegung in diesen Fällen 
zurückstehen, obwohl sie das bodenordnerisch mil- 
dere Mittel ist. Auch in bezug auf Erschließungsan- 
lagen in Gebieten nach § 34, für deren Herstellung 
hier ein Bebauungsplan nicht erforderlich ist (§ 125 
Abs. 2 Satz 2), kann eine Umlegung — insbesondere 
zum Zwecke des Flächenerwerbs (vgl. § 55 Abs. 2 
und 5) — nicht durchgeführt werden. 

Die Beschränkung der Umlegung auf Gebiete mit 
qualifiziertem Bebauungsplan hat in der Praxis vor 
allem innerhalb der im Zusammenhang bebauten 
Ortsteile, aber auch im einfach beplanten Außenbe- 
reich wiederholt zu Schwierigkeiten geführt: In 
Stadtkernen (Gebiete nach § 34) mit einfachen oder 
nach § 173 Abs. 3 oder § 174 Abs. 1 übergeleiteten 
Bebauungsplänen, in denen lediglich das Wohnum- 
feld verbessert werden soll, ohne daß das Maß der 
baulichen Nutzung und die Straßenführung geän- 
dert werden, können die Gemeinden nicht von der 
Umlegung Gebrauch machen. Grenzregelungen 
sind hier in der Regel nicht zulässig, weil mit der 
Bodenordnung vor allem in Innenhöfen meist we- 
sentliche Wertverschiebungen verbunden sind. 
Schließlich können Einzelenteignungen, die nur ei- 
nen einfachen Bebauungsplan voraussetzen, kein 
zügiges bodenordnerisches Gesamtverfahren erset- 
zen. So treten bei der Schaffung städtebaulich ge- 
ordneter Innenhöfe vermeidbare Verzögerungen 
ein, oder die Maßnahme zur Verbesserung des 
Wohnumfelds unterbleibt ganz. Eine Umlegung in 
diesen Bereichen könnte nicht nur — unter Vermei- 
dung von Enteignungen — die Grundlagen für die 
beabsichtigte städtebauliche Neuordnung schaffen, 
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sondern auch die Regelung von Gemeinschafts- 
rechtsverhältnissen in bezug auf Gemeinschaftsan- 
lagen ermöglichen (vgl. die vorgesehene Neufas- 
sung des § 61 Abs. 1 Satz 2). In Gebieten nach § 35 
mit einfachem Bebauungsplan kann ein Bedürfnis 
bestehen, unzweckmäßig gestaltete Grundstücke 
für nichtbauliche Nutzungen, z. B. für Erholungsflä- 
chen, Spielplätze, Dauerkleingärten und Wander- 
wege neu zu ordnen. 

Die vorgesehene Neufassung des Absatzes 1 trägt 
den Bedürfnissen der Praxis nach einer gebietsmä- 
ßig erweiterten Umlegung Rechnung: Für die Er- 
möglichung der Umlegung innerhalb der im Zusam- 
menhang bebauten, einfach überplanten Ortsteile 
(§ 34 Abs. 1) spricht der generelle Gedanke, daß nur 
dort ein — in der Regel zeit- und verwaltungs auf- 
wendigerer — qualifizierter Bebauungsplan Vor- 
aussetzung für die Durchführung einer Umlegung 
sein darf, wo ein sachliches Erfordernis besteht. 
Dies gilt nicht für Gebiete, in denen das Maß der 
baulichen Nutzung und die Straßenführung nicht 
geändert werden sollen, davon unabhängig aber der 
Grundstückszuschnitt und z. B. die Straßenbreite. 
Ein qualifizierter Bebauungsplan ist also sachlich 
für eine Umlegung nicht in allen Fällen geboten. 

Ziel einer Umlegung in einfach beplanten Gebieten 
nach § 34 ist es, vorhandenes Bauland nach Lage 
und Form für eine nach §34 Abs. 1 zulässige Nut- 
zung zweckmäßig zu gestalten, z. B. um die Grund- 
stücke ohne Erteilung von Befreiungen, die bei ent- 
sprechender Überplanung häufig erforderlich und 
denen baurechtlich verhältnismäßig enge Grenzen 
gesetzt sind (§ 31), bebaubar zu machen oder ihre 
bauliche Nutzbarkeit zu verbessern. Zudem könnte 
die Umlegung in einfach beplanten Gebieten nach 
§ 34 verhindern, daß bei Errichtung von Gebäuden 
unbebaubare Grundstücke oder Grundstücksteile 
übrigbleiben, die als Freiflächen nicht benötigt wer- 
den. Die Regelung könnte von besonderer Bedeu- 
tung werden für Gebiete mit übergeleiteten Bebau- 
ungsplänen, die den Anforderungen des bisherigen 
§ 30 nur in einzelnen Beziehungen nicht genügen, 
sowie für Gebiete mit Baulücken, für die z. B. nur 
ein Fluchtlinienplan besteht. 

Die Erstreckung der Umlegung auf Gebiete nach 
§ 35 mit einfachem Bebauungsplan zur Verwirkli- 
chung der erwähnten nichtbaulichen Nutzungen 
(z. B. auf Flächen für die Erholung) erweitert die 
Baulandumlegung zu einer im weiteren Sinne städ- 
tebaulich motivierten Umlegung. Auch wird damit 
die Neuordnung unzweckmäßig gestalteter Grund- 
stücke, die erst wesentlich später aufgrund einer 
bebauungsplanmäßigen Festsetzung endgültig neu 
geordnet werden sollen, für „Zwischennutzungen“ 
(z. B. Kleingärten) zulässig. Nicht ermöglicht wird 
die erstmalige Schaffung von Baugrundstücken 
durch eine Grundstücksneuordnung; der einfache 
Bebauungsplan enthält hierfür nämlich in der Re- 
gel nicht die erforderlichen Festsetzungen über die 
Art und das Maß der baulichen Nutzung sowie die 
überbaubaren Grundstücksflächen (z. B. der Stra- 
ßenbegrenzungsplan), schafft also keine neuen 
Baurechte. 


Zu Nummer 46 (§ 46 — Zuständigkeit und Voraus- 
setzungen) 

Zu Buchstabe a (Absatz 2) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Durchnume- 
rierung. 

Zu Buchstabe b (Absatz 4) 

Der geltende Absatz 4 des § 46 hat folgende Fas- 
sung: 

„(4) Auf Antrag der Gemeinde kann die Landesre- 
gierung oder die von ihr bestimmte Stelle die Be- 
fugnis der Gemeinde zur Durchführung der Umle- 
gung auf die Flurbereinigungsbehörde oder eine an- 
dere geeignete Behörde für das Gemeindegebiet 
oder Teile des Gemeindegebiets übertragen. Wird 
sie auf die Flurbereinigungsbehörde übertragen, 
findet § 18 Abs. 2 des Flurbereinigungsgesetzes in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 16. März 
1976 (Bundesgesetzbl. I S. 546) entsprechend An- 
wendung. Die Einzelheiten der Übertragung ein- 
schließlich der Mitwirkungsrechte der Gemeinde 
können in einer Vereinbarung zwischen der Ge- 
meinde und der die Umlegung durchführenden Be- 
hörde geregelt werden.“ 

Danach kann — auf Antrag der Gemeinde — ihre 
Befugnis zur Durchführung der Umlegung nur von 
der Landesregierung oder der von ihr bestimmten 
Stelle auf die Flurbereinigungsbehörde oder eine 
andere geeignete Behörde übertragen werden. In 
Fällen, in denen von der Ermächtigung Gebrauch 
gemacht worden ist, hat sich die Übertragung der 
Umlegung bewährt. Die Ermächtigung ist jedoch 
nicht in allen Ländern zum Tragen gekommen. Da- 
her besteht in der Umlegungspraxis vor allem der 
ländlichen Gemeinden das Bedürfnis, daß die Flur- 
bereinigungsbehörde oder eine andere geeignete 
Behörde allein auf Initiative der Gemeinde Umle- 
gungsmaßnahmen durchführt, ohne daß ihr diese 
Befugnis durch die Landesregierung übertragen 
worden ist. 

Eine solche der Verwaltungsvereinfachung die- 
nende und Verwaltungsaufwand ersparende, zu- 
gleich kommunalfreundliche Regelung in Satz 1 
wäre besonders in den Fällen von Bedeutung, in 
denen die Flurbereinigungsbehörde oder eine an- 
dere geeignete Behörde einen Bebauungsplan aus- 
gearbeitet hat (vgl. den bisher geltenden § 2 Abs. 3), 
zu dessen Vollzug Umlegungsmaßnahmen notwen- 
dig sind. Der enge arbeitsmäßige Zusammenhang 
zwischen Planausarbeitung und Planvollzug recht- 
fertigt im Umlegungsrecht eine erleichterte Voll- 
zugsübertragung. Planerarbeitung und Planvollzug 
in einer Hand können nämlich die PI an Verwirkli- 
chung beschleunigen. Der bisherige Satz 2, der sich 
auf die Übertragung von Aufgaben und Befugnis- 
sen auf die Teilnehmergemeinschaft (§18 Abs. 2 
FlurbG) bezieht, wird durch Satz 1 mit abgedeckt, 
da Teilnehmergemeinschaften als zu Verwaltungs- 
akten berechtigte öffentlich-rechtliche Körper- 
schaften Behörden im Sinne des § 1 Abs. 4 VwVfG 
sind, nämlich „Stellen, die Aufgaben der öffentli- 
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chen Verwaltung wahrnehmen“. Der bisherige 
Satz 3 wird unverändert Satz 2. 

Zu Buchstabe c (Absatz 5 Satz 1) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung 
des Absatzes 5 Satz 1 an die vorgesehene Neufas- 
sung der Regelung über das Vorkaufsrecht in Umle- 
gungsverfahren. 


Zu Nummer 47 (§ 48 — Beteiligte) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung 
des Absatzes 4 Satz 2 an die vorgesehene Neufas- 
sung des § 150 über die Erforschung des Sachver- 
halts. 


Zu Nummer 48 (§ 51 — Verfügungs- und Verände- 
rungssperre) 

Zu Buchstabe a (Absatz 1) 


Zu Doppelbuchstabe aa (Einleitungssatz) 

Nach dem geltenden Absatz 1 sind Verfügungs- und 
Veränderungs sperren in der Zeit von der Bekannt- 
machung des Umlegungsbeschlusses bis zur „Be- 
kanntmachung des Umlegungsplans (§71)“ zuläs- 
sig. Nach § 71 Abs. 1 wird aber nicht der Umlegungs- 
plan, sondern seine Unanfechtbarkeit bekanntge- 
macht. Im übrigen sieht der durch die Novelle 1979 
neugefaßte Absatz 2 des § 71 eine teilweise Inkraft- 
setzung des Umlegungsplans vor. Es ist daher erfor- 
derlich, bei der zeitlichen Begrenzung der Sperren 
umfassend auf die „Bekanntmachung nach § 71“ ab- 
zustellen. Auch §72 über die Wirkungen der Be- 
kanntmachung läßt die durch den Umlegungsplan 
vorgesehenen Rechtsänderungen mit der „Bekannt- 
machung nach § 71“ eintreten. Eine Angleichung in 
§ 51 ist daher auch unter diesen Gesichtspunkten 
erforderlich. 


Zu Doppelbuchstabe bb (Nummern 3 und 4) 

Es handelt sich in erster Linie um eine Anpassung 
an die Bauordnungen der Länder, die neben Geneh- 
migungspflichten auch Zustimmungs- und Anzei- 
gepflichten vorsehen (vgl. auch den insoweit ange- 
paßten § 14 Abs. 1 Nr. 2 des Entwurfs). 

Zu Buchstabe b 

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung 
des Absatzes 5 Satz 1 an die Durchnumerierung der 
Nummern 2 a bis 4 des § 46 Abs. 2. 


Zu Nummer 49 (§ 52 — Umlegungsgebiet) 

Der geltene Absatz 2 hat folgende Fassung: 

„(2) Einzelne Grundstücke, die die Durchführung 
der Umlegung erschweren oder deren Grenzen 


durch die Umlegung nicht geändert werden sollen, 
können von der Umlegung ganz oder teilweise aus- 
genommen werden.“ 

Der im geltenden Recht enthaltene Fall der nicht zu 
ändernden Grenzen ist im Interesse der Gleichbe- 
handlung aller Beteiligten rechtlich nicht unbe- 
denklich; jedenfalls ist es nicht sachgerecht, solche 
Grundstücke von der Umlegung auszunehmen. 
Auch in diesen Fällen kann nämlich durch die Neu- 
ordnung der Grundstücksverhältnisse im Gesamt- 
gebiet das wirtschaftlich-wertrelevante Lagegefüge 
der Grundstücke mit der Folge entsprechender u. U. 
hoher umlegungsbedingter Wertsteigerungen geän- 
dert werden. Die Herausnahme eines derartigen 
Grundstücks aus der Umlegung kann nach ständi- 
ger höchstrichterlicher Rechtsprechung (BVerf- 
GE 18, 274; BGHZ 31, 49 (58); BVerwGE 10, 3) zu 
einer Verletzung des Gleichheitssatzes (Arti- 
kel 3 GG) gegenüber den Eigentümern führen, die 
für den Umlegungsvorteil ihrer Grundstücke — un- 
abhängig vom Umfang der Grenzveränderung — 
einen Ausgleich in Geld zu zahlen haben (§ 57 
Satz 5). Absatz 2 soll daher entsprechend geändert 
werden. 


Zu Nummer 50 (§ 53 — Bestandskarte und Be- 
standsverzeichnis) 


Zu Buchstabe a (Absatz 1 Satz 2) 

Nach geltendem Recht weist die Bestandskarte die 
bisherige Lage, Größe und Nutzung der Grund- 
stücke des Umlegungsgebiets aus. In § 45 Abs. 1 
Satz 1 wird jedoch auch auf die Form und die bauli- 
che Nutzung der neu zu ordnenden Grundstücke 
ausdrücklich Bezug genommen. Mit der vorgesehe- 
nen Ergänzung des Satzes 2 soll der Bedeutung 
der „Form“ der Grundstücke und vor allem der Ge- 
bäude für die Bestandskarte als Grundlage für die 
Umlegung Rechnung getragen werden. Anderer- 
seits soll die „Größe“ und ganz allgemein die „Nut- 
zung“ der Grundstücke dem Umlegungsverzeichnis 
Vorbehalten bleiben (vgl. nachfolgenden Buchst, b), 
da beide in der Umlegungskarte nicht exakt und 
damit unanfechtbar darstellbar sind und Nutzungs- 
änderungen zu häufigen aufwendigen Kartenände- 
rungen führen können. Der als Mindest- und damit 
nicht als abschließende Regelung vorgesehene 
Satz 2 läßt jedoch ergänzende Ausweisungen in der 
Bestandskarte zu. 


Zu Buchstabe b (Absatz 1 Satz 3) 

Die Streichung der Ausweisung von „Größe“ und 
„Nutzung“ der Grundstücke in Satz 2 soll durch ihre 
Aufnahme in das Bestandsverzeichnis nach Satz 3, 
das exaktere Angaben und häufigere Änderungen 
zuläßt, aufgefangen werden. Der ebenfalls als Min- 
destregelung vorgesehene Satz 3 läßt darüber hin- 
aus z. B. auch — entsprechend § 68 Abs. 1 Nr. 3 — 
die Aufführung von Belastungen nach Abteilung III 
des Grundbuchs zu. 
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Zu Nummer 51 (§54 — Benachrichtigung des 
Grundbuchamts und Vollstrek- 
kungsgerichts; Umlegungsver- 
merk) 

Zu Buchstabe a (Überschrift) 

Infolge der vorgesehenen Ergänzung in Absatz 1 
Satz 1 bedarf die Überschrift der Erweiterung. Dies 
soll in einer wesentlich gekürzten Fassung erfol- 
gen. 

Zu Buchstabe b (Absatz 1) 

Zu Doppelbuchstabe aa (Satz 1) 

Nach dem geltenden Absatz 1 Satz 1 muß die Umle- 
gungsstelle nur dem Grundbuchamt die Einleitung 
des Umlegungsverfahrens und nachträgliche Ände- 
rungen des Umlegungsgebiets mitteilen. Werden 
Umlegungen von anderen Behörden als Kataster- 
ämtern technisch durchgeführt (z. B. vom Stadtver- 
messungsamt oder Flurbereinigungsamt), muß die 
Mitteilungspflicht auch gegenüber der zur „Füh- 
rung des Liegenschafts katasters zuständigen Stel- 
le“ bestehen. Nur so können im Rahmen der Kata- 
sterbenutzung Auskunftssuchende zur Vermeidung 
von Nachteilen im Vorfeld von Rechtsgeschäften 
und Planungsmaßnahmen über Rechtswirkungen 
im Umlegungsverfahren (z. B. über Vorkaufsrechte 
und Verfügungs- und Veränderungs sperre) sachge- 
recht informiert werden. 

Zu Doppelbuchstabe bb (Satz 2) 

Nach dem geltenden Absatz 1 Satz 2 „hat“ das 
Grundbuchamt den Umlegungsvermerk ins Grund- 
buch einzutragen, ohne daß es von der Umlegungs- 
stelle darum ersucht worden ist. Die vorgesehene 
Änderung sieht in Anpassung an § 38 GBO ein sol- 
ches Ersuchen vor. Die Änderung bezweckt damit 
zugleich eine Vereinheitlichung entsprechender 
Vorschriften im Baugesetzbuch (vgl. z. B. § 74 Abs. 1 
Satz 1, § 84 Abs. 1 Satz 1). 


Zu Nummer 52 (§55 — Umlegungsmasse und 
Verteilungsmasse) 

Zu Buchstabe a (Absatz 2) 

Der geltende Absatz 2 hat folgende Fassung: 

„(2) Aus der Umlegungsmasse sind vorweg die 
Flächen, die nach dem Bebauungsplan als örtliche 
Verkehrsflächeh und Grünflächen festgesetzt sind, 
auszuscheiden und der Gemeinde oder dem sonsti- 
gen Erschließungsträger zuzuteilen; dies gilt für 
Grünflächen nur insoweit, als sie überwiegend den 
Bedürfnissen der Bewohner des Umlegungsgebiets 
dienen sollen.“ 

In der Umlegung können Flächen für öffentliche 
Zwecke nur gegen Einbringung geeigneten Ersatz- 
landes vorweg ausgeschieden und dem Bedarfs- 


und Erschließungsträger zugeteilt werden (Ab- 
satz 5). Der Bereitstellung von Ersatzland bedarf es 
allerdings in den Fällen nicht, in denen es sich bei 
den auszuscheidenden Flächen um nach dem Be- 
bauungsplan festgesetzte örtliche Verkehrsflächen 
und Grünflächen handelt (Absatz 2). Darüber hin- 
ausgehende Flächen für Erschließungsanlagen im 
Sinne des Erschließungsbeitragsrechts (§ 127 
Abs. 2) bedürfen nach geltendem Recht der Ersatz- 
landeinbringung. Auch muß die Nutzung für den 
öffentlichen Zweck nach dem Bebauungsplan fest- 
gesetzt sein. 

Die derzeitige Rechtslage kann Gemeinden davon 
abhalten, wegen eines Mangels an Ersatzland Um- 
legungen mit größerem Flächenbedarf für Erschlie- 
ßungsanlagen — also vor allem Neuerschließungs- 
umlegungen — durchzuführen; auch kann der gebo- 
tene umlegungsrechtliche Ausgleich unter den Be- 
teiligten nur beschränkt erfolgen. Daher soll in Ab- 
satz 2 Satz 1 der Umfang der Flächenausscheidung 
erweitert werden. Die erweiterte Fassung in den 
Nummern 1 bis 4 soll sich zumindest auf alle Flä- 
chen für Anlagen erstrecken, die nach § 127 Abs. 2 
zu den beitragsfähigen Erschließungsanlagen gehö- 
ren: Die vorgesehene Nummer 1 erfaßt die Flächen 
für Erschließungsanlagen im Sinne des geltenden 
§ 127 Abs. 2 Nr. 1 und 2, beschränkt diese Verkehrs- 
flächen einerseits aber — wie der geltende Absatz 2 
— auf die „örtlichen“ Flächen. Das sind die Flächen 
zur inneren Erschließung und zur Anbindung des 
Umlegungsgebiets an das überörtliche Verkehrs- 
netz. Nummer 1 geht — ebenfalls wie der geltende 
Absatz 2 — andererseits aber über § 127 Abs. 2 Nr. 1 
und 2 hinaus, als sie sich nicht nur auf „öffentliche 
zum Anbau bestimmte“ Verkehrsflächen erstreckt, 
sondern private oder nicht zum Anbau bestimmte 
Wege einbezieht und dabei die Wohnwege (vgl. vor- 
gesehene neue Nummer 2 in § 127 Abs. 2) ausdrück- 
lich nennt. Nummer 2 entspricht dem § 127 Abs. 2 
Nr. 3, wobei klargestellt wird, daß es sich bei den 
„Parkflächen“ nicht um u. a. für die Erholung be- 
stimmte „Parks“, sondern um „Parkplätze“ für den 
Verkehr handelt. Damit fallen z. B. Dauerkleingär- 
ten sowie Zelt- und Badeplätze nicht unter die vor- 
gesehene Regelung. Nummer 3 enthält die Flächen 
für Erschließungsanlagen im Sinne des § 127 Abs. 2 
Nr. 4. Mit dieser Regelung sollen die Kinderspiel- 
plätze erfaßt werden, die nicht bereits Flächen für 
Grünanlagen im Sinne der Nummer 2 sind. Num- 
mer 4 entspricht dem § 127 Abs. 2 Nr. 5, bleibt also 
hinter § 9 Abs. 1 Nr. 24, der auch die von der Bebau- 
ung freizuhaltenden Schutzflächen mitumfaßt, zu- 
rück. Nicht in die Flächenausscheidung nach Ab- 
satz 2 Satz 1 einbezogen werden sollen die Flächen 
für Ver- und Entsorgungsanlagen (vgl. § 9 Abs. 1 
Nr. 12 bis 14) sowie für Gemeinbedarfsanlagen (vgl. 
§ 9 Abs. 1 Nr. 5), wie z. B. Kindergärten, Schulen und 
Rathäuser. Hier soll eine Flächenausscheidung 
auch künftig nach Maßgabe des Absatzes 5 möglich 
sein; es muß also grundsätzlich geeignetes Ersatz- 
land eingebracht werden. 

Durch die Harmonisierung mit dem Erschließungs- 
beitragsrecht wird erreicht, daß die für die Erschlie- 
ßung benötigten Flächen im Wege der Vorwegaus- 
scheidung ohne Ersatzland bereitgestellt werden 
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können. In die Erschließungsbeiträge gehen nicht 
die Kosten für den Erwerb der Flächen ein, es sei 
denn, die neugeordneten Grundstücke werden in 
der Umlegung „straßenlandbeitragspflichtig“ zuge- 
teilt (vgl. die vorgesehenen Ergänzungen in § 57 
Satz 4, § 58 Abs. 1 Satz 1 und § 128 Abs. 1). 

Die Vorwegausscheidung soll nach Satz 2 auch wei- 
terhin nur möglich sein, wenn die in Satz 1 Nr. 2 bis 
4 genannten Flächen nicht nur im Umlegungsgebiet 
liegen, sondern zumindest überwiegend den Bewoh- 
nern des Gebiets nützen. Die Flächen nach Satz 1 
Nr. 1 brauchen in die Aufzählung in Satz 2 nicht 
aufgenommen zu werden, da sich bei ihnen der Be- 
zug zum Umlegungsgebiet bereits aus der Be- 
schränkung auf „örtliche“ Verkehrsanlagen ergibt. 


Zu Buchstabe b (Absatz 3) 

Der geltende Absatz 3 hat folgende Fassung: 

„(3) Mit der Zuteilung ist die Gemeinde oder der 
sonstige Erschließungsträger für von ihnen in die 
Umlegungsmasse eingeworfene örtliche Verkehrs- 
flächen und Grünflächen insoweit abgefunden, als 
nach den Festsetzungen des Bebauungsplans Flä- 
chen für die in Absatz 2 genannten Zwecke benötigt 
werden.“ 

Die zugunsten der Gemeinde und des sonstigen Er- 
schließungsträgers in Absatz 3 getroffene Abfin- 
dungsregelung stößt auf folgende Bedenken: Es er- 
scheint wenig sachgerecht, wenn die Gemeinde und 
der sonstige Erschließungsträger bezüglich der von 
ihnen eingebrachten nicht mehr für öffentliche 
Zwecke benötigten Grundstücke künftig als Eigen- 
tümer an der Umlegung teilnehmen und Baugrund- 
stücke erhalten, obwohl sie diese Flächen seinerzeit 
u. U. durch Enteignung anderer Eigentümer erwor- 
ben haben. Es erscheint vielmehr eigentumspoli- 
tisch sinnvoll, wenn die nicht mehr benötigten „öf- 
fentlichen“ Flächen in die Verteilungsmasse einge- 
bracht werden, ohne daß der Gemeinde oder dem 
sonstigen Erschließungsträger ein Anspruch auf 
Abfindung in anderen Grundstücken zusteht, die 
nicht öffentlichen Zwecken dienen sollen. Es ist 
nämlich nicht sachgerecht, daß der Erschließungs- 
träger für die eingeworfenen Flächen seinerzeit Er- 
schließungsbeiträge erhoben hat und nunmehr an- 
stelle der nicht mehr für öffentliche Zwecke benö- 
tigten Flächen Baugrundstücke erhält. Im übrigen 
dürfte es sich bei der „Insoweit-Regelung“ des Ab- 
satzes 3 in der geltenden Fassung um ein redaktio- 
nelles Versehen handeln. Diese Regelung sollte sich 
auf Vorschlag des damals federführenden Bundes- 
tags-Ausschusses nämlich vorrangig auf das von 
der Gemeinde z. B, für Straßenbauzwecke in die 
Umlegung eingebrachte „Vorratsland“ beziehen. 
Die Regelung über die Vorratsflächen ist im weite- 
ren Gesetzgebungsverfahren entfallen; die „Inso- 
weit-Regelung“ blieb jedoch (wohl versehentlich) 
bestehen. Schließlich ist der Fall der weniger zuge- 
teilten „öffentlichen“ Flächen selten und vom Um- 
fang her nur geringfügig. 

Die Neufassung des Absatzes 3 sieht vor, daß die 
Gemeinde oder der sonstige Erschließungsträger 


für von ihnen in die Umlegungsmasse eingeworfene 
Flächen nach Absatz 2 abgefunden ist. Die die Ab- 
findungsvorschrift einschränkende „Insoweit-Rege- 
lung“ soll also aufgehoben werden. Außerdem soll 
die Abfindungsregelung sich nicht mehr nur auf 
örtliche Verkehrsflächen und Grünflächen be- 
schränken, sondern in Anpassung an den erweiter- 
ten Absatz 2 auf alle dort bezeichne ten Flächen er- 
streckt werden. 

Zu Nummer 53 (§ 57 — Verteilung nach Werten) 

Zu Buchstabe a (Satz 2) 

Der geltende Satz 2 hat folgende Fassung: 

„Jedem Eigentümer ist möglichst ein Grundstück 
mit dem gleichen Verkehrswert zuzuteilen, den sein 
früheres Grundstück im Zeitpunkt des Umlegungs- 
beschlusses hatte.“ 

Der in Satz 2 enthaltene Grundsatz der möglichst 
wertgleichen Abfindung in Land wird für die Wert- 
umlegung und z. T. entsprechend auch für die Flä- 
chenumlegung (§ 58 Abs. 1 Satz 1) unterschiedlich 
interpretiert. Der Gleichwertigkeitsgrundsatz wird 
teilweise als ,Richtwertregelung‘, überwiegend aber 
als ,Mindestwertregelung‘ verstanden. Die Ausle- 
gung des Satzes 2 als Richtwertregelung bedeutet, 
daß die Werte der den Eigentümern zugeteilten 
neugeordneten Grundstücke deren jeweilige Ein- 
wurfswerte möglichst nicht unter-, aber auch nicht 
überschreiten sollen. Verbleibende Flächen werden 
dann — zuweilen unabhängig von ihrem Verwen- 
dungszweck — der Gemeinde zugewiesen. 

Richtigerweise ist der Gleichwertigkeitsgrundsatz 
des Satzes 2 als Mindestwertregelung zu interpre- 
tieren. Dies bedeutet in der Umlegungspraxis, daß 
die Umlegungsmasse nach Abzug der ,örtlichen‘ 
Flächen für öffentliche Zwecke i.S.d. §55 Abs. 2 
(ohne Einbringung von Ersatzland) ausschließlich 
den Eigentümern anteilig (ihren Sollansprüchen — 
§ 56 — entsprechend) als Bauland zugeteilt werden 
darf. Diese Auffassung ist durch die Rechtspre- 
chung des BGH (Urt. vom 21. Februar 1980 — III 
ZR 84/78 — , NJW 1980, 1634, DVBl. 1980, 685, und 
vom 19. Januar 1984 ~ III ZR 185/82 — , BGHZ 89, 
353) zum Wertausgleich (§ 57) und zum Flächenab- 
zug (§ 55) bestätigt worden, auch wenn dies im 
Schrifttum nicht voll anerkannt wird. Satz 2, der auf 
„möglichst gleiche“ Verkehrswerte abstellt, schließt 
letzte Zweifel nicht aus. 

Um diesen unsicheren Rechtszustand, der nicht nur 
für die Flächenzuteilung, sondern auch für den 
Wertausgleich bei Minder- und Mehrzuteilungen 
(vgl. die vorgesehene Ergänzung des § 59 Abs. 2) re- 
levant ist, zu beseitigen, sieht die Neufassung des 
Satzes 2 vor, daß ein Grundstück „mindestens“ mit 
dem gleichen Verkehrswert zugeteilt werden „soll“. 
Diese vorgesehene Neufassung bestätigt die Recht- 
sprechung des BGH zum Grundsatz der wert- 
gleichen Landzuteilung als Mindestwertregelung. 
Zugleich läßt die Fassung des Satzes 2 als Soll-Vor- 
schrift eine ausnahmsweise Unterschreitung des 
Einwurfswerts aus wichtigem Grund zu (z. B. wegen 
topographischer Verhältnisse oder hohem Flächen- 
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abzug nach § 55 Abs. 2). Diese ausnahmsweise Un- 
terschreitung des Einwurfswerts wird auch — bei 
systematisch richtiger Interpretation — im gelten- 
den Satz 2 mit dem Wort „möglichst“ noch zugelas- 
sen; in der Regel soll aber eine Zuteilung über dem 
Einwurfswert erfolgen. Die Neufassung soll beides 
sicherstellen. 


Zu Buchstabe h (Satz 4) 

Die geltenden aufeinander bezogenen Sätze 3 und 4 
haben folgenden Wortlaut: 

„Für die zuzuteilenden Grundstücke ist der Ver- 
kehrswert, bezogen auf den Zeitpunkt des Umle- 
gungsbeschlusses, zu ermitteln. Dabei sind Wertän- 
derungen, die durch die Umlegung bewirkt werden, 
zu berücksichtigen.“ 

Nach den Sätzen 2 bis 5 sind umlegungsbedingte 
Wertänderungen in Geld auszugleichen (Ausgleich 
des sog. Umlegungsvorteils). In der Praxis hängt die 
Höhe des Umlegungsvorteils wesentlich davon ab, 
ob man bei der Ermittlung des Verkehrswerts der 
zuzuteilenden Grundstücke von einer in bezug auf 
die Flächen nach § 55 Abs. 2 erschließungsbeitrags- 
freien oder -pflichtigen Zuteilung (sog. straßenland- 
beitragsfreien oder -pflichtigen Zuteilung) ausgeht. 
Teilt man — so in der Regel — „straßenlandbei- 
tragsfrei“ zu, wird die durch die Flächen für öffent- 
liche Zwecke bewirkte Wertsteigerung der Zutei- 
lungsgrundstücke im Umlegungsvorteil mit abge- 
schöpft. Erfolgt die Zuteilung aus umlegungs- und 
erschließungspraktischen und -rechtlichen Grün- 
den „straßenlandbeitragspflichtig“, wird die er- 
wähnte Wertsteigerung vom Umlegungsvorteil 
nicht erfaßt. Statt dessen werden die Kosten für die 
55er-Flächen bzw. der entgangene Umlegungsvor- 
teil bei der Erhebung des Erschließungsbeitrags be- 
rücksichtigt. 

Demgegenüber hat das Bundesverwaltungsgericht 
(Urt. vom 4. Februar 1981 — 8 C 13.81 und 42.81 — , 
BVerwGE 61, 316, DVBl. 1981, 827) entschieden, daß 
eine in bezug auf die Flächen nach § 55 Abs. 2 er- 
schließungsbeitragspflichtige Zuteilung nicht im 
Einklang mit § 57 Satz 4 steht. Diese Vorschrift, 
nach der umlegungsbedingte Wertänderungen zu 
berücksichtigen sind, erstrecke sich auch auf Er- 
schließungsvorteile. § 45 Abs. 1 erfasse nämlich 
nicht nur die Neugestaltung, sondern auch die Er- 
schließung der im Umlegungsgebiet gelegenen 
Grundstücke. Nur eine in bezug auf die genannten 
Flächen „straßenlandbeitragsfreie“ Zuteilung sei 
also durch § 57 Satz 4 gedeckt. 

Diese höchstrichterliche Rechtsprechung wirft er- 
hebliche umlegungs- und erschließungspraktische 
und -rechtliche Probleme auf: Schon bei Abwei- 
chung des Umlegungsgebiets vom beitragsrechtli- 
chen Abrechnungsabschnitt wegen unterschiedli- 
cher Ordnungs- und Erschließungszustände in den 
betroffenen Gebieten ergeben sich die erwähnten 
Probleme. So erscheint es z. B. wenig sinnvoll, an 
sich nicht umlegungsbedürftige Grundstücke nur 
deshalb in die Umlegung einzubeziehen, um den 
Wertzuwachs abzuschöpfen, den sie dadurch erfah- 


ren, daß sie beim Erschließungsbeitrag wegen des 
über greif enden Abrechnungsabschnitts nicht zu 
den Grunderwerbskosten herangezogen werden 
können. Der durch die Rechtsprechung geschaffene 
Zwang zur Erweiterung des Umlegungsgebiets er- 
höht vor allem wegen der Genehmigungspflicht 
nach § 51 den Verwaltungsaufwand und verzögert 
das Umlegungsverfahren wegen erhöhter Anfech- 
tungsgefahren für den Umlegungsplan. Umlegungs- 
rechtlich besonders problematisch sind die Fälle ei- 
nes an die Erschließungsanlage angrenzenden Ge- 
biets nach § 34, in dem die (planakzessorische) Um- 
legung rechtlich ausgeschlossen ist. 

Es bedarf daher einer gesetzlichen Regelung, die 
klarstellt, daß in bezug auf die Flächen nach § 55 
Abs. 2 erschließungsbeitragspflichtig zugeteilt wer- 
den kann. Nur eine solche Klarstellung verschafft 
den Gemeinden bzw. den Umlegungsausschüssen 
die Flexibilität, die sie für eine plangerechte und 
zügige Durchführung der Umlegung benötigen. Sie 
bedürfen dieser Flexibilität besonders bei Abwei- 
chen des Umlegungsgebiets vom erschließungsbei- 
tragsrechtlichen Abrechnungsabschnitt, wenn nach 
der vorgesehenen Klarstellung in § 130 Abs. 2 Satz 2 
eine Abschnittsbildung bis zur Grenze des Umle- 
gungsgebiets nicht praxisgerecht ist. Von Bedeu- 
tung ist aber auch der Fall, daß Grundstücke inner- 
halb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils 
(§ 34), die von einer im Umlegungsgebiet gelegenen 
Erschließungsanlage erschlossen werden sollen, 
wegen der Planungsvoraussetzung in § 45 Abs. 1 
nicht in die Umlegung einbezogen werden können. 
Die vorgesehene Ergänzung in Satz 4 soll die „stra- 
ßenlandbeitragspflichtige“ Zuteilung in diesen und 
anderen Fällen ermöglichen und die Nichtberück- 
sichtigung des entsprechenden Umlegungs Vorteils 
bei der Ermittlung der Zuteilungswerte (Satz 3) re- 
geln (vgl. die vorgesehenen ergänzenden Änderun- 
gen in § 58 Abs. 1 Satz 1, § 68 Abs. 1 Nr. 4 und § 128 
Abs. 1). Es wird allerdings davon ausgegangen, daß 
der Fall einer „straßenlandbeitragsfreien“ Zutei- 
lung aus Gründen der gleichmäßigeren und durch- 
schaubareren Vorteilsausgleichsbelastung und des 
einheitlichen Rechtswegs in der Umlegungspraxis 
der Regelfall bleibt, zumindest in den weit überwie- 
genden Gebieten, in denen die „straßenlandbei- 
tragspflichtige“ Zuteilung noch nicht gebräuchlich 
ist. 

Zu Nummer 54 (§ 58 — Verteilung nach Flächen) 

Zu Buchstabe a (Absatz 1 Satz 1) 

Der bisherige Absatz 1 Satz 1 wird häufig dahinge- 
hend interpretiert, daß „auf Verlangen der Gemein- 
de“ die Vorteile in der Flächenumlegung ganz, teil- 
weise oder gar nicht in Fläche (Flächenbeitrag) aus- 
geglichen werden. Entscheide sich die Gemeinde 
für einen Flächenbeitrag, könne die Umlegungs- 
stelle nach Satz 3 nur in besonderen Fällen (z. B. bei 
Kleineigentum Zuteilung zumindest eines Bauplat- 
zes) statt des Flächenbeitrags ganz oder teilweise 
einen entsprechenden Geldbeitrag erheben. Zuwei- 
len wird sogar die — verfassungsrechtlich (Artikel 3 
GG) zumindest nicht unbedenkliche — Auffassung 
vertreten, es sei allein der Gemeinde überlassen, ob 
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bei der Flächenumlegung die Umlegungsvorteile 
ganz, teilweise oder gar nicht ausgeglichen werden. 
Der Rechtsklarheit wegen und vor allem aus Grün- 
den der Gleichbehandlung der Eigentümer in der 
Flächenumlegung mit denen in der Wertumlegung 
soll das „Verlangen der Gemeinde“ entfallen. Dies 
dient zugleich der Reduzierung von Routineent- 
scheidungen im Gemeinderat und Fachausschuß 
und damit auch der Verwaltungsvereinfachung und 
der Beschleunigung des Verfahrens in der Flächen- 
umlegung. 

Mit Blick auf die uneingeschränkte Zulassung der 
„straßenlandbeitragspflichtigen“ Zuteilung (vgl. den 
folgenden Absatz) und die Streichung der Geldaus- 
gleichsregelung bei einem den zulässigen Flächen- 
beitrag übersteigenden Flächenabzug für Flächen 
nach § 55 Abs. 2 (vgl. den Buchstaben b zu § 58 
Abs. 2) bedarf es in Absatz 1 Satz 1 des § 58 zugleich 
der Klarstellung, daß der erwähnte Flächenabzug 
auf den Flächenbeitrag anzurechnen ist. Damit soll 
verhindert werden, daß nach Wegfall des § 58 Abs. 2 
die Höchstgrenzen des Flächenbeitrags (Absatz 1 
Satz 2) vor allem bei „straßenlandbeitragspflichti- 
ger“ Zuteilung durch Nichtberücksichtigung des 
Flächenabzugs im Ergebnis überschritten werden. 

Die durch die Rechtsprechung des Bundesverwal- 
tungsgerichts für den Vorteilsausgleich bei einer in 
bezug auf die Flächen nach § 55 Abs. 2 erschlie- 
ßungsbeitragspflichtigen Zuteilung in der Wertum- 
legung entstandenen Probleme (vgl. die Begrün- 
dung zur vorgesehenen Ergänzung des § 57 Satz 4), 
ergeben sich entsprechend für den Flächenbeitrag 
nach § 58 Abs. 1 Satz 1. Auch bei der Flächenumle- 
gung bedarf es daher einer klarstellenden Regelung 
in einem Halbsatz 2, wonach eine „straßenlandbei- 
tragspflichtige“ Zuteilung zulässig ist und die in be- 
zug auf die Flächen nach § 55 Abs. 2 durch die Um- 
legung entstandenen Vorteile bei der Bemessung 
des Flächenbeitrags unberücksichtigt bleiben. Wie 
im Falle der Wertumlegung wird auch hier der ent- 
gangene Umlegungsvorteil bzw. die Kosten für die 
Flächen nach § 55 Abs. 2 wertmäßig bei der Erhe- 
bung des Erschließungsbeitrags berücksichtigt (vgl. 
die vorgesehene Ergänzung des § 128 Abs. 1). 

Zu Buchstabe h (Absätze 2, 3 und 4) 

Der geltende Absatz 2 hat folgende Fassung: 

„(2) Soweit ein Flächenabzug für Flächen im 
Sinne des § 55 Abs. 2 den nach Absatz 1 zulässigen 
Umfang übersteigt, findet ein Ausgleich in Geld 
statt.“ 

Diese Geldabfindung ist nicht sachgerecht, wenn 
d^ Umlegungsvorteil wertmäßig z. B. 50 v. H. be- 
trägt und damit den nach Absatz 1 Satz 2 höchstzu- 
lässigen Flächenbeitrag von 30 v. H. (entspricht 
etwa 43 v. H. umlegungsbedingten Wertvorteil) 
übersteigt. In diesem Fall deckt der höhere (privat- 
nützige) Flächenabzug nach § 55 Abs. 2 nur den 
„überschießenden“ Umlegungsvorteil ab, was einer 
Abfindungs- und damit Entschädigungsrege lung 
nicht zugänglich sein dürfte. Im übrigen ist die Aus- 
gleichsregelung des § 59 Abs. 2 vom BGH (Urt. vom 


21. Februar 1980 — III ZR 84/78 — NJW 1980, 1634, 
DVBl. 1980, 685) auch als Abfindungsregelung inter- 
pretiert worden und macht als solche in der vorge- 
sehenen ergänzten Fassung die abfindungsrechtli- 
che Sonderregelung des Absatzes 2 entbehrlich. Da- 
her soll diese Vorschrift aufgehoben werden. 

Aus der Streichung des Absatzes 2 folgt die redak- 
tionelle Umnumerierung der bisherigen Absätze 3 
und 4. 

Zu Nummer 55 (§ 59 — Zuteilung und Abfindung) 
Zu Buchstabe a (Absatz 2) 

Der geltende Absatz 2 hat folgende Fassung: 

„(2) Soweit es unter Berücksichtigung des Bebau- 
ungsplans und sonstiger baurechtlicher Vorschrif- 
ten nicht möglich ist, die nach den §§ 57 und 58 
errechneten Anteile tatsächlich zuzuteilen, findet 
ein Ausgleich in Geld statt.“ 

Die Ermittlung geldlich auszugleichender Wertun- 
terschiede zwischen dem Einwurfs- und Zuteilungs- 
grundstück bezieht sich nach § 57 auf den Zeitpunkt 
des die Umlegung einleitenden Umlegungsbe- 
schlusses (§ 47). § 57 geht davon aus, daß in der 
Wertumlegung grundsätzlich dem Sollanspruch 
(§ 56 Abs. 1) entsprechende Grundstückszuteilun- 
gen erfolgen (vgl. die vorgesehene Klarstellung in 
§ 57 Satz 2) und daß die umlegungsbewirkten Wert- 
steigerungen — bezogen auf den Zeitpunkt des Um- 
legungsbeschlusses — durch Geld ausgeglichen 
werden (Vorteilsausgleich). 

Der zugrundeliegende Bebauungsplan und der auf 
seine Verwirklichung gerichtete Umlegungszweck 
(§ 59 Abs. 1 und 2) lassen aber häufig eine genau 
dem Sollanspruch entsprechende Grundstückszu- 
teilung nicht zu. In diesen Fällen ergeben sich für 
einzelne Eigentümer Zuteilungen unter dem Sollan- 
spruch (Minderzuteilungen) und über dem Sollan- 
spruch (Mehrzuteilungen). Für diese Minder- und 
Mehrzuteilungen sieht Absatz 2 einen Ausgleich in 
Geld vor. Ob bei der Ermittlung dieses Geldaus- 
gleichs — wie im Rahmen des § 57 — auf den Umle- 
gungsbeschluß (§ 47) abzustellen ist, läßt Absatz 2 
offen. 

Nach der Rechtsprechung des BGH (Urt. vom 
21. Februar 1980 — III ZR 84/78 — , NJW 1980, 1634, 
DVBl. 1980, 685) sind ausnahmsweise Zuteilungen 
unter dem Einwurfswert, aber auch mehr als nur 
unwesentliche Unterschreitungen des Sollan- 
spruchs (§ 56) als enteignende Eingriffe entschädi- 
gungsrechtlich in Geld auszugleichen. Dazu bedürfe 
es einer zeitnahen Bewertung der Minderzuteilung. 
In der Umlegung sei als Bewertungszeitpunkt der 
Beschluß über die Aufstellung des Umlegungsplans 
maßgebend. Mit Blick auf die neuere Rechtspre- 
chung des Bundesverfassungsgerichts zur Abgren- 
zung der Sozialbindung von der Enteignung (u. a. 
„Naßauskiesungs“-Urteil vom 15. Juli 1981 — 1 BvL 
77/78 — , BVerfGE 58, 300) und auf die unterschiedli- 
chen Auffassungen im Schrifttum zur Definition 
der abfindungsrelevanten Minderzuteilung sollte 
der zeitnahe Geldausgleich — in Anlehnung an die 
erwähnte Rechtsprechung des BGH — in Absatz 2 
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ausdrücklich geregelt werden. Der vorgesehene 
Satz 2 enthält unter Hinweis auf die entsprechende 
Anwendung der Vorschriften über die Entschädi- 
gung im Zweiten Abschnitt des Fünften Teils des 
Ersten Kapitels die übliche Entschädigungsklausel 
für die vom BGH angesprochenen Fälle der Minder- 
zuteilung. Aus der entsprechenden Anwendung der 
Entschädigungsvorschriften ergibt sich — unter Zu- 
grundelegung der BGH-Rechtsprechung — der 
Zeitpunkt der Aufstellung des Umlegungsplans 
(§ 66 Abs. 1) als Bemessungszeitpunkt für die Er- 
mittlung der Geldabfindung. 

„Spiegelbildlich“ zur Minderzuteilung sollte auch 
die Mehrzuteilung, also die Zuteilung über dem 
Sollanspruch (zugleich auch über dem Einwurfs- 
wert) zeitnah bewertet werden. Es ist nämlich nicht 
sachgerecht, daß die Gemeinde bei Minderzuteilun- 
gen zeitnah entschädigen muß, bei Mehrzuteiiun- 
gen aber nur einen zeitfern ermittelten, relativ ge- 
ringen Umlegungsvorteil vom Begünstigten fordern 
kann. Allerdings ist eine zeitnahe Bewertung der 
Mehrzuteilung nur gerechtfertigt, wenn sie den 
Wert des Grundstücks mehr als nur unwesentlich 
erhöht (zumindest um etwa 10 v. H.) und wenn — 
was bei einer solchen Werterhöhung in der Regel 
der Fall sein dürfte — dadurch die bebauungsplan- 
mäßige Nutzung ermöglicht wird. Der vorgesehene 
Satz 3 sieht für eine derartige Mehrzuteilung einen 
Geldausgleich vor, der — spiegelbildlich zur Min- 
derzuteilung — ebenfalls bezogen auf den Zeit- 
punkt der Aufstellung des Umlegungsplans (§ 66 
Abs. 1) zu bemessen ist. 

Liegen die genannten Voraussetzungen für eine 
zeitnahe Bewertung der Minder- oder Mehrzutei- 
lung nicht vor, verbleibt es insoweit beim zeitfernen 
Umlegungsbeschluß als Bewertungszeitpunkt für 
den Umlegungswertausgleich. 

Zu Buchstabe h (Absatz 3) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung 
an die in Absatz 4 vorgesehene Aufhebung der 
Nummer 4. 

Zu Buchstabe c (Absatz 4) 

Die Gewährung von Immobilienfondsanteilen nach 
§ 25 Abs. 5 StBauFG hat in der Praxis keine Bedeu- 
tung erlangt, soll folglich im Sanierungsrecht nicht 
mehr vorgesehen werden. Entsprechendes gilt für 
Immobilienfondsanteile als Abfindung in der Umle- 
gung nach Absatz 4. Nummer 4 soll daher aufgeho- 
ben werden. 

Zu Buchstabe d (Absatz 6) 

Es handelt sich beim vorgesehenen Satz 2 um die 
übliche Entschädigungsklausel, die bereits in Ab- 
satz 5 enthalten ist und für Minderzuteilungen auch 
in Absatz 2 aufgenommen werden soll. Die dort ge- 
nannten Gründe gelten hier entsprechend. 

Zu Buchstabe e (Absatz 7) 

Es handelt sich um redaktionelle Anpassungen an 
die in den §§ 176 bis 178 neugefaßten Gebote. Dabei 


ist zu beachten, daß das Nutzungsgebot (§ 39 c) ent- 
fallen und das Pflanzgebot (neben dem Baugebot in 
§ 39 b) selbständig geregelt werden soll. 

Zu Buchstabe f (Absatz 9) 

Es handelt sich hier ebenfalls um eine auf die Ge- 
bote bezogene redaktionelle Anpassung, die sich 
auch auf das Abbruchgebot (§ 39 d) erstreckt. 

Zu Nummer 56 (§ 60 — Abfindung und Ausgleich 
für bauliche Anlagen, Anpflanzun- 
gen und sonstige Einrichtungen) 

Der geltende § 60 hat folgende Fassung: 

„Für bauliche Anlagen, Anpflanzungen und für son- 
stige Einrichtungen ist nur eine Geldabfindung zu 
gewähren. Werden sie zugeteilt, so ist ein Ausgleich 
in Geld festzusetzen. Die Vorschriften über die Ent- 
schädigung im Zweiten Abschnitt des Fünften Teils 
gelten entsprechend.“ 

Der geltende Satz 1 wird in der Praxis zum einen 
vielfach dahingehend falsch verstanden, daß für die 
dort genannten Einrichtungen immer eine Geldab- 
findung zu gewähren sei. Über die Gewährung ei- 
ner Geldabfindung kann jedoch nur aufgrund der 
jeweiligen Ermittlung der Grundstückswerte ent- 
schieden werden. Bereits nach der geltenden Fas- 
sung des Satzes 1 i. V. m. Satz 3, der die Vorschrif- 
ten über die Entschädigung im Zweiten Abschnitt 
des Fünften Teils für entsprechend anwendbar er- 
klärt, ist für bauliche Anlagen, Anpflanzungen und 
für sonstige Einrichtungen eine Geldabfindung zu 
gewähren, die sich nach dem jeweiligen Anteil am 
Verkehrswert des Grundstücks bemißt (§ 95 Abs. 1). 
Ob und in welcher Höhe im Einzelfall eine Geldab- 
findung zu erfolgen hat, muß demnach aufgrund 
einer Grundstückswertermittlung entschieden wer- 
den. 

Zum anderen wird zuweilen verkannt, daß Satz 1 
zugleich zum Ausdruck bringen will, daß nur der 
Anteil des Bodens am Verkehrswert, nicht aber der 
der baulichen Anlagen, Anpflanzungen und sonsti- 
gen Einrichtungen am Naturalverteilungsverfahren 
der §§ 56 bis 59 teilnimmt. Für die genannten Ein- 
richtungen ist daher nach Satz 1 „nur eine Geldab- 
findung“ zu gewähren. 

Zur Vermeidung einer unzutreffenden oder unvoll- 
ständigen Interpretation des Satzes 1 sollte dieser 
neu gefaßt werden. Die vorgesehene Neufassung 
stellt zugleich klar, daß die Werte baulicher Anla- 
gen, Anpflanzungen und sonstiger Einrichtungen 
nicht am Natur alver teilungsverfahren teilnehmen 
und daß eine Abfindung nicht isoliert für diese 
Werte erfolgt, sondern nur im Rahmen der Ermitt- 
lung der Grundstückswerte. Diese gehen in der Re- 
gel als Rohbaulandwerte in die Umlegung ein. Für 
diese Werte sind — im Gegensatz zu bisherigen 
Agrarlandwerten — bauliche Anlagen, Anpflanzun- 
gen und sonstige Einrichtungen landwirtschaftli- 
cher Art regelmäßig keine wertbildenden Faktoren. 
Diese Einrichtungen haben nämlich für das Roh- 
bauland im Hinblick auf die zukünftige bauliche 
Nutzung wertmäßig allenfalls eine geringe, meist 
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aber keine Bedeutung. Das Grundstück hat also in 
der Regel aufgrund der genannten Einrichtungen 
keinen über den Bodenwert hinausgehenden Ver- 
kehrswert. 

Da auch Satz 2 über den Geldausgleich bei Zutei- 
lung von baulichen Anlagen, Anpflanzungen und 
sonstigen Einrichtungen vergleichbare Auslegungs- 
probleme aufwirft, wird diese Vorschrift in die Neu- 
fassung des Satzes 1 aufgenommen. 

Zu Nummer 57 (§ 61 — Aufhebung, Änderung und 
Begründung von Rechten) 

Zu Buchstabe a (Absatz 1) 

Der geltende Satz 2 hat folgende Fassung: 

„Insbesondere können zur zweckmäßigen und wirt- 
schaftlichen Ausnutzung der Grundstücke Flächen 
für hintere Zuwege, gemeinschaftliche Hof räume, 
Stellplätze, Garagen oder andere Gemeinschäftsan- 
lagen in Übereinstimmung mit den Zielen des Be- 
bauungsplans festgelegt und ihre Rechtsverhält- 
nisse geregelt werden.“ 

Absatz 1 regelt die zwangsweise Aufhebung, Ände- 
rung und Begründung von Rechten durch den Um- 
legungsplan. Während Satz 1 dieser Vorschrift sich 
nur auf grundstückgleiche und andere Einzelrechte 
an Grundstücken bezieht, sieht Satz 2 Regelungen 
für Gemeinschaftsanlagen vor. Satz 2 läßt dabei un- 
geklärt, ob die Rechtsverhältnisse an den Gemein- 
schaftsanlagen nur durch Begründung von Einzel- 
rechten im Sinne des Satzes 1 geregelt werden kön- 
nen oder auch durch Gemeinschaftsrechtsverhält- 
nisse, z. B. bei Innenhof entkernungen in bezug auf 
hintere Zuwege und 'Gemeinschaftsgaragen (be- 
grenzten Umfangs) durch Gemeinschaftseigentum. 
Die sich auf Satz 1 beziehende „Insbesondere-Rege- 
lung“ des Satzes 2 deutet darauf hin, daß Gemein- 
schaftseigentum, dessen Begründung nach der Ab- 
findungsregelung des § 59 Abs. 4 Nr. 3 nur mit Ein- 
verständnis der beteiligten Eigentümer möglich ist, 
nicht zwangsweise geregelt werden kann. Dieser 
wenig sachgerechte — zumindest aber unsichere — 
Rechtszustand ist bei der Bedeutung von Gemein- 
schaftsrechtsverhältnissen für Gemeinschaftsanla- 
gen unbefriedigend, zumal die Möglichkeiten über 
das Bauordnungsrecht, die erwähnten Anlagen ge- 
gen den Willen einzelner Beteiligter zu realisieren, 
sehr begrenzt sind, vor allem wegen der Probleme, 
die sich aus der Erfüllung der Verkehrssicherungs- 
pflicht ergeben. 

Satz 2 soll daher unter Wegfall des Wortes „insbe- 
sondere“ neu gefaßt werden. Dabei werden die bei- 
spielhaft auf gezählten Gemeinschaftsanlagen in 
Anlehnung an § 9 Abs. 1 Nr. 22 um Kinderspiel- 
plätze und Freizeiteinrichtungen ergänzt. Der ver- 
fassungsrechtliche Grundsatz der Verhältnismäßig- 
keit wird in diesen Fällen regelmäßig gebieten, daß 
Gemeinschaftsrechtsverhältnisse ohne Einver- 
ständnis der Betroffenen neu begründet werden, 
wenn Einzelrechtsverhältnisse (z. B. Grunddienst- 
barkeiten) die Errichtung und Unterhaltung der Ge- 
meinschaftsanlage nicht in zweckmäßiger und wirt- 
schaftlich vertretbarer Weise sicherstellen können, 


daß also Einzelrechte den Vorrang, Gemeinschafts- 
rechtsverhältnisse demgegenüber nur subsidiäre 
Bedeutung haben. 

Zu Buchstabe b (Absatz 2) 

Der geltende Absatz 2 hat folgende Fassung: 

„(2) Soweit der Rechtsinhaber hierdurch in sei- 
nem Recht beeinträchtigt wird, ist in dem Umle- 
gungsplan eine Geldabfindung festzusetzen. Die 
Vorschriften über die Entschädigung im Zweiten 
Abschnitt des Fünften Teils gelten entsprechend.“ 

Bei Absatz 2 handelt es sich — dem ausdrücklichen 
Wortlaut nach — um eine reine Entschädigungsre- 
gelung. Nach der Rechtsprechung des BGH (Urt. 
vom 27. April 1970 --- III ZR 226/68 — BGH Z 54, 10) 
zu Absatz 2 müssen bei der Aufhebung von Rechten 
auch die Vermögensvorteile beachtet werden, die 
den durch die Aufhebung Begünstigten entstehen. 
Danach ist die Regelung umfassend als Ausgleichs- 
regelung zu interpretieren, die den Geldausgleich 
auch auf die genannten Vorteile erstreckt. 

Da der Wortlaut des Absatzes 2 für eine solche In- 
terpretation kaum etwas hergibt, eine entspre- 
chende Regelung aber sinnvoll und in Fachkreisen 
wiederholt vor ge schlagen worden ist, soll Satz 1 ent- 
sprechend neu gefaßt werden. Danach findet ein 
Ausgleich in Geld statt, soweit durch die Aufhe- 
bung, Änderung oder Begründung von Rechten 
oder Baulasten Vermögensnachteile oder Vermö- 
gensvorteile entstehen. Damit wird zugleich klarge- 
stellt, daß sich die Ausgleichsregelung neben den 
privaten Rechten auch auf Baulasten (Absatz 1 
Satz 3) bezieht. Satz 2 wird der Neufassung des Sat- 
zes 1 angepaßt. 

Zu Nummer 58 (§ 63 — Übergang von Rechtsver- 
hältnissen auf die Abfindung) 

Nach dem geltenden Absatz 2 des § 63 können ding- 
lich Berechtigte, deren Rechte durch die Umlegung 
beeinträchtigt werden, sich nur insoweit an den 
Grundstückseigentümer halten, als dieser für das 
alte Grundstück zum Ausgleich von Wertunter- 
schieden einen Geldausgleich oder nach § 59 oder 60 
eine Geldabfindung erhält. Auf die Geldabfindung 
nach § 61 Abs. 2 z. B. für die Aufhebung einer 
Grunddienstbarkeit, eines Überbaurechts oder ei- 
nes Notwegerechts (als Grundstücksbestandteile) 
kann er nicht zurückgreifen. Absatz 3 sollte daher 
— entsprechend den vorgesehenen Ergänzungen in 
§ 64 Abs. 2 und 3 — auf Geldabfindungen nach § 61 
erstreckt werden. 

Zu Nummer 59 (§ 64 — Geldleistungen) 

Zu Buchstabe a (Absatz 2) 

Zu Doppelbuchstabe aa (Satz 1) 

Nach geltendem Recht (Absatz 2 Satz 1) werden die 
von der Gemeinde oder den Umlegungsbeteiligten 
zu erbringenden Geldleistungen bereits mit dem 


102 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Drucksache 10/4630 


Eintritt der Unanfechtbarkeit des Umlegungsplans 
fällig. Diese Regelung steht nicht in Einklang mit 
§ 72 Abs. 1 Satz 1, der die im Umlegungsplan vorge- 
sehenen Rechtswirkungen — und damit auch das 
Entstehen der Geldansprüche — an die „Bekannt- 
machung nach §71“, also erst an die Bekanntma- 
chung der Unanfechtbarkeit und damit zu Recht an 
das Inkrafttreten des Umlegungsplans geknüpft 
hat. 

Mit der vorgesehenen Änderung des Absatzes 2 
Satz 1 wird die Fälligkeit der Geldleistungen an den 
Zeitpunkt der „Bekanntmachung nach § 71“ und da- 
mit in Anpassung an den erwähnten § 72 Abs. 1 
Satz 1 an die Entstehung der Geldansprüche ge- 
knüpft. Zugleich soll mit der — generell auf §71 
Bezug nehmenden — Änderung des Satzes 1 dem 
§71 Abs. 2 Rechnung getragen werden, der auch für 
räumliche und sachliche Teile des Umlegungsplans 
— und nicht nur für diesen insgesamt — ein In- 
krafttreten ermöglicht. Damit soll erreicht werden, 
daß bereits mit dem teilweisen Inkrafttreten eines 
Umlegungsplans die insoweit entstandenen Geldan- 
sprüche auch fällig werden. 

Zu Doppelbuchstabe bb (Satz 2) 

Nach Absatz 2 Satz 2 kann ein Aufschub der Fällig- 
keit nur in bezug auf Ausgleichsleistungen für 
Mehrwerte nach den §§ 57 bis 59 erreicht werden. 
Da bereits der geltende § 60 Satz 2 (vgl. auch die 
beabsichtigte Einbeziehung des Satzes 2 in Satz 1) 
und — nunmehr ausdrücklich — auch die vorge- 
schlagene Neufassung des § 61 Abs. 2 einen Geld- 
ausgleich für Vermögensvorteile vorsehen, sollte 
ebenfalls für diesen der Fälligkeitsaufschub ermög- 
licht werden. Satz 2 soll daher auf den Mehrwert- 
ausgleich der §§ 60 und 61 erstreckt werden. 

Zu Doppelbuchstabe cc (Satz 3 — neu — ) 

Geldleistungen werden mit Eintritt der Unanfecht- 
barkeit des Umlegungsplans bzw. mit der Bekannt- 
machung nach §71 (vgl. die vorgesehene Klarstel- 
lung in Absatz 2 Satz 1) fällig. Stehen sie, insbeson- 
dere die vom Eigentümer aufzubringenden Geld- 
beiträge, dem Grunde nach fest, ist ihre Höhe aber 
noch umstritten, stellt sich in der Praxis immer wie- 
der die Frage nach ihrer Verzinsung bis zur Festle- 
gung der Beitragshöhe. Der wirtschaftliche Gegen- 
wert für den Geldbeitrag fließt dem Grundstücks- 
eigentümer nämlich bereits mit Inkrafttreten des 
Umlegungsplans zu. Ohne Verzinsung des dem 
Grunde nach feststehenden Beitrags besteht für 
den Leistungspflichtigen der Anreiz, einen Prozeß 
über die Höhe des Geldbeitrags möglichst lange 
hinauszuzögern. In der Praxis hilft man sich zuwei- 
len damit, daß der unstreitige Teil des Geldbeitrags 
vorzeitig angefordert wird, während dann der — 
meist nicht unbedeutende — Restbeitrag unver- 
zinst bleibt. 

Für diesen Restbeitrag soll im neuen Satz 3 des Ab- 
satzes 2 eine Verzinsungsregelung mit 2 v. H. über 
dem Diskontsatz der Deutschen Bundesbank jähr- 
lich vom Zeitpunkt der Inkraftsetzung des Umle- 
gungsplans vorgesehen werden. Diese Vorschrift 


wäre den Verzinsungsregelungen für Restbeiträge 
im Erschließungsbeitragsrecht (§ 135 Abs. 3) ver- 
gleichbar und für Entschädigungsbeträge im Ent- 
eignungsrecht (§ 99 Abs. 3) „spiegelbildlich“ ausge- 
staltet. 

Zu Buchstabe b (Absatz 3) 

Nach dem jetzigen Absatz 3 gelten nur die Geldlei- 
stungspflichten nach den §§ 57 bis 60 als Beitrag, 
der als Öffentliche Last auf dem Grundstück ruht. 
Da auch § 61 Abs. 2 als umfassende Geldausgleichs- 
regelung zu verstehen ist (vgl. die vorgesehene Neu- 
fassung dieser Vorschrift), sollte sich Absatz 3 auch 
auf § 61 beziehen. Die vorgesehene Einbeziehung 
dieser Bestimmung entspricht der vorgesehenen 
Ergänzung um § 61 in Absatz 2 Satz 2. 

Zu Nummer 60 (§66 — Aufstellung und Inhalt des 
Umlegungsplans) 

Mit der Verwirklichung der zulässigen Nutzung 
kann in der Regel erst begonnen werden, wenn der 
zu Beginn der Umlegung vorhandene durch den 
neuen Rechtszustand am Ende der Umlegung er- 
setzt worden ist. Diese Rechtswirkung tritt nach 
§ 72 erst mit der Bekanntmachung der Unanfecht- 
barkeit des gesamten Umlegungsplans ein (§71 
Abs. 1). Nur ausnahmsweise können räumliche und 
sachliche Teile des bereits aufgestellten Umle- 
gungsplans in Kraft gesetzt werden, wenn sich 
nämlich die Entscheidung über eingelegte Rechts- 
behelfe auf diese Teile des Umlegungsplans nicht 
auswirken kann (§71 Abs. 2). Vor Aufstellung des 
Umlegungsplans können die Eigentums- und Be- 
sitzverhältnisse für einzelne Grundstücke sowie an- 
dere Rechte nur mit Einverständnis der betroffenen 
Rechtsinhaber geregelt werden (§ 76). Ohne Einver- 
ständnis der Betroffenen kann lediglich zum Wohl 
der Allgemeinheit eine Besitzeinweisung vorzeitig 
erfolgen (§ 77 Abs. 1 Nr. 1). 

Oftmals besteht über das dar gestellte geltende 
Recht hinaus zur Beschleunigung der Bautätigkeit 
das Bedürfnis, bereits vor Aufstellung des gesam- 
ten Umlegungsplans (§ 66 Abs. 1) und ohne Einver- 
ständnis der betroffenen Rechtsinhaber wenigstens 
in Teilen des Umlegungsgebiets den für die Ver- 
wirklichung der zulässigen Nutzung erforderlichen 
neuen Rechtszustand herbeizuführen. Diesem 
Zweck dient der vorgesehene neue Satz 2 des Absat- 
zes 1, der für Teile des Umlegungsgebiets die Auf- 
stellung eines Teilumlegungsplans vorsieht. 

Ein Teilumlegungsplan wird nur unter zwei Voraus- 
setzungen aufgestellt werden können: Zum einen 
muß die Verteilungsmasse nach § 55 bestimmt sein. 
Zum anderen muß es möglich sein, ähnlich wie bei 
der Vorwegentscheidung für einzelne Grundstücke 
(§76 Satz 1), die Eigentums- und Besitzverhältnisse 
an den Grundstücken des jeweiligen Teilgebiets so- 
wie die anderen Rechte der Beteiligten dieses Teil- 
gebiets nach den §§ 56 bis 62 zu regeln. Vor allem 
muß einer Präjudizierung der in den anderen Tei- 
len des Umlegungsgebiets zu treffenden Regelun- 
gen vorgebeugt und den Zusammenhängen im Ge- 
samtgebiet Rechnung getragen werden. 
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Im übrigen gilt § 45 Abs. 2 Satz 2, wonach in den 
Fällen der vorzeitigen Einleitung des Umlegungs- 
verfahrens der Bebauungsplan vor Auslegung der 
Umlegungskarte in Kraft getreten sein muß, auch 
für den Teilumlegungsplan. 

Zu Nummer 61 (§ 68 — Umlegungsverzeichnis) 

Zu Buchstabe a (Absatz 1 Nr. 1) 

Nach dem geltenden Absatz 1 Nr. 1 ist im Umle- 
gungsverzeichnis (als Bestandteil des Umlegungs- 
plans, § 66 Abs. 3) der Anteil an örtlichen Verkehrs- 
und Grünflächen seiner Größe nach besonders an- 
zugeben (Halbsatz 2). Diese Angabe ist für die Wert- 
umlegung ohne Bedeutung. Aber auch in der Flä- 
chenumlegung kommt es nicht allein auf den Flä- 
chenabzug nach § 55 Abs. 2 an, sondern auf den 
Mehrbedarf an Flächen nach § 55 insgesamt Selbst 
wollte man allein dem Flächenabzug nach § 55 
Abs. 2 Bedeutung zumessen, käme es nicht auf sei- 
nen Gesamtanteil an der Umlegungsmasse an, son- 
dern auf den anteiligen Abzug für jeden einzelnen 
Grundstückseinwurf. Aber auch dessen Bedeutung 
entfällt mit der vorgesehenen Streichung der auf 
§ 55 Abs. 2 abstellenden Geldausgleichsregelung des 
§ 58 Abs. 2. Daher soll Halbsatz 2 entfallen. 

Zu Buchstabe b (Absatz 1 Nr. 4) 

Das Umlegungsverzeichnis enthält u. a. auch die 
von den Eigentümern aufzubringenden Geldleistun- 
gen für den sog. Umlegungsvorteil. Es besteht z. Z. 
keine Verpflichtung darzutun, ob der Umlegungs- 
vorteil auf der Grundlage einer in bezug auf die Flä- 
chen nach § 55 Abs. 2 erschließungsbeitragsfreien 
oder -pflichtigen Zuteilung berechnet worden ist. 

Aus Gründen des Vertrauensschutzes und vor allem 
wegen der in § 57 Satz 4 und § 58 Abs. 1 Satz 1 vorge- 
sehenen Klarstellung, daß auch eine „straßenland- 
beitragspflichtige“ Zuteilung zulässig ist, sollte in 
§ 68 Absatz 1 Nr. 4 vorgesehen werden, daß bei der 
Aufführung der Geldleistungen im Umlegungsver- 
zeichnis auch die Art der Zuteilung angegeben 
wird. 

Zugleich sollte im Umlegungsverzeichnis bei einer 
„straßenlandbeitragspflichtigen“ Zuteilung der 
Wert der Flächen nach § 55 Abs. 2, der ihrem Ein- 
wurf swert entspricht, angegeben werden. Diese An- 
gabe weist die Zahlungspflichtigen auf die Bela- 
stungen beim Erschließungsbeitrag hin und erleich- 
tert die Ermittlung des Erschließungsaufwands bei 
„straßenlandbeitragspflichtiger“ Zuteilung; denn 
nach der in § 128 Abs. 1 vorgesehenen Ergänzung 
gehört der Wert nach § 68 Abs. 1 Nr. 4 zu den Kosten 
für den Erwerb der Flächen für Erschließungsanla- 
gen. 

Zu Buchstabe c (Absatz 1 Nr. 6) 

§ 55 Abs. 2 nennt als vorweg auszuscheidende Flä- 
chen lediglich die „örtlichen Verkehrsflächen und 
Grünflächen“. Mit der in § 55 Abs. 2 vorgesehenen 
Erweiterung der vorweg auszuscheidenden Flächen 
wird die Bezugnahme in Absatz 1 Nr. 6 unvollstän- 


dig. Die vorgesehene Änderung dieser Nummer 
dient also der redaktionellen Anpassung. 

Zu Buchstabe d (Absatz 1 Nr. 7 und 8 — neu — ) 

Mit der Baugesetznovelle 1976 sind § 59 um die Ge- 
bote (Absatz 7) und § 61 um die Baulasten (Absatz 1 
Satz 3) erweitert worden. Die vorgesehene Ergän- 
zung des Absatzes 1 um die Nummern 1 und 8 er- 
gibt sich also aus den entsprechenden Erweiterun- 
gen der §§ 59 und 61. Der Ergänzung um die Num- 
mern 7 und 8 bedarf es im Hinblick auf die Rechts- 
wirkungen (§ 72) des Umlegungsverzeichnisses als 
eines Bestandteils des Umlegungsplans. 

Zu Nummer 62 (§72 — Wirkungen der Bekannt- 
machung) 

Nach Absatz 2 Satz 1 hat die Gemeinde den Umle- 
gungsplan zu vollziehen, sobald er „unanfechtbar“ 
geworden ist. Absatz 1 knüpft aber die Rechtswir- 
kungen des Umlegungsplans nicht an dessen Unan- 
fechtbarkeit, sondern erst und zugleich umfassend 
an die „Bekanntmachung nach §71“ (vgl. auch die 
Begründung zum Einleitungssatz des § 51 Abs. 1). 
Es ist daher erforderlich, die Vollziehung zeitlich an 
die erwähnte Bekanntmachung zu binden. 

Zu Nummer 63 (§ 74 — Berichtigung der öffentli- 
chen Bücher) 

Zu Buchstabe a (Absatz 1) 

Der geltende Absatz 1 Satz 1 hat folgende Fassung: 

„Die Umlegungsstelle übersendet dem Grundbuch- 
amt eine beglaubigte Abschrift der Bekanntma- 
chung nach § 71 sowie beglaubigte Abschriften aus 
dem Umlegungsplan und ersucht es, die Rechtsän- 
derungen in das Grundbuch einzutragen.“ 

Die vorgesehene Ergänzung schafft die hinrei- 
chende rechtliche Grundlage für die Eintragung der 
durch die Bekanntmachung nach § 71 eingetretenen 
Rechtsänderungen auch im Liegenschaftskataster 
(vgl. auch die Ergänzung in § 54 Abs. 1 Satz 1). Im 
übrigen soll klargestellt werden, daß es sich nicht 
um eine spätere „Abschrift“ aus dem Umlegungs- 
plan, sondern um eine gleichzeitig mit der Haupt- 
ausfertigung hergestellte weitere „Ausfertigung“ 
des Umlegungsplans handelt. Schließlich soll der 
mit Wirksamwerden des Umlegungsplans (§§ 71, 72) 
gegenstandslos gewordene Umlegungsvermerk auf 
Ersuchen gelöscht werden (vgl. auch die in § 54 
Abs. 1 Satz 2 vorgesehene Änderung). 

Zu Buchstabe b (Absatz 2) 

Es handelt sich bei der Änderung in Absatz 2 Satz 2 
um eine redaktionelle Anpassung an den durch- 
numerierten Absatz 2 des § 46. 

Zu Nummer 64 (§76 — Vorwegnahme der Ent- 
scheidung) 

Zu Buchstabe a (Satz 1) 

Die Vorwegnahme der Entscheidung (Vorwegrege- 
lung) bezieht sich in Satz 1 nur auf die privaten 
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Rechte nach den §§ 56 bis 62. Die Vorwegausschei- 
dung von Flächen für öffentliche Zwecke (§ 55 
Abs. 2 und 5) bleibt dem späteren Umlegungsplan 
Vorbehalten. Die vorzeitige Besitzeinweisung (§77) 
in diese Flächen genügt häufig nicht den Bedürfnis- 
sen der Praxis. Ihre Einbeziehung in die Vorwegre- 
gelung ist zweckmäßig und kann bei stufenweise 
ergangenen Vorwegregelungen einen abschließen- 
den Umlegungsplan möglicherweise entbehrlich 
machen, wenn nämlich alle Umlegungstatbestände 
im Gebiet bereits geregelt sind. 

Zu Buchstabe h (Satz 2) 

Die Vorwegregelung ergeht grundsätzlich einver- 
nehmlich, bedarf jedoch wie der Umlegungsplan 
der Wirkung kraft Gesetzes und muß in Zweifelsfäl- 
len — vor allem wenn ein Rechtsmittelverzicht 
nicht erreichbar ist — vollziehbar sein. Daher sollte 
Satz 2 auf die Vorschriften des § 72 über die Wirkun- 
gen der Bekanntmachung nach §71 ausgeweitet 
werden. Auch sollte Satz 2 die Änderungsmöglich- 
keiten nach § 73 für die Vorwegregelung vor sehen; 
dies ist vor allem zweckmäßig, wenn stufenweisen 
Vorwegregelungen kein Umlegungsplan mehr fol- 
gen muß. 

Zu Nummer 65 (§77 — vorzeitige Besitzeinwei- 
sung) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Durchnume- 
rierung der Absätze. 

Zu Nummer 66 (§ 79 — Gebühren-, Auslagen- und 
Abgabenbefreiung) 

Zu Buchstabe a (Überschrift) 

Die bisherige Überschrift „Gebühren-, Auslagen- 
und Abgabenbefreiung“ soll durch die Worte »Abga- 
ben- und Auslagenbefreiung“ ersetzt werden, da die 
Gebührenbefreiung durch den Oberbegriff der Ab- 
gabenbefreiung mit abgedeckt wird und da Absatz 1 
Satz 1 entsprechend klarer und kürzer gefaßt wer- 
den soll. 

Zu Buchstabe b (Absatz 1) 

Nach dem geltenden Satz 1 sind Geschäfte und Ver- 
handlungen, die der Durchführung oder Vermei- 
dung der Umlegung dienen, einschließlich der Be- 
richtigung der öffentlichen Bücher, „frei von Ge- 
bühren, Auslagen und sonstigen Abgaben; dies gilt 
nicht für die Kosten eines Rechtsstreits“. 

Da zu den „sonstigen Abgaben“ zwar Gebühren 
(und daneben auch Beiträge) gehören, nicht aber — 
entgegen dem Gesetzeswortlaut — Auslagen, soll 
sich der vorgeschlagene Satz 1 Halbsatz 1 nur auf 
Abgaben (einschließlich der Gebühren) beziehen. 
Die nicht zu den Abgaben gehörenden Auslagen 
sollen in die Kostenregelung des Satzes 1 Halb- 
satz 2 aufgenommen werden; dabei sollen die Be- 
freiung von den Auslagen sowie die Ausnahme der 
Kosten eines Rechtsstreits von dieser Befreiung un- 
verändert bleiben. 


Zugleich soll klargestellt werden, daß es sich bei der 
Abgabenbefreiung nicht um eine Steuerbefreiung 
handelt, daß das Gesetz mit „sonstigen Abgaben“ 
also „nichtsteuerliche Abgaben“ meint. Zum einen 
unterliegt nach § 1 Abs. 1 Nr. 3 Buchstabe b 
GrEStG 1983 der Grunderwerbsteuer ausnahms- 
weise nicht der „Übergang des Eigentums im Umle- 
gungsverfahren“, wenn der „neue Eigentümer in 
diesem Verfahren“ als Eigentümer eines im Umle- 
gungsgebiet gelegenen Grundstücks Beteiligter ist. 
Von dieser sich auf amtliche Umlegungen (§§ 45 ff.) 
beziehenden Steuerausnahme nicht erfaßt sind also 
„freiwillige Umlegungen“, bei denen durch privaten 
oder öffentlich-rechtlichen Umlegungsvertrag An- 
sprüche auf Übereignung der Umlegungsgrund- 
stücke begründet werden, die unter den Steuertat- 
bestand des § 1 Abs. 1 Nr. 1 GrEStG 1983 fallen. 
Diese grunderwerbsteuerrechtlichen Regelungen 
gehen dem § 79 Abs. 1 Satz 1 vor. Zum anderen ent- 
hält § 4 UStG 1980 umfassend und abschließend die 
Steuerbefreiungen, nachdem bereits §31 Abs. 1 
UStG 1967 weitergehende Steuerbefreiungen nach 
anderen Gesetzen aufgehoben hatte. Danach unter- 
liegen amtliche Umlegungen (§§45 ff.) wegen des 
ihnen zugrundeliegenden Surrogationsprinzips und 
des damit fehlenden Leistungsaustausches nicht 
der Umsatzsteuer. „Freiwillige Umlegungen“, die — 
wie erwähnt — unter das Grunderwerbsteuergesetz 
fallen, sind nach § 4 Nr. 9 Buchstabe a UStG 1980 
von der Umsatzsteuer befreit. Weitere für § 79 
Abs. 1 Satz 1 möglicherweise relevante Steuerbe- 
freiungen sind nicht ersichtlich. Daher soll in Satz 1 
zukünftig auf „nichtsteuerliche“ Abgaben abgestellt 
werden. 

Von der Abgaben- und Auslagenbefreiung des Sat- 
zes 1 bleiben nach dem geltenden Satz 2 Regelun- 
gen „hinsichtlich der Gebühren, Auslagen und son- 
stigen Abgaben, die auf landesrechtlichen Vor- 
schriften beruhen, und hinsichtlich der Steuern mit 
örtlich bedingtem Wirkungskreis“ unberührt. 

In der vorgeschlagenen Neufassung des Satzes 2 
soll sich die hierin enthaltene Länderklausel — in 
Angleichung an die vorgesehene Fassung des Sat- 
zes 1 — nur auf „nichtsteuerliche Abgaben und Aus- 
lagen“ und nicht gesondert auch auf Gebühren be- 
ziehen. Im übrigen soll die Erstreckung der Länder- 
klausel auf „Steuern mit örtlich bedingtem Wir- 
kungskreis“ als verfassungsrechtlich überholt und 
inhaltlich entbehrlich wegfallen. 

Die bisherige Erstreckung der Länderklausel auf 
„Steuern mit örtlich bedingtem Wirkungskreis“ be- 
ruht auf der zur Zeit des Inkrafttretens des Bundes- 
baugesetzes geltenden Fassung des Artikels 105 
Abs. 2 Nr. 1 GG, wonach der Bund unter bestimm- 
ten Voraussetzungen die konkurrierende Gesetzge- 
bung über die „Verbrauch- und Verkehr steuern 
mit Ausnahme der Steuern mit örtlich bedingtem 
Wirkungskreis, insbesondere der Grunderwerbsteu- 
er, der Wertzuwachssteuer und der Feuerschutz- 
steuer“ hat. Drei Jahre nach Inkrafttreten 
des Bundesbaugesetzes hat dann das Bundesver- 
fassungsgericht (Beschluß vom 23. Juli 1963 — 
2 BvL 11/61 — , BVerfGE 16, 306) entschieden, daß 
Verbrauch- und Verkehrsteuern mit örtlich beding- 
tem Wirkungskreis im Bereich der Gemeindesteu- 
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ern nur solche Steuern sind, die an örtlichen Gege- 
benheiten, vor allem an die Belegenheit einer Sache 
oder an einen Vorgang im Gebiet der steuererhe- 
benden Gemeinde anknüpfen und wegen der Be- 
grenzung ihrer unmittelbaren Wirkungen auf das 
Gemeindegebiet nicht zu einem die Wirtschaftsein- 
heit berührenden Steuergefälle führen können. 
Dies ließe sich weder von der Grunderwerbsteuer 
noch von der Wertzuwachssteuer und der Feuer- 
schutzsteuer sagen; sie würden also nicht unter die 
„Steuern mit Örtlich bedingtem Wirkungskreis** fal- 
len. Artikel 105 Abs. 2 Nr. 1 GG erfasse vielmehr ne- 
ben diesen Steuern die Grunderwerbsteuer, die 
Wertzuwachssteuer und die Feuerschutzsteuer ku- 
mulativ; das auf Beispiele deutende Wort „insbeson- 
dere** in Artikel 105 Abs. 2 Nr. 1 GG müsse folglich 
als „sowie** gelesen werden. 

Zwischenzeitlich sind aufgrund der Rechtspre- 
chung des Bundesverfassungsgerichts die Regelun- 
gen des Artikels 105 Abs. 2 GG in geänderter Fas- 
sung in dessen Absätze 2 und 2 a aufgenommen 
worden. Grunderwerbsteuer, Wertzuwachssteuer 
und Feuerschutzsteuer werden in Absatz 2 nicht 
mehr ausdrücklich genannt, und Absatz 2 a nimmt 
auf die „örtlichen Verbrauch- und Aufwandsteuern“ 
Bezug, solange und soweit sie nicht bundesgesetz- 
lich geregelten Steuern gleichartig sind. Da die Län- 
der für diese Steuern die Gesetzgebungsbefugnis 
haben, müssen sie in der — ohnehin nur deklarato- 
rischen — Länderklausel des § 79 Abs. 1 Satz 2 nicht 
gesondert erwähnt werden; ihre bisherige Einbezie- 
hung kann daher entfallen. In der Länderklausel 
des Satzes 2 können bzw. dürfen auch nicht die 
Grunderwerbsteuer, die Feuerschutzsteuer und die 
Wertzuwachssteuer gesondert auf geführt werden: 
Die Grunderwerbsteuer ist nämlich mit Wirkung 
vom 1. Januar 1983 eine bundesrechtlich geregelte 
Landessteuer (Grunderwerbsteuergesetz vom 7. De- 
zember 1982 — GrEStG 1983 — , BGBl. I S. 1777). Die 
Feuerschutzsteuer ist eine Landessteuer, die die 
Befreiungstatbestände des Satzes 1 nicht zum Ge- 
genstand hat und sonst auch ohne gesonderte Auf- 
führung unter die Länderklausel des Satzes 2 gefal- 
len wäre. Die Wertzuwachssteuer existiert weder 
als Bundes- noch als Landessteuer und bedarf 
schon deshalb nicht der Erwähnung in Satz 2. 

Zu Nummer 67 (§ 80 — Zweck, Voraussetzungen 
und Zuständigkeit) 

Zu Buchstabe a (Absatz 2) 

Zu Doppelbuchstabe aa (Satz 1) 

Der geltende Absatz 2 beschränkt sich bezüglich 
der Neuordnung, Neubegründung und Aufhebung 
von Nebenrechten in der Grenzregelung auf die be- 
troffenen Dienstbarkeiten. Dingliche Rechte nach 
§61 Abs. 1 Satz 1 und 2 sind nicht erfaßt, auch nicht 
Baulasten nach dessen Satz 3. Dieser Satz 3 ist dem 
§ 61 Abs. 1 mit der Baugesetznovelle 1976 angefügt 
worden, ohne daß eine entsprechende Anpassung 
des § 80 erfolgte. Zumindest Baulasten, deren Rege- 
lung im öffentlichen Interesse erfolgt, sollen daher 
von Absatz 2 Satz 1 erfaßt werden. 


Zu Doppelbuchstabe bb (Satz 2 — neu — ) 

Um Grenzregelungen nicht an Grundpfandrechten, 
die auf ausgetauschten oder einseitig zugeteilten 
Grundstücken oder auf den aufzunehmenden 
Grundstücken ruhen, wegen einer insoweit nach 
§ 80 Abs. 2 nicht möglichen hoheitlichen Regelung 
scheitern zu lassen, soll die Regelung dieser dingli- 
chen Lasten in einem Satz 2 ermöglicht werden. Es 
sollen die betroffenen Grundpfandrechte neugeord- 
net werden können, wenn die Beteiligten dem vor- 
gesehenen neuen Rechtszustand zustimmen. 

Zu Buchstabe b (Absatz 3) 

Der geltende Absatz 3 beschränkt sich auf die Über- 
tragung der Durchführung der Grenzregelung — 
entsprechend § 46 Abs. 2 Nr. 1 und 2 — auf den Um- 
legungsausschuß. Der mit der Baugesetznovelle 
1976 in §46 eingefügte Absatz 4, der die Übertra- 
gung der Umlegung auf die Flurbereinigungsbe- 
hörde oder eine andere geeignete Behörde regelt 
und dessen einfachere und kommunalfreundlichere 
Ausgestaltung vorgesehen ist, sollte im Rahmen der 
Grenzregelung entsprechend anwendbar sein 
(Satz 2). 

Zu Nummer 68 (§ 81 — Geldleistungen) 

Zu Buchstabe a (Absatz 2 Satz 3) 

Nach Absatz 2 Satz 3 werden Geldleistungen — dem 
Wortlaut nach — mit dem „Eintritt der Unanfecht- 
barkeit des Beschlusses über die Grenzregelung** 
fällig, obwohl § 83 Abs. 2 den Eintritt des neuen 
Rechtszustandes an die „Bekanntmachung“ nach 
dessen Absatz 1 knüpft. Daher sollten Geldleistun- 
gen — vergleichbar der vorgesehenen Regelung in 
§ 64 Abs. 2 Satz 1 — mit der Bekanntmachung nach 
§ 83 Abs. 1 fällig werden. 

Zu Buchstabe b (Absatz 2 Satz 4 — neu — ) 

Während der Geldausgleich im Umlegungsrecht 
nach § 64 Abs. 3 als Beitrag gilt und als Öffentliche 
Last auf dem Grundstück des Zahlungspflichtigen 
ruht, bleibt er im Grenzregelungsrecht ungesichert. 
Seine Einforderung kann daher durch dinglich gesi- 
cherte Rechte Dritter gefährdet werden. 

Nachdem aufgrund der Baugesetznovelle 1979 
Wertsteigerungen durch Grenzregelung der Höhe 
nach nicht mehr begrenzt sind, sollte der — im Ein- 
zelfall bedeutende — Grenzausgleich als öffentliche 
Last abgesichert werden. Sonst könnte in der Pra- 
xis Umlegungen allein aus diesem Grund der Vor- 
zug vor Grenzregelungen eingeräumt werden. Um 
dies zu vermeiden, sollten die einschlägigen Vor- 
schriften des § 64 Abs. 3, 4 und 6 in § 81 Abs. 2 für 
entsprechend anwendbar erklärt werden, soweit die 
Gemeinde Gläubigerin der Geldleistungen ist. Der 
vorgesehene Satz 4 dient diesem Sicherungszweck. 

Zu Nummer 69 (§ 82 — Beschluß über die Grenzre- 
gelung) 

Zu Buchstabe a (Absatz 1 Satz 1) 

Die Erstreckung des Absatzes 1 Satz 1 über den 
Grenzregelungsbeschluß — neben Dienstbarkeiten 
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— auch auf Grundpfandrechte und Baulasten ist 
eine Folgeänderung, die sich aus der vorgesehenen 
Erweiterung des § 80 Abs. 2 ergibt 

Zu Buchstabe b (Absatz 1 Satz 2) 

Nach Satz 2 geltender Fassung ist Beteiligten, de- 
ren Rechte durch den Grenzregelungsbeschluß be- 
troffen werden, vorher Gelegenheit zur Stellung- 
nahme zu geben. Diese Beteiligungspflicht kann für 
Inhaber von Grundpfandrechten entfallen, die nach 
dem in § 80 Abs. 2 vorgesehenen Satz 2 dem neuen 
Rechtszustand zustimmen müssen. Die Beteili- 
gungspflicht soll daher nur für „ohne Zustimmung“ 
betroffene Rechte bestehen. 

Zu Nummer 70 (§83 — Bekanntmachung und 
Rechtswirkungen der Grenzre- 
gelung) 

Zu Buchstabe a (Absatz 2) 

Der geltende Absatz 2 enthält eine dem § 72 Abs. 1 
entsprechende Regelung über die Wirkung der Be- 
kanntmachung der Unanfechtbarkeit des Grenzre- 
gelungsbeschlusses. Eine dem § 72 Abs. 2 entspre- 
chende Vollziehungsregelung fehlt. Da der Vollzug 
des genannten Beschlusses vor allem bei umfang- 
reicheren Grenzregelungen mit vielen Grund- 
stückseigentümern Vollzugsmaßnahmen der Ge- 
meinde erforderlich macht, sollte Absatz 2 durch 
entsprechende Anwendung des § 72 Abs. 2 ergänzt 
werden. Der vorgesehene Satz 3 dient diesem Voll- 
ziehungszweck. 

Zu Buchstabe b (Absatz 3) 

Der geltende Absatz 3 hat folgende Fassung: 

„(3) Soweit sich nicht aus einer Regelung nach 
§ 80 Abs. 2 etwas anderes ergibt, geht das Eigentum 
an ausgetauschten oder zugewiesenen Grund- 
stücksteilen lastenfrei auf die neuen Eigentümer 
über. Unschädlichkeitszeugnisse sind nicht erfor- 
derlich. Ausgetauschte oder zugewiesene Grund- 
stücksteile und zugewiesene Grundstücke werden 
Bestandteil des Grundstücks, dem sie zugewiesen 
werden. Die dinglichen Rechte an diesem Grund- 
stück erstrecken sich auf die zugewiesenen Grund- 
stücksteile.“ 

§ 80 Abs. 1 regelt den „Austausch“ und die „einsei- 
tige Zuteilung“ von „Grundstücken“ und „Grund- 
stücksteilen“. § 83 Abs. 3, der sich auf die dinglichen 
Rechtswirkungen der Bekanntmachung nach Ab- 
satz 1 bezieht, spricht demgegenüber — neben dem 
„Austausch“ — von „Zuweisung“ und — neben den 
„Grundstücksteilen“ — nur teilweise (Satz 3, nicht 
Sätze 1 und 4) auch von „Grundstücken“. Die vorge- 
sehene Neufassung des Absatzes 3 dient insoweit 
der systematischen und sprachlichen Anpassung an 
§ 80 Abs. 1. Im übrigen sollen die Sätze 1 und 2 als 
zusammengehörend miteinander verbunden wer- 
den. 

Nach Erstreckung des Absatzes 3 neben „Grund- 
stücksteilen“ nunmehr einheitlich auch auf „Grund- 
stücke“ ist die Abweichungsklausel des Satzes 1 


(„soweit sich nicht aus einer Regelung nach § 80 
Abs. 2 etwas anderes ergibt“) auch für Satz 3 erfor- 
derlich. Zur Vermeidung von Wiederholungen wer- 
den beide Klauseln in einem neuen Satz 4 zusam- 
mengefaßt Die Abweichungsklausel ermöglicht 
nicht nur die Erhaltung dinglicher Rechte an den 
ausgetauschten oder einseitig zugeteilten Grund- 
stücksteilen und Grundstücken (abweichend von 
Satz 1), sondern auch die Regelung der Rangfolge 
dieser Rechte gegenüber den Rechten am auf neh- 
menden Grundstück, und zwar entsprechend § 1131 
Satz 2 BGB (Vorrang der Rechte am zugeschriebe- 
nen Grundstück) oder abweichend von dieser Vor- 
schrift. 

ZuNummer71 (§85 — Enteignungszweck) 

Zu Buchstaben a und b (Absatz 1) 

Es handelt sich um redaktionelle Folgeänderungen 
aus der Neuregelung des Rechts des Baugebots 
(bisher § 39 b Abs. 4 des Bundesbaugesetzes) und 
der Erhaltungssatzung (vgl. Nr. 96, §§ 172 bis 174). 

Zu Buchstabe c (Absatz 2) 

Es handelt sich um eine Folgeänderung aufgrund 
der Neuformulierung von Absatz 1. 

Zu Nummer 72 (§ 87 — Voraussetzungen für die 
Zulässigkeit der Enteignung) 

Zu Buchstabe a (Absatz 3) 

Der geltende Absatz 3 lautet: 

„(3) Die Enteignung eines Grundstücks zu dem 
Zweck, es für die bauliche Nutzung vorzubereiten 
(§ 85 Abs. 1 Nr. 1) oder es der baulichen Nutzung 
zuzuführen (§ 85 Abs. 1 Nr. 2), darf nur zugunsten 
der Gemeinde erfolgen.“ 

Der bisherige Absatz 3 begründet ein Enteignungs- 
privileg zugunsten der Gemeinde, wenn die Enteig- 
nung von Grundstücken zu dem Zweck, sie für die 
bauliche Nutzung vorzubereiten oder sie der bauli- 
chen Nutzung zuzuführen, durchgeführt wird. Diese 
Sonderregelung soll entfallen, so daß nach allgemei- 
nem Enteignungsrecht gemäß § 105 des Bundesbau- 
gesetzes jede natürliche oder juristische Person ei- 
nen Enteignungsantrag zu ihren Gunsten stellen 
kann. Die Aufhebung von Absatz 3 würde die als 
Ausnahme zu dem bisherigen Absatz 3 konzipierte 
Regelung des § 22 Abs. 2 des Städtebauförderungs- 
gesetzes entbehrlich machen. Diese Vorschrift lau- 
tet: 

„(2) Soweit die Enteignung zugunsten der Ge- 
meinde zulässig ist, kann sie auch zugunsten eines 
Sanierungsträgers erfolgen.“ 

Mit der Neuregelung soll erreicht werden, daß die 
Notwendigkeit eines transitorischen Eigentumser- 
werbs der Gemeinde insbesondere entfällt, wenn 
eine private Gesellschaft mit der Baureifmachung, 
der Bebauung oder der Sanierung eines Gebiets be- 
auftragt ist. Hierdurch soll eine verfahrensmäßige 
Erleichterung geschaffen werden. 
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Zu Buchstabe h (Absatz 4) 

Der bisherige Absatz 4 soll Absatz 3 und redaktio- 
nell angepaßt werden. 

Zu Nummer 73 (§88 — Enteignung aus zwingen- 
den städtebaulichen Gründen) 

Der neue Satz 2 soll § 22 Abs. 1 Satz 1 des Städte- 
bauförderungsgesetzes ersetzen; diese Vorschrift 
lautet: 

„(1) Zwingende städtebauliche Gründe im Sinne 
des § 88 des Bundesbaugesetzes sind gegeben, wenn 
ein im förmlich festgelegten Sanierungsgebiet gele- 
genes Grundstück zugunsten der Gemeinde enteig- 
net werden soll.“ 

Zu Nummer 74 (§ 89 — Veräußerungspflicht) 

Veräußerungspflichten sind im Bundesbaugesetz 
und im Städtebauförderungsgesetz mit zum Teil un- 
terschiedlicher Ausgestaltung geregelt. Die Bestim- 
mungen im Bundesbaugesetz lauten: 

„§ 26 

Veräußerungspflicht der Gemeinde 

(1) Die Gemeinde hat Grundstücke, die sie nach 
den §§ 24, 24 a und 25 erworben hat, zu veräußern, 
sobald der mit dem Erwerb des Grundstücks ver- 
folgte Zweck verwirklicht werden kann. Von dieser 
Verpflichtung sind Grundstücke ausgenommen, die 
für öffentliche Zwecke oder für beabsichtigte städ- 
tebauliche Maßnahmen als Austauschland oder zur 
Entschädigung in Land benötigt werden. 

(2) In den Fällen des § 24 sind die Grundstücke 
nach Maßgabe der Ziele und Zwecke des Bebau- 
ungsplans unter Berücksichtigung weiter Kreise 
der Bevölkerung an Bauwillige zu veräußern, die 
glaubhaft machen, daß sie die Grundstücke inner- 
halb angemessener Frist entsprechend den Festset- 
zungen des Bebauungsplans, seinen Zwecken und 
Zielen nutzen werden. Satz 1 gilt entsprechend, 
wenn in den Fällen des § 25 die erworbenen Grund- 
stücke in den Geltungsbereich eines Bebauungs- 
plans einbezogen werden. In den Fällen des § 24 a 
findet Satz 1 mit der Maßgabe Anwendung, daß das 
Grundstück an solche Personen zu veräußern ist, 
die glaubhaft machen, daß sie die Belange wahren 
werden, die die Ausübung des Vorkaufsrechts 
rechtfertigen. § 89 Abs. 3 findet Anwendung. 

(3) Bei der Erfüllung der Veräußerungsverpflich- 
tung nach Absatz 2 sind vorrangig frühere Käufer 
zu berücksichtigen, die in den Fällen des § 25 die 
Ausübung des Vorkaufsrechts nicht anwenden 
konnten, weil in diesem Zeitpunkt die in § 25 Abs. 1 
Satz 2 hierfür bezeichneten Voraussetzungen noch 
nicht Vorlagen. Dabei sind in erster Linie diejenigen 
früheren Käufer zu berücksichtigen, denen kein 
sonstiges Grundeigentum oder nur Grundeigentum 
in geringem Umfang gehört; § 89 Abs. 4 und 5 findet 
entsprechend Anwendung. 

(4) Ist der Zweck, zu dem das Grundstück nach 
§ 24, 24 a, 25 oder 25 a erworben wurde, entfallen 
und soll das Grundstück nicht für andere Zwecke 


verwendet werden, die die Ausübung des Vorkaufs- 
rechts rechtfertigen würden, so ist das Grundstück 
nach Maßgabe der Absätze 2 und 3 zu veräußern.“ 

„§ 89 

Veräußerungspflicht der Gemeinde 

(1) Sind Grundstücke zur Vorbereitung der bauli- 
chen Nutzung oder, um sie der baulichen Nutzung 
zuzuführen, zugunsten der Gemeinde ohne Her- 
gabe von entsprechendem Austauschland, Ersatz- 
land oder ohne Begründung von Rechten der in 
§ 101 Abs. 1 Nr. 1 bezeichneten Art enteignet oder 
aufgrund eines Übernahmeverlangens erworben 
worden, ist die Gemeinde verpflichtet, die Grund- 
stücke zu veräußern, sobald der mit dem Erwerb 
des Grundstücks verfolgte Zweck verwirklicht wer- 
den kann. Von dieser Verpflichtung sind Grund- 
stücke ausgenommen, die für öffentliche Zwecke 
oder für beabsichtigte städtebauliche Maßnahmen 
als Austauschland oder zur Entschädigung in Land 
benötigt werden. 

(2) Die Grundstücke sind nach Maßgabe der Ziele 
und Zwecke des Bebauungsplans unter Berücksich- 
tigung weiter Kreise der Bevölkerung an Bauwil- 
lige zu veräußern, die glaubhaft machen, daß sie die 
Grundstücke innerhalb angemessener Frist ent- 
sprechend den Festsetzungen des Bebauungsplans, 
seinen Zielen und Zwecken nutzen werden. Dabei 
sind zunächst die früheren Eigentümer zu berück- 
sichtigen, und zwar in erster Linie diejenigen, de- 
nen kein sonstiges Grundeigentum oder nur Grund- 
eigentum in geringem Umfang gehört. 

(3) Die Gemeinde hat ihre Verpflichtung nach den 
Absätzen 1 und 2 gegenüber den zu berücksichti- 
genden Personen in der Weise zu erfüllen, daß sie 

1. ihnen Eigentum an den Grundstücken überträgt 
oder ihnen einen Anspruch auf Erwerb von 
Grundstücken verschafft oder 

2. für sie Erbbaurechte oder Rechte nach dem Woh- 
nungseigentumsgesetz begründet oder ihnen ei- 
nen Anspruch auf Erwerb solcher Rechte ver- 
schafft oder 

3. für sie sonstige dingliche Rechte begründet oder 
ihnen einen Anspruch auf Erwerb solcher Rechte 
verschafft oder 

4. das Eigentum auf eine juristische Person über- 
trägt, an der sie als Gesellschafter oder Mitglie- 
der überwiegend beteiligt sind, oder 

5. das Eigentum auf einen Immobilienfonds im 
Sinne des § 25 Abs. 5 des Städtebauförderungsge- 
setzes mit der Maßgabe überträgt, daß dieser ih- 
nen Anteile anbietet. 

Den Wünschen der nach Absatz 2 zu berücksichti- 
genden Personen ist in der Weise Rechnung zu tra- 
gen, daß Rechte nach einer vorangehenden Num- 
mer in Satz 1 der Vorzug vor den in den nachfolgen- 
den Nummern genannten Rechten zu geben ist. 
Kann die Gemeinde den Wünschen der Bewerber 
auf Zuteilung von Rechten nach Satz 1 Nr. 1 und 2 
nach der Zahl der zur Verfügung stehenden Grund- 
stücke nicht entsprechen, so hat die Gemeinde die 
Auswahl unter Berücksichtigung sozialer Gesichts- 
punkte zu treffen. Reicht die Zahl der zur Verfü- 
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gung stehenden Grundstücke nicht aus, die Wün- 
sche nach Gewährung von Rechten nach Satz 1 
Nr. 1 und 2 voll zu berücksichtigen, so soll die Ge- 
meinde unter diesen Rechten die Rechtsform wäh- 
len, bei der eine größere Zahl von zu berücksichti- 
genden Personen bedacht werden kann. Die Ge- 
meinde kann von der sich aus den Sätzen 2 bis 4 
ergebenden Rechtsform abweichen, wenn die 
Durchführung des Bebauungsplans dies erforder- 
lich macht. Sollen nach den vorstehenden Grund- 
sätzen Erbbaurechte für reine Wohnnutzung be- 
gründet werden, so soll die Gemeinde, wenn die 
Beteiligten nicht eine kürzere Dauer wünschen, die 
Erbbaurechte auf die Dauer von neunundneunzig 
Jahren begründen; bei Vorliegen besonderer 
Gründe kann die Begründung auch für eine kürzere 
Zeitdauer, in der Regel jedoch für nicht weniger als 
fünfundsiebzig Jahre erfolgen. 

(4) Soweit Grundstücke oder Rechte nach Ab- 
satz 3 für eine Veräußerung zur Verfügung stehen, 
haben die in Absatz 2 Satz 2 bezeichneten Personen 
einen Anspruch nur auf den Erwerb oder die Ver- 
schaffung von Grundeigentum oder Rechten in 
Höhe des Bodenwerts des hergegebenen Grund- 
stücks. Soweit der Bodenwert des hergegebenen 
Grundstücks dies nicht ermöglicht, das hergege- 
bene Grundstück nach seiner Beschaffenheit für 
eine bauliche Nutzung jedoch in Betracht kam, soll 
den in Absatz 2 Satz 2 bezeichneten Personen der 
Erwerb oder die Verschaffung eines Grundstücks 
oder eines Rechts nach Absatz 3 ermöglicht wer- 
den. 

(5) Die Gemeinde kann Grundstücke oder Rechte 
nach Absatz 3 anderen als den in Absatz 2 bezeich- 
neten Personen anbieten, wenn dies zur Erreichung 
der mit dem Bebauungsplan und den Sozialplänen 
verfolgten Ziele und Zwecke erforderlich ist. Kann 
die Gemeinde dadurch ihre Verpflichtungen gegen- 
über den in Absatz 2 Satz 2 bezeichneten Personen 
nicht erfüllen, hat sie im Rahmen ihrer Möglichkei- 
ten dafür zu sorgen, daß diesen Personen andere 
Grundstücke oder Rechte nach Maßgabe des Absat- 
zes 3 angeboten werden.“ 

Die von dieser Änderung betroffene Bestimmung 
im Städtebauförderungsgesetz lautet: 

„§ 25 

Veräußerungspflicht der Gemeinde 

(1) Die Gemeinde ist verpflichtet, Grundstücke, 
die sie nach der förmlichen Festlegung des Sanie- 
rungsgebietes zur Durchführung der Sanierung 
freihändig oder nach den Vorschriften dieses Geset- 
zes oder des Bundesbaugesetzes ohne Hergabe von 
entsprechendem Austauschland, Ersatzland oder 
Begründung von Miteigentum an einem Grund- 
stück, grundstücksgleichen Rechten oder Rechten 
nach dem Wohnungseigentumsgesetz erworben hat, 
an die in Absatz 2 bezeichneten Personen nach 
Maßgabe der Absätze 3 bis 8 zu veräußern oder 
ihnen andere Rechte zu verschaffen. Von dieser 
Verpflichtung sind Flächen ausgenommen, die als 
Grundstücke für den Gemeinbedarf oder als Ver- 
kehrs-, Versorgungs- oder Grünflächen in einem 
Bebauungsplan festgesetzt sind oder als Austausch- 


land oder zur Entschädigung in Land benötigt wer- 
den. 

(2) Bei der Erfüllung der Verpflichtung nach Ab- 
satz 1 sind solche Personen zu berücksichtigen, die 
zur Durchführung der Sanierung Grundstücke 
übereignet oder durch ein Umlegungs- oder Enteig- 
nungsverfahren verloren haben, soweit sie nicht be- 
reits Grundstücke oder Miteigentum an einem 
Grundstück, grundstücksgleiche Rechte, Rechte 
nach dem Wohnungseigentumsgesetz oder Immobi- 
lienfondsanteile als Ersatz erhalten haben. Dabei 
sind vorrangig zu berücksichtigen 

1, die früheren Eigentümer, die kein sonstiges 
Grundeigentum oder nur Grundeigentum in ge- 
ringem Umfang haben, 

2. die früheren Eigentümer, die im Sanierungsge- 
biet eigengenutzten Wohn- oder Geschäftsraum 
verloren haben. 

Die Gemeinde soll die Veräußerung nach Möglich- 
keit vor einer Bebauung an Bau willige vornehmen, 
die glaubhaft machen, daß sie die Grundstücke in- 
nerhalb angemessener Frist entsprechend den 
Festsetzungen des Bebauungsplans bebauen wer- 
den, Zur land- und forstwirtschaftlichen Nutzung 
festgesetzte Grundstücke sind Land- oder Forstwir- 
ten anzubieten, die zur Durchführung der Sanie- 
rung Grundstücke übereignet haben oder abgeben 
mußten. Die Gemeinde soll die übrigen Grund- 
stücke unter Beachtung des Sanierungszwecks und 
unter Berücksichtigung weiter Kreise der Bevölke- 
rung veräußern. 

(3) Die Gemeinde hat ihre Verpflichtung nach den 
Absätzen 1 und 2 in entsprechender Anwendung 
des § 89 Abs. 3 des Bundesbaugesetzes so zu erfül- 
len, daß der Sanierungszweck entsprechend den 
Festsetzungen des Bebauungsplans sachdienlich 
und wirtschaftlich erreicht werden kann. 

(4) Die Verpflichtung nach den Absätzen 1 und 2 
Satz 1 bis 4 beschränkt sich auf die Veräußerung 
eines Grundstücks mit dem Bodenwert oder die 
Verschaffung eines Rechts mit dem Wert, den das 
hergegebene Grundstück in Anwendung des § 23 
hatte. 

(5) Als Immobilienfonds kommen in Betracht: 

1. Kapitalanlagegesellschaften (§ 1 Abs. 1 des Ge- 
setzes über Kapitalanlagegesellschaften in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14. Januar 
1970 (Bundesgesetzbl. I S. 127), geändert durch 
Artikel 12 des Einführungsgesetzes zum Einkom- 
mensteuerreformgesetz vom 21. Dezember 1974 
(Bundesgesetzbl. I S. 3656) mit Grundstücks-Son- 
dervermögen aus inländischen Grundstücken, 

2. sonstige Immobilienfonds mit Vermögen aus in- 
ländischen Grundstücken, wenn die von der Lan- 
desregierung bestimmte Behörde den Immobi- 
lienfonds für diese Sanierung als zur Erfüllung 
der Verpflichtung nach den Absätzen 1 und 2 für 
geeignet erklärt hat. Ein Immobilienfonds darf 
nur dann für geeignet erklärt werden, wenn an- 
genommen werden kann, daß die Belange der 
Anteilinhaber ausreichend gewahrt werden und 
eine ordnungsmäßige Verwaltung des Vermö- 
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gens gewährleistet ist. Zur ordnungsmäßigen 

Verwaltung gehört auch, daß vor Ausweisung ei- 
nes Ertrags ausreichende Rückstellungen zur 

Deckung der Instandhaltungs- und Erneuerungs- 
kosten gebildet werden. 

(6) Das Grundstück oder das Recht ist zu dem 
Verkehrswert zu veräußern, der sich durch die 
rechtliche und tatsächliche Neuordnung des Sanie- 
rungsgebiets ergibt. Der Gutachterausschuß hat auf 
Antrag ein Gutachten über diesen Verkehrswert zu 
erstatten. 

(7) Die Gemeinde hat bei der Veräußerung nach 
Absatz 2 Satz 1 bis 4 den Teil des Kaufpreises, der 
der durch die Sanierung bedingten Erhöhung des 
Werts des Grundstücks entspricht, auf Verlangen 
des Käufers in ein Tilgungsdarlehen umzuwandeln, 
sofern ihm nicht zugemutet werden kann, die Ver- 
pflichtung mit eigenen oder fremden Mitteln zu er- 
füllen. Die Vorschrift des § 41 Abs. 8 Satz 3 ist anzu- 
wenden. 

(8) Ist es zur Erreichung des Sanierungszwecks 
erforderlich, ein Grundstück anderen als den nach 
Absatz 2 Satz 1 bis 4 zu berücksichtigenden Perso- 
nen anzubieten, so hat die Gemeinde, soweit sie 
dadurch ihre Verpflichtung nach den Absätzen 1 
und 2 ihnen gegenüber nicht erfüllen kann, im Rah- 
men ihrer Möglichkeiten dafür Sorge zu tragen, daß 
den zu berücksichtigenden Personen Grundstücke 
oder Rechte außerhalb des Sanierungsgebiets nach 
Maßgabe des Absatzes 3 angeboten werden.“ 

Zur Veräußerungspflicht im städtebaulichen Ent- 
wicklungsbereich (§ 59 des Städtebauförderungsge- 
setzes) vgl. Nummer 96 § 169 Abs. 5 bis 8 des Ent- 
wurfs. 

Die vorgeschlagene Neufassung soll §§ 26 und 89 
des Bundesbaugesetzes und § 25 des Städtebauför- 
derungsgesetzes vereinheitlichen und zusammen- 
fassen. 

Absatz 1 entspricht § 26 Abs. 1 Satz 1 und § 89 Abs. 1 
des Bundesbaugesetzes sowie § 25 Abs. 1 des Städ- 
tebauförderungsgesetzes. Der Veräußerungspflicht 
sollen künftig jedoch nur solche Grundstücke un- 
terliegen, welche die Gemeinde durch Enteignung 
oder durch Ausübung ihres Vorkaufsrechts erwor- 
ben hat, nicht jedoch freihändig erworbene, in der 
Umlegung zugeteilte oder solche Grundstücke, wel- 
che die Gemeinde aufgrund eines Übernahmever- 
langens erwerben mußte, 

Absatz 2 entspricht § 89 Abs. 1 Satz 1 letzter Halb- 
satz und § 26 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 4 des Bundes- 
baugesetzes. Die Veräußerungspflicht soll verhin- 
dern, daß die Gemeinde hoheitliche Eingriffsbefug- 
nisse ausübt, um zusätzliche Grundstücke für ihr 
Fiskalvermögen zu erlangen. Dementsprechend 
knüpft die Veräußerungspflicht an die Möglichkeit 
der Verwirklichung des Erwerbszwecks bzw. an 
dessen Fortfall an. Die Neuregelung sieht eine be- 
stimmte Frist für die Veräußerung von Grundstük- 
ken nach dem Fortfall des Erwerbszwecks nicht 
vor, weil sie nicht praktikabel erscheint und wegen 
möglicher Vollzugsansprüche erhebliche Unsicher- 
heiten für die Grundstückspolitik der Gemeinde mit 
sich bringen würde. 


Absatz 3 entspricht § 89 Abs. 2 und § 26 Abs. 2 und 3 
des Bundesbaugesetzes und § 25 Abs. 2 des Städte- 
bauförderungsgesetzes, Auf die detaillierte Vor- 
rangregelung soll mangels erwiesener Praktikabili- 
tät verzichtet werden. Hingegen soll der bodenpoli- 
tische Zweck der Veräußerungspflicht, nämlich die 
Grundstücke der privaten Nutzung zuzuführen, 
stärker betont werden. So soll an die Stelle der bis- 
her verlangten Glaubhaftmachung die Verpflich- 
tung des Erwerbswilligen treten, das Grundstück 
entsprechend den Zielen und Zwecken des Bauleit- 
plans oder der städtebaulichen Maßnahme zu nut- 
zen. 

Nach der Neuregelung sollen nur noch die ver- 
drängten Käufer, die die Ausübung des Vorkaufs- 
rechts nicht abwenden konnten, sowie die früheren 
Eigentümer von enteigneten Grundstücken mit 
Vorrang behandelt werden; dies gilt für alle der 
Veräußerungspflicht unterliegenden Grundstücke 
in der Gemeinde. Dieser Personenkreis hat einen 
Anspruch auf fehlerfreie Ermessens ausübung der 
Gemeinde bei der Auswahl der Grundstückserwer- 
ber. 

Absatz 4 entspricht §89 Abs. 3 und 4, §26 Abs. 2 
Satz 4 und Abs. 3 Satz 2 letzter Halbsatz des Bun- 
desbaugesetzes sowie § 25 Abs. 3 des Städtebauför- 
derungsgesetzes. Die vorgesehenen Rechtsformen 
vermitteln dem Erwerber einen unmittelbaren 
Grundstücksbezug. Durch die Einschränkung des 
Kreises der zu berücksichtigenden Personen kön- 
nen andere Veräußerungsformen des geltenden 
Rechts, die lediglich ermöglichen sollten, einen grö- 
ßeren Kreis von Berechtigten zu befriedigen, entfal- 
len. 


Zu Nummer 75 (§95 — Entschädigung für den 
Rechtsverlust) 

Folge änderung 

Zu Nummer 76 (§ 98 — Schuldübergang) 
Folgeänderung 


Zu Nummer 77 (§ 100 — Entschädigung in Land) 
Zu Buchstabe a (Abs. 7) 

Folgeänderung 

Zu Buchstabe b (Abs. 9 Satz 1) 

Die Ergänzung dient der Klarstellung der Rechts- 
lage. 


Zu Nummer 78 (§ 101 — Entschädigung durch Ge- 
währung anderer Rechte) 

Folgeänderung im Hinblick auf die Aiifhebung des 
§ 25 Abs. 5 des Städtebauförderungsgesetzes. 

Zu Nummer 79 (§ 102 — Rückenteignung) 
Folgeänderung 
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Zu Nummer 80 (§ 106 — Beteiligte) 

Folgeänderung 

Zu Nummer 81 (§ 107 — Vorbereitung der mündli- 
chen Verhandlung) 

Zu Buchstabe a (Absatz 1 Satz 3) 

Der geltende Absatz 1 Satz 3 hat folgende Fassung: 

„Sie hat den gesamten Sachverhalt, soweit er für 
das Enteignungsverfahren von Bedeutung ist, zu er- 
mitteln und dem Eigentümer, dem Antragsteller so- 
wie den Behörden, für deren Geschäftsbereich die 
Enteignung von Bedeutung ist, Gelegenheit zur Äu- 
ßerung zu geben.“ 

Die Kürzung des Satzes 3 dient der Rechtsverein- 
heitlichung. Der Untersuchungsgrundsatz ist in den 
§§24 ff. des Verwaltungsverfahrensgesetzes allge- 
mein und ausführlich geregelt. Zur Streichung des 
Satzteils vgl. bereits BT-Drucksache 10/1232 zum 
Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Bereinigung des 
Verwaltungsverfahrensrechts (Artikel 53). 

Zu Buchstabe b (Absatz 1 Satz 4) 

Es handelt sich um die Anpassung an eine redaktio- 
nelle Durchnumerierung. 

Zu Nummer 82 (§ 108 — Einleitung des Enteig- 
nungsverfahrens und Anberau- 
mung des Termins zur mündli- 
chen Verhandlung; Enteignungs- 
vermerk) 

Zu Buchstabe a (Überschrift) 

Die Änderung soll gewährleisten, daß die Über- 
schrift auch nach Einführung des Enteignungsver- 
merks (siehe Absatz 6) den Inhalt der Bestimmung 
zutreffend kennzeichnet. 

Zu Buchstabe b (Absatz 2 Satz 1) 

Folgeänderung 

Zu Buchstabe c (Absatz 6) 

Die Einführung des Enteignungsvermerks soll den 
Erwerber eines Grundstücks, das in ein Enteig- 
nungsverfahren einbezogen ist, schützen. Zugleich 
soll sicher ge stellt werden, daß das Verfahren nach 
§109 des Entwurfs (Genehmigungspflicht, §109a 
des geltenden Rechts) beachtet wird. 

Zu Nummer 83 (§ 109 — Genehmigungspflicht) 
Folgeänderung 

Zu Nummer 84 (§ 113 — Enteignungsbeschluß) 

Zu Buchstabe a (Absatz 1 Satz 1) 

Der geltende Absatz 1 Satz 1 hat folgende Fassung: 

„Der Beschluß der Enteignungsbehörde ist zu be- 
gründen und den Beteiligten zuzustellen.“ 


Die Kürzung des Satzes 1 dient der Rechtsverein- 
heitlichung. Die Begründungspflicht ist in § 39 
Abs. 1 des Verwaltungsverfahrensgesetzes allge- 
mein und ausführlicher geregelt. Zur Streichung 
des Satzteils vgl. bereits BT-Drucksache 10/1232 
zum Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Bereini- 
gung des Verwaltungsverfahrensrechts (Arti- 
kel 53). 

Zu Buchstabe b (Absatz 1 Satz 2) 

Es handelt sich um die Anpassung an eine redaktio- 
nelle Durchnumerierung. 

Zu Nummer 85 (§§ 122 a, b — Härteausgleich) 

Der TeilVa über den Härteausgleich soll unter 
gleichzeitiger Zusammenlegung mit § 85 des Städte- 
bauförderungsgesetzes im Vierten Teil des Zweiten 
Kapitels (vgl. Nr. 96, § 181) neu geregelt werden. 

Zu Nummer 86 (§ 123 — Erschließungslast) 

Zu Buchstabe a (Absatz 3) 

§ 123 Abs. 3 hat folgenden Wortlaut: 

„(3) Die Gemeinde kann die Erschließung durch 
Vertrag auf einen Dritten übertragen.“ 

Diese Vorschrift ist wörtlich in den neugefaßten 
§124 übernommen worden. Die Streichung des Ab- 
satzes 3 in § 123 ist also eine Folgeänderung. 

Zu Buchstabe b (Absätze 4 und 5) 

Mit dieser Änderung wird die Folgerung aus der 
Streichung des Absatzes 3 gezogen. 

Zu Nummer 87 (§ 124 — Grundsätze für die Durch- 
führung der Erschließung) 

§ 124 wird mit dem neuen Regelungsgehalt „Er- 
schließungsvertrag“ neu gefaßt. 

Der Regelungsgehalt des geltenden § 124 „Grund- 
sätze für die Durchführung der Erschließung“ wird 
aufgehoben. Die geltende Fassung des § 124 hat fol- 
genden Wortlaut: 

„Der Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen 
und Städtebau wird ermächtigt, mit Zustimmung 
des Bundesrates Richtlinien über die städtebauli- 
chen Grundsätze der Erschließung aufzustellen.“ 

Solche Richtlinien sind bisher nicht erlassen wor- 
den. Aufgrund der vergebenen Gutachteraufträge 
für die Ausarbeitung von Richtlinien über die städ- 
tebaulichen Grundsätze der Erschließung ist be- 
reits 1963 ein Entwurf fertiggestellt worden, der mit 
den beteiligten Stellen erörtert worden ist. Vom Er- 
laß der Richtlinien ist dann aber abgesehen worden, 
weil sich herausgestellt hat, daß es kaum möglich 
ist, angesichts der sehr verschiedenen örtlichen 
Verhältnisse für das ganze Bundesgebiet sachge- 
rechte Richtlinien aufzustellen. Darüber hinaus 
zeichnet sich die Gefahr ab, daß sich solche Richtli- 
nien in der Praxis zu unerwünschten Standards 
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entwickeln könnten. Es ist daher auch nicht beab- 
sichtigt, Richtlinien über die städtebaulichen 
Grundsätze der Erschließung aufzustellen. Auf den 
Regelungsgehalt des geltenden § 124 kann daher 
verzichtet werden. 

Der vorgesehene neue Regelungsgehalt des § 124 
entspricht wörtlich dem zur Streichung vorgesehe- 
nen Absatz 3 des § 123. 


Zu Nummer 88 (§ 125 — Bindung an den Bebau- 
ungsplan) 

Zu Buchstabe a (Absatz 1) 

§ 125 Abs. 1 Satz 1 setzt einen Bebauungsplan nur 
für öffentliche Straßen, Wege, Plätze und Grünanla- 
gen voraus. Diese Aufzählung entsprach den bei- 
tragsfähigen Erschließungsanlagen nach § 127 
Abs. 2 bis zur Novelle zum Bundesbaugesetz von 
1976. Durch diese Novelle ist der Katalog der bei- 
tragsfähigen Erschließungsanlagen in § 127 Abs. 2 
um Kinderspielplätze und Immissionsschutzanla- 
gen erweitert worden. Der Wortlaut des § 125 Abs. 1 
ist damals aber nicht geändert worden. Dadurch 
ergibt sich für die Bindung der beitragsfähigen Er- 
schließungsanlagen an den Bebauungsplan ein Un- 
terschied gegenüber der Rechtslage, wie sie vor In- 
krafttreten der Novelle von 1976 bestand. Für selb- 
ständige Kinderspielplätze und Immissionsschutz- 
anlagen besteht danach also keine Bindung an den 
Bebauungsplan. 

Diese Rechtslage ist unbefriedigend. § 125 Abs. 1 
Satzt 1 berührt zwar nicht die allgemeinen pla- 
nungsrechtlichen Bestimmungen, aus denen sich 
ergibt, daß (selbständige) Kinderspielplätze und Im- 
missionsschutzanlagen im Bebauungsplan festzu- 
setzen sind, wenn es sich um größere Anlagen han- 
delt. Diese allgemeinen Vorschriften über die Bau- 
leitplanung haben aber nicht die gleiche Wirkung 
wie die spezielle Regelung in §125 Abs. 1 Satz 1 
über den Bebauungsplan als Voraussetzung für die 
Rechtmäßigkeit der Erschließung und damit auch 
für die Erhebung des Erschließungsbeitrags. Nach 
geltender Rechtslage können Kinderspielplätze und 
Immissionsschutzanlagen ohne einen Bebauungs- 
plan rechtmäßig hergestellt und abgerechnet wer- 
den. In der Praxis könnte dies auch zu einer Umge- 
hung der Bauleitplanung führen. Auch könnte die 
Herstellung von Anlagen ohne vorherige planungs- 
rechtliche Festsetzung die Bauleitplanung in nicht 
zu vertretender Weise präjudizieren. Die vorgese- 
hene Neufassung des Satzes 1 soll daher sicherstel- 
len, daß Bauleitplanung und Erschließung überein- 
stimmen, auch in bezug auf Wohnwege, die aus- 
drücklich genannt werden. 

Zu Buchstabe b (Absatz la) 

Die Vorschrift des § 125 Abs. 1 a hat folgenden Wort- 
laut; 

„(1 a) Die Rechtmäßigkeit der Herstellung von Er- 
schließungsanlagen wird nicht dadurch berührt, 
daß bei der Herstellung von den Festsetzungen des 
Bebauungsplans abgewichen wird, wenn 


1. die Erschließungsanlagen hinter den Festsetzun- 
gen Zurückbleiben oder 

2. die Erschließungsbeitragspflichtigen nicht mehr 
als bei einer plangemäßen Herstellung belastet 
werden und die Abweichungen die Nutzung der 
betroffenen Grundstücke nicht wesentlich beein- 
trächtigen 

und wenn die Abweichungen mit den Grundzügen 
der Planung und auch unter Würdigung nachbarli- 
cher Interessen mit den öffentlichen Belangen ver- 
einbar sind.“ 

Mit dieser durch die Beschleunigungsnovelle einge- 
führten Vorschrift ist die frühere strenge Bindung 
der Herstellung von Erschheßungsanlagen an den 
Bebauungsplan gelockert worden. Die im letzten 
Halbsatz genannte Voraussetzung der Vereinbar- 
keit der Abweichung von den Festsetzungen im Be- 
bauungsplan 

„mit den öffentlichen Belangen auch unter Würdi- 
gung nachbarlicher Interessen“ 

ist im Gesetzgebungsverfahren in diese Vorschrift 
eingefügt worden. Der federführende Bundestags- 
ausschuß war damals mehrheitlich der Auffassung, 
daß auch bei dieser Dispensmöglichkeit von den 
Festsetzungen des Bebauungsplans in gleicher 
Weise wie bei § 31 Abs. 2 neben den nachbarlichen 
Interessen auch die öffentlichen Belange berück- 
sichtigt werden sollten. Diese Gleichstellung ist 
sachlich nicht gerechtfertigt. § 31 Abs. 2 regelt die 
Zulässigkeit von Vorhaben privater Bauherren, 
während sich § 125 auf eine öffentliche Aufgabe der 
Gemeinde als Erschließungspflichtige und als Trä- 
gerin der Planungshoheit bezieht. Hinzu kommt, 
daß die genannte Voraussetzung auch Abweichun- 
gen vom Bebauungsplan unnötig erschwert. Im üb- 
rigen tragen die unbestimmten Rechtsbegriffe 
„Würdigung nachbarlicher Interessen“ und „öffent- 
liche Belange“ nicht dazu bei, die Erschließung zu 
beschleunigen und das Verfahren zu vereinfachen. 

Die vorgesehene Neufassung des Absatzes 1 a als 
Absatz 2 stellt daher bei Planunterschreitungen al- 
lein auf die Grundzüge der Planung ab und bei 
Planüberschreitungen auch darauf, ob die Beitrags- 
pflichtigen nicht mehr als bei einer plangemäßen 
Herstellung der Erschließungsanlagen belastet 
werden und ob die Nutzung benachbarter Grund- 
stücke nicht wesentlich beeinträchtigt wird. Die 
nachbarlichen Interessen werden insoweit in aus- 
reichendem Maße berücksichtigt. 

Zu Buchstabe c (Absatz 2) 

Die Änderungen in Absatz 2, der Absatz 3 wird, er- 
geben sich aus der Neufassung des § 1. 


Zu Nummer 89 (§ 126 — Pflichten des Eigentü- 
mers) 

§ 126 Abs. 3 hat folgenden Wortlaut: 

„(3) Der Eigentümer hat sein Grundstück mit der 
von der Gemeinde festgesetzten Nummer zu verse- 
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hen. Im übrigen gelten die landesrechtlichen Vor- 
schriften.“ 

Diese Vorschrift regelt die Materie der Grund- 
stücksnumerierung nicht abschließend. Sie ver- 
pflichtet lediglich den Eigentümer, sein Grundstück 
mit der von der Gemeinde festgesetzten Nummer 
zu versehen, gibt aber keine unmittelbare Befugnis, 
den Eigentümer im Einzelfall zu verpflichten. 
Hierzu bedarf es vielmehr des ergänzenden Lan- 
desrechts und des sich auf dieses stützenden Orts- 
rechts. In der Praxis ist die Bedeutung des §126 
Abs. 3 gering geblieben. Auf diese Vorschrift kann 
daher verzichtet werden, auch weil die Grund- 
stücksnumerierung vornehmlich im Bereich der öf- 
fentlichen Sicherheit und Ordnung Bedeutung hat. 

Zu Nummer 90 (§ 127 — Erhebung des Erschlie- 
ßungsbeitrags) 

Zu Buchstabe a (Absatz 2 Nr. 2 — neu — ) 

Die Erschließungsanlagen, für die nach dem Bun- 
desbaugesetz ein Erschließungsbeitrag zu erheben 
ist, sind in § 127 Abs. 2 abschließend festgelegt. Für 
andere als die dort genannten Anlagen können die 
Erschließungsbeiträge nicht erhoben werden. 

Nach § 127 Abs. 2 Nr. 1 gehören zu den beitragsfähi- 
gen Erschließungsanlagen die öffentlichen zum An- 
bau bestimmten Straßen, Wege und Plätze. Nicht 
befahrbare, dem Fußgängerverkehr gewidmete 
Wohnwege sind dort nicht ausdrücklich aufgeführt. 
In der Praxis sind jedoch nicht befahrbare Wohn- 
wege, die aus städtebaulichen Gründen immer wie- 
der hergestellt worden sind, als beitragsfähige Er- 
schließungsanlagen behandelt worden. Diese Pra- 
xis ist durch die frühere höchstrichterliche Recht- 
sprechung bestätigt worden. Das Bundesverwal- 
tungsgericht hat nicht befahrbare Wohnwege inzi- 
denter als beitragsfähige Wege im Sinne des § 127 
Abs. 2 Nr. 1 qualifiziert (BVerwG, Urt v. 23. Juni 
1972 — IV C 16.71 — KStZ 1973, 75 f.; BVerwG, Urt. v. 
23. Mai 1973 — IV C 19.72 — DVBI. 1973, 887 f.). Nach 
dieser Rechtsprechung war in der Regel jeder Weg 
als „zum Anbau bestimmte Erschließungsanlage“ 
im Sinne des § 127 Abs. 1 Nr. 1 zu qualifizieren, der 
rechtlich und tatsächlich einen Zugang zu Bau- 
grundstücken ermöglichte. 

Mit Urteil vom 3. Juni 1983 ist das Bundesverwal- 
tungsgericht von dieser Rechtsprechung abgewi- 
chen (BVerwG 8 C 70.82 — DVBI. 1983, 908). Ent- 
scheidendes Kriterium der zum Anbau bestimmten 
Erschließungsanlagen im Sinne des § 127 Abs. 2 
Nr. 1 ist nunmehr die Anfahrmöglichkeit an die an- 
liegenden Grundstücke. Straßen, Wege und Plätze 
sind nur dann im Sinne des § 127 Abs. 2 Nr. 1 „zum 
Anbau bestimmt“, wenn sie den anliegenden 
Grundstücken eine tatsächliche und vom Wid- 
mungsumfang gedeckte Anfahrmöglichkeit bieten. 
Sie müssen, um diesem Erfordernis zu genügen, die 
Möglichkeit eröffnen, daß mit Personen- und Ver- 
sorgungsfahrzeugen wie z. B. Tank-, Möbel-, Müll- 
abfuhr-, Polizei-, Feuerwehr- und Krankenwagen 
unmittelbar an die Grenze der anliegenden Grund- 
stücke (bei Hinterliegergrundstücken über eine ggf. 


private Zuwegung) herangefahren werden kann, 
daß diesen Grundstücken also eine Zufahrt im stra- 
ßenrechtlichen Sinne geboten wird. Fehlt es den 
anliegenden Grundstücken an der tatsächlichen 
Anfahrmöglichkeit oder wird diese nicht durch den 
Inhalt der Widmung gedeckt, so handelt es sich 
nicht um eine „zum Anbau bestimmte“ und deshalb 
nicht nach § 127 Abs. 2 Nr. 1 beitragsfähige Erschlie- 
ßungsanlage. 

Nach dieser Rechtsprechung kann beispielsweise 
ein etwa ein oder zwei Meter breiter öffentlicher 
Weg schon mangels hinreichender Breite keine 
zum Anbau bestimmte Erschließungsanlage im 
Sinne des § 127 Abs. 2 Nr. 1 sein; selbst eine hinrei- 
chend breite Anlage ist dies nicht, wenn die ihre 
Benutzung regelnde Widmung nicht einen zumin- 
dest — wie bei sog. Fußgängerzonen üblich — ein- 
geschränkten Fahrzeugverkehr zuläßt. 

Diese durch die Rechtsprechung geschaffene 
Rechtslage ist unbefriedigend und sachlich uner- 
wünscht. Sie hat auch in der Fachöffentlichkeit ent- 
sprechende Kritik erfahren. Aus städtebaulichen 
Gründen wird es auch in Zukunft immer wieder 
zweckmäßig und sachgerecht sein, neben befahrba- 
ren Straßen auch Wohnwege zu planen und herzu- 
stellen. Nicht befahrbare Wohnwege ermöglichen 
ein ruhiges und lärmabgeschirmtes Wohnen. Sie 
sind darüber hinaus flächen- und kostensparend. 
Sie entsprechen insoweit den heutigen städtebauli- 
chen Anforderungen, die an die wege mäßige Er- 
schließung gestellt werden und ermöglichen damit 
einen modernen Städtebau. Dem tragen auch die 
Landesbauordnungen Rechnung, in dem sie die Er- 
richtung von Gebäuden an nicht befahrbaren 
Wohnwegen zulassen, wenn keine Bedenken wegen 
des Brandschutzes oder des Rettungsdienstes be- 
stehen. 

Die vorgesehene neue Vorschrift des § 127 Abs. 2 
Nr. 2 soll aus beitragsrechtlicher Sicht die bis zum 
Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom 3. Juni 
1983 bestehende Rechtslage wieder hersteilen und 
die Gemeinden in die Lage versetzen, für öffentli- 
che nicht befahrbare Wohnwege, die einen Zugang 
zum Baugrundstück ermöglichen, — wie bisher — 
Erschließungsbeiträge nach dem Bundesbaugesetz 
zu erheben. Wohnwege, die aus rechtlichen oder tat- 
sächlichen Gründen mit Kraftfahrzeugen nicht be- 
fahrbar sind, sollen ausdrücklich in den Kreis der 
beitragsfähigen Erschließungsanlagen auf genom- 
men werden. Beitragspflichtig sollen sie aber nur 
innerhalb der Baugebiete sein. 

Zu Buchstaben b und c (Absatz 2 Nr. 2 bis 5) 

Die redaktionellen Änderungen ergeben sich aus 
der Einfügung der neuen Nummer 2. 

Zu Nummer 91 (§ 128 — Umfang des Erschlie- 
ßungsaufwands) 

Erschließungsbeiträge werden für bestimmte Ko- 
sten der in § 127 Abs. 2 genannten Anlagen erhoben. 
§ 128 führt abschließend die Kosten auf, die in den 
beitragsfähigen Erschließungsaufwand eingehen. 


113 



Drucksache 10/4630 


Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Kosten für andere Maßnahmen sind erschließungs- 
beitragsrechtlich unerheblich. 

Nach § 128 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 umfaßt der Erschlie- 
ßungsaufwand u. a. die Kosten für den Erwerb der 
Flächen für die Erschließungsanlagen. Ein Flächen- 
erwerb im Sinne dieser Vorschrift liegt auch dann 
vor, wenn der Gemeinde in einem Umlegungsver- 
fahren Flächen gemäß § 55 Abs. 2 als örtliche Ver- 
kehrsflächen zugeteilt werden. Nach höchstrichter- 
licher Rechtsprechung (vgl. die Begründung zu § 57 
Satz 4) darf jedoch die Gemeinde den Wert der ihr 
im Umlegungsverfahren nach § 55 Abs. 2 zugeteil- 
ten örtlichen Verkehrsflächen weder nach § 128 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 noch nach § 128 Abs. 1 Satz 2 in 
den beitragsfähigen Erschließungsaufwand einbe- 
ziehen. Kosten im Sinne des § 128 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 
seien ihr für den nach § 55 Abs. 2 erfolgten Erwerb 
der Straßenflächen nicht entstanden. Der Wert der 
nach § 55 Abs. 2 auszuscheidenden Flächen schlage 
sich in den umlegungsbedingten Wertänderungen 
(Werterhöhungen) der Verteilungsmasse nieder 
und werde damit bereits innerhalb des Umlegungs- 
verfahrens ausgeglichen. Der Wert der der Ge- 
meinde im Umlegungsverfahren zugeteilten örtli- 
chen Verkehrsflächen könne auch nicht nach § 128 
Abs. 1 Satz 2 in den beitragsfähigen Erschließungs- 
aufwand einbezogen werden. Die Gemeinde er- 
werbe diese Flächen nicht für ihr Liegenschaftsver- 
mögen, sondern für die Durchführung einer konkre- 
ten Erschließungsmaßnahme; § 128 Abs. 1 Satz 2 sei 
daher nicht anwendbar. 

Schwierigkeiten ergeben sich aus dieser Rechtspre- 
chung dann, wenn das Umlegungsgebiet nicht mit 
dem Gebiet übereinstimmt, auf das der beitragsfä- 
hige Erschließungsaufwand verteilt wird. Es ist in 
der Praxis nicht selten notwendig, jedenfalls zweck- 
mäßig, Grundstücke mit unterschiedlichem Er- 
schließungszustand zu einem Umlegungsgebiet zu- 
sammenzufassen oder für die Veranlagung von Er- 
schließungsbeiträgen ein Abrechnungsgebiet zu bil- 
den, von dem nur ein Teil zu einem Umlegungsge- 
biet gehört. Für Fälle dieser Art hat sich die „stra- 
ßenlandbeitragspflichtige“ Zuteilung bewährt, ins- 
besondere zur Vermeidung von Schwierigkeiten bei 
der Begrenzung des Umlegungsgebiets. Nach der 
höchstrichterlichen Rechtsprechung könnten die 
nicht im Umlegungsgebiet liegenden Grundstücke 
eines solchen Erschließungsgebiets nicht zu den 
Kosten des Grunderwerbs für die Erschließungsan- 
lagen im Umlegungsgebiet herangezogen werden, 
weil den Gemeinden insoweit kein beitragsfähiger 
Erschließungsaufwand entstanden ist. Eine solche 
Besserstellung der nicht im Umlegungsgebiet gele- 
genen Grundstücke des Erschließungsgebiets ist 
sachlich nicht gerechtfertigt. In der Ungleichbe- 
handlung der Eigentümer des Umlegungsgebiets 
und der Eigentümer im übrigen Erschließungsge- 
biet ist ein Verstoß gegen den Grundsatz der Abga- 
bengleichheit zu erblicken. In solchen Fällen wird 
eine „straßenlandbeitragspflichtige“ Zuteilung der 
Grundstücke erforderlich sein, mit der Folge, daß zu 
den Kosten für den Flächenerwerb auch der Wert 
der vorwegausgeschiedenen Flächen nach § 55 
Abs. 2 gehört, der nach der in § 68 Abs. 1 Nr. 4 vorge- 
sehenen Ergänzung im Umlegungsverzeichnis an- 


gegeben werden soll (s. Begründung zu § 68 Abs. 1 
Nr. 4). Der neue Satz 3 soll sicherstellen, daß für den 
Fall „straßenlandbeitragspflichtiger“ Zuteilung die 
Gemeinde keine Nachteile erleidet. 


Zu Nummer 92 (§ 130 — Art der Ermittlung des 
beitragsfähigen Erschließungs- 
aufwands) 

Nach geltendem Recht kann die Ermittlung des bei- 
tragsfähigen Erschließungsaufwands auf der 
Grundlage von drei verschiedenen räumlichen Ein- 
heiten erfolgen. Der Erschließungsaufwand kann 
für 

— die einzelne beitragsfähige Erschließungsanlage 
(§ 130 Abs. 2 Satz 1 Alternative 1) oder 

— für bestimmte Abschnitte einer Erschließungs- 
anlage (§ 130 Abs. 2 Satz 1 Alternative 2) oder 

— für mehrere Anlagen, die für die Erschließung 
der Grundstücke eine Einheit bilden (§ 130 
Abs. 2 Satz 2) 

ermittelt werden. 

Das geltende Recht definiert den Begriff des Ab- 
schnitts der Erschließungsanlage nicht. Nach 
höchstrichterlicher Rechtsprechung muß es sich 
aber um äußerlich erkennbare räumliche Teile von 
Anlagen handeln, die sich in ihrer tatsächlichen Er- 
scheinung wie selbständige Anlagen darstellen und 
jeweils die Bestandteile aufweisen, die eine selb- 
ständige Anlage gleicher Art haben würde. 

Abschnitte in diesem Sinne sind danach durch äu- 
ßerlich erkennbare Markierungen — wie etwa ein- 
mündende Straßen — begrenzte Teilanlagen. Die 
Grenze eines Bebauungsplans oder eines Umle- 
gungsgebiets ist keine äußerlich erkennbare Mar- 
kierung. Eine sowohl innerhalb als auch außerhalb 
des Gebiets verlaufende Straße kann daher an der 
Grenze des Gebiets ohne äußerlich erkennbare 
Markierung nicht in zwei Abschnitte zerlegt wer- 
den. 

Diese enge Auslegung des Begriffs des Abrech- 
nungsabschnitts ist nicht sachgerecht. In vielen Fäl- 
len ist eine Abschnittsbildung auch nach rechtli- 
chen Gesichtspunkten z. B. entlang der Grenze des 
Bebauungsplangebiets, des Umlegungsgebiets oder 
des förmlich festgelegten Sanierungsgebiets oder 
Entwicklungsbereichs praxisgerechter. Eine Ab- 
schnittsbildung entlang der Umlegungsgrenze er- 
leichtert z. B. bei einer „straßenlandbeitragsfreien“ 
Zuteilung im Umlegungsgebiet die Abrechnung für 
eine innerhalb als auch außerhalb des Umlegungs- 
gebiets verlaufende Anbaustraße. Für die Beitrags- 
pflichtigen ist die Abgrenzung einer Anlage nach 
Gebietsgrenzen klar und durchsichtig. Eine solche 
Abschnittsbildung ermöglicht es der Gemeinde, die 
Aufwendungen für einen bis an die Grenze des 
Plan- bzw. Umlegungsgebiets ausgebauten Ab- 
schnitt alsbald durch Beiträge zu decken. 

Das gleiche gilt auch für die Abschnittsbildung ent- 
lang der Grenze eines Sanierungsgebiets oder Ent- 
wicklungsbereichs. Auch hier decken sich Gebiets- 
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grenzen und äußerlich erkennbare Markierungen 
für den erschließungsbeitragsrechtlichen Abrech- 
nungsabschnitt nach geltendem Recht nicht immer. 
Durch die im neuen Satz 2 vorgesehene Abschnitts- 
bildung nach rechtlichen Gesichtspunkten könnte 
die insoweit bestehende „Lücke“ im geltenden Er- 
schließungsbeitragsrecht geschlossen werden. 

Zu Nummer 93 (§ 131 — Maßstäbe für die Vertei- 
lung des Erschließungsaufwands) 

Absatz 1 hat folgenden Wortlaut: 

„(1) Der ermittelte beitragsfähige Erschließungs- 
aufwand für eine Erschließungsanlage ist auf die 
durch die Anlage erschlossenen Grundstücke zu 
verteilen.“ 

Der Begriff des „erschlossenen Grundstücks“ ist 
Anknüpfungsmerkmal für die Aufwandsverteilung. 
Er ist dazu bestimmt, der Abgrenzung zu dienen 
zwischen den Grundstücken, die von der Erschlie- 
ßungsanlage — etwa einer Straße — einen beitrags- 
rechtlich relevanten Vorteil haben, und den Grund- 
stücken, die einen solchen Vorteil nicht haben. 

Nach der höchstrichterlichen Rechtsprechung wird 
ein Grundstück von Straßen, Wegen oder Plätzen 
im Sinne des § 127 Abs. 1 Nr. 1 nur dann erschlos- 
sen, wenn diese Verkehrsanlagen rechtlich wie tat- 
sächlich gewährleisten, daß — ggf. bei Hinterlieger- 
grundstücken unter Vermittlung einer erschlie- 
ßungsrechtlich unselbständigen privaten Zuwegung 
— mit Personen- und Versorgungsfahrzeugen bis 
an die Grenze des Grundstücks herangefahren wer- 
den kann. Für die „erschlossenen Grundstücke“ im 
Sinne des § 131 Abs. 1 ist es ohne Belang, ob der 
Inanspruchnahme dieser Möglichkeit gegenwärtig 
noch Hindernisse rechtlicher oder tatsächlicher Art 
entgegenstehen, vorausgesetzt, daß diese ausräum- 
bar sind. § 131 Abs. 1 stellt auf einen latenten Er- 
schließungsvorteil ab, der sich zu einem akuten ver- 
dichten können muß. 

Nach der Rechtsprechung des Bundesverwaltungs- 
gerichts werden Grundstücke von Wohnwegen im 
Sinne des vorgesehenen § 127 Abs. 2 Nr. 2 nicht er- 
schlossen, weil sie rechtlich oder tatsächlich nicht 
die Möglichkeit bieten, mit Personen- und Versor- 
gungsfahrzeugen bis an die Grundstücksgrenze 
heranzufahren. Das hat zur Folge, daß der Aufwand 
für Wohnwege nicht verteilt werden und auch keine 
Beitragspflicht nach § 133 Abs. 1 entstehen kann. 
Daran ändert auch die vorgesehene Einbeziehung 
der Wohnwege in den Kreis der beitragsfähigen Er- 
schließungsanlagen allein nichts. § 127 Abs. 2 Nr. 2 
ist auf die Funktion der gesamten Erschließungsan- 
lage bezogen, § 131 Abs. 1 hingegen auf das einzelne 
Anliegergrundstück und seine Beziehung zu dieser 
Erschließungsanlage ausgerichtet. 

Der vorgesehene neue Satz 2 bestimmt nunmehr 
ausdrücklich, daß Grundstücke auch durch Wohn- 
wege erschlossen werden. Voraussetzung hierfür 
ist, daß der Wohnweg Zugang zum Grundstück ver- 
schafft und das Grundstück baulich oder gewerb- 
lich nutzbar ist. Es genügt also eine Zugangsmög- 
lichkeit zum bebauungsfähigen Grundstück. 


Diese Vorschrift soll sicherstellen, daß Anbaustra- 
ßen und Wohnwege erschließungsbeitragsrechtlich 
gleich behandelt werden. Die von der Rechtspre- 
chung entwickelten Anforderungen an die Ver- 
kehrserschließung, und zwar die rechtliche und tat- 
sächliche Anfahrmöglichkeit bis an die Grund- 
stücksgrenze, sollen auf Wohnwege im Sinne des 
§ 127 Abs. 2 Nr. 2 keine Anwendung finden. Damit 
soll dem dringenden Bedürfnis der Praxis Rech- 
nung getragen werden, die Anforderungen an das 
bundesrechtliche Erschließungserfordernis an mo- 
derne bewährte städtebauliche Erschließungssy- 
steme anzupassen. Die vorgesehene neue Vorschrift 
in § 131 Abs. 1 korrespondiert insoweit mit der 
neuen Nummer 2 in § 127 Abs. 2. 

Für eine Erschließung durch Wohnwege sollen nur 
baulich oder gewerblich genutzte Grundstücke ge- 
eignet sein, weil nur diese durch Wohnwege einen 
erschließungsbeitragsrechtlich relevanten Vorteil 
erlangen können. Gleichzeitig soll mit dieser For- 
mulierung, die an den Wortlaut des § 133 Abs. 1 an- 
knüpft, deutlich gemacht werden, daß darunter jede 
erschließungsbeitragsrechtlich relevante Nutzbar- 
keit fällt. 

Zum anderen soll mit dieser Fassung auch den lan- 
desrechtlichen Erschließungsanforderungen des 
Bauordnungsrechts Rechnung getragen werden. 
Nach allen Bauordnungen der Länder muß das 
Baugrundstück in der Regel in einer angemessenen 
Breite an einer befahrbaren öffentlichen Erschlie- 
ßungsanlage liegen. Nur dann dürfen u. a. Gebäude 
auf diesen Grundstücken errichtet werden. Von die- 
sem Grundsatz kennen alle Bauordnungen der Län- 
der Ausnahmen. So kann bei Wohnwegen auf die 
Befahrbarkeit verzichtet werden, wenn aus bauord- 
nungsrechtlicher Sicht keine Bedenken bestehen. 
Dadurch soll sichergestellt werden, daß der Einsatz 
von Feuerlösch- und Rettungsgeräten ohne Schwie- 
rigkeiten möglich ist. Die vorgesehene Bestimmung 
stellt insoweit die Deckungsgleichheit zwischen 
bundes- und landesrechtlichen Erschließungsvor- 
aussetzungen her. 

§ 130 Abs. 2 Satz 2 ermächtigt die Gemeinden dann, 
wenn mehrere Anlagen für die Erschließung der 
Grundstücke eine Einheit bilden, den Erschlie- 
ßungsaufwand insgesamt zu ermitteln. Vorausset- 
zung für eine gemeinsame Aufwandsermittlung 
und Abrechnung ist das Vorliegen einer von diesen 
Anlagen zur Erschließung der Grundstücke gebilde- 
ten Einheit. Im Ergebnis werden bei der Verteilung 
des Aufwands die zusammengefaßten Anlagen so 
behandelt, wie wenn es sich nur um eine Anlage 
handelt. 

Die solchermaßen zusammengefaßten einzelnen 
Erschließungsanlagen zu einer Einheit rechtferti- 
gen es, mehrfach erschlossene Grundstücke (Eck- 
grundstücke) in Erschließungseinheiten wie einmal 
erschlossene zu behandeln. Der neue Satz 3 soll es 
ermöglichen, die für mehrfach erschlossene Grund- 
stücke maßgeblichen Berechnungsdaten nur ein- 
mal voll in der Aufwandsverteilung zu berücksichti- 
gen. Hierfür sprechen insbesondere Gründe der 
Praktikabilität des Abrechnungsverfahrens. 
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Zu Nummer 94 (§ 133 — Gegenstand und Entste- 
hung der Beitragspflicht) 

Zu Buchstabe a (Absatz 3) 

Zu Doppelbuchstabe aa (Satz 1) 

§ 133 Abs. 3 Satz 1 hat folgenden Wortlaut: 

„(3) Für ein Grundstück, für das eine Beitrags- 
pflicht noch nicht oder nicht in vollem Umfang ent- 
standen ist, können Vorausleistungen auf den Er- 
schließungsbeitrag verlangt werden, wenn ein Bau- 
vorhaben auf diesem Grundstück genehmigt wird.“ 

Die Vorausleistung ist ein Vorschuß auf die künf- 
tige Beitragsforderung. Nach geltendem Recht 
kann eine Vorausleistung für ein Grundstück — ab- 
gesehen von allen übrigen Voraussetzungen — erst 
verlangt werden, wenn ein Bauvorhaben auf diesem 
Grundstück genehmigt wird. Die Erhebung einer 
Vorausleistung setzt ferner voraus, daß mit der end- 
gültigen Herstellung der gesamten Erschließungs- 
anlage mit allen vorgesehenen Teileinrichtungen 
alsbald zu rechnen ist, sie also absehbar ist. In die- 
sem Sinne absehbar ist die endgültige Herstellung, 
wenn sie nach den vorliegenden Planungen in ei- 
nem Zeitpunkt von etwa 4 Jahren nach Abschluß 
des die Vorausleistung betreffenden Verwaltungs- 
verfahrens zu erwarten ist (BVerwG Urt. v. 26. No- 
vember 1976 — IV C 79.74 — DÖV 1977, 249). Bei die- 
ser Regelung soll es weiterhin bleiben. 

Unabhängig von der Erteilung einer Baugenehmi- 
gung soll eine Vorausleistung auch erhoben werden 
können, wenn mit der Herstellung der Erschlie- 
ßungsanlage begonnen worden ist. Die Erteilung 
der Baugenehmigung als rechtlicher Anknüpfungs- 
punkt für die Erhebung von Vorausleistungen wird 
den Bedürfnissen der Erschließungspraxis in den 
Gemeinden nicht immer gerecht. 

Die Erschließung ist Voraussetzung für die Ver- 
wirklichung des Bebauungsplans; sie erst ermög- 
licht die bauliche Nutzung der Grundstücke. Die 
Erschließungstätigkeit der Gemeinde beeinflußt in- 
soweit maßgeblich das Angebot an baureifen 
Grundstücken. Die Erschließungstätigkeit wie- 
derum ist abhängig von der Finanzkraft der Ge- 
meinde, weil die Gemeinde grundsätzlich die Vorfi- 
nanzierungslast trägt. Vielfach wird auch bei Stra- 
ßen die Verschleißschicht aufgebracht, nur um die 
Fahrbahn der Beitragserhebung wegen fertigzu- 
stellen, obgleich noch nicht alle Baugrundstücke be- 
baut sind und durch die Bautätigkeit Schäden dro- 
hen. 

Die vorgesehene Neufassung des Satzes 1 in Ab- 
satz 3 erweitert die Vorausleistungspflicht. Danach 
soll — in Anlehnung an entsprechende Regelungen 
in den Kommunalabgabengesetzen der Länder — 
alternativ zum geltenden Recht eine angemessene 
Vorausleistung erhoben werden können, sobald mit 
der Herstellung der Erschließungsmaßnahme be- 
gonnen worden ist. Die vorgesehene Regelung soll 
dazu beitragen, die Vorfinanzierungslast der Ge- 
meinde zu mindern, die dann mit den beitrags- 
pflichtigen Aufwendungen nicht mehr in Vorlage 
treten müßte. Diese Regelung kommt gleichzeitig 


den Grundstückseigentümern, die bauen wollen 
entgegen. Sie hat den Vorteil, daß der Bauherr den 
Erschließungsbeitrag in die Gesamtfinanzierung 
des Bauvorhabens mit einbeziehen kann, da die 
nachträgliche Finanzierung der häufig nicht uner- 
heblichen Erschließungsbeiträge erfahrungsgemäß 
oft Schwierigkeiten bereitet. 

Zu Doppelbuchstabe bb (Sätze 3 bis 5 — neu — ) 

Die vorgesehenen neuen Sätze 3 bis 5 sollen die bis- 
her teilweise aufgetretenen Schwierigkeiten und 
Zweifelsfragen beseitigen, insbesondere soll sicher- 
gestellt werden, daß auch bei Eigentümerwechsel 
die Vorausleistung mit der endgültigen Beitrags- 
schuld zu verrechnen ist, d. h. auch dann, wenn der 
Vorausleistende nicht mehr beitragspflichtig ist. 
Nach der geltenden Rechtslage hat der Vorauslei- 
stende einen Rückzahlungsanspruch, wenn fest- 
steht, daß für ihn eine Beitragspflicht nicht mehr 
entsteht, eine Anrechnung der Vorausleistung auf 
den zukünftigen Erschließungsbeitrag also nicht 
mehr in Betracht kommt. Der Rückzahlungsan- 
spruch wird jedoch erst fällig, wenn der Beitrag des 
neuen Eigentümers gemäß § 135 Abs, 1 fällig wird. 
Bis zum Zeitpunkt der Fälligkeit des Rückzahlungs- 
anspruchs darf die Gemeinde die Vorausleistung 
„behalten“. Das geltende Recht gibt keine Handha- 
be, die es der Gemeinde gleichsam von Amts wegen 
ermöglichte, die vom Veräußerer erbrachte Voraus- 
leistung auf die Erschließungsbeitragsschuld des 
Erwerbers anzurechnen. Zulässig ist jedoch eine 
Abtretung des Rückzahlungsanspruchs des Verkäu- 
fers an den Käufer, so daß dieser gegen den Er- 
schließungsbeitragsanspruch der Gemeinde auf- 
rechnen kann. In den Fällen, in denen eine solche 
Abtretung versäumt worden ist, muß die Gemeinde 
einerseits die Vorausleistung zurückerstatten und 
andererseits vom Beitragspflichtigen den Beitrag 
einfordern, ein zu kompliziertes und aufwendiges 
Verfahren, das vereinfacht werden soll. 

Die Vorausleistung soll unabhänigig von der Abseh- 
barkeit der endgültigen Fertigstellung zulässig sein. 
Der vorgesehene Satz 3 sieht daher vor, daß als 
Ausgleich den Vorausleistenden ein angemessen zu 
verzinsender Rückzahlungsanspruch eingeräumt 
wird, wenn die Erschließungsanlage sechs Jahre 
nach Erlaß des Vorausleistungsbescheids noch 
nicht nutzbar ist. Die Gemeinde soll auf diese Weise 
angehalten werden, die Erschließungsanlagen in ei- 
nem angemessenen Zeitraum herzustellen. 

Der Rückzahlungsanspruch soll zugleich mit sei- 
nem Entstehen fällig sein. Der Zinssatz darf höch- 
stens 2 V. H. über dem Diskontsatz der Deutschen 
Bundesbank liegen. 


Zu Buchstabe b (Absatz 4) 

§133 Abs. 4 hat folgenden Wortlaut: 

„(4) Soweit Erschließungsanlagen bereits herge- 
stellt sind, entsteht die Beitragspflicht mit dem In- 
krafttreten dieses Gesetzes. Die Gemeinde gibt be- 
kannt, welche Erschließungsanlagen hergestellt 
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sind und für welche Anlagen Teilbeträge erhoben 
werden; die Bekanntmachung hat keine rechtsbe- 
gründende Wirkung “ 

Diese Vorschrift ist durch Zeitablauf gegenstands- 
los geworden. Sie kann daher gestrichen werden. 


Zu Nummer 95 (Siebenter Teil und Teil VII a des 
Bundesbaugesetzes) 

Die Vorschriften des Siebenten Teils und des 
Teils VII a sollen in das Zweite und Dritte Kapitel 
übernommen werden. 

Zu Nummer 96 (Zweites Kapitel) 

Nach § 135 soll das Zweite Kapitel über das „Beson- 
dere Städtebaurecht“ (§§ 136 bis 191) eingefügt wer- 
den. 

Zu §136 (Städtebauliche Sanierungsmaßnahmen) 

Der vorgesehene Absatz 1 entspricht § 1 Abs. 1 des 
Städtebauförderungsgesetzes, der folgende Fas- 
sung hat: 

„§1 

Städtebauliche Sanierungs- 
und Entwicklungsmaßnahmen 

(1) Städtebauliche Sanierungs- und Entwick- 
lungsmaßnahmen in Stadt und Land, deren einheit- 
liche Vorbereitung und zügige Durchführung im öf- 
fentlichen Interesse liegen, werden nach den Vor- 
schriften dieses Gesetzes vorbereitet, gefördert und 
durchgeführt. Bund, Länder, Gemeinden und Ge- 
meindeverbände wirken im Rahmen ihrer Zustän- 
digkeit an dieser Aufgabe mit.“ 

Die vor geschlagene Vorschrift beschränkt sich 
demgegenüber auf städtebauliche Sanierungsmaß- 
nahmen, weil für die Einleitung neuer Entwick- 
lungsmaßnahmen kein Bedürfnis mehr besteht 
(vgl. Allgemeiner Teil der Begründung, A 1 4 c). Da 
der Entwurf bereits vom Wegfall der Mischfinanzie- 
rung ausgeht, soll auch der in § 1 Abs. 1 Satz 1 des 
Städtebauförderungsgesetzes enthaltene Hinweis 
auf die Förderung entfallen (vgl. Allgemeiner Teil 
der Begründung, A I 9, II 7 a). § 1 Satz 2 des Städte- 
bauförderungsgesetzes soll durch die vorgesehene 
Regelung des § 139 Abs. 1 ersetzt werden. 

Absatz 2 entspricht — wiederum beschränkt auf Sa- 
nierungsmaßnahmen — im wesentlichen § 1 Abs. 4 
des Städtebauförderungsgesetzes, der folgende Fas- 
sung hat: 

„(4) Sanierungs- und Entwicklungsmaßnahmen 
dienen dem Wohl der Allgemeinheit. Sie sollen dazu 
beitragen, daß 

1. die bauliche Struktur in allen Teilen des Bundes- 
gebiets nach den sozialen, hygienischen, wirt- 
schaftlichen und kulturellen Erfordernissen ent- 
wickelt wird, 

2. die Verbesserung der Wirtschafts- und Agrar- 
struktur unterstützt wird oder 


3. die Siedlungsstruktur den Anforderungen an ge- 
sunde Lebens- und Arbeitsbedingungen der Be- 
völkerung entspricht. 

Die Belange der Betroffenen, insbesondere der Ei- 
gentümer, der Mieter und Pächter, und die der All- 
gemeinheit sind gerecht gegeneinander abzuwägen. 
Den Betroffenen soll Gelegenheit gegeben werden, 
bei der Vorbereitung und Durchführung der Maß- 
nahmen mitzuwirken.“ 

Am derzeitigen Anwendungsbereich für städtebau- 
liche Sanierungsmaßnahmen soll festgehalten wer- 
den. Hierdurch soll auch dem Ergebnis der parla- 
mentarischen Behandlung des Gesetzes zur Ände- 
rung des Städtebauförderungsgesetzes vom 5. No- 
vember 1984 entsprochen werden; vgl. den Bericht 
des 16. Ausschusses des Deutschen Bundestags 
(BT-Drucksache 10/2039, S. 111), worin zu den Sa- 
nierungsaufgaben u. a. gerechnet werden: 

Umnutzung von Flächen aus Gründen einer städte- 
baulichen Umstrukturierung (z. B. Aufbereitung 
brachliegender Gewerbeflächen); bauliche Verdich- 
tung in bisher aufgelockert bebauten Siedlungsge- 
bieten zum Zwecke der Baulandversorgung; Um- 
widmung bisher baulich genutzter Flächen wegen 
zurückgehenden Siedlungsflächenbedarfs; verträg- 
liche Gestaltung unterschiedlicher Nutzungen in 
Mischgebieten; Sanierungsaufgaben bei Maßnah- 
men des Bodenschutzes, vor allem bei der Wieder- 
aufbereitung alter Industrie- und Gewerbegebiete 
(„Altlasten“); Aufgaben der Lärmsanierung. 

Bereits nach § 1 Abs. 4 Nr. 3 des geltenden Rechts 
sollen Sanierungsmaßnahmen dazu beitragen, daß 
die Siedlungsstruktur den Anforderungen an ge- 
sunde Lebens- und Arbeitsbedingungen der Bevöl- 
kerung entspricht. Mit der vorgeschlagenen Ergän- 
zung soll darüber hinaus klargestellt werden, daß 
hierunter auch solche Maßnahmen fallen, die sich 
nur mittelbar an menschlichen Bedürfnissen orien- 
tieren. Sanierungsmaßnahmen sollen nämlich auch 
dazu beitragen können, die Leistungsfähigkeit des 
Naturhaushalts im städtischen Siedlungsbereich zu 
verbessern und einen wirksamen Umweltschutz 
i. S. der Bodenschutzkonzeption der Bundesregie- 
rung vom 6. Februar 1985 (BT-Drucksache 10/2977) 
zu erreichen. Die Neufassung soll weiterhin klar- 
stellen, daß Sanierungsmaßnahmen zur Lösung der 
sich aus der Bevölkerungsentwicklung möglicher- 
weise ergebenden Rückwirkungen auf die Sied- 
lungsstruktur (sog. „Rückbau“) beitragen sollen. 

Mit der Nummer 4 soll des weiteren klargestellt 
werden, daß Sanierungsmaßnahmen auch zur Er- 
haltung, Erneuerung und Fortentwicklung vorhan- 
dener Ortsteile beitragen und den Erfordernissen 
des Denkmalschutzes Geltung verschaffen sollen. 
Mit dieser Klarstellung wird dem Wandel der Sa- 
nierungspraxis von durchgreifenden Neuordnun- 
gen zu Maßnahmen der erhaltenden Stadterneue- 
rung entsprochen. 

Absatz 3 entspricht §1 Abs. 2 und §3 Abs. 2 des 
Städtebauförderungsgesetzes. 

§ 1 Abs. 2 des Städtebauförderungsgesetzes hat fol- 
genden Wortlaut: 
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„(2) Sanierungsmaßnahmen sind Maßnahmen, 
durch die ein Gebiet zur Behebung städtebaulicher 
Mißstände, insbesondere durch Beseitigung bauli- 
cher Anlagen und Neubebauung oder durch Moder- 
nisierung von Gebäuden, wesentlich verbessert 
oder umgestaltet wird. Sanierungsmaßnahmen um- 
fassen auch erforderliche Ersatzbauten und Ersatz- 
anlagen.“ 

§ 1 Abs. 2 Satz 2 des Städtebauförderungsgesetzes 
soll im Hinblick auf die vorgesehene Regelung des 
§ 142 Abs. 2 sowie § 145 Abs. 1 Satz 2 entfallen. Die 
Aufhebung des § 1 Abs. 3 des Städtebauförderungs- 
gesetzes ist im übrigen darin begründet, daß für die 
Einleitung neuer Entwicklungsmaßnahmen kein 
Bedarf mehr gesehen wird. 

§ 3 Abs. 2 des Städtebauförderungsgesetzes hat fol- 
genden Wortlaut: 

„(2) Städtebauliche Mißstände liegen vor, wenn 
das Gebiet nach seiner vorhandenen Bebauung 
oder nach seiner sonstigen Beschaffenheit den all- 
gemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und 
Arbeitsverhältnisse oder an die Sicherheit der in 
ihm wohnenden oder arbeitenden Menschen nicht 
entspricht oder in der Erfüllung der Aufgaben er- 
heblich beeinträchtigt ist, die ihm nach seiner Lage 
und Funktion obliegen.“ 

Absatz 4 entspricht in seinem Wortlaut §3 Abs. 3 
des Städtebauförderungsgesetzes. 

Der eigentumserhaltende Grundsatz des § 1 Abs. 5 
des Städtebauförderungsgesetzes, der in § 25 des 
Städtebauförderungsgesetzes konkretisiert wird, 
soll mit § 89 des Bundesbaugesetzes in § 89 dieses 
Entwurfs zusammengefaßt werden (vgl. Begrün- 
dung zu Nummer 74). Die Festschreibung des 
Grundsatzes in § 136 ist daher entbehrlich, ohne daß 
dabei der Wesensgehalt der bisherigen Regelung 
beeinträchtigt wird. Entfallen kann auch § 1 Abs. 7 
des Städtebauförderungsgesetzes. Die Abwägung 
öffentlicher und privater Belange sieht der vorge- 
schlagene Absatz 2 Satz 2 vor. Die Mitwirkung der 
Betroffenen ist in § 137 und — wie nach geltendem 
Recht — in den §§ 138, 139, 144 Abs. 2 und 145 in 
ihrer konkreten Ausgestaltung vorgesehen. 

Zu § 137 (Beteiligung und Mitwirkung der Betroffe- 
nen) 

Die Vorschrift entspricht inhaltlich § 1 Abs. 4 Satz 4 
(abgedruckt in der Begründung zu § 136), § 4 Abs. 1 
Satz 2 (abgedruckt in der Begründung zu § 141) und 
§ 9 des Städtebauförderungsgesetzes. 

§ 9 des Städtebauförderungsgesetzes hat folgenden 
Wortlaut: 

„§9 

Erörterung der Neugestaltung 
des Sanierungsgebiets 

(1) Die Gemeinde soll mit den Eigentümern der 
im förmlich festgelegten Sanierungsgebiet gelege- 
nen Grundstücke, soweit sie bekannt oder aus dem 
Grundbuch ersichtlich sind, den Mietern, Pächtern 
und anderen Nutzungsberechtigten oder mit deren 


Beauftragten möglichst frühzeitig die beabsichtigte 
Neugestaltung des Sanierungsgebiets und die Mög- 
lichkeiten ihrer Beteiligung an der Durchführung 
der Sanierung erörtern. Sie soll auch den Arbeit- 
nehmern der Betriebe im Sanierungsgebiet Gele- 
genheit geben, sich zur Neugestaltung des Sanie- 
rungsgebiets zu äußern. Die Erörterung nach den 
Sätzen 1 und 2 sowie die Ermittlungen nach § 4 
Abs. 1 Satz 2 können im Rahmen der Beteiligung 
der Bürger an der Bauleitplanung nach § 2 a des 
Bundesbaugesetzes erfolgen. 

(2) Die Gemeinde soll mit den Eigentümern, de- 
nen eine Beteiligung an der Durchführung der Sa- 
nierung nicht möglich erscheint, die mit einer Ver- 
äußerung ihrer Grundstücke zusammenhängenden 
Fragen erörtern; dabei soll sie auch feststellen, ob 
und in welcher Rechtsform die Eigentümer einen 
späteren Erwerb von Grundstücken oder Rechten 
im Rahmen der §§ 25 und 35 Abs. 5 anstreben. 

(3) Den Beteiligten ist auf ihren Wunsch eine an- 
gemessene Frist zur Stellungnahme einzuräumen. 

(4) Das Ergebnis der Erörterung ist in einer Nie- 
derschrift festzuhalten. Den Beteiligten ist auf ih- 
ren Wunsch Einsicht in den sie betreffenden Teil 
der Niederschrift zu gewähren.“ 

Durch den vorgesehenen § 136 Abs. 2 Satz 2 ist ge- 
währleistet, daß bei der Vorbereitung und Durch- 
führung städtebaulicher Sanierungsmaßnahmen 
die öffentlichen und privaten Belange gegeneinan- 
der und untereinander gerecht abzuwägen sind. Er- 
gänzend hierzu soll durch § 137 sichergestellt wer- 
den, daß der Grundgedanke der Beteiligung aller 
Betroffenen gewahrt bleibt. Satz 1 entspricht § 9 
Abs. 1 des Städtebauförderungsgesetzes. Die Erör- 
terungspflicht schließt auch ein, deiß die Gemeinde 
die Einstellung und Mitwirkungsbereitschaft ermit- 
telt, betroffenen Arbeitnehmern der Betriebe im Sa- 
nierungsgebiet Gelegenheit zur Stellungnahme gibt 
und die Erörterungen und Feststellungen im Sinne 
des § 9 Abs. 2 des Städtebauförderungsgesetzes 
vornimmt. Entsprechend der Zielrichtung einer 
Rechts- und Verwaltungsvereinfachung soll dies in- 
dessen nicht wie in § 4 Abs. 1 Satz 2 und in § 9 des 
Städtebauförderungsgesetzes ausführlich geregelt 
werden. Auch die entsprechenden verfahrensmäßi- 
gen Regelungen des § 9 können deshalb entfallen, 
zumal sie allgemeinen Verwaltungsgrundsätzen 
entsprechen. 

Durch Satz 2 soll der Grundgedanke der Koopera- 
tion von Gemeinde und Privaten bei der Sanierung 
hervorgehoben werden. 

Zu § 138 (Auskunftspflicht) 

Absatz 1 entspricht §3 Abs. 4 des Städtebauförde- 
rungsgesetzes, der folgenden Wortlaut hat: 

„(4) Eigentümer, Mieter, Pächter und sonstige 
zum Besitz und zur Nutzung eines Grundstücks, 
Gebäudes oder Gebäudeteils Berechtigte sowie ihre 
Beauftragten sind verpflichtet, der Gemeinde oder 
ihren Beauftragten Auskunft über die Tatsachen zu 
erteilen, deren Kenntnis zur Beurteilung der Sanie- 
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rungsbedürf tigkeit eines Gebiets oder zur Vorberei- 
tung der Durchführung erforderlich ist.“ 

Die vorgesehenen Änderungen und Ergänzungen 
stellen lediglich eine Angleichung an die in § 141 
Abs. 1 normierten Ziele der vorbereitenden Unter- 
suchungen und eine Konkretisierung dar. Hiernach 
soll die Gemeinde u, a. Beurteilungsunterlagen über 
die „Notwendigkeit“ und „Durchführbarkeit“ der 
Sanierung gewinnen. Mit der vorgeschlagenen For- 
mulierung wird klargestellt, daß sich die Auskunfts- 
pflicht auf solche Angaben beschränkt, die für die 
Feststellung der Sanierungsbedürftigkeit nach 
Maßgabe des § 136 sowie für die im Zweiten Ab- 
schnitt geregelte Vorbereitung und Durchführung 
von Sanierungsmaßnahmen erforderlich sind. 
Satz 2 enthält hierzu eine beispielhafte Aufzählung 
der dabei erhebbaren personenbezogenen Anga- 
ben. 

Mit Absatz 2 und 3 soll der Rechtsprechung des 
Bundesverfassungsgerichts zum Volkszählungsge- 
setz (Urt. vom 15. Dezember 1983 — 1 BvR 209, 269, 
362, 420, 440, 484/83 — , BVerfGE 65, 1) Rechnung ge- 
tragen werden. Zusammen mit dem Regelungsge- 
halt des Absatzes 1 soll damit gewährleistet sein, 
daß die Verwendung der zu Sanierungszwecken er- 
hobenen personenbezogenen Daten auf gesetzlich 
bestimmte Zwecke begrenzt bleibt und ein Schutz 
gegen Zweckentfremdung gesichert ist. Dabei wird 
in Absatz 2 Satz 3 klargestellt, daß diese Daten — 
wie bisher — auch an die Finanzbehörden für 
Zwecke der Besteuerung weitergegeben werden 
können; die Finanzbehörden werden die Daten nur 
beim Vorliegen konkreter Anhaltspunkte nach Ab- 
schluß der vorbereitenden Untersuchung anfor- 
dern. 

Absatz 4 entspricht § 87 des Städtebauförderungsge- 
setzes, der folgenden Wortlaut hat: 

„§ 87 

Verletzung der Auskunftspflicht 

Verweigert ein nach § 3 Abs. 4 Auskunftspflichtiger 
die Auskunft über Tatsachen, deren Kenntnis zur 
Feststellung der Sanierungsbedürftigkeit eines Ge- 
biets oder zur Vorbereitung oder Durchführung der 
Sanierung erforderlich ist, so gilt die Vorschrift des 
§150 Abs. 2 Satz 2 bis 4 des Bundesbaugesetzes 
über die Androhung und Festsetzung eines Zwangs- 
gelds entsprechend. Der zur Erteilung einer Aus- 
kunft Verpflichtete kann die Auskunft auf solche 
Fragen verweigern, deren Beantwortung ihn selbst 
oder einen der in § 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Zivilpro- 
zeßordnung bezeichneten Angehörigen der Gefahr 
strafgerichtlicher Verfolgung oder eines Verfahrens 
nach dem Gesetz über Ordnungswidrigkeiten aus- 
setzen würde.“ 

Bei den in Absatz 3 vorgesehenen Änderungen han- 
delt es sich lediglich um Folgeänderungen, die sich 
einerseits aus der Zusammenfassung des § 3 Abs. 4 
und des § 87 des Städtebauförderungsgesetzes so- 
wie andererseits aus der Zusammenfassung des 
Bundesbaugesetzes und des Städtebauförderungs- 
gesetzes ergeben. 


Zu § 139 (Beteiligung mit Mitwirkung öffentlicher 
Äufgabenträger) 

Absatz 1 entspricht § 2 des Städtebauförderungsge- 
setzes, der folgenden Wortlaut hat: 

„§2 

Mitwirkung öffentlicher Aufgabenträger 

Der Bund, einschließlich seiner Sondervermögen, 
die Länder und die sonstigen Körperschaften, An- 
stalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts sol- 
len im Rahmen der ihnen obliegenden Aufgaben 
die Durchführung von Sanierungs- und Entwick- 
lungsmaßnahmen nach diesem Gesetz unterstüt- 
zen. Insbesondere sollen sie sich über den Einsatz 
der Mittel ab stimmen, die sie zur Verwendung in 
förmlich festgelegten Sanierungsgebieten oder 
städtebaulichen Entwicklungsbereichen zur Verfü- 
gung stellen.“ 

Die in § 2 Satz 2 des Städtebauförderungsgesetzes 
vorgeschriebene Abstimmung öffentlicher Aufga- 
benträger über den Einsatz ihrer Mittel kann ent- 
fallen, da sich bereits aus § 145 ergibt, daß im Rah- 
men der Aufstellung einer Kosten- und Finanzie- 
rungsübersicht die Kosten- und Finanzierungsvor- 
stellungen anderer Träger öffentlicher Belange mit- 
einander abzustimmen sind. 

Absatz 2 entspricht §4 Abs. 4 des Städtebauförde- 
rungsgesetzes, der folgenden Wortlaut hat: 

„(4) Die Gemeinde soll den Trägern öffentlicher 
Belange, deren Aufgabenbereich durch die Sanie- 
rung berührt werden kann, möglichst frühzeitig Ge- 
legenheit zur Stellungnahme geben. In ihrer Stel- 
lungnahme haben die Träger öffentlicher Belange 
der Gemeinde Aufschluß über von ihnen beabsich- 
tigte oder bereits eingeleitete Maßnahmen zu ge- 
ben, die für die Sanierung bedeutsam sein können. 
Sie haben die Gemeinde über Änderungen ihrer 
Absichten zu unterrichten. Sonstige Unter- 
richtungs- und Beteiligungspflichten oder Mitwir- 
kungsrechte bleiben unberührt.“ 

Die geltende Vorschrift entspricht § 2 Abs. 5 des 
Bundesbaugesetzes über die Beteiligung der Träger 
öffentlicher Belange an der Bauleitplanung. Als 
Folge der Zusammenfassung von Bundesbaugesetz 
und Städtebauförderungsgesetz kann deshalb in 
Abs. 2 Satz 1 auf eine entsprechende Anwendung 
der in § 4 vorgesehenen Regelung über die Beteili- 
gung Träger öffentlicher Belange verwiesen wer- 
den. Abs. 2 Satz 2 entspricht § 4 Abs. 4 Satz 3 des 
Städtebauförderungsgesetzes; Satz 4 dieser Vor- 
schrift soll dagegen entfallen, da die Vorschrift nur 
klarstellende Bedeutung hat. 

Absatz 3 soll sicherstellen, daß sich Gemeinde und 
Träger öffentlicher Belange im Falle einer Ände- 
rung abgestimmter Sanierungsziele bzw. Maßnah- 
men und Planungen miteinander ins Benehmen 
setzen. 

Absatz 4 entspricht inhaltlich § 12 Abs. 2 des Städte- 
bauförderungsgesetzes, der folgenden Wortlaut 
hat: 

„(2) Auf Grundstücke, die der Landesverteidi- 
gung, dienstlichen Zwecken des Bundesgrenzschut- 
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zes, der Polizei und dem Zivilschutz dienen, sowie 
auf Grundstücken, auf denen sich Anlagen befin- 
den, die den in § 38 des Bundesbaugesetzes genann- 
ten Vorschriften unterliegen, dürfen Sanierungs- 
maßnahmen nur mit Zustimmung des Bedarfsträ- 
gers durchgeführt werden; das gleiche gilt für son- 
stige Grundstücke, auf denen sich bauliche Fern- 
meldeanlagen der Deutschen Bundespost, die nicht 
ausschließlich der fernmeldemäßigen Versorgung 
dieser Grundstücke zu dienen bestimmt sind, oder 
Fernmeldekabel für den Fernverkehr befinden. Die 
Bedarfsträger sollen ihre Zustimmung erteilen, 
wenn auch bei Berücksichtigung ihrer Aufgaben 
ein überwiegendes öffentliches Interesse an der 
Durchführung der Sanierungsmaßnahmen be- 
steht,“ 

Zur Vermeidung von Wiederholungen wird in Ab- 
satz 4 Satz 1 auf § 26 Nr. 2 und 3 des Entwurfs Be- 
zug genommen (vgl. Begründung zu Nr. 27 § 26); der 
zweite Halbsatz kann aufgrund des Regelungsge- 
halts von § 26 Nr. 2 entfallen. 

Zu § 140 (Vorbereitung) 

Im geltenden Städtebauförderungsgesetz fehlt eine 
zusammenfassende Bestimmung über die Vorberei- 
tung der Sanierung. Die vorgeschlagene Vorschrift 
soll die Systematik verbessern; vgl. zum geltenden 
Recht insbesondere §§ 4, 5 und 9 sowie § 40 des Städ- 
tebauförderungsgesetzes. 

Durch die Neuregelung soll klargestellt werden, daß 
die Vorbereitung — vor allem auch die Sanierungs- 
planung — eine Aufgabe ist, die sich während der 
Gesamtdauer der Sanierung stellt, also auch nach 
der förmlichen Festlegung. Lediglich die vorberei- 
tenden Untersuchungen (Nummer 1) und die vorge- 
zogenen Durchführungsmaßnahmen (Nummer 7) — 
vgl. die entsprechende Regelung in §40 Abs. 2 
Satz 2 des Städtebauförderungsgesetzes — be- 
schränken sich auf den Zeitraum vor der förmli- 
chen Festlegung des Sanierungsgebiets. 

Die Ziele und Zwecke der Sanierung werden in der 
Erneuerungspraxis insbesondere durch den städte- 
baulichen Rahmenplan konkretisiert (vgl. die Be- 
gründung zu Nr. 3, § 1). 

Mit der Nummer 4 soll der Praxis Rechnung getra- 
gen werden, in der die Aufstellung städtebaulicher 
Rahmenpläne zunehmend Bedeutung erlangt hat, 
zumal Bebauungspläne nach § 1 Abs. 3 nur aufzu- 
stellen sind, sobald und soweit es für die städtebau- 
liche Entwicklung und Ordnung erforderlich ist. Mit 
der Nummer 6 wird im übrigen klargestellt, daß die 
Erarbeitung und Fortschreibung des Sozialplans 
auch schon vor förmlicher Festlegung des Sanie- 
rungsgebiets erforderlich sein können. Daß dabei 
der Sozialplan ggf. fortzuschreiben ist, entspricht 
§ 8 Abs. 2 Satz 3 des Städtebauförderungsgesetzes. 

Im übrigen sollen die im geltenden Städtebauförde- 
rungsgesetz uneinheitlich gebrauchten Begriffe 
„Sanierungszweck“ sowie „Ziele und Zwecke der 
Sanierung“ entsprechend dem mit § 140 Nr. 3 einge- 
führten Begriff vereinheitlicht werden; entspre- 
chendes ist auch bezüglich des Entwicklungsmaß- 
nahmenrechts vorgesehen. 


Zu §141 (Vorbereitende Untersuchungen) 

Die Regelung soll § 4 Abs. 1 bis 3 des Städtebauför- 
derungsgesetzes ersetzen; § 4 Abs. 4 des Städtebau- 
förderungsgesetzes wird durch § 139 Abs. 2 ersetzt 
(vgl. Begründung zu § 139). 

§ 4 Abs. 1 bis 3 des Städtebauförderungsgesetzes 
hat folgenden Wortlaut: 

„§4 

Vorbereitende Untersuchungen 
und Stellungnahmen 

(1) Die Gemeinde hat vor der förmlichen Festle- 
gung eines Sanierungsgebiets, soweit nicht bereits 
hinreichende Beurteilungsunterlagen vorliegen, die 
vorbereitenden Untersuchungen durchzuführen 
oder zu veranlassen, die erforderlich sind, um Beur- 
teilungsunterlagen zu gewinnen über die Notwen- 
digkeit der Sanierung, die sozialen, strukturellen 
und städtebaulichen Verhältnisse und Zusammen- 
hänge sowie die anzustrebenden allgemeinen Ziele 
und die Durchführbarkeit der Sanierung im allge- 
meinen. Sie soll dabei auch die Einstellung und Mit- 
wirkungsbereitschaft der Eigentümer, Mieter, 
Pächter und anderen Nutzungsberechtigten im Un- 
tersuchungsbereich zu der beabsichtigten Sanie- 
rung ermitteln sowie Vorschläge hierzu entgegen- 
nehmen. 

(2) Die vorbereitenden Untersuchungen sollen 
sich auch auf nachteilige Auswirkungen erstrecken, 
die sich für die von der beabsichtigten Sanierung 
unmittelbar Betroffenen in ihren persönlichen Le- 
bensumständen, im wirtschaftlichen oder sozialen 
Bereich voraussichtlich ergeben werden. Die Ge- 
meinde soll, sobald und soweit dies nach dem Stand 
der Vorbereitung der Sanierung möglich ist, Vor- 
stellungen entwickeln und mit den Betroffenen er- 
örtern, wie nachteilige Auswirkungen möglichst 
vermieden oder gemildert werden können (Grund- 
sätze für den Sozialplan nach § 8). Das Ergebnis ist 
in den Bericht über die vorbereitenden Untersu- 
chungen aufzunehmen. 

(2a) Die Gemeinde kann beschließen, daß 

1. die für den Sozialplan erforderlichen Grundsätze 
nach der förmlichen Gebietsfestlegung aufge- 
stellt werden, wenn nach dem Stand der Vorbe- 
reitung der Sanierung hinreichende Beurtei- 
lungsunterlagen vorher nicht beschafft werden 
können, oder 

2. von der Aufstellung der Grundsätze für den So- 
zialplan abgesehen wird, wenn erkennbar ist, daß 
der nach der förmlichen Festlegung des Gebiets 
aufzustellende Sozialplan zur Vermeidung oder 
Milderung der nachteiligen Auswirkungen aus- 
reichen wird, insbesondere wenn diese Auswir- 
kungen voraussichtlich gering sind, wenige Per- 
sonen betreffen oder sich aus dem Bebauungs- 
plan ergeben. 

Die Gründe für den Beschluß sind in dem Bericht 
über die vorbereitenden Untersuchungen darzule- 
gen. 

(3) Die Gemeinde hat den Beginn der vorbereiten- 
den Untersuchungen zu beschließen. Der Beschluß 


120 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Drucksache 10/4630 


ist ortsüblich bekanntzumachen. Dabei ist auf die 
Auskunftspflicht nach § 3 Abs. 4 hinzuweisen.“ 

Die Absätze 1 und 2 entsprechen § 4 Abs. 1 und 2 
Satz 1 des Städtebauförderungsgesetzes. Soweit be- 
reits hinreichende Beurteilungsunterlagen über die 
Notwendigkeit, die anzustrebenden allgemeinen 
Ziele und die Durchführbarkeit der Sanierung vor- 
liegen, soll — wie schon nach geltendem Recht — 
die Pflicht zur Durchführung vorbereitender Unter- 
suchungen entfallen. Die vorbereitenden Untersu- 
chungen sollen sich weiterhin auf soziale Auswir- 
kungen der beabsichtigten Maßnahme erstrecken, 
soweit dies nach dem Stand der Planung möglich 
ist. Soweit Ergebnisse vorliegen, sollen sie der Be- 
urteilung der Durchführbarkeit der Sanierung die- 
nen und sind Teil des Berichts nach § 142 Abs. 4. Da 
der Sozialplan (§ 180) anders als nach geltendem 
Recht (§ 8 Abs. 2 des Städtebauförderungsgesetzes) 
erforderlichenfalls schon vor der förmlichen Festle- 
gung aufzustellen ist, kann § 4 Abs. 2 Satz 2 und 3, 
Abs. 2 a des geltenden Rechts entfallen. 

Die übrigen Änderungen gegenüber dem geltenden 
Recht sollen lediglich der Straffung dienen. Die in- 
haltlichen Anforderungen an die vorbereitenden 
Untersuchungen sollen unverändert bleiben. Die in 
§ 4 Abs. 1 und 2 des Städtebauförderungsgesetzes 
konkretisierte Beteiligung und Mitwirkung der Be- 
troffenen ist in § 137 des Entwurfs zusammenfas- 
send geregelt; die Vorschrift ist auch im Rahmen 
vorbereitender Untersuchungen anzuwenden. 

Absatz 3 entspricht § 4 Abs. 3 des Städtebauförde- 
rungsgesetzes. Satz 1 stellt dabei klar, daß mit dem 
Beschluß über den Beginn der vorbereitenden Un- 
tersuchungen die in § 140 geregelte Vorbereitung 
eingeleitet wird. 

Zu §142 (Förmliche Festlegung) 

Mit der vorgeschlagenen Vorschrift sollen die in 
dem § 3 Abs. 1 und in den §§ 5 und 11 des Städtebau- 
förderungsgesetzes enthaltenen Regelungen über 
die förmliche Festlegung des Sanierungsgebiets so- 
wie des Ersatz- und Ergänzungsgebiets zusammen- 
gefaßt werden. 

Absatz 1 entspricht § 3 Abs. 1 des Städtebauförde- 
rungsgesetzes, der folgenden Wortlaut hat: 

„(1) Die Gemeinde kann ein Gebiet, das städte- 
bauliche Mißstände aufweist, deren Behebung 
durch Sanierungsmaßnahmen erforderlich ist, 
durch Beschluß förmlich als Sanierungsgebiet fest- 
legen (förmlich festgelegtes Sanierungsgebiet). Das 
Sanierungsgebiet ist so zu begrenzen, daß sich die 
Sanierung zweckmäßig durchführen läßt. Einzelne 
Grundstücke, die von der Sanierung nicht betroffen 
werden, können aus dem Gebiet ganz oder teilweise 
ausgenommen werden.“ 

Da sich bereits aus der in § 136 Abs. 3 enthaltenen 
Definition städtebaulicher Sanierungsmaßnahmen 
ergibt, daß sie der Behebung städtebaulicher Miß- 
stände dienen, können mit der vorgeschlagenen 
Neufassung des Abs. 1 Satz 1 unnötige Wiederho- 
lungen vermieden werden. 

Absatz 2 entspricht § 11 des Städtebauförderungsge- 
setzes, der folgenden Wortlaut hat: 


„§ 11 

Ersatz- und Ergänzungsgebiete 

Ergibt sich aus den vorbereitenden Untersuchun- 
gen und aus dem mit der förmlichen Festlegung des 
Sanierungsgebiets verfolgten Zweck, daß zur Errei- 
chung des Sanierungszwecks Flächen außerhalb 
des Sanierungsgebiets für Ersatzbauten oder Er- 
satzanlagen zur räumlich zusammenhängenden 
Unterbringung von Bewohnern oder Betrieben aus 
dem Sanierungsgebiet oder für die durch die Sanie- 
rung bedingten Gemeinbedarfs- oder Folgeeinrich- 
tungen in Anspruch genommen werden müssen, so 
kann die Gemeinde geeignete Gebiete für diesen 
Zweck förmlich festlegen. Für die förmliche Festle- 
gung und die sich aus ihr ergebenden Wirkungen 
sind die für Sanierungsgebiete geltenden Vorschrif- 
ten maßgebend.“ 

Mit den vorgesehenen Änderungen im Einleitungs- 
satz des zweiten Absatzes sind keine materiellen 
Änderungen verbunden: Ausschlaggebend für das 
Erfordernis einer Festlegung von Ersatz- und Er- 
gänzungsgebieten sollen nach wie vor die Ziele und 
Zwecke der Sanierung sein; daß dabei auch die Er- 
gebnisse der vorbereitenden Untersuchungen zu 
berücksichtigen sind bedarf keiner besonderen Er- 
wähnung. 

Absätze 3 bis 6 entsprechen § 5 des Städtebauförde- 
rungsgesetzes unter Angleichung an die vorge- 
schlagenen Regelungen über die Anzeige des Be- 
bauungsplans (§11 des Entwurfs). Gleichzeitig soll 
der Regelungsgehalt des § 5 Abs. 4 des Städtebau- 
förderungsgesetzes zusammen mit den besonderen 
bodenrechtlichen Vorschriften in § 149 Äbs. 2 des 
Entwurfs aufgenommen werden (vgl. Begründung 
zu § 149). 

§ 5 des Städtebauförderungsgesetzes hat folgende 
Fassung: 

„§5 

Beschluß über die förmliche Festlegung 

(1) Die Gemeinde beschließt die förmliche Festle- 
gung des Sanierungsgebiets als Satzung. In der Sat- 
zung ist das Sanierungsgebiet genau zu bezeichnen. 
Die im Sanierungsgebiet gelegenen Grundstücke 
sind einzeln aufzuführen. In der Satzung ist die An- 
wendung der §§ 6, 15 bis 23, 41 Abs. 4 bis 11 und des 
§ 42 auszuschließen, wenn sie für die Durchführung 
der Sanierung nicht erforderlich ist (vereinfachtes 
Verfahren). 

(2) Die Satzung bedarf der Genehmigung der hö- 
heren Verwaltungsbehörde. Dem Antrag auf Ge- 
nehmigung ist ein Bericht über das Ergebnis vorbe- 
reitender Untersuchungen und über die Gründe, die 
eine förmliche Festlegung des sanierungsbedürfti- 
gen Gebiets rechtfertigen, beizufügen. Für die Ge- 
nehmigung oder Versagung gelten die Vorschriften 
des § 6 Abs. 2 bis 4 des Bundesbaugesetzes entspre- 
chend. Die Genehmigung ist auch zu versagen, 
wenn keine Aussicht besteht, die Sanierungsmaß- 
nahmen innerhalb eines absehbaren Zeitraums 
durchzuführen. Die Genehmigung ist ferner zu ver- 
sagen, wenn in den Fällen des Absatzes 1 Satz 4 die 
Durchführung eines vereinfachten Verfahrens die 
Sanierung voraussichtlich erschweren würde. 
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(3) Die Satzung ist zusammen mit der Genehmi- 
gung in der Gemeinde ortsüblich bekanntzuma- 
chen. Hierbei ist — außer im vereinfachten Verfah- 
ren — auf die §§ 15, 17, 18 und 23 hinzuweisen. Mit 
der Bekanntmachung wird die Satzung rechtsver- 
bindlich. 

(4) Die Gemeinde teilt dem Grundbuchamt die 
rechtsverbindliche Satzung über die förmliche Fest- 
legung des Sanierungsgebiets mit. Das Grundbuch- 
amt hat in die Grundbücher der in der Satzung auf- 
geführten Grundstücke einzutragen, daß eine Sa- 
nierung durchgeführt wird (Sanierungsvermerk). 
Im vereinfachten Verfahren finden die Sätze 1 und 
2 keine Anwendung. 

(5) Eine Änderung der Satzung über die förmliche 
Festlegung des Sanierungsgebiets, die nur eine ge- 
ringfügige Änderung der Grenzen betrifft und der 
nur eine unwesentliche Bedeutung zukommt, be- 
darf keiner Genehmigung, wenn die Eigentümer 
der betroffenen Grundstücke zustimmen.“ 

Die in Absatz 3 vorgesehenen Änderungen gegen- 
über § 5 Abs. 1 des Städtebauförderungsgesetzes er- 
geben sich aus der Gliederung des Entwurfs. 

Im Unterschied zum geltenden Recht sollen Sanie- 
rungssatzungen nach Absatz 4 nicht mehr der Ge- 
nehmigung durch die höhere Verwaltungsbehörde 
bedürfen. An die Stelle des Genehmigungsverfah- 
rens soll — wie für die Aufstellung von Bebauungs- 
plänen — das Anzeigeverfahren treten. Der vorge- 
schlagene § 11 Abs. 3 soll daher entsprechende An- 
wendung finden. Danach ist die Verletzung von 
Rechtsvorschriften, die eine Versagung der Geneh- 
migung rechtfertigen würde, innerhalb von drei Mo- 
naten nach Eingang der Anzeige geltend zu ma- 
chen, Sätze 3 und 4 entsprechen im übrigen § 5 
Abs. 2 Satz 4 und 5 des geltenden Rechts. 

Absatz 5 entspricht § 5 Abs. 3 des geltenden Rechts. 
An die Stelle der Bekanntmachung der Genehmi- 
gung der Sanierungssatzung soll dabei — entspre- 
chend dem mit Absatz 4 eingeführten Anzeigever- 
fahren — ein Hinweis auf die erfolgte Durchfüh- 
rung des Anzeigeverfahrens treten. 

Absatz 6 entspricht § 5 Abs. 5 des geltenden Rechts, 
wiederum unter Angleichung an das mit Absatz 4 
eingeführte Anzeigeverfahren. 

Zu § 143 (Durchführung) 

Die Regelung entspricht § 12 Abs. 1 des Städtebau- 
förderungsgesetzes, der folgenden Wortlaut hat: 

„(1) Die Durchführung der Sanierung umfaßt die 
Ordnungsmaßnahmen und die Baumaßnahmen in- 
nerhalb des förmlich festgelegten Sanierungsge- 
biets, die erforderlich sind, um den sanierungsbe- 
dürftigen Zustand zu beseitigen und das Sanie- 
rungsgebiet neu zu gestalten. Es gehören 

1. zu den Ordnungsmaßnahmen: 

die Bodenordnung, der Umzug der Bewohner 

und Betriebe, die Beseitigung baulicher Anlagen, 

die Erschließung sowie sonstige Maßnahmen, die 


notwendig sind, damit die Baumaßnahmen 
durchgeführt werden können; 

2. zu den Baumaßnahmen: 

die Neubebauung, die Modernisierung und In- 
standsetzung baulicher Anlagen, die Errichtung 
von Ersatzbauten, Ersatzanlagen und durch die 
Sanierung bedingten Gemeinbedarfs- und Fol- 
geeinrichtungen sowie die Verwirklichung der 
sonstigen nach dem Bebauungsplan festgesetz- 
ten Nutzung, 

Ersatzbauten, Ersatzanlagen und durch die Sanie- 
rung bedingte Gemeinbedarfs- und Folgeeinrich- 
tungen können außerhalb des Sanierungsgebiets 
liegen; in diesem Fall sind, sofern nicht eine förmli- 
che Festlegung nach § 11 erfolgt ist, die Vorschrif- 
ten des Dritten und Vierten Abschnitts dieses Teils 
nicht anzuwenden.“ 

Der Inhalt der Sätze 2 und 3 dieser Vorschrift soll 
eigenständig in den §§ 144 und 145 geregelt werden 
(vgl. Begründungen zu diesen Vorschriften). 

§ 12 Abs. 2 des Städtebauförderungsgesetzes soll 
der Regelung über die Mitwirkung öffentlicher Auf- 
gabenträger zugeordnet werden (vgl. Begründung 
zu § 139 Abs. 4). 

Zu § 144 (Ordnungsmaßnahmen) 

Absatz 1 entspricht § 12 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 und 
Satz 3 des Städtebauförderungsgesetzes (vgl. Be- 
gründung zu § 143). Nummer 1 stellt zusätzlich klar, 
daß zu den Kosten der Bodenordnung auch die Ko- 
sten des Erwerbs eines Grundstücks gehören, der 
(gemäß § 143) nach den Zielen und Zwecken der 
Sanierung erforderlich ist. Eine entsprechende Re- 
gelung enthält § 2 Abs. 2 der Ordnungsmaßnahmen- 
verordnung, die aufgehoben werden soll. 

Nach Nummer 3 gehört zu der Durchführung der 
Ordnungsmaßnahmen die Freilegung von Grund- 
stücken. Gegenüber dem geltenden Recht, das nur 
die Beseitigung baulicher Anlagen nennt, soll damit 
klargestellt werden, daß alle Maßnahmen zur Bo- 
denordnung gehören, die nach den Zielen und 
Zwecken der Sanierung eine Freilegung des Grund- 
stücks erforderlich machen. Hierzu gehört auch die 
Freilegung von Grundstücken aus Gründen des 
Umweltschutzes, z. B. um Grünflächen und Biotope 
anzulegen, verdichtete Bauplätze zu entkernen oder 
Frischluftschneisen zu schaffen. Darüber hinaus 
soll Nummer 5 — wie das geltende Recht — eine 
„Auffangsbestimmung“ enthalten, nach der zu den 
Ordnungsmaßnahmen auch sonstige durch die 
Nummern 1 bis 4 noch nicht erfaßte Maßnahmen 
gehören, die für die Durchführung von Baumaßnah- 
men notwendig sind. Diese Maßnahmen müssen 
sich nicht notwendigerweise auf die Bebauung ei- 
nes einzelnen Grundstücks beziehen; es kommen 
auch alle sonstigen Maßnahmen im Sanierungsge- 
biet in Betracht, die im Rahmen der städtebauli- 
chen Gesamtmaßnahme für die Bebauung anderer 
Grundstücke erforderlich werden. 

Die in Nummer 4 vorgesehene Ergänzung des gel- 
tenden Rechts dient im übrigen nur der Klarstel- 
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lung (vgl, § 5 Abs, 1 der Ordnungsmaßnahmen- 
verordnung), 

Nach Satz 2 können — wie schon nach geltendem 
Recht — die durch die Sanierung bedingten Er- 
schließungsanlagen einschließlich Ersatzanlagen 
auch außerhalb des Sanierungsgebiets liegen; die 
entsprechende Regelung für Ersatzbauten soll hin- 
gegen dem § 145 zugeordnet werden. 

Absatz 2 entspricht weitgehend § 13 des Städtebau- 
förderungsgesetzes, der folgenden Inhalt hat: 

„§13 

Durchführung der Ordnungs- und Baumaßnahmen 

(1) Die Gemeinde führt die Ordnungsmaßnahmen 
durch. Sie kann die Durchführung dieser Maßnah- 
men aufgrund eines Vertrags ganz oder teilweise 
dem Eigentümer überlassen. In dem Vertrag ist 
auch zu regeln, ob und wieweit die Gemeinde Vor- 
auszahlungen zur Deckung der Kosten gewährt. 

(2) Die Durchführung der Baumaßnahmen bleibt 
den Eigentümern überlassen, soweit die zügige und 
zweckmäßige Durchführung durch sie gewährlei- 
stet ist. 

(3) Ist die zügige und zweckmäßige Durchführung 
der vertraglich übernommenen Ordnungsmaßnah- 
men oder der Baumaßnahmen durch einzelne Ei- 
gentümer nicht gewährleistet, so hat die Gemeinde 
insoweit für die Durchführung der Maßnahmen zu 
sorgen oder sie selbst zu übernehmen. Bei der Prü- 
fung, ob die zügige und zweckmäßige Durchführung 
gewährleistet ist, ist für den Fall, daß der Eigentü- 
mer sich bei Vorbereitung oder Durchführung der 
Maßnahmen eines Betreuers oder Beauftragten sei- 
ner Wahl bedient, auch dies zu berücksichtigen. 

(4) Haben sich die Eigentümer der im Sanie- 
rungsgebiet oder einem Teil dieses Gebiets liegen- 
den Grundstücke für die gemeinsame Durchfüh- 
rung der Sanierung oder bestimmter Sanierungs- 
maßnahmen zu einer juristischen Person zusam- 
mengeschlossen und ist das Eigentum an ihren 
Grundstücken auf die juristische Person überge- 
gangen, so tritt diese an die Stelle der bisherigen 
Eigentümer.“ 

Satz 1 dieser Vorschrift, nach dem die Durchfüh- 
rung der Ordnungsmaßnahmen Aufgabe der Ge- 
meinde ist, soll dem Absatz 1 zugeordnet werden 
(vgl. erster Halbsatz). 

Die vorgesehene Regelung des Absatzes 2 Satz 1 
entspricht § 13 Abs. 1 Satz 2 des Städtebauförde- 
rungsgesetzes. Dabei besteht kein Bedürfnis, § 13 
Abs. 1 Satz 3 des geltenden Rechts zu übernehmen; 
die Gemeinde ist nicht verpflichtet, Vorauszahlun- 
gen zur Deckung der Kosten von Ordnungsmaßnah- 
men zu gewähren. Werden Vorauszahlungen ge- 
währt, kann die Gemeinde dies auch weiterhin im 
Vertrag regeln. 

Absatz 2 Satz 2 entspricht § 13 Abs. 3 Satz 1 des 
Städtebauförderungsgesetzes, wobei sich die Vor- 
schrift entsprechend der neuen Gliederung auf Ord- 


nungsmaßnahmen beschränkt. Kein Bedürfnis be- 
steht hingegen für die Beibehaltung des § 13 Abs. 3 
Satz 2 des Städtebauförderungsgesetzes, da bei der 
Prüfung, ob die zügige und zweckmäßige Durchfüh- 
rung von Ordnungsmaßnahmen durch den Eigentü- 
mer gewährleistet ist, die Einschaltung eines Be- 
treuers oder Beauftragten berücksichtigt werden 
muß. 

Entfallen soll weiterhin die Regelung des § 13 Abs. 4 
des Städtebauförderungsgesetzes über Eigentümer- 
zusammenschlüsse. In der Sanierungspraxis haben 
derartige Zusammenschlüsse keine Bedeutung er- 
langen können. Das gleiche gilt für die Regelungen 
der §§ 14 und 60 des Städtebauförderungsgesetzes 
über Sanierungs- und Entwicklungsgemeinschaf- 
ten, für die ein Ausführungsgesetz gemäß Absatz 2 
dieser Vorschriften nicht erlassen worden ist. 

Zu § 145 (Baumaßnahmen) 

Absatz 1 Satz 1 entspricht § 13 Abs. 2 und 3 des Städ- 
tebauförderungsgesetzes, soweit dort Baumaßnah- 
men geregelt sind (vgl. Begründung zu § 144). Mit 
den Nummern 1 und 2 soll klargestellt werden, wel- 
che Baumaßnahmen der Gemeinde obliegen. 
Hierzu gehören entsprechend § 13 Abs. 3 auch die 
dem Eigentümer überlassenen Baumaßnahmen, 
wenn durch diesen die zügige und zweckmäßige 
Durchführung nicht gewährleistet ist. Satz 2 ent- 
spricht — bezogen auf Baumaßnahmen — § 12 
Abs. 1 Satz 3 des Städtebauförderungsgesetzes. 

Absatz 2 entspricht § 12 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 des Städ- 
tebauförderungsgesetzes. Die Aufzählung ist wie 
die des geltenden Rechts nicht abschließend; daher 
kann die Bestimmung entfallen, nach der zu den 
Baumaßnahmen auch „die Verwirklichung der son- 
stigen nach dem Bebauungsplan festgesetzten 
Nutzung“ gehört. Zusätzlich zum geltenden Recht 
soll durch Nummer 4 klargestellt werden, daß zu 
den Baumaßnahmen auch die Verlagerung oder Än- 
derung von Betrieben gehört. 

Zu § 146 (Kosten- und Finanzierungsübersicht) 

Die Vorschrift entspricht § 38 des Städtebauförde- 
rungsgesetzes, der folgenden Wortlaut hat: 

„§ 38 

Kosten- und Finanzierungsübersicht 

(1) Nach der förmlichen Festlegung des Sanie- 
rungsgebiets hat die Gemeinde nach dem Stand der 
Planung eine Kosten- und Finanzierungsübersicht 
für die Durchführung der Sanierung aufzustellen, 
sie mit den Kosten- und Finanzierungsvorstellun- 
gen anderer Träger öffentlicher Belange, deren 
Aufgabenbereich durch die Sanierung berührt wird, 
abzustimmen und der höheren Verwaltungsbe- 
hörde vorzulegen. 

(2) Die Gemeinde und die höhere Verwaltungs- 
behörde können von anderen Trägern öffentlicher 
Belange Auskunft über deren eigene Absichten im 
Sanierungsgebiet und ihre Kosten- und Finanzie- 
rungsvorstellungen verlangen. Die höhere Verwal- 
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tungsbehörde kann von der Gemeinde Ergänzun- 
gen oder Änderungen der Kosten- und Finanzie- 
rungsübersicht verlangen. Sie hat für ein wirt- 
schaftlich sinnvolles Zusammenwirken der Ge- 
meinde und der anderen Träger öffentlicher Be- 
lange bei der Durchführung ihrer Maßnahmen zu 
sorgen und die Gemeinde bei der Beschaffung von 
Förderungsmitteln eines öffentlichen Haushalts zu 
unterstützen. 

(2a) Die Kosten- und Finanzierungsübersicht 
kann mit Zustimmung der nach Landesrecht zu- 
ständigen Behörde auf den Zeitraum der mehrjäh- 
rigen Finanzplanung der Gemeinde beschränkt 
werden. § 5 Abs. 2 Satz 4 bleibt unberührt. 

(3) § 9 Abs. 8 des Bundesbaugesetzes bleibt unbe- 
rührt.“ 

Mit der vorgeschlagenen Vorschrift werden die Fi- 
nanzierungs- und Förderungsbestimmungen des 
Städtebauförderungsgesetzes nicht übernommen 
(vgl. die Begründung im Allgemeinen Teil, A I 9, 
II 7 a). Die vorgeschlagene Regelung beschränkt 
sich — unbeschadet der Förderung — auf die sanie- 
rungsrechtlich auch weiterhin gebotene Kosten- 
und Finanzierungsplanung, um die Durchführung 
der Sanierung bodenrechtlich zu sichern. Absatz 2 a 
des Städtebauförderungsgesetzes kann entfallen. 
Ebenso kann Absatz 3 entfallen, weil der Fortfall 
der Vorschriften über die Kosten und die Finanzie- 
rung für die Verwirklichung eines Bebauungsplans 
vorgesehen ist. 

Absatz 1 entspricht § 38 Abs. 1 des Städtebauförde- 
rungsgesetzes. Da es zweckmäßig sein kann, die 
Kosten- und Finanzierungsübersicht auch schon 
vor förmlicher Festlegung des Sanierungsgebiets 
aufzustellen, soll die bisher einengende Bestim- 
mung des frühestmöglichen Zeitpunktes entfallen. 

Mit Absatz 2 soll klargestellt werden, daß nur die 
von der Gemeinde als Kosten der Gesamtmaß- 
nahme zu tragenden Kosten in die Kostenübersicht 
aufzunehmen sind. Dies entspricht der Praxis sowie 
einem Vorschlag der Fachkommission „Städtebau- 
förderung“ der ARGEBAU. 

Nach Absatz 3 soll die Gemeinde folgerichtig nur 
die von ihr aufzubringenden Finanzierungsmittel in 
der Finanzierungsübersicht angeben; die Finan- 
zierungs- und Förderungsmittel auf anderer ge- 
setzlicher Grundlage sowie Finanzierungsvorstel- 
lungen anderer Träger öffentlicher Belange sollen 
hingegen nur nachrichtlich angegeben werden. 
Auch diese Regelung entspricht einem Vorschlag 
der Fachkommission „Städtebauförderung“ der 
ARGEBAU. 

Absatz 4 entspricht wiederum § 38 Abs. 2 des Städte- 
bauförderungsgesetzes. 

Zu § 147 (Ersatz für Änderungen von Einrichtun- 
gen, die der öffentlichen Versorgung die- 
nen) 

Die Vorschrift entspricht §24 des Städtebauförde- 
rungsgesetzes, der folgenden Wortlaut hat: 


„§ 24 

Ersatz für Änderungen von Einrichtungen, 
die der öffentlichen Versorgung dienen 

(1) Stehen in einem förmlich festgelegten Sanie- 
rungsgebiet Anlagen der öffentlichen Versorgung 
mit Elektrizität, Gas, Wasser oder Wärme, Anlagen 
der Abwasserwirtschaft oder Fernmeldeanlagen 
der Deutschen Bundespost infolge der Durchfüh- 
rung der Sanierung nicht mehr zur Verfügung und 
sind besondere Aufwendungen erforderlich, die 
über das bei ordnungsgemäßer Wirtschaft erforder- 
liche Maß hinausgehen, zum Beispiel der Ersatz 
oder die Verlegung dieser Anlagen, so hat die Ge- 
meinde dem Träger der Aufgabe, die ihm dadurch 
entstehenden Kosten zu erstatten. Vorteile und 
Nachteile, die dem Träger der Aufgabe im Zusam- 
menhang damit entstehen, sind auszugleichen. 

(2) Kommt eine Einigung über die Höhe des Er- 
stattungsbetrags nicht zustande, so entscheidet die 
höhere Verwaltungsbehörde. Vor der Entscheidung 
sind die Beteiligten zu hören. Die Entscheidung 
kann nur durch Antrag auf gerichtliche Entschei- 
dung nach dem Neunten Teil des Bundesbaugeset- 
zes angefochten werden.“ 

Mit der vorgesehenen Änderung des Absatzes 2 soll 
die geltende Rechtslage verdeutlicht werden. §24 
Abs. 2 Satz 2 des geltenden Rechts kann im Hin- 
blick auf die Regelung des § 28 des Verwaltungsver- 
fahrensgesetzes entfallen. § 24 Abs. 2 Satz 3 des gel- 
tenden Rechts soll in § 217 Abs. 1 Satz 1 des Ent- 
wurfs geregelt werden. 


Zu § 148 (Abgaben- und Auslagenbefreiung) 

Die vorgesehene Vorschrift entspricht § 76 des 
Städtebauförderungsgesetzes, der folgenden Wort- 
laut hat: 

„§76 

Abgabenfreiheit 

(1) Frei von Gebühren, Auslagen und ähnlichen 
Abgaben sind Geschäfte und Verhandlungen 

1. zur Vorbereitung oder Durchführung von Sanie- 
rungs- oder Entwicklungsmaßnahmen, 

2. zur Durchführung von Erwerbsvorgängeti nach 
§77, 

3. zur Gründung oder Auflösung eines Unterneh- 
mens, dessen Geschäftszweck ausschließlich dar- 
auf gerichtet ist, als Sanierungs- oder Entwick- 
lungsträger tätig zu werden, 

4. zur Gründung oder Auflösung von Zusammen- 
schlüssen im Sinne des § 13 Abs. 4 sowie der §§ 14 
und 60 oder zur Beteiligung an derartigen Zu- 
sammenschlüssen. 

(2) Die Abgabenfreiheit gilt nicht für die Kosten 
eines Rechtsstreits. Unberührt bleiben Regelungen 
nach landesrechtlichen Vorschriften.“ 

Absatz 1 entspricht Absatz 1 des geltenden Rechts; 
die Überschrift soll dabei § 79 angeglichen werden. 
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Die Ergänzung des Einleitungssatzes dient der 
Klarstellung. Schon nach geltendem Recht sind die 
in dieser Vorschrift genannten Geschäfte und Ver- 
handlungen von gebühren- und auslage ähnlichen 
Abgaben befreit; Vorschriften, die auf Befreiung, 
Erlaß, Ermäßigung oder zumindest zeitlichen Auf- 
schub einer Steuerschuld abzielen, enthalten dage- 
gen die einschlägigen steuerrechtlichen Bestim- 
mungen. Nummer 4 des geltenden Rechts soll dabei 
— wegen ihrer Bedeutungslosigkeit — aufgehoben 
werden (vgl. Begründung zu § 144). In der vorge- 
schlagenen Nummer 2 kann ferner auch der Hin- 
weis auf den mit dem Grunderwerb Steuer gesetz 
1983 aufgehobenen § 77 des Städtebauförderungsge- 
setzes entfallen. In dem vorgeschlagenen Absatz 3 
sollen statt dessen die Erwerbsvorgänge im Sinne 
des Abs. 1 Nr. 2 konkretisiert werden. Die Vorschrift 
entspricht den einschlägigen Regelungen des §77 
des Städtebauförderungsgesetzes in der bis zum 
1. Januar 1983 geltenden Fassung. 

Zu §149 (Anwendungsbereich; Sanierungsver- 
merk) 

Absatz 1 entspricht § 5 Abs. 1 des Städtebauförde- 
rungsgesetzes (vgl. Begründung zu § 142 Abs. 3). 

Absatz 2 entspricht §5 Abs. 4 des Städtebauförde- 
rungsgesetzes; vgl. hierzu wiederum die Begrün- 
dung zu § 142 Abs. 3 bis 6. Satz 2 soll der Beseitigung 
von Zweifelsfragen in der Praxis dienen. 

Zu § 150 (Wirkung der förmlichen Festlegung) 

Die Vorschrift entspricht § 6 des Städtebauförde- 
rungsgesetzes, der folgenden Wortlaut hat: 

„§6 

Wirkungen der förmlichen Festlegung 

(1) Im förmlich festgelegten Sanierungsgebiet 
sind die Vorschriften über den Verkehr mit land- 
und forstwirtschaftlichen Grundstücken nur anzu- 
wenden, wenn es sich um die Veräußerung der Wirt- 
schaftsstelle eines land- oder forstwirtschaftlichen 
Betriebs oder solcher Grundstücke handelt, die in 
dem Bebauungsplan für die Neugestaltung des Sa- 
nierungsgebiets als Flächen für die Landwirtschaft 
oder für die Forstwirtschaft ausgewiesen sind. 

(2) Die §§ 14 bis 22 und 51 des Bundesbaugesetzes 
sind bei Vorhaben und Rechtsvorgängen, die nach 
der förmlichen Festlegung des Sanierungsgebiets 
vorgenommen werden, nicht anzuwenden. Entschä- 
digungsansprüche nach den §§ 18 und 21 des Bun- 
desbaugesetzes, die vor der förmlichen Festlegung 
des Sanierungsgebiets entstanden sind, bleiben un- 
berührt. 

(3) Die förmliche Festlegung des Sanierungsge- 
biets gilt als eine Änderung der rechtlichen oder 
tatsächlichen Voraussetzungen im Sinne des §21 
Abs. 2 des Bundesbaugesetzes. Wird aus den in 
Satz 1 genannten Gründen nach der förmlichen 
Festlegung des Sanierungsgebiets eine Baugeneh- 
migung versagt, so ist eine Entschädigung nach den 
Vorschriften des § 21 Abs. 2 und 3 des Bundesbauge- 
setzes zu leisten. 


(4) Mit der förmlichen Festlegung des Sanie- 
rungsgebiets tritt eine bestehende Veränderungs- 
sperre nach § 14 des Bundesbaugesetzes außer 
Kraft. Ein Bescheid über die Zurückstellung des 
Baugesuchs nach § 15 Abs: 1 des Bundesbaugeset- 
zes wird wirksam. 

(5) Hat die Umlegungsstelle vor der förmlichen 
Festlegung des Sanierungsgebiets in einem Umle- 
gungsverfahren, das sich auf Grundstücke im Ge- 
biet bezieht, den Umlegungsplan nach § 66 des Bun- 
desbaugesetzes aufgestellt oder ist eine Vorwegent- 
scheidung nach § 76 des Bundesbaugesetzes getrof- 
fen worden, so bleibt es dabei. 

(6) Hat die Enteignungsbehörde vor der förmli- 
chen Festlegung des Sanierungsgebiets den Enteig- 
nungsbeschluß nach § 113 des Bundesbaugesetzes 
für ein in dem Gebiet gelegenes Grundstück erlas- 
sen oder ist eine Einigung nach § 110 des Bundes- 
baugesetzes beurkundet worden, so sind die Vor- 
schriften des Bundesbaugesetzes weiter anzuwen- 
den. 

(7) Werden im förmlich festgelegten Sahierungs- 
gebiet Erschließungsanlagen im Sinne des § 127 
Abs. 2 des Bundesbaugesetzes hergestellt, erweitert 
oder verbessert, so sind Vorschriften über die Erhe- 
bung von Beiträgen für diese Maßnahmen nicht an- 
zuwenden. Beitragspflichten, die vor der förmlichen 
Festlegung entstanden sind, bleiben unberührt.“ 

Der Regelungsgehalt des § 6 Abs. 1 des Städtebau- 
förderungsgesetzes soll zusammen mit § 22 des 
Bundesbaugesetzes inhaltsgleich durch die vorge- 
schlagene Regelung des § 191 ersetzt werden. 

Absatz 1 entspricht § 6 Abs. 2 des Städtebauförde- 
rungsgesetzes. 

Absatz 3 entspricht § 6 Abs. 4 des Städtebauförde- 
rungsgesetzes. 

Absatz 4 entspricht § 6 Abs. 7 des Städtebauförde- 
rungsgesetzes. Dabei soll klargestellt werden, daß 
die Vorschriften über die Erhebung von Beiträgen 
für im förmlich festgelegten Sanierungsgebiet her- 
gestellte, erweiterte oder verbesserte Erschlie- 
ßungsanlagen im Sinne des § 127 Abs. 2 des Bundes- 
baugesetzes nur für die im Sanierungsgebiet gele- 
genen Grundstücke keine Anwendung finden; für 
die außerhalb des Sanierungsgebiets gelegenen 
Grundstücke finden die Vorschriften in den ge- 
nannten Fällen demzufolge Anwendung (vgl. 
BVerwG, Urt. vom 21. Oktober 1983 — 8 C 40, 32 — , 
ZfBR 1984, 46 f.). 

Die Absätze 5 und 6 entsprechen wiederum § 6 
Abs. 5 und 6 des Städtebauförderungsgesetzes. 


Zu §§ 151, 152 (Genehmigungspflichtige Vorhaben 
und Rechtsvorgänge; Genehmi- 
gung) 

Die vorgeschlagenen Vorschriften entsprechen § 15 
des Städtebauförderungsgesetzes, der folgenden 
Wortlaut hat: 
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„§ 15 

Genehmigungspflichtige Vorhaben und 
Rechtsvorgänge 

(1) Im förmlich festgelegten Sanierungsgebiet be- 
dürfen zu ihrer Wirksamkeit der schriftlichen Ge- 
nehmigung: 

1. die rechtsgeschäftliche Veräußerung eines 
Grundstücks und die Bestellung und Veräuße- 
rung eines Erbbaurechts; 

2. die Bestellung eines das Grundstück belastenden 
Rechts; dies gilt nicht für die Bestellung eines 
Rechts, das mit der Durchführung von Baumaß- 
nahmen im Sinne des § 12 Abs. 1 Nr. 2 im Zusam- 
menhang steht; 

3. ein schuldrechtlicher Vertrag, durch den eine 
Verpflichtung zu einem der in Nummer 1 oder 2 
genannten Rechtsgeschäfte begründet wird; ist 
der schuldrechtliche Vertrag genehmigt worden, 
so gilt auch das in Ausführung dieses Vertrags 
vorgenommene dingliche Rechtsgeschäft als ge- 
nehmigt; 

4. Vereinbarungen, durch die ein schuldrechtliches 
Vertragsverhältnis über den Gebrauch oder die 
Nutzung eines Grundstücks, Gebäudes oder Ge- 
bäudeteils auf bestimmte Zeit von mehr als ei- 
nem Jahr eingegangen oder verlängert wird; 

5. die Teilung eines Grundstücks. 

(2) Im förmlich festgelegten Sanierungsgebiet 
dürfen nur mit schriftlicher Genehmigung 

1. erhebliche Veränderungen der Erdoberfläche 
oder wesentlich wertsteigernde sonstige Verän- 
derungen der Grundstücke vorgenommen wer- 
den; 

2. nicht genehmigungsbedürftige, aber wertstei- 
gernde bauliche Anlagen errichtet oder wertstei- 
gernde Änderungen solcher Anlagen vorgenom- 
men werden; 

3. genehmigungsbedürftige bauliche Anlagen er- 
richtet oder geändert werden; 

4. bauliche Anlagen beseitigt werden, für deren Er- 
richtung eine bauauf sichtliche Genehmigung er- 
forderlich wäre. 

(3) Die Genehmigung darf nur versagt werden, 
wenn Grund zu der Annahme besteht, daß das Vor- 
haben, der Rechtsvorgang oder die mit ihm erkenn- 
bar bezweckte Nutzung die Durchführung der Sa- 
nierung unmöglich machen oder wesentlich er- 
schweren oder dem Sanierungszweck zuwiderlau- 
fen würde. Eine wesentliche Erschwerung der Sa- 
nierung liegt auch vor, wenn bei der rechtsgeschäft- 
lichen Veräußerung eines Grundstücks sowie bei 
der Bestellung oder Veräußerung eines Erbbau- 
rechts der vereinbarte Gegenwert für das Grund- 
stück oder das Recht über dem Wert liegt, der sich 
in Anwendung des § 23 ergibt. Beabsichtigt die Ge- 
nehmigungsbehörde, die Genehmigung aus den in 
Satz 2 genannten Gründen zu versagen, so soll sie 
ein Gutachten des Gutachteraus Schusses (§ 137 des 
Bundesbaugesetzes) einholen. 


(4) Die Genehmigung ist zu erteilen, wenn die 
wesentliche Erschwerung dadurch beseitigt wird, 
daß die Beteiligten für den Fall der Durchführung 
der Sanierung für sich und ihre Rechtsnachfolger 

1. in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 2, 3 oder 4 auf 
Entschädigung für die Aufhebung des Rechts so- 
wie für wertsteigernde Änderungen verzichten, 
die aufgrund dieser Rechte vorgenommen wer- 
den; 

2. in den Fällen des Absatzes 2 Nr. 1, 2 oder 3 auf 
Entschädigung für die durch das Vorhaben her- 
beigeführten Wertsteigerungen sowie für wert- 
steigernde Änderungen, die aufgrund der mit 
dem Vorhaben bezweckten Nutzung vor genom- 
men werden, verzichten. 

(5) Die Genehmigung wird durch die Gemeinde 
erteilt. Sie kann unter Auflagen, in den Fällen des 
Absatzes 1 Nr. 4 und des Absatzes 2 Nr. 1, 2 oder 3 
auch befristet oder bedingt erteilt werden. § 51 
Abs. 4 Satz 2 und 3 des Bundesbaugesetzes findet 
entsprechend Anwendung. 

(5a) Die Gemeinde kann für bestimmte Fälle der 
Absätze 1 und 2 die Genehmigung für das Sanie- 
rungsgebiet oder Teile desselben allgemein ertei- 
len; sie hat dies ortsüblich bekanntzumachen. 

(6) Nachdem der Antrag mit den erforderlichen 
Unterlagen bei der Gemeinde eingegangen ist, hat 
sie nach § 19 Abs. 3 Satz 3 bis 6 des Bundesbauge- 
setzes zu verfahren. 

(7) Wird die Genehmigung versag, so kann der 
Eigentümer von der Gemeinde die Übernahme des 
Grundstücks verlangen, wenn und soweit es ihm 
mit Rücksicht auf die Durchführung der Sanierung 
wirtschaftlich nicht mehr zuzumuten ist, das 
Grundstück zu behalten oder es in der bisherigen 
oder einer anderen zulässigen Art zu nutzen. Lie- 
gen die Flächen eines land- oder forstwirtschaftli- 
chen Betriebs sowohl innerhalb als auch außerhalb 
des Sanierungsgebiets, so kann der Eigentümer von 
der Gemeinde die Übernahme sämtlicher Grund- 
stücke des Betriebs verlangen, wenn die Erfüllung 
des Übernahmeverlangens für die Gemeinde keine 
unzumutbare Belastung bedeutet; die Gemeinde 
kann sich auf eine unzumutbare Belastung nicht 
berufen, soweit die außerhalb des Sanierungsge- 
biets gelegenen Grundstücke nicht mehr in ange- 
messenem Umfang baulich oder wirtschaftlich ge- 
nutzt werden können. Kommt eine Einigung über 
die Übernahme nicht zustande, so kann der Eigen- 
tümer die Entziehung des Eigentums an dem 
Grundstück verlangen. Für die Entziehung des Ei- 
gentums gelten die Vorschriften des Fünften Teils 
des Bundesbaugesetzes entsprechend. 

(8) Auf die Genehmigung nach Absatz 1 ist § 23 
des Bundesbaugesetzes entsprechend anzuwenden. 

(9) Vorhaben und Rechtsvorgänge bedürfen kei- 
ner Genehmigung, wenn die Gemeinde oder der Sa- 
nierungsträger für das Treuhandvermögen als Ver- 
tragsteil oder Eigentümer beteiligt ist. Sie dürfen 
beim Erwerb eines Grundstücks keinen höheren 
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Kaufpreis vereinbaren, als er sich bei entsprechen- 
der Anwendung des § 23 ergibt. 

(10) Absatz 1 gilt nicht für Rechtsvorgänge, die 
Zwecken der Landesverteidigung dienen. Ist ein 
Grundstück in ein Planfeststellungsverfahren nach 
den in § 38 des Bundesbaugesetzes bezeichneten 
Rechtsvorschriften einbezogen, so ist die Genehmi- 
gung nach Absatz 1 für den rechtsgeschäftlichen 
Erwerb dieses Grundstücks durch den Bedarfsträ- 
ger nicht erforderlich. Der Bedarfsträger darf kei- 
nen höheren Kaufpreis vereinbaren, als er sich bei 
entsprechender Anwendung des § 23 ergibt. Die 
Vorschrift des § 37 des Bundesbaugesetzes über 
bauliche Maßnahmen des Bundes und der Länder 
bleibt unberührt. 

(11) Absatz 1 gilt nicht für Verträge zum Zwecke 
der Vorwegnahme der Erbfolge. 

(12) Absatz 2 gilt nicht für Vorhaben, die vor der 
förmlichen Festlegung des Sanierungsgebiets bau- 
rechtlich genehmigt worden sind, sowie für Unter- 
haltungsarbeiten und die Fortführung einer bisher 
ausgeübten Nutzung.“ 

Der bisherige § 15 des Städtebauförderungsgesetzes 
soll in §§ 150 und 151 des Entwurfs übersichtlicher 
geregelt werden. Dabei sollen in § 150 die Vorschrif- 
ten über die genehmigungspflichtigen Vorhaben 
und Rechtsvorgänge, in § 151 diejenigen zum Ver- 
fahren verankert werden. 

§ 151 Abs. 1 bis 3 entspricht § 15 Abs. 1, 2 und 5a des 
Städtebauförderungsgesetzes. Absatz 2 wird dabei 
der vorgesehenen Regelung über die Veränderungs- 
sperre angeglichen (vgl. Begründung zu § 14). 

Der vorgesehene § 150 Abs. 4 soll die Fälle zusam- 
menfassen, die schon nach geltendem Recht keiner 
Genehmigung bedürfen; 

Nummer 1 entspricht § 15 Abs. 9 des Städtebauför- 
derungsgesetzes. Dabei soll Satz 2 der geltenden 
Vorschrift im Interesse einer besseren Gliederung 
des Gesetzes dem § 154 zugeordnet werden (vgl. 
§ 154 Abs. 2). 

Nummer 2 entspricht § 15 Abs. 11 des Städtebauför- 
derungsgesetzes. 

Nummer 3 entspricht § 15 Abs. 12 des Städtebauför- 
derungsgesetzes. 

Nummer 4 entspricht § 15 Abs. 10 Satz 1 des Städte- 
bauförderungsgesetzes. 

Nummer 5 entspricht § 15 Abs. 10 Satz 2 des Städte- 
bauförderungsgesetzes. Während Satz 3 mit den 
entsprechenden Regelungen für die Gemeinde und 
Sanierungsträger in § 154 Abs. 2 zusammengefaßt 
werden soll, kann Satz 4 des geltenden Rechts ent- 
fallen. Die Vorschrift hat nur klarstellende Bedeu- 
tung. 

Der vorgeschlagene § 152 Abs. 1 Satz 1 soll nunmehr 
klarstellen, daß über die Genehmigung binnen drei 
Monaten nach Eingang des Antrags bei der Ge- 
meinde zu entscheiden ist. Dies entspricht dem gel- 
tenden Recht. Kann die Prüfung des Antrags in die- 


ser Zeit nicht abgeschlossen werden, so ist nach 
Satz 2 § 19 Abs. 3 Satz 4 bis 6 entsprechend anzu- 
wenden (vgl. § 15 Abs. 6 des Städtebauförderungsge- 
setzes). 

§152 Abs. 2 entspricht § 15 Abs. 3 des Städtebauför- 
derungsgesetzes. Die Genehmigungsbehörde soll al- 
lerdings nicht mehr gehalten sein, ein Gutachten 
des Gutachterausschusses einzuholen, wenn die 
rechts geschäftliche Veräußerung eines Grund- 
stücks oder die Bestellung oder Veräußerung eines 
Erbbaurechts versagt werden soll, weil der verein- 
barte Gegenwert über dem sich in Anwendung des 
§ 154 ergebenden Wert liegt. Sofern sie dieses den- 
noch beabsichtigt, hat sie nach § 193 ein entspre- 
chendes Antragsrecht. 

§ 152 Abs. 3 bis 5 entspricht § 15 Abs. 4, 5 Satz 2 und 
Abs. 7 des Städtebauförderungsgesetzes unter An- 
gleichung an die geänderten Rechtsvorschriften. 

§ 152 Abs. 6 entspricht § 15 Abs. 8 des Städtebauför- 
derungsgesetzes, wobei zur Erleichterung des Ver- 
waltungsvollzuges in den Fällen, in denen die Ge- 
meinde nach § 151 Abs. 3 die Genehmigung allge- 
mein erteilt hat, auf Antrag ein Zeugnis hierüber zu 
erteilen ist. 


Zu §153 (Umlegung) 

Die vorgeschlagene Regelung entspricht § 16 des 
Städtebauförderungsgesetzes, der folgende Fas- 
sung hat: 

,,§ 16 

Bodenordnung 

(1) Wird im förmlich festgelegten Sanierungsge- 
biet eine Umlegung eingeleitet, so entfällt die Ein- 
tragung eines Umlegungsvermerks. 

(2) Wird im förmlich festgelegten Sanierungsge- 
biet eine Umlegung durchgeführt, so findet § 58 des 
Bundesbaugesetzes über die Verteilung nach dem 
Verhältnis der Flächen keine Anwendung. Für die 
Ermittlung von Werten nach § 57 Satz 2, § 59 Abs. 5 
und § 60 Satz 1 des Bundesbaugesetzes gilt § 23 ent- 
sprechend. Bei der Ermittlung von Werten nach § 57 
Satz 3 und 4, § 59 Abs. 4 und § 60 Satz 2 des Bundes- 
baugesetzes sind die Wertänderungen zu berück- 
sichtigen, die durch die rechtliche und tatsächliche 
Neuordnung des Sanierungsgebiets eintreten.“ 

§ 16 Abs. 1 des Städtebauförderungsgesetzes über 
die Nichteintragung eines Umlegungsvermerks für 
Grundstücke im Sanierungsgebiet soll entfallen. 
Dies soll der Erleichterung und Vereinfachung die- 
nen, weil eine Sonderregelung entfällt. 

Im übrigen sollen mit der vorgeschlagenen Gliede- 
rung in Absatz 1 die Nichtanwendung der Umle- 
gung mit einer Verteilung nach Flächen (§ 58) und 
in Absatz 2 die besonderen Maßgaben für die Umle- 
gung mit einer Verteilung nach Werten eigenstän- 
dig geregelt werden. 
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Zu § 154 (Bemessung von Ausgleichs- und Entschä- 
digungsleistungen; Kaufpreise) 

Absatz 1 entspricht § 23 Abs. 1 und 2 des Städtebau- 
förderungsgesetzes. § 23 des Städtebauförderungs- 
gesetzes hat folgenden Wortlaut: 

„§ 23 

Bemessung von Ausgleichs- 
und Entschädigungsleistungen 

(1) Sind aufgrund von Maßnahmen, die der Vor- 
bereitung oder Durchführung der Sanierung im 
förmlich festgelegten Sanierungsgebiet dienen, 
nach den Vorschriften des Bundesbaugesetzes oder 
dieses Gesetzes Ausgleichs- oder Entschädigungs- 
leistungen zu gewähren, so werden die Vorschriften 
des Dritten bis Fünften Teils des Bundesbaugeset- 
zes angewandt, soweit dieses . Gesetz nichts Beson- 
deres bestimmt; dies gilt insbesondere für Entschä- 
digungen nach § 95 oder 96 des Bundesbaugesetzes 
für einen eintretenden Rechtsverlust oder für an- 
dere Vermögensnachteile sowie für die Entschädi- 
gung in Land nach § 100 des Bundesbaugesetzes. 

(2) Bei der Bemessung der Ausgleichs- und Ent- 
schädigungsleistungen nach Absatz 1 werden je- 
doch Werterhöhungen, die lediglich durch die Aus- 
sicht auf die Sanierung, durch ihre Vorbereitung 
oder ihre Durchführung eingetreten sind, nur inso- 
weit berücksichtigt, als der Betroffene diese Wert- 
erhöhungen durch eigene Aufwendungen zulässi- 
gerweise bewirkt hat. Änderungen in den allgemei- 
nen Wertverhältnissen auf dem Grundstücksmarkt 
sind zu berücksichtigen. 

(3) Der Gutachterausschuß hat auf Antrag ein 
Gutachten über die nach den Absätzen 1 und 2 maß- 
gebenden Grundstückswerte einschließlich der 
Werte land- und forstwirtschaftlicher Grundstücke 
zu erstatten. 

(4) Bei der Bemessung von Ausgleichs- oder Ent- 
schädigungsleistungen aufgrund von Maßnahmen, 
die der Vorbereitung oder Durchführung der Sanie- 
rung im förmlich festgelegten Sanierungsgebiet 
dienen, bleibt eine Vereinbarung insoweit unbe- 
rücksichtigt, als sie von den üblichen Vereinbarun- 
gen in vergleichbaren Gebieten, die nicht förmlich 
festgelegte Sanierungsgebiete sind, auffällig ab- 
weicht und Tatsachen die Annahme rechtfertigen, 
daß sie getroffen worden ist, um eine Ausgleichs- 
oder Entschädigungsleistung zu erlangen.“ 

Die in § 23 Abs. 1 des Städtebauförderungsgesetzes 
ausdrücklich vor geschriebene Anwendung der Vor- 
schriften des Dritten bis Fünften Teils des Bundes- 
baugesetzes kann aufgrund der Zusammenfassung 
des Städtebauförderungsgesetzes und des Bundes- 
baugesetzes entfallen. Weiterhin kann auch die Re- 
gelung des § 23 Abs. 3 über die Erstattung von Gut- 
achten durch Gutachterausschüsse entfallen, weil 
sich das Antragsrecht bereits aus § 193 Abs. 1 her- 
leitet. Schließlich ist auch § 23 Abs. 4 des Städtebau- 
förderungsgesetzes entbehrlich. Diese Vorschrift 
findet bei der Bemessung von Entschädigungen oh- 
nehin Anwendung (§ 95 Abs. 2 Nr. 6). Im übrigen 
müssen die im § 23 Abs. 4 des Städtebauförderungs- 


gesetzes aufgeführten ungewöhnlichen Verhält- 
nisse schon nach der für die Bemessung der Ent- 
schädigung maßgeblichen Definition des Verkehrs- 
werts (§ 194) unberücksichtigt bleiben. 

Absatz 2 entspricht § 15 Abs. 9 Satz 2 und Abs. 10 
Satz 3 des Städtebauförderungsgesetzes (vgl. Be- 
gründung zu §§ 151 und 152). 

Absatz 3 Satz 1 entspricht § 25 Abs. 6 und § 35 Abs. 5 
Satz 3 des Städtebauförderungsgesetzes; Satz 2 die- 
ser Vorschrift kann im Hinblick auf das sich aus 
§193 ergebende Antrags recht wiederum entfallen. 
Satz 2 entspricht § 25 Abs. 7 des Städtebauförde- 
rungsgesetzes. 


Zu § 155 (Ausgleichsbetrag des Eigentümers) 

Mit der vorgeschlagenen Regelung sollen die Vor- 
schriften des §41 Abs. 4 bis 11 des Städtebauförde- 
rungsgesetzes und der Ausgleichsbetragsverord- 
nung ersetzt und übersichtlich zusammengefaßt 
werden. 

§41 des Städtebauförderungsgesetzes hat folgen- 
den Wortlaut: 

„§41 

Kosten der Ordnungsmaßnahmen; 
Ausgleichsbeträge 

(1) Die Kosten der Ordnungsmaßnahmen trägt 
die Gemeinde. 

(2) Zu den Kosten der Ordnungsmaßnahmen ge- 
hören alle Kosten, die bei der Durchführung der in 
§ 12 Abs. 1 Nr. 1 bezeichneten Ordnungsmaßnah- 
men entstehen, insbesondere auch 

1. Entschädigungen, soweit durch sie kein bleiben- 
der Gegenwert erlangt worden ist, 

2. Ausgaben für den Härteausgleich. 

3. Kosten der Verwirklichung des Sozialplans, so- 
weit sie bei der Durchführung der Ordnungsmaß- 
nahmen entstehen, insbesondere Kosten des Um- 
zugs von Bewohnern und Betrieben. 

(3) Zu den Kosten der Ordnungsmaßnahmen ge- 
hören nicht die persönlichen und sachlichen Kosten 
der Gemeindeverwaltung. 

(4) Der Eigentümer eines im förmlich festgeleg- 
ten Sanierungsgebiet gelegenen Grundstücks hat 
an die Gemeinde einen Ausgleichsbetrag in Geld zu 
entrichten, der der durch die Sanierung bedingten 
Erhöhung des Werts seines Grundstücks entspricht. 
Eine Vereinbarung zwischen der Gemeinde und 
dem Eigentümer über einen höheren Ausgleichs- 
betrag ist zulässig. 

(5) Die durch die Sanierung bedingte Erhöhung 
des Werts des Grundstücks besteht aus dem Unter- 
schied zwischen dem Wert, der sich für das Grund- 
stück ergeben würde, wenn eine Sanierung weder 
beabsichtigt noch durchgeführt worden wäre, und 
dem Wert, der sich für das Grundstück durch die 
rechtliche und tatsächliche Neuordnung des Sanie- 
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rungsgebiets ergibt. Die Bebauung ist dabei nicht 
zu bewerten. Sind die Grundstücksgrenzen verän- 
dert worden, oder ist dem Eigentümer in einem 
Umlegungsverfahren oder in sonstiger Weise ein 
anderes Grundstück zugeteilt worden, so ist bei An- 
wendung der Sätze 1 und 2 der Unterschied zwi- 
schen dem Wert des bisherigen Grundstücks und 
dem des neuen Grundstücks festzustellen. Der Gut- 
achterausschuß hat auf Antrag ein Gutachten über 
die Erhöhung des Grundstückswerts zu erstatten. 

(6) Der Ausgleichsbetrag ist nach Abschluß der 
Sanierung (§§ 50 und 51) zu entrichten. Die Ge- 
meinde kann die Ablösung im ganzen vor Abschluß 
der Sanierung zulassen; dabei ist von der nach dem 
Sanierungsziel zulässigen Nutzung auszugehen. 

(6 a) Auf den Ausgleichsbetrag sind anzurechnen 

1. die durch die Sanierung entstandenen Vorteile 
oder Werterhöhungen des Grundstücks, die be- 
reits in einem anderen Verfahren, insbesondere 
in einem Enteignungsverfahren berücksichtigt 
worden sind; für Umlegungsverfahren bleibt Ab- 
satz 7 Nr. 2 unberührt, 

2. die Werterhöhung des Grundstücks, die der Ei- 
gentümer zulässigerweise durch eigene Aufwen- 
dungen bewirkt hat, 

3. die dem Eigentümer entstandenen Kosten der 
Ordnungsmaßnahmen. 

(7) Ein Ausgleichsbetrag entfällt, 

1. soweit der Eigentümer beim Erwerb des Grund- 
stücks als Teil des Kaufpreises bereits einen den 
Vorschriften der Absätze 4 bis 6 a entsprechen- 
den Betrag zulässigerweise entrichtet hat oder 

2. wenn eine Umlegung nach Maßgabe des § 16 
durchgeführt worden ist; wird der Bebauungs- 
plan nach Eintritt der Unanfechtbarkeit des Um- 
legungsplans, aber vor Abschluß der Sanierung 
geändert, sind dadurch entstandene sanierungs- 
bedingte Werterhöhungen der Grundstücke 
durch Änderung des Umlegungsplans nach § 73 
Nr. 1 des Bundesbaugesetzes zu erfassen. 

(8) Die Gemeinde fordert den Ausgleichsbetrag 
durch Bescheid an; der Betrag wird einen Monat 
nach Zustellung des Bescheids fällig. Sie hat den 
Ausgleichsbetrag auf Antrag des Eigentümers in 
ein Tilgungsdarlehen umzuwandeln, sofern diesem 
nicht zugemutet werden kann, die Verpflichtung bei 
Fälligkeit mit eigenen oder fremden Mitteln zu er- 
füllen. Sie soll den zur Finanzierung der Neubebau- 
ung, Modernisierung oder Instandsetzung erforder- 
lichen Grundpfandrechten den Vorrang vor einem 
zur Sicherung ihres Tilgungsdarlehens bestellten 
Grundpfandrecht einräumen. 

(8 a) Die Gemeinde kann für das Sanierungsge- 
biet oder für zu bezeichnende Teile des Sanierungs- 
gebiets von der Festsetzung des Ausgleichsbetrags 
absehen, wenn 

1. eine geringfügige Bodenwerterhöhung gutacht- 
lich ermittelt worden ist und 


2. der Verwaltungsaufwand für die Erhebung des 

Ausgleichsbetrags in keinem Verhältnis zu den 

möglichen Einnahmen steht. 

Die Entscheidung nach Satz 1 kann auch getroffen 
werden, bevor die Sanierung abgeschlossen ist. Die 
Entscheidung bedarf der Zustimmung der höheren 
Verwaltungsbehörden. 

(9) § 135 Abs. 5 des Bundesbaugesetzes ist auf den 
Ausgleichsbetrag entsprechend anzuwenden. Die 
Freistellung bedarf der Zustimmung der höheren 
Verwaltungsbehörde. 

(10) Die Gemeinde kann von dem Eigentümer auf 
den nach den Absätzen 4 bis 6 a zu entrichtenden 
Ausgleichsbetrag Vorauszahlungen verlangen, so- 
bald die beabsichtigten Sanierungsmaßnahmen auf 
dem Grundstück und die seine zweckentsprechende 
Nutzung beeinflussenden sonstigen Sanierungs- 
maßnahmen durchgeführt sind und das Grundstück 
entsprechend den Festsetzungen des Bebauungs- 
plans genutzt wird. Die Vorschriften des Absatzes 8 
gelten entsprechend. 

(11) Sind dem Eigentümer Kosten der Ordnungs- 
maßnahmen entstanden, so hat die Gemeinde sie 
ihm zu erstatten, soweit sie über den nach den Ab- 
sätzen 4 bis 6 a ermittelten Ausgleichsbetrag hin- 
ausgehen.“ 

Die finanzierungs- und förderungsrechtlichen Be- 
stimmungen des § 41 Abs. 1 bis 3 des Städtebauför- 
derungsgesetzes sollen nicht in das Baugesetzbuch 
übernommen werden (vgl. Begründung im Allge- 
meinen Teil, A II 7 a). Durch §§ 155 und 156 sollen 
die Vorschriften des §41 Abs. 4 bis 11 des Städte- 
bauförderungsgesetzes und der Ausgleichsbetrags- 
verordnung übersichtlich in zwei Vorschriften zu- 
sammengefaßt werden. Die Ausgleichsbetragsver- 
ordnung soll gleichzeitig aufgehoben werden. Dane- 
ben ist die Wertermittlungsverordnung dem vorge- 
sehenen Recht anzupassen; der wertermittlungs- 
technische Regelungsgehalt der Ausgleichsbetrags- 
verordnung kann — soweit ein Regelungsbedarf 
verbleibt — in die Wertermittlungsverordnung ein- 
gehen. 

Absatz 1 entspricht mit seinem Wortlaut § 41 Abs. 4 
Satz 1 des Städtebauförderungsgesetzes und § 7 
Abs. 1 Satz 2 der Ausgleichsbetragsverordnung. 

Mit dem Hinweis in dem vor geschlagenen Absatz 1, 
nach dem Ausgleichsbeträge zur Finanzierung der 
Sanierung erhoben werden, soll gleichzeitig die Re- 
gelung des §48 des Städtebauförderungsgesetzes 
ersetzt werden. Die Erhebung von Ausgleichsbeträ- 
gen wird demzufolge durch die Kosten begrenzt, die 
der Gemeinde ausgabenmäßig bei der Vorbereitung 
und Durchführung der Sanierung entstehen. Dies 
wirkt sich aber erst bei der Abrechnung der Ge- 
samtmaßnahme aus; bisher sind Fälle nicht be- 
kanntgeworden, daß Überschüsse aus der Sanie- 
rung an die Eigentümer nach Maßgabe des § 48 des 
Städtebauförderungsgesetzes zu verteilen sind. Zu- 
gleich wird der beitrags ähnliche Charakter des 
Ausgleichsbetrags, der ihn von einer allgemeinen 
„Wertabschöpfung“ unterscheidet, hervorgehoben. 
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Absatz 2 entspricht § 41 Abs. 5 Satz 1 des Städtebau- 
förderungsgesetzes; dabei soll die Vorschrift durch 
die jeweiligen Bezeichnungen der für den Aus- 
gleichsbetrag maßgeblichen Werte (Anfangs- und 
Endwert) entsprechend § 2 Abs. 1 Satz 2 der Aus- 
gleichsbetragsverordnung ergänzt werden. In der 
Praxis haben sich diese Begriffe durchgesetzt. 
Gleichzeitig soll klargestellt werden, daß es sich bei 
den maßgeblichen Werten jeweils um die Boden- 
werte des Grundstücks handelt; § 41 Abs. 5 Satz 2 
des geltenden Rechts wird dadurch entbehrlich. 
Entbehrlich ist auch § 41 Abs. 5 Satz 3 des Städte- 
bauförderungsgesetzes, da die Erhebung von Aus- 
gleichsbeträgen bereits schon nach geltendem 
Recht entfällt, wenn eine Umlegung nach Maßgabe 
des § 16 durchgeführt worden ist (vgl. § 41 Abs. 7 
Nr. 2 des Städtebauförderungsgesetzes). Ist das 
Grundstück in sonstiger Weise neu geordnet wor- 
den, ist für die Erhebung von Ausgleichsbeträgen 
der zum Zeitpunkt der Entstehung des Ausgleichs- 
betrags vorhandene Grundstückszustand maßgeb- 
lich; soweit der Grundstückseigentümer durch bo- 
denordnende Maßnahmen zur Bodenwerterhöhung 
beigetragen hat, müssen diese nach § 156 Abs. 1 auf 
den Ausgleichsbetrag angerechnet werden. Entfal- 
len soll ferner auch § 41 Abs. 5 Satz 4 des Städtebau- 
förderungsgesetzes, denn der Gutachter aus schuß 
ist bereits nach § 193 zur Gutachtenerstattung ver- 
pflichtet. 

Absatz 3 entspricht § 41 Abs. 6 und Abs. 4 Satz 2 des 
Städtebauförderungsgesetzes sowie § 8 Abs. 6 Satz 2 
der Ausgleichsbetragsverordnung. In der Vorschrift 
werden neben den Regelungen über die Entstehung 
des Ausgleichsbetrags alle Vorschriften über eine 
vorzeitige Erhebung des Ausgleichsbetrags zusam- 
mengefaßt. Satz 2, 2. Halbsatz stellt — wie das gel- 
tende Recht — dabei sicher, daß die Ablösung schon 
vor Abschluß der Sanierung zugelassen werden 
kann, auch wenn die Höhe des Ausgleichsbetrags 
mit hinreichender Sicherheit noch nicht ermittelbar 
ist. Entsprechend § 8 Abs. 6 Satz 2 der Ausgleichs- 
betragsverordnung soll durch Satz 3 sichergestellt 
werden, daß im Unterschied zu Satz 2 der Aus- 
gleichsbetragspflichtige die vorzeitige Festsetzung 
des Ausgleichsbetrags verlangen kann, wenn die 
Voraussetzungen gegeben sind. Die Regelung des 
§ 8 Abs. 6 Satz 1 der Ausgleichsbetragsverordnung 
soll indessen entfallen, weil sich die Möglichkeit 
des Ausgleichsbetragspflichtigen, den Ausgleichs- 
betrag im Einvernehmen mit der Gemeinde vorzei- 
tig abzulösen, bereits aus Satz 2 (entspricht § 41 
Abs. 6 Satz 2 des Städtebauförderungsgesetzes) er- 
gibt. 

Absatz 4 entspricht § 41 Abs. 8 Satz 1 des Städtebau- 
förderungsgesetzes sowie § 8 Abs. 1 Satz 2 der Aus- 
gleichsbetragsverordnung. Die Zusammenfassung 
dient der Verständlichkeit des Erhebungsverfah- 
rens. Mit Satz 3 soll dabei klargestellt werden, daß 
der Ausgleichsbetrag im Unterschied zum Erschlie- 
ßungsbeitrag (§ 134 Abs. 2) nicht als öffentliche Last 
auf dem Grundstück ruht. 

Absatz 5 entspricht § 41 Abs. 8 Satz 2 und 3 des Städ- 
tebauförderungsgesetzes und § 8 Abs. 3 und 4 der 
Ausgleichsbetragsverordnung. 


Absatz 6 entspricht § 41 Abs. 10 des Städtebauförde- 
rungsgesetzes und § 9 der Ausgleichsbetragsverord- 
nung. Die vorgeschlagene Fassung soll klarstellen, 
daß Vorauszahlungen auf den Ausgleichsbetrag er- 
hoben werden können, sobald eine den Zielen und 
Zwecken der Sanierung entsprechende Bebauung 
oder sonstige Nutzung zulässig ist. Für die Erhe- 
bung von Vorauszahlungen sind die Absätze 1 bis 5 
sinngemäß anzuwenden (vgl. § 9 Satz 2 der Aus- 
gleichsbetragsverordnung). 

Nach dem Entwurf soll § 42 des Städtebauförde- 
rungsgesetzes über Ausgleichsbeträge des Veran- 
lassers wegen Bedeutungslosigkeit entfallen. Die 
Vorschrift hat folgenden Wortlaut: 

„§ 42 

Ausgleichsbeträge des Veranlassers 

(1) Beruhen die städtebaulichen Mißstände im 
Sinne des § 3 Abs. 3 Nr. 1 nicht nur unwesentlich auf 
Einwirkungen, die von einem Betrieb auf das Sanie- 
rungsgebiet ausgehen, und gewinnt der Betrieb aus 
der Durchführung der Sanierung einen Vorteil, so 
kann die Gemeinde ihn in Höhe des Vorteils zu 
einem Ausgleichsbetrag heranziehen. Als Vorteil 
gilt insbesondere die Werterhöhung des Betriebs 
oder die Ersparnis eigener Aufwendungen, die er- 
forderlich geworden wären, um die Einwirkungen 
auszuschließen oder zu vermindern. 

(2) Von einem im Sanierungsgebiet gelegenen Be- 
trieb darf ein Ausgleichsbetrag nach Absatz 1 nur 
insoweit erhoben werden, als der Vorteil die durch 
die Sanierung bedingte Werterhöhung seiner im Sa- 
nierungsgebiet gelegenen Grundstücke übersteigt. 

(3) Für die Heranziehung gelten die Vorschriften 
des § 41 Abs. 6 und Abs. 8 entsprechend.“ 

Zu § 156 (Anrechnung auf den Ausgleichsbetrag, 
Absehen) 

Mit der vorgeschlagenen Regelung sollen die gel- 
tenden Vorschriften über Anrechnungen auf den 
Ausgleichsbetrag sowie über das Absehen von des- 
sen Festsetzung zusammengefaßt werden. 

Absatz 1 entspricht § 41 Abs. 6 a und Abs. 7 Nr. 1 des 
Städtebauförderungsgesetzes (vgl. Begründung zu 
§ 155). 

Mit der vorgeschlagenen Nummer 2 sollen dabei die 
in §41 Abs. 6 a Nr. 2 und 3 geregelten Tatbestände 
zusammengefaßt werden. Damit soll klargestellt 
werden, daß die Anrechnung von dem Eigentümer 
entstandenen Kosten der Ordnungsmaßnahmen ein 
Sonderfall der Anrechnung von Werterhöhungen 
im Sinne des § 41 Abs. 6a Nr. 2 des Städtebauförde- 
rungsgesetzes darstellt. Anstelle der Anrechnung 
von Bodenwerterhöhungen, die der Eigentümer zu- 
lässigerweise durch eigene Aufwendungen bewirkt 
hat, sind die Kosten der Ordnungsmaßnahmen auf 
den Ausgleichsbetrag anzurechnen. Die vorgeschla- 
gene Nummer 2 stellt durch den Hinweis auf § 144 
Abs. 2 darüber hinaus klar, daß nur die Kosten der 
Ordnungsmaßnahmen anzurechnen sind, deren 
Durchführung dem Eigentümer aufgrund eines 
Vertrags ganz oder teilweise überlassen wurde. 
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Diese Klarstellung entspricht § 5 Abs. 1 Nr. 3 der 
Ausgleichsbetragsverordnung sowie § 6 Nr. 5 der 
Ordnungsmaßnahmenverordnung, die ebenfalls 
aufgehoben werden soll. 

Nummer 3 entspricht § 41 Abs. 7 Nr. 1 des Städte- 
bauförderungsgesetzes. Die Zusammenfassung die- 
ser Regelung mit den Anrechnungstatbeständen 
nach §41 Abs. 6 a des Städtebauförderungs gesetzes 
dient der besseren Übersicht über die auf den Aus- 
gleichsbetrag anzurechnenden Beträge. 

Absatz 2 entspricht § 41 Abs. 7 Nr. 2 des Städtebau- 
förderungsgesetzes. Der zweite Halbsatz des gelten- 
den Rechts ist für die Praxis ohne Bedeutung und 
soll daher entfallen, zumal die Umlegungsstelle den 
Umlegungsplan auch nach Eintritt der Unanfecht- 
barkeit ändern kann, wenn der Bebauungsplan ge- 
ändert wird. Für die Regelung besteht daher kein 
Bedürfnis. 

Absätze 3 und 4 entsprechen § 41 Abs. 8 a und 9 des 
Städtebauförderungsgesetzes. 

Absatz 5 entspricht § 8 Abs. 5 der Ausgleichsbe- 
tragsverordnung, 

Absatz 6 entspricht § 41 Abs. 11 des Städtebauförde- 
rungsgesetzes. 


Zu§ 157 (Erfüllung von Aufgaben für die Gemein- 
den) 

Die vorgeschlagene Regelung entspricht § 33 des 
Städtebauförderungsgesetzes, der folgenden Wort- 
laut hat: 

„§ 33 

Erfüllung von Aufgaben für die Gemeinde 

(1) Die Gemeinde kann sich zur Erfüllung von 
Aufgaben, die ihr bei der Vorbereitung oder Durch- 
führung der Sanierung obliegen, eines geeigneten 
Beauftragten bedienen. Sie darf jedoch die Aufga- 
be, 

1. Sanierungsmaßnahmen durchzuführen, die der 
Gemeinde nach § 13 obliegen, 

2. Grundstücke oder Rechte an ihnen zur Vorberei- 
tung oder Durchführung der Sanierung im Auf- 
trag der Gemeinde zu erwerben, 

3. Sanierungsförderungsmittel, die die Gemeinde 
zur Verfügung stellt oder die ihr gewährt werden, 
oder sonstige der Sanierung dienende Mittel zu 
bewirtschaften, 

nur einem Unternehmen übertragen, dem die zu- 
ständige Behörde nach § 34 bestätigt hat, daß es die 
Voraussetzungen für die Übernahme der Aufgaben 
als Sanierungsträger erfüllt. 

(2) Die Gemeinde soll die Ausarbeitung der Bau- 
leitpläne und die Aufgaben eines für eigene Rech- 
nung tätigen Sanierungsträgers nicht demselben 
Unternehmen oder einem rechtlichen oder wirt- 
schaftlich von ihm abhängigen Unternehmen über- 
tragen. 


(3) Ein Auftrag zur Erfüllung von Aufgaben bei 
der Vorbereitung der Sanierung kann bereits vor 
einer förmlichen Festlegung des Sanierungsgebiets 
erteilt werden. 

(4) Hoheitliche Befugnisse darf die Gemeinde 
nicht übertragen.“ 

Die in Absatz 1 vorgesehenen Änderungen der 
Nummer 1 entsprechen der neuen Gliederung des 
Gesetzes. In der Nummer 3 sollen in Abänderung 
des geltenden Rechts die Sanierungsförderungsmit- 
tel aufgrund der vorgesehenen Aufhebung der fi- 
nanzierungs- und förderungsrechtlichen Bestim- 
mungen des Städtebauförderungsgesetzes nicht 
mehr besonders benannt werden. 

Absatz 2 entspricht § 33 Abs. 2 des Städtebauförde- 
rungsgesetzes. § 33 Abs. 3 des Städtebauförderungs- 
gesetzes kann gestrichen werden, weil auch ohne 
diese Regelung eine Auftragserteilung zur Erfül- 
lung von Vorbereitungsarbeiten für die Sanierung 
bereits vor förmlicher Festlegung des Sanierungs- 
gebiets zulässig ist. 

Darüber hinaus soll auch § 33 Abs. 4 des Städtebau- 
förderungsgesetzes gestrichen werden. Nach dem 
Grundsatz der Gesetzmäßigkeit der Verwaltung be- 
darf es zur Übertragung hoheitlicher Verwaltungs- 
kompetenz auf einen Privatrechtsträger einer ge- 
setzlichen Ermächtigung. Die Vorschrift enthält 
demzufolge nur eine Klarstellung, für die jedoch 
kein Erfordernis besteht. 


Zu § 158 (Bestätigung als Sanierungsträger) 

Die vorgeschlagene Regelung entspricht § 34 des 
Städtebauförderungsgesetzes, der folgenden Wort- 
laut hat: 

„§ 34 

Voraussetzungen für die Bestätigung als 
Sanierungsträger 

(1) Eine Bestätigung für die Übernahme der Auf- 
gaben als Sanierungsträger darf nur ausgesprochen 
werden für 

1. ein als Organ der staatlichen Wohnungspolitik 
nach § 28 des Wohnungsgemeinnützigkeitsgeset- 
zes vom 29. Februar 1940 (Reichsgesetzbl. I 
S. 437), zuletzt geändert durch Artikel 41 des 
Haushaltsstrukturgesetzes vom 18. Dezember 

1975 (Bundesgesetzbl. I S. 3091), anerkanntes Un- 
ternehmen, 

2. ein gemeinnütziges Wohnungsunternehmen im 
Sinne des Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetzes, 

3. ein gemeinnütziges Siedlungsunternehmen im 
Sinne des § 1 des Reichssiedlungsgesetzes vom 
11. August 1919 (Reichsgesetzbl. S. 1429), zuletzt 
geändert durch Artikel 2 des Gesetzes zur Ände- 
rung des Flurbereinigungsgesetzes vom 15. März 

1976 (Bundesgesetzbl. I S. 533), 

4. ein freies Wohnungsunternehmen, sofern es 
nicht selbst als Bauunternehmen tätig oder von 
einem Bauunternehmen abhängig ist. 
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5. ein anderes Unternehmen, sofern es nicht selbst 
als Bauunternehmen tätig oder von einem Bau- 
unternehmen abhängig ist. 

(2) Voraussetzung für die Bestätigung ist, daß 

1. das Unternehmen nach seiner Geschäftstätigkeit 
und seinen wirtschaftlichen Verhältnissen geeig- 
net und in der Lage ist, die Aufgaben eines Sa- 
nierungsträgers ordnungsgemäß zu erfüllen, 

2. das Unternehmen, sofern es nicht bereits kraft 
Gesetzes einer jährlichen Prüfung seiner Ge- 
schäftstätigkeit und seiner wirtschaftlichen Ver- 
hältnisse unterliegt, sich einer derartigen Prü- 
fung unterworfen hat oder unterwirft, 

3. die zur Vertretung berufenen Personen sowie die 
leitenden Angestellten die erforderliche geschäft- 
liche Zulässigkeit besitzen. 

(3) Für ein Unternehmen, das nicht bereits kraft 
Gesetzes einer Prüfung unterliegt, ist in der Bestä- 
tigung der Gegenstand der Prüfung zu bestimmen; 
die Auswahl des Trägers der Prüfung bedarf der 
Genehmigung der für die Bestätigung zuständigen 
Behörden. 

(4) Die Bestätigung kann allgemein oder nach 
Anhörung der Gemeinde für den einzelnen Fall aus- 
gesprochen werden. Die allgemeine Bestätigung 
kann sachlich oder räumlich begrenzt oder befristet 
werden. Die von der Behörde eines Landes ausge- 
sprochene allgemeine Bestätigung gilt nicht für das 
Gebiet eines anderen Landes. Die Bestätigung ist 
zu widerrufen, wenn die Voraussetzungen nach Ab- 
satz 1 oder 2 nicht mehr vorliegen. 

(5) Die Bestätigung wird durch die nach Landes- 
recht zuständige Behörde ausgesprochen, bei einem 
Organ der staatlichen Wohnungspolitik durch die 
für die Anerkennung zuständige Behörde.“ 

Absatz 1 entspricht § 34 Abs. 1 und 2 des Städtebau- 
förderungsgesetzes. 

Nach § 34 Abs. 1 Nr. 5 des Städtebauförderungsge- 
setzes kann generell ein Unternehmen als Sanie- 
rungsträger bestätigt werden, wenn es nicht selbst 
als Bauunternehmer tätig oder von einem Bauun- 
ternehmen abhängig ist. Die Vorschrift geht damit 
über die Aufzählung des § 34 Abs. 1 Nr. 1 bis 4 des 
Städtebauförderungsgesetzes hinaus; die Num- 
mern 1 bis 4 können daher entfallen, zumal in Arti- 
kel 2 Nummer? und 24 (§29a des Wohnungsge- 
meinnützigkeitsgesetzes und § 1 Abs. 1 a Reichs- 
siedlungsgesetz) klargestellt ist, daß die in § 34 
Abs. 1 Nr. 1 bis 3 des Städtebauförderungsgesetzes 
genannten Unternehmen als Beauftragter der Ge- 
meinde tätig werden dürfen. Die Klarstellung ent- 
spricht § 90 des Städtebauförderungsgesetzes. 

Soll eine Bestätigung für ein Unternehmen ausge- 
sprochen werden, das nach seiner Stellung nicht 
selbst als Bauunternehmen tätig oder von einem 
Bauunternehmen abhängig sein darf, bedarf es wie 
nach geltendem Recht auch nach der vorgeschlage- 
nen Vorschrift nicht einer besonderen Prüfung. 


§ 34 Abs. 3 des Städtebauförderungsgesetzes kann 
im übrigen entfallen, da die vorgeschlagene Num- 
mer 3 des ersten Absatzes — wie § 34 Abs. 2 Nr. 2 
des geltenden Rechts — vorsieht, daß sich das Un- 
ternehmen einer Prüfung der Geschäftstätigkeit 
und der wirtschaftlichen Verhältnisse unterwirft. 
Deshalb braucht die Bestätigung nicht noch einmal 
den Gegenstand der Prüfung zu bestimmen, wie 
§ 34 Abs. 3 des Städtebaiiförderungsgesetzes es vor- 
sieht. Das ebenfalls in dieser Bestimmung festge- 
legte Genehmigungserfordernis für die Auswahl 
des Trägers der Prüfung erscheint entbehrlich. 

Absatz 2 entspricht § 34 Abs. 4 Satz 4 des Städtebau- 
förderungsgesetzes. Mit der vorgesehenen Ände- 
rung soll die geltende Vorschrift § 49 Abs. 2 Satz 1 
Nr. 1 des Verwaltungsverfahrensgesetzes angegli- 
chen werden. Denn soweit kein zwingendes Bedürf- 
nis besteht, können nach übereinstimmender Auf- 
fassung des Deutschen Bundestags und des Bun- 
de srates verwaltungsverfahrensrechtliche Sonder- 
regelungen nicht hingenommen werden. § 34 Abs. 4 
Satz 1 bis 3 des Städtebauförderungsgesetzes soll 
hingegen entfallen. Die in Satz 1 und 2 des gelten- 
den Rechts vorgesehene Möglichkeit, die Bestäti- 
gung als Sanierungsträger allgemein oder für den 
Einzelfall auszusprechen, sowie sachlich, räumlich 
und zeitlich zu begrenzen, bedarf keiner ausdrückli- 
chen Regelung im Gesetz. Sie dient ebenso der 
Klarstellung wie die Regelung des Satzes 3, nach 
der die von der Behörde eines Landes ausgespro- 
chene Bestätigung nicht für das Gebiet eines ande- 
ren Landes gilt. 

Absatz 3 entspricht § 34 Abs. 5 des Städtebauförde- 
rungsgesetzes. 


Zu §159 (Erfüllung der Aufgaben als Sanierungs- 
träger) 

Die vorgeschlagene Regelung entspricht im wesent- 
lichen § 35 des Städtebauförderungsgesetzes, der 
folgende Fassung hat: 

„§35 

Erfüllung der Aufgaben als Sanierungsträger 

(1) Der Sanierungsträger erfüllt die ihm von der 
Gemeinde übertragenen Aufgaben nach § 33 Abs. 1 
Nr. 1 oder 2 im eigenen Namen für Rechnung der 
Gemeinde als deren Treuhänder oder im eigenen 
Namen für eigene Rechnung. Die ihm von der Ge- 
meinde übertragene Aufgabe nach § 33 Abs. 1 Nr. 3 
erfüllt er im eigenen Namen für Rechnung der Ge- 
meinde als deren Treuhänder. Bei der Erfüllung der 
Aufgaben sind die Vorschriften der Absätze 3 bis 7 
und, soweit ihm die Aufgaben als Treuhänder der 
Gemeinde übertragen sind, außerdem die Vorschrif- 
ten der §§ 36 und 37 anzuwenden. 

(2) Die Gemeinden und der Sanierungsträger le- 
gen die Aufgaben, die Rechtsstellung, in der sie der 
Sanierungsträger zu erfüllen hat, eine von der Ge- 
meinde hierfür zu entrichtende angemessene Ver- 
gütung und die Befugnis der Gemeinde zur Ertei- 
lung von Weisungen durch schriftlichen Vertrag 
fest. Der Vertrag bedarf nicht der Form des § 313 
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des Bürgerlichen Gesetzbuchs. Er kann von jeder 
Seite nur aus wichtigem Grund gekündigt werden. 

(3) Der Sanierungsträger hat der Gemeinde auf 
Verlangen Auskunft zu erteilen. 

(4) Bei der jährlichen Prüfung der Geschäftstätig- 
keit des Sanierungsträgers ist auch die Einhaltung 
der Vorschriften dieses Gesetzes und des mit der 
Gemeinde geschlossenen Vertrags zu prüfen. Der 
Prüfungsbericht ist der für die Bestätigung zustän- 
digen Behörde und der Gemeinde vorzulegen. 

(5) Der Sanierungsträger ist verpflichtet, die 
Grundstücke, die er nach Übertragung der Aufgabe 
zur Vorbereitung oder Durchführung der Sanierung 
erworben hat, nach Maßgabe des § 25 und unter 
Beachtung der Weisungen der Gemeinde zu veräu- 
ßern. Er hat die Grundstücke, die er nicht veräußert 
hat, der Gemeinde anzugeben und auf ihr Verlan- 
gen an Dritte oder an sie zu veräußern. Bei der Ver- 
äußerung an Dritte ist § 25 Abs. 6 anzuwenden. 

(6) Ist in dem von dem Erwerber an den Sanie- 
rung sträger entrichteten Kaufpreis ein Betrag ent- 
halten, der nach § 41 Abs. 4 bis 6 a vom Eigentümer 
zu tragen wäre, so hat der Sanierungsträger diesen 
Betrag an die Gemeinde abzuführen oder mit ihr zu 
verrechnen. Hat der Sanierungsträger diesen Teil 
des Kaufpreises nach Maßgabe des § 25 Abs. 7 in 
ein Tilgungsdarlehen umgewandelt, so hat er die 
Ansprüche aus dem Darlehen auf Verlangen entwe- 
der an die Gemeinde abzutreten und empfangene 
Zinsen und Tilgungen an sie abzuführen oder sie 
mit ihr zu verrechnen. 

(7) Der Sanierungsträger hat für die Grundstük- 
ke, deren Eigentümer er bleibt, an die Gemeinde 
Ausgleichsbeträge nach § 41 zu entrichten. 

(8) Der Vertrag, den die Gemeinde mit dem für 
eigene Rechnung tätigen Sanierungsträger ge- 
schlossen hat, erlischt mit der Eröffnung des Kon- 
kursverfahrens über das Vermögen des Sanie- 
rungsträgers. Die Gemeinde kann vom Konkursver- 
walter verlangen, ihr die im Sanierungsgebiet gele- 
genen Grundstücke, die der Sanierungsträger nach 
Übertragung der Aufgaben zur Vorbereitung oder 
Durchführung der Sanierung erworben hat, gegen 
Erstattung der vom Sanierungsträger erbrachten 
Aufwendungen und Übernahme der von ihm einge- 
gangenen Verbindlichkeiten zu übereignen. Der 
Konkursverwalter ist verpflichtet, der Gemeinde 
ein Verzeichnis dieser Grundstücke zu übergeben. 
Die Gemeinde kann ihren Anspruch binnen sechs 
Monaten nach Übergabe des Grundstücksverzeich- 
nisses ausüben. Im übrigen haftet die Gemeinde 
den Gläubigern von Verbindlichkeiten aus der 
Durchführung der Ordnungsmaßnahmen wie ein 
Bürge, soweit sie aus dem Vermögen des Sanie- 
rungsträgers im Konkursverfahren keine vollstän- 
dige Befriedigung erlangt haben. 

(9) Kündigt die Gemeinde im Falle der Eröffnung 
des Vergleichsverfahrens über das Vermögen des 
für eigene Rechnung tätigen Sanierungsträgers den 
Vertrag, so kann sie vom Sanierungsträger verlan- 
gen, ihr die im Sanierungsgebiet gelegenen Grund- 


stücke, die der Sanierungsträger nach Übertragung 
der Aufgaben zur Vorbereitung oder Durchführung 
der Sanierung erworben hat, gegen Erstattung der 
vom Sanierungsträger erbrachten Aufwendungen 
und Übernahme der von ihm eingegangenen Ver- 
bindlichkeiten zu übereignen. Die Vorschrift des 
§ 64 Satz 2 der Vergleichsordnung ist insoweit nicht 
anzuwenden. Der Sanierungsträger ist verpflichtet, 
der Gemeinde ein Verzeichnis dieser Grundstücke 
zu übergeben. Die Vorschriften des Absatzes 8 
Satz 4 und 5 gelten entsprechend.“ 

Der vorgesehene Absatz 1 entspricht § 35 Abs. 1 
Satz 1 und 2 des Städtebauförderungsgesetzes. Die 
klarstellende Regelung des dritten Satzes des gel- 
tenden Rechts, nach dem die Vorschriften der Ab- 
sätze 3 bis 7 sowohl für den Treuhänderträger wie 
auch für den Unternehmerträger gleichermaßen 
anzuwenden sind, kann ebenso entfallen, wie der 
klarstellende Hinweis, daß die Vorschriften über 
das Treuhandvermögen und die Sicherung des 
Treuhandvermögens (vgl. § 160 und § 161) insoweit 
Anwendung finden, wie ein Treuhänderträger ein- 
geschaltet worden ist. Der vorgesehene Satz 4 ent- 
spricht § 35 Abs. 3 des Städtebauförderungsgeset- 
zes. 

Der vorgesehene Absatz 2 entspricht § 35 Abs. 2 des 
Städtebauförderungsgesetzes. 

Die in § 35 Abs. 4 des Städtebauförderungsgesetzes 
geregelte Prüfung der Geschäftstätigkeit des Sanie- 
rungsträgers soll aufgrund der Aufhebung der fi- 
nanzierungs- und förderungsrechtlichen Bestim- 
mungen des Gesetzes entfallen (vgl. Begründung im 
Allgemeinen Teil — A II 7). Im übrigen werden der 
Einsatz öffentlicher Förderungsmittel sowie die 
Einhaltung der einschlägigen gesetzlichen Vor- 
schriften bereits durch die Bewilligungsbehörde 
und den Landesrechnungshof überwacht, so daß 
eine zusätzliche jährliche Überprüfung entbehrlich 
erscheint. Die Überwachung der Einhaltung des mit 
der Gemeinde geschlossenen Vertrags obliegt dar- 
über hinaus der Gemeinde. 

Absatz 3 entspricht §35 Abs. 5 des Städtebauförde- 
rungsgesetzes; die Änderungen ergeben sich aus 
der neuen Gliederung der Rechtsvorschriften. 
Satz 3 des geltenden Rechts soll mit der entspre- 
chenden Regelung des § 25 Abs. 6 des Städtebauför- 
derungsgesetzes in § 154 Abs. 3 zusammengefaßt 
werden. 

Absatz 4 entspricht § 35 Abs. 6 des Städtebauförde- 
rungsgesetzes. 

Absatz 5 entspricht § 35 Abs. 7 des Städtebauförde- 
rungsgesetzes. 

Die vorgeschlagenen Absätze 6 und 1 entsprechen 
§ 35 Abs. 8 und 9 des Städtebauförderungsgesetzes. 


Zu §160 (Treuhandvermögen) 

Die vorgeschlagene Regelung entspricht im wesent- 
lichen § 36 des Städtebauförderungsgesetzes, der 
folgenden Wortlaut hat: 
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„§ 36 

Treuh andvermögen 

(1) Ist dem Sanierungsträger eine Aufgabe als 
Treuhänder der Gemeinde übertragen, so erfüllt er 
sie mit einem Treuhandvermögen in eigenem Na- 
men für Rechnung der Gemeinde. Der Sanierungs- 
träger erhält von der Gemeinde für den Rechtsver- 
kehr eine Bescheinigung über die Übertragung der 
Aufgabe als Treuhänder. Er soll bei Erfüllung der 
Aufgabe seinem Namen einen das Treuhandver- 
hältnis kennzeichnenden Zusatz hinzufügen. 

(2) Der als Treuhänder tätige Sanierungsträger 
hat das in Erfüllung der Aufgabe gebildete Treu- 
handvermögen getrennt von anderem Vermögen zu 
verwalten. 

(3) Zum Treuhandvermögen gehören die Mittel, 
die die Gemeinde dem Sanierungsträger zur Erfül- 
lung der Aufgaben zur Verfügung stellt. Zum Treu- 
handvermögen gehört auch, was der Sanierungsträ- 
ger mit Mitteln des Treuhandvermögens oder durch 
ein Rechtsgeschäft, das sich auf das Treuhandver- 
mögen bezieht, oder aufgrund eines zum Treuhand- 
vermögen gehörenden Rechts oder als Ersatz für 
die Zerstörung, Beschädigung oder Entziehung ei- 
nes zum Treuhandvermögen gehörenden Gegen- 
stands erwirbt. 

(4) Die Gemeinde gewährleistet die Erfüllung der 
Verbindlichkeiten, für die der Sanierungsträger mit 
dem Treuhandvermögen haftet. Mittel, die der Sa- 
nierungsträger darlehensweise von einem Dritten 
erhält, gehören nur dann zum Treuhandvermögen, 
wenn die Gemeinde der Darlehensaufnahme 
schriftlich zugestimmt hat. Das gleiche gilt für ei- 
gene Mittel, die der Sanierungsträger einbringt. 

(5) Grundstücke im Sanierungsgebiet, die der Sa- 
nierungsträger vor oder nach Übertragung der Auf- 
gabe mit Mitteln, die nicht zum Treuhandvermögen 
gehören, oder unter Hergabe von eigenem Aus- 
tauschland erworben hat, kann er mit Zustimmung 
der Gemeinde gegen Ersatz seiner Aufwendungen 
in das Treuhandvermögen überführen; er hat sie in 
ein Treuhandvermögen zu überführen, wenn die 
Gemeinde es verlangt. Dabei sind als Grundstücks- 
werte die Werte zu berücksichtigen, die sich in An- 
wendung des § 23 ergeben, 

(6) Der als Treuhänder tätige Sanierungsträger 
hat der Gemeinde nach Beendigung seiner Tätig- 
keit Rechenschaft abzulegen. Er hat nach Beendi- 
gung seiner Tätigkeit das Treuhandvermögen, ins- 
besondere die Grundstücke, die er nicht veräußert 
hat, auf die Gemeinde zu übertragen. Von der Über- 
tragung ab haftet die Gemeinde anstelle des Sanie- 
rungsträgers für die noch bestehenden Verbindlich- 
keiten, für die dieser mit dem Treuhandvermögen 
gehaftet hat. 

(7) Der Sanierungsträger darf vor der Übertra- 
gung nach Absatz 6 die Grundstücke des Treuhand- 
vermögens, die er unter Hergabe von entsprechen- 
dem nicht zum Treuhandvermögen gehörendem ei- 
genem Austauschland oder mindestens zwei Jahre, 
bevor ihm die Gemeinde einen mit der Sanierung 


zusammenhängenden Auftrag erteilt hat, erworben 
und in das Treuhandvermögen überführt hat, in 
sein eigenes Vermögen zurücküberführen. Sind die 
von ihm in das Treuhandvermögen überführten 
Grundstücke veräußert oder im Rahmen der Ord- 
nungsmaßnahmen zur Bildung neuer Grundstücke 
verwendet oder sind ihre Grenzen verändert wor- 
den, so kann der Sanierungsträger andere Grund- 
stücke, die wertmäßig seinen in das Treuhandver- 
mögen überführten Grundstücken entsprechen, in 
sein eigenes Vermögen zurücküberführen; es be- 
darf hierzu der Genehmigung der Gemeinde. Er hat 
dem Treuhandvermögen den Verkehrswert der 
Grundstücke zu erstatten, der sich durch die rechtli- 
che und tatsächliche Neuordnung des Sanierungs- 
gebiets ergibt. 

(8) Der Gutachter ausschuß hat auf Antrag ein 
Gutachten über die Grundstückwerte nach den Ab- 
sätzen 5 und 7 zu erstatten.“ 

Die vorgeschlagene Regelung entspricht § 36 des 
Städtebauförderungsgesetzes unter Angleichung an 
die neue Gliederung. Absatz 8 des geltenden Rechts 
kann im Hinblick auf § 192 des Entwurfs entfallen. 

Zu § 161 (Sicherung des Treuhandvermögens) 

Die Vorschrift entspricht § 37 des Städtebauförde- 
rungsgesetzes, der folgenden Wortlaut hat: 

.§ 37 

Sicherung des Treuhandvermögens 

(1) Der Sanierungsträger haftet Dritten mit dem 
Treuhandvermögen nicht für Verbindlichkeiten, die 
sich nicht auf das Treuhandvermögen beziehen. 

(2) Wird in das Treuhandvermögen wegen einer 
Verbindlichkeit, für die der Sanierungsträger nicht 
mit dem Treuhandvermögen haftet, die Zwangsvoll- 
streckung betrieben, so kann die Gemeinde auf- 
grund des Treuhandverhältnisses gegen die 
Zwangsvollstreckung nach Maßgabe des § 771 der 
Zivilprozeßordnung Widerspruch, der Sanierungs- 
träger unter entsprechender Anwendung des § 767 
Abs. 1 der Zivilprozeßordnung Einwendung geltend 
machen. 

(3) Das Treuhandverhältnis erlischt mit der Eröff- 
nung des Konkursverfahrens über das Vermögen 
des Sanierungsträgers. Das Treuhandvermögen ge- 
hört nicht zur Konkursmasse. Der Konkursverwal- 
ter hat das Treuhandvermögen auf die Gemeinde 
zu übertragen und bis zur Übertragung zu verwal- 
ten. Von der Übertragung ab haftet die Gemeinde 
anstelle des Sanierungsträgers für Verbindlichkei- 
ten, für die dieser mit dem Treuhandvermögen ge- 
haftet hat. Die mit der Eröffnung des Konkursver- 
fahrens verbundenen Rechtsfolgen treten hinsicht- 
lich dieser Verbindlichkeit nicht ein. § 418 des Bür- 
gerlichen Gesetzbuchs findet keine Anwendung.“ 

Zu § 162 (Aufhebung der förmlichen Festlegung 
des Sanierungsgebiets) 

Die Vorschrift entspricht § 51 des Städtebauförde- 
rungsgesetzes, der folgenden Wortlaut hat: 
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,.§ 51 

Aufhebung der förmlichen Festlegung 
des Sanierungsgebiets 

(1) Ist die Sanierung durchgeführt, so ist die Sat- 
zung der Gemeinde über die förmliche Festlegung 
des Sanierungsgebiets aufzuheben. 

(2) Erweist sich die Sanierung als undurchführ- 
bar, insbesondere weil die erforderlichen Finanzie- 
rungsmittel nicht beschafft werden können, oder 
wird die Sanierungsabsicht aus anderen Gründen 
aufgegeben, so ist die Satzung über die förmliche 
Festlegung des Sanierungsgebiets aufzuheben. 
Sind diese Voraussetzungen nur für einen Teil des 
Sanierungsgebiets gegeben, so ist die Satzung für 
diesen Teil aufzuheben. 

(3) Der Beschluß der Gemeinde, durch den die 
förmliche Festlegung des Sanierungsgebiets ganz 
oder teilweise aufgehoben wird, ergeht als Satzung. 
Er bedarf der Genehmigung der höheren Verwal- 
tungsbehörde; die Vorschrift des § 6 Abs. 2 bis 4 des 
Bundesbaugesetzes gilt entsprechend. Die Satzung 
ist zusammen mit der Genehmigung in der Ge- 
meinde ortsüblich bekanntzumachen. Mit der Be- 
kanntmachung wird die Satzung rechtsverbindlich. 

(4) (gestrichen) 

(5) Die Gemeinde ersucht das Grundbuchamt, die 
Sanierungsvermerke zu löschen.“ 

Absatz 1 Satz 1 soll den Regelungsgehalt des §51 
Abs. 1 und Abs. 2 des Städtebauförderungsgesetzes 
übersichtlich zusammenfassen. Die besondere Er- 
wähnung, daß sich eine Sanierung als undurchführ- 
bar erweist, weil die erforderlichen Finanzierungs- 
mittel nicht beschafft werden können, ist entbehr- 
lich; daher soll der Hinweis im geltenden Recht ent- 
fallen. Satz 2 der vorgeschlagenen Vorschrift ent- 
spricht wiederum § 51 Abs. 2 Satz 2 des Städtebau- 
förderungsgesetzes. 

Absätze 2 und 3 entsprechen § 51 Abs. 3 und 5 des 
Städtebauförderungsgesetzes. Wie für die förmliche 
Festlegung des Sanierungsgebiets soll dabei an die 
Stelle der Genehmigung des Aufhebungsbeschlus- 
ses das Anzeigeverfahren treten. 


Zu §163 (Fortfall von Rechtswirkungen für ein- 
zelne Grundstücke) 

Die vorgeschlagene Vorschrift entspricht § 50 des 
Städtebauförderungsgesetzes, der folgende Fas- 
sung hat: 

„§50 

Fortfall von Rechtswirkungen 
für einzelne Grundstücke 

(1) Die Gemeinde kann die Sanierung für ein 
Grundstück als abgeschlossen erklären, wenn ent- 
sprechend dem Sanierungszweck 

1. das Grundstück bebaut ist oder in sonstiger 
Weise genutzt wird oder 


2. das Gebäude modernisiert oder instand gesetzt 
ist. 

(2) Die Gemeinde kann bereits vor dem in Ab- 
satz 1 bezeichneten Zeitpunkt die Durchführung 
der Sanierung für einzelne Grundstücke durch Be- 
scheid an die Eigentümer für abgeschlossen erklä- 
ren, wenn die dem Sanierungszweck entsprechende 
Bebauung oder sonstige Nutzung oder die Moderni- 
sierung oder Instandsetzung auch ohne Gefähr- 
dung des Sanierungszwecks zu einem späteren 
Zeitpunkt möglich ist. Ein Rechtsanspruch auf Ab- 
gabe der Erklärung besteht in diesem Fall nicht. 

(3) Mit der Erklärung entfällt für Rechtsvorgänge 
nach diesem Zeitpunkt die Anwendung der §§ 15 bis 
18 und 22 bis 31 für dieses Grundstück. Maßnahmen 
nach dem Bundesbaugesetz, die der Verwirklichung 
des Sanierungszwecks dienen, insbesondere Maß- 
nahmen zur Verwirklichung des Bebauungsplans 
oder zur Durchführung von Modernisierungen oder 
Instandsetzungen, bleiben unberührt. Das Grund- 
buchamt löscht auf Ersuchen der Gemeinde den 
Sanierungsvermerk.“ 

Die in Absatz 3 Satz 1 vorgesehenen Änderungen 
entsprechen der neuen Gliederung des Entwurfs. 
Die in § 50 Abs. 3 Satz 2 des Städtebauförderungsge- 
setzes enthaltene Klarstellung kann aufgrund der 
Zusammenfassung des Städtebauförderungsgeset- 
zes und des Bundesbaugesetzes entfallen. 

Zu § 164 (Anspruch auf Rückübertragung) 

Die Regelung entspricht § 52 des Städtebauförde- 
rungsgesetzes, der folgenden Wortlaut hat: 

„§ 52 

Anspruch auf Rückübertragung 

(1) Wird die Satzung über die förmliche Festle- 
gung des Sanierungsgebiets aus den in § 51 Abs. 2 
bezeichneten Gründen aufgehoben, so hat der frü- 
here Eigentümer eines Grundstücks einen An- 
spruch gegenüber dem jeweiligen Eigentümer auf 
Rückübertragung dieses Grundstücks, wenn es die 
Gemeinde oder der Sanierungsträger von ihm nach 
der förmlichen Festlegung des Sanierungsgebiets 
zur Durchführung der Sanierung freihändig oder 
nach den Vorschriften dieses Gesetzes oder des 
Bundesbaugesetzes ohne Hergabe von entspre- 
chendem Austauschland, Ersatzland oder Begrün- 
dung von Rechten der in § 101 Abs. 1 Nr. 1 des Bun- 
desbaugesetzes bezeichneten Art erworben hatte. 

(2) Der Anspruch besteht nicht, wenn 

1. das Grundstück als Baugrundstück für den Ge- 
meinbedarf oder als Verkehrs-, Versorgungs- 
oder Grünfläche in einem Bebauungsplan festge- 
setzt ist oder für sonstige öffentliche Zwecke be- 
nötigt wird oder 

2. der frühere Eigentümer selbst das Grundstück 
im Wege der Enteignung erworben hatte oder 

3. der Eigentümer mit der zweckgerechten Verwen- 
dung des Grundstücks begonnen hat oder 
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4. das Grundstück aufgrund der Vorschriften des 
§ 25 oder 35 Abs. 5 an einen Dritten veräußert 
wurde oder 

5. die Grundstücksgrenzen erheblich verändert 
worden sind. 

(3) Die Rückübertragung kann nur binnen zwei 
Jahren seit der Aufhebung der Satzung über die 
förmliche Festlegung verlangt werden. 

(4) Der frühere Eigentümer hat als Kaufpreis den 
Verkehrswert zu zahlen, den das Grundstück im 
Zeitpunkt der Rückübertragung hat 

(5) Die Vorschriften der Absätze 1 bis 4 gelten 
entsprechend, wenn die Satzung über die förmliche 
Festlegung eines Ersatz- oder Ergänzungsgebiets 
(§ 11) aus den in § 51 Abs. 2 bezeichneten Gründen 
aufgehoben wird. 

(6) Ein Anspruch auf Rückenteignung nach § 102 
des Bundesbaugesetzes bleibt unberührt Die dem 
Eigentümer zu gewährende Entschädigung nach 
§ 103 des Bundesbaugesetzes bemißt sich nach dem 
Wert des Grundstücks, der sich aufgrund des recht- 
lichen und tatsächlichen Zustands im Zeitpunkt der 
Aufhebung der förmlichen Festlegung ergibt“ 

§ 52 Abs. 5 des Städtebauförderungsgesetzes kann 
entfallen, da sich bereits aus dem vorgeschlagenen 
§ 142 Abs. 2 Satz 2 in Verbindung mit § 162 Abs. 1 
Nr. 2 und 3 ergibt, daß die Vorschriften der Absät- 
ze 1 bis 4 entsprechend Anwendung finden. 

Die sonstigen Änderungen ergeben sich wiederum 
aus der Neugliederung des Entwurfs. 

Zu § 165 (Anwendungsbereich) 

In § 165 soll der Anwendungsbereich der Vorschrif- 
ten über die städtebaulichen Entwicklungsmaßnah- 
men zusammengefaßt werden. Er soll sich auf die 
nach § 53 des Städtebauförderungsgesetzes zum 
Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzbuchs 
förmlich festgelegten städtebaulichen Entwick- 
lungsbereiche beschränken (vgl. Begründung im 
Allgemeinen Teil, A I 4c). 

Zu § 166 (Zuständigkeit und Aufgaben) 

Die Vorschrift entspricht § 54 des Städtebauförde- 
rungsgesetzes, der folgenden Wortlaut hat: 

„§ 54 

Zuständigkeit und Aufgaben 

(1) Die Entwicklungsmaßnahme wird von der Ge- 
meinde vorbereitet und durchgeführt, sofern nicht 
nach Absatz 4 eine abweichende Regelung getrof- 
fen wird. Die Gemeinde hat für den städtebaulichen 
Entwicklungsbereich ohne Verzug Bebauungspläne 
aufzustellen und, soweit eine Aufgabe nicht nach 
sonstigen gesetzlichen Vorschriften einem anderen 
obliegt, alle erforderlichen Maßnahmen zu ergrei- 
fen, um die vorgesehene Entwicklung im städtebau- 
lichen Entwicklungsbereich zu verwirklichen. 


(2) Die Gemeinde hat die Voraussetzungen dafür 
zu schaffen, daß ein lebensfähiges örtliches Ge- 
meinwesen entsteht, das nach seinem wirtschaftli- 
chen Gefüge und seiner bevölkerungsmäßigen Zu- 
sammensetzung dem Zweck der städtebaulichen 
Entwicklungsmaßnahme entspricht und in dem 
eine ordnungsmäßige und zweckentsprechende 
Versorgung der Bevölkerung mit Gütern und 
Dienstleistungen sichergestellt ist. 

(3) Die Gemeinde soll die Grundstücke im städte- 
baulichen Entwicklungsbereich erwerben. Dabei 
soll sie feststellen, ob und in welcher Rechtsform 
die bisherigen Eigentümer einen späteren Erwerb 
von Grundstücken oder Rechten im Rahmen des 
§ 59 Abs. 2 anstreben. Die Gemeinde soll von dem 
Erwerb eines Grundstücks absehen, wenn 

1. bei einem baulich genutzten Grundstück die Art 
und das Maß der baulichen Nutzung bei der 
Durchführung der Entwicklungsmaßnahme 
nicht geändert werden sollen oder 

2. der Eigentümer auf einem unbebauten Grund- 
stück für sich ein Eigenheim oder eine Kleinsied- 
lung bauen will und durch diese Vorhaben der 
Zweck der Entwicklungsmaßnahme nicht beein- 
trächtigt wird. Erwirbt die Gemeinde ein Grund- 
stück nicht, so ist der Eigentümer verpflichtet, 
einen Ausgleichsbetrag an die Gemeinde zu ent- 
richten, der der durch die Entwicklungsmaß- 
nahme bedingten Erhöhung des Werts seines 
Grundstücks entspricht. Die Vorschriften des § 41 
Abs. 4 bis 11 gelten entsprechend. 

(4) Wenn es zur Vorbereitung und Durchführung 
der Entwicklungsmaßnahme geboten ist, kann die 
Landesregierung durch Rechtsverordnung bestim- 
men, daß ein Gemeindeverband oder ein Verband, 
an dessen Willensbildung die Gemeinde oder der 
zuständige Gemeindeverband beteiligt ist, diese 
Aufgabe wahrnimmt. In der Rechtsverordnung 
kann auch eine andere Gemeinde oder ein Land- 
kreis mit der Wahrnehmung der Aufgabe beauf- 
tragt werden, wenn die betroffene Gemeinde zu- 
stimmt oder wenn ihr Gemeindegebiet nur in gerin- 
gem Umfang berührt wird. In diesem Fall tritt für 
den städtebaulichen Entwicklungsbereich der in 
der Rechtsverordnung bestimmte Rechtsträger bei 
Anwendung des Bundesbaugesetzes oder dieses Ge- 
setzes an die Stelle der Gemeinde. Nach Aufhebung 
der Erklärung zum städtebaulichen Entwicklungs- 
bereich gelten die von dem Rechtsträger aufgestell- 
ten Pläne als Bauleitpläne der Gemeinde. 

(5) Soll ein Planungsverband zur Wahrnehmung 
der Vorbereitung und Durchführung der Entwick- 
lungsmaßnahme bestimmt werden, so ist für den 
Zusammenschluß nach § 4 Abs. 2 des Bundesbauge- 
setzes der Antrag eines Planungsträgers oder der 
für die Landesplanung nach Landesrecht zuständi- 
gen Stelle nicht erforderlich.“ 


Zu § 167 (Entwicklungsträger) 

Die Vorschrift entspricht § 55 des Städtebauförde- 
rungsgesetzes, der folgenden Wortlaut hat: 
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„§55 

Entwicklungsträger 

(1) Die Gemeinde kann einen Entwicklungsträger 
beauftragen, 

1. die städtebauliche Entwicklungsmaßnahme vor- 
zubereiten und durchzuführen, 

2. Mittel, die die Gemeinde zur Verfügung stellt 
oder die ihr gewährt werden oder sonstige der 
Entwicklungsmaßnahmen dienende Mittel zu be- 
wirtschaften. 

Auf Verlangen der zuständigen obersten Landesbe- 
hörde ist die Gemeinde verpflichtet, einen Entwick- 
lungsträger zu beauftragen. 

(2) Die Gemeinde darf die Aufgabe nur einem 
Unternehmen übertragen, dem die zuständige Be- 
hörde bestätigt hat, daß es die Voraussetzungen für 
die Übernahme der Aufgaben als Entwicklungsträ- 
ger erfüllt; § 34 findet mit der Maßgabe entspre- 
chend Anwendung, daß die Bestätigung nur für den 
einzelnen Fall ausgesprochen werden darf. 

(3) Der Entwicklungsträger erfüllt die ihm von 
der Gemeinde übertragenen Aufgaben in eigenem 
Namen für Rechnung der Gemeinde als deren Treu- 
händer. Die Vorschriften des § 33 Abs. 3 und 4, des 
§ 35 Abs. 2 bis 4 sowie der §§ 36 und 37 gelten ent- 
sprechend. 

(4) Der Entwicklungsträger ist verpflichtet, die 
Grundstücke des Treuhandvermögens nach Maß- 
gabe des § 59 zu veräußern; er ist dabei an die Wei- 
sungen der Gemeinde gebunden.“ 


Zu § 168 (Übernahmeverlangen) 

Die Vorschrift entspricht § 56 des Städtebauförde- 
rungsgesetzes, der folgenden Wortlaut hat: 

„§ 56 

Übernahmeverlangen 

(1) Der Eigentümer eines im städtebaulichen Ent- 
wicklungsbereich gelegenen Grundstücks kann von 
der Gemeinde die Übernahme des Grundstücks ver- 
langen, wenn es ihm mit Rücksicht auf die Erklä- 
rung zum städtebaulichen Entwicklungsbereich 
oder den Stand der Entwicklungsmaßnahme wirt- 
schaftlich nicht mehr zuzumuten ist, das Grund- 
stück zu behalten oder es in der bisherigen oder 
einer anderen zulässigen Art zu nutzen. Liegen die 
Flächen eines land- oder forstwirtschaftlichen Be- 
triebs sowohl innerhalb als auch außerhalb des 
städtebaulichen Entwicklungsbereichs, so kann der 
Eigentümer von der Gemeinde die Übernahme 
sämtlicher Grundstücke des Betriebs verlangen, 
wenn die Erfüllung des Übernahmeverlangens für 
die Gemeinde keine unzumutbare Belastung bedeu- 
tet; die Gemeinde kann sich auf eine unzumutbare 
Belastung nicht berufen, soweit die außerhalb des 
Entwicklungsbereichs gelegenen Grundstücke 
nicht mehr in angemessenem Umfang baulich oder 
wirtschaftlich genutzt werden können. 


(2) Kommt eine Einigung über die Übernahme 
nicht zustande, so kann der Eigentümer die Entzie- 
hung des Eigentums an dem Grundstück verlangen. 
Für die Entziehung des Eigentums gelten die Vor- 
schriften des Fünften Teils des Bundesbaugesetzes 
entsprechend.“ 


Zu §169 (Besondere Vorschriften für den städte- 
baulichen Entwicklungsbereich) 

Absätze 1 bis 4 entsprechen § 57 des Städtebauför- 
derungsgesetzes, der folgenden Wortlaut hat: 

„§ 57 

Besondere Vorschriften 
für den Entwicklungsbereich 

(1) Im städtebaulichen Entwicklungsbereich gel- 
ten entsprechend die Vorschriften des 

1. § 4 Abs. 2 und 2 a Satz 1 Nr. 2 und Satz 2 sowie § 8 
Abs. 2 (Sozialplan), 

2. § 6 Abs. 1 bis 7 (Wirkung der förmlichen: Festle- 
gung), 

3. § 15 (Genehmigungspflichtige Vorhaben und 
Rechtsvorgänge) , 

4. § 17 (Vorkaufsrecht) und § 18 (Gemeindliches 
Grunderwerbsrecht); die Gemeinde hat das Vor- 
kaufs- oder Grunderwerbsrecht zugunsten des 
Entwicklungsträgers auszuüben, wenn dieser es 
verlangt, 

5. § 22 Abs. 3 (Besondere Vorschriften über die Ent- 
eignung), 

6. § 23 (Bemessung von Ausgleichs- und Entschädi- 
gungsleistungen) und 

7. der §§26 bis 31 (Miet- und Pachtverhältnisse). 

(2) Die Vorschriften des Vierten Teils des Bundes- 
baugesetzes über die Umlegung und die Grenzrege- 
lung finden im städtebaulichen Entwicklungsbe- 
reich keine Anwendung. 

(3) Die Enteignung ist im städtebaulichen Ent- 
wicklungsbereich ohne Bebauungsplan zugunsten 
der Gemeinde oder des Entwicklungsträgers zur 
Erfüllung ihrer Aufgaben zulässig. Sie setzt voraus, 
daß der Antragsteller sich ernsthaft um den frei- 
händigen Erwerb des Grundstücks zu angemesse- 
nen Bedingungen bemüht hat. Die Vorschriften der 
§§ 85 und 87 bis 89 des Bundesbaugesetzes finden 
im städtebaulichen Entwicklungsbereich keine An- 
wendung. 

(4) Auf land- oder forstwirtschaftlich genutzte 
Grundstücke ist § 23 mit der Maßgabe anzuwenden, 
daß in den Gebieten, in denen sich kein von dem 
innerlandwirtschaftlichen Verkehrswert abwei- 
chender Verkehrswert gebildet hat, der Wert maß- 
gebend ist, der in vergleichbaren Fällen im gewöhn- 
lichen Geschäftsverkehr auf dem allgemeinen 
Grundstücksmarkt dort zu erzielen wäre, wo keine 
Entwicklungsmaßnahmen vorgesehen sind.“ 
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Mit den vorgesehenen Änderungen des Absatzes 1 
wird § 57 Abs. 1 des Städtebauförderungsgesetzes 
der neuen Gliederung angeglichen: 

Nach Nummer 1 sollen entsprechend § 1 Abs. 1 und 
4 des Städtebauförderungsgesetzes die allgemeinen 
Vorschriften über die einheitliche Vorbereitung und 
Durchführung von Sanierungsmaßnahmen und die 
dabei zur Anwendung kommenden Grundsätze für 
Entwicklungsmaßnahmen entsprechend zur An- 
wendung kommen. 

Nummern 3 und 8 entsprechen § 57 Abs. 1 Nr, 1 des 
Städtebauförderungsgesetzes. 

Nummer 4 stellt entsprechend §76 des Städtebau- 
förderungsgesetzes klar, daß die Vorschrift des 
§ 148 über Abgaben- und Auslagenbefreiung auch 
für Entwicklungsmaßnahmen gilt. 

Nummer 5 entspricht § 57 Abs. 1 Nr. 2 des geltenden 
Rechts. 

Nummer 6 entspricht § 57 Abs. 1 Nr. 3 des geltenden 
Rechts. 

Nummer 1 entspricht § 57 Abs. 1 Nr. 6 des geltenden 
Rechts. 

Nach Nummer 9 soll die vorgesehene Härterege- 
lung des § 181 entsprechend § 85 des Städtebauför- 
derungsgesetzes auch bei Entwicklungsmaßnah- 
men zur Anwendung kommen. 

Nummer 1 0 entspricht § 57 Abs. 1 Nr. 7 des gelten- 
den Rechts. 

Darüber hinaus findet das allgemeine Vorkaufs- 
recht gemäß § 24 Abs. 1 Nr. 3 des Entwurfs im städ- 
tebaulichen Entwicklungsbereich Anwendung. § 57 
Abs. 1 Nr. 4 des Städtebauförderungsgesetzes kann 
deshalb gestrichen werden. 

Die Absätze 5 bis 8 entsprechen § 59 des Städtebau- 
förderungsgesetzes, der folgenden Wortlaut hat: 

„§ 59 

Veräußerungspflicht der Gemeinde 

(1) Die Gemeinde ist verpflichtet, Grundstücke, 
die sie zur Durchführung der Entwicklungsmaß- 
nahme freihändig oder nach den Vorschriften die- 
ses Gesetzes oder des Bundesbaugesetzes erworben 
hat, nach Maßgabe der Absätze 2 bis 5 zu veräußern 
mit Ausnahme der Flächen, die als Baugrundstücke 
für den Gemeinbedarf oder als Verkehrs-, oder Ver- 
sorgungs- oder Grünflächen in einem Bebauungs- 
plan festgesetzt sind oder für sonstige öffentliche 
Zwecke oder als Austauschland oder zur Entschädi- 
gung in Land benötigt werden. 

(2) Die Grundstücke sind nach ihrer Neuordnung 
und Erschließung unter Berücksichtigung weiter 
Kreise der Bevölkerung und unter Beachtung der 
Ziele der Entwicklungsmaßnahme an Bauwillige zu 
veräußern, die glaubhaft machen, daß sie die 
Grundstücke innerhalb angemessener Frist ent- 
sprechend den Festsetzungen des Bebauungsplans 
und den Erfordernissen der Entwicklungsmaß- 
nahme bebauen werden. Dabei sind zunächst die 
früheren Eigentümer zu berücksichtigen, und zwar 


in erster Linie diejenigen, die kein sonstiges Grund- 
eigentum oder nur Grundeigentum in geringem 
Umfang haben. Auf die Veräußerungspflicht sind 
die Vorschriften des § 25 Abs. 3 und 5 entsprechend 
anzuwenden. 

(3) Die Gemeinde hat bei der Veräußerung dafür 
zu sorgen, daß die Bauwilligen die Bebauung in 
wirtschaftlich sinnvoller Aufeinanderfolge derart 
durchführen, daß der Zweck der städtebaulichen 
Entwicklung erreicht wird und die Vorhaben sich in 
den Rahmen der Gesamtmaßnahme einordnen. Sie 
hat weiter sicherzustellen, daß die neugeschaffenen 
Gebäude und Einrichtungen so verwendet werden, 
daß die in § 54 Abs. 2 bezeichneten Ziele erreicht 
werden. 

(4) Zur land- oder forstwirtschaftlichen Nutzung 
festgesetzte Grundstücke sind Land- oder Forstwir- 
ten anzubieten, die zur Durchführung der Entwick- 
lungsmeißnahme Grundstücke übereignet haben 
oder abgeben mußten. 

(5) Das Grundstück oder das Recht ist zu dem 
Verkehrswert zu veräußern, der sich durch die 
rechtliche und tatsächliche Neuordnung des Ent- 
wicklungsbereichs ergibt. Der Gutachterausschuß 
hat auf Antrag ein Gutachten über diesen Ver- 
kehrswert zu erstatten.“ 

§ 59 Abs. 5 Satz 2 kann dabei entfallen; das dort ge- 
regelte Antragsrecht ergibt sich aus der vorgeschla- 
genen Regelung des § 193. 

Zu §170 (Sonderregelung für im Zusammenhang 
bebaute Gebiete) 

Die Vorschrift entspricht § 62 des Städtebauförde- 
rungsgesetzes, der folgenden Wortlaut hat: 

„§62 

Sonderregelung für im Zusammenhang 
bebaute Gebiete 

Umfaßt der städtebauliche Entwicklungsbereich 
ein im Zusammenhang bebautes Gebiet, so soll die 
Gemeinde dieses Gebiet zur Anpassung an die vor- 
gesehene Entwicklung ganz oder teilweise durch 
Beschluß förmlich festlegen. Der Beschluß darf erst 
ergehen, wenn entsprechend § 4 vorbereitende Un- 
tersuchungen durchgeführt und Stellungnahmen 
eingeholt worden sind. Für den Beschluß gilt § 5 
entsprechend. In dem förmlich festgelegten Gebiet 
sind neben den für Entwicklungsmaßnahmen gel- 
tenden Vorschriften entsprechend auch die Vor- 
schriften über die Sanierung anzuwenden mit Aus- 
nahme der Vorschriften des § 3 Abs. 1 bis 3, des § 5 
Abs. 4, der §§11, 48, 51, 54 Abs. 3, des §57 Abs. 2 
und 3 sowie des § 59; auf den Fortfall von Rechtswir- 
kungen für einzelne Grundstücke ist § 63 Abs. 2 a 
anzuwenden.“ 

Zu § 171 (Aufhebung der Erklärung zum städtebau- 
lichen Entwicklungsbereich; Fortfall von 
Rechtswirkungen für einzelne Grund- 
stücke) 

Die Vorschrift entspricht § 63 des Städtebauförde- 
rungsgesetzes, der folgenden Wortlaut hat: 
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..§63 

Aufhebung der Erklärung zum städtebaulichen 
Entwicklungsbereich; Fortfall von 
Rechtswirkungen für einzelne Grundstücke 

(1) Die Erklärung zum städtebaulichen Entwick- 
lungsbereich ist von der Landesregierung durch 
Rechtsverordnung aufzuheben, wenn die Entwick- 
lungsmaßnahme durchgeführt ist. Ist die Entwick- 
lungsmaßnahme nur in einem Teil des städtebauli- 
chen Entwicklungsbereichs durchgeführt, so kann 
die Erklärung für diesen Teil aufgehoben werden. 

(2) Mit der Rechtsverordnung nach Absatz 1 ist 
für ihren Geltungsbereich auch die Satzung nach 
§ 62 aufgehoben. 

(2 a) Die Vorschriften des § 50 über den Fortfall 
von Rechtswirkungen für einzelne Grundstücke 
sind entsprechend anzuwenden; die Gemeinde be- 
darf für die Abgabe der Abschlußerklärung der Zu- 
stimmung der nach Landesrecht zuständigen Be- 
hörde. 

(3) In den Fällen der Absätze 1 bis 2 a ersucht die 
Gemeinde das Grundbuchamt um Löschung der 
Entwicklungsvermerke.“ 

Zu § 172 (Erhaltung baulicher Anlagen und der Ei- 
genart von Gebieten [Erhaltungssat- 
zung]) 

Die Erhaltung baulicher Anlagen ist in § 39 h des 
Bundesbaugesetzes wie folgt geregelt: 

„§ 39 h 

Erhaltung baulicher Anlagen 

(1) Die Gemeinde kann in einem Bebauungsplan 
oder durch eine sonstige Satzung Gebiete bezeich- 
nen, in denen die Genehmigung für den Abbruch, 
den Umbau oder die Änderung von baulichen Anla- 
gen aus den besonderen in Absätzen 3 und 4 be- 
zeichneten Gründen versagt werden kann. In der 
Satzung ist anzugeben, welche der in den Absätzen 
3 und 4 bezeichneten Gründe auf das festgelegte 
Gebiet zu treffen. Für die Satzung gilt § 16 entspre- 
chend. 

(2) Hat die Gemeinde beschlossen, für ein Gebiet 
eine Satzung nach Absatz 1 zu erlassen und den 
Beschuß ortsüblich bekanntgemacht, gilt für den 
Antrag auf Abbruch, Umbau oder Änderung einer 
baulichen Anlage § 15 Abs. 1 entsprechend. 

(3) Die Genehmigung darf nur versagt werden, 
wenn die bauliche Anlage erhalten bleiben soll, 

1. weil sie allein oder im Zusammenhang mit ande- 
ren baulichen Anlagen das Ortsbild, die Stadtge- 
stalt oder das Landschaftsbild prägt, 

2. weil sie von städtebaulicher, insbesondere ge- 
schichtlicher oder künstlerischer Bedeutung ist 
oder 

3. um in dem Gebiet die Zusammensetzung der 
Wohnbevölkerung zu erhalten, wenn dies aus be- 
sonderen städtebaulichen Gründen erforderlich 
ist. 


(4) Die Genehmigung darf auch versagt werden, 
um bei städtebaulichen Umstrukturierungen einen 
den sozialen Belangen Rechnung tragenden Ablauf 
auf der Grundlage von Grundsätzen für soziale 
Maßnahmen oder eines Sozialplans (§ 13 a) zu si- 
chern. Sind Grundsätze für soziale Maßnahmen 
oder ein Sozialplan nicht nach § 13 a aufgestellt wor- 
den, so hat die Gemeinde in entsprechender An- 
wendung des § 13 a solche Grundsätze oder einen 
Sozialplan aufzustellen. 

(5) Die Genehmigung wird durch die Baugeneh- 
migungsbehörde im Einvernehmen mit der Ge- 
meinde erteilt. Ist eine baurechtliche Genehmigung 
oder an ihrer Stelle eine baurechtliche Zustimmung 
erforderlich, so wird im Baugenehmigungs- oder 
Zustimmungsverfahren über die in den Absätzen 3 
und 4 bezeichneten Belange entschieden. 

(6) Wird die Genehmigung im Falle des Absatzes 
3 Nr. 1 und 2 versagt, kann der Eigentümer von der 
Gemeinde unter den Voraussetzungen des § 40 
Abs. 2 die Übernahme des Grundstücks verlangen. 
§ 44 b Abs. 1, 4 und 5 sowie § 44 c Abs. 1 und 2 finden 
entsprechend Anwendung. Bei der Beurteilung der 
wirtschaftlichen Unzumutbarkeit ist auch zu be- 
rücksichtigen, ob und in welchem Umfang zur Er- 
haltung, Erneuerung und funktionsgerechten Ver- 
wendung des Gebäudes oder der sonstigen bauli- 
chen Anlage Mittel öffentlicher Haushalte zur Ver- 
fügung gestellt werden. 

(7) In den Fällen des Absatzes 3 Nr. 3 und des 
Absatzes 4 ist die Genehmigung zu erteilen, wenn 
auch unter Berücksichtigung des Allgemeinwohls 
die Erhaltung des Gebäudes wirtschaftlich nicht 
mehr zumutbar ist. 

(8) Vor der Entscheidung über den Antrag auf 
Abbruch, Umbau oder Änderung eines Gebäudes 
oder einer sonstigen baulichen Anlage hat die Ge- 
meinde mit dem Eigentümer oder sonstigen zur Un- 
terhaltung Verpflichteten die Möglichkeit der Er- 
haltung und Nutzung des Gebäudes sowie der Un- 
terstützung bei der Erhaltung zu erörtern. Im Falle 
des Absatzes 3 Nr. 3 und des Absatzes 4 hat sie auch 
Mieter, Pächter und sonstige Nutzungsberechtigte 
zu hören.“ 

§ 172 entspricht § 39 h Abs. 1 bis 4 und 7 des Bundes- 
baugesetzes (die Absätze 5, 6 und 8 sollen in § 173 
erfaßt werden). 

In Absatz 1 Satz 1 sollen die bisher zum Teil in § 39 h 
Abs. 3 und 4 des Bundesbaugesetzes geregelten 
Gründe für den Erlaß einer Satzung zusammenge- 
faßt werden. Zugleich soll der städtebauliche Cha- 
rakter der Norm betont werden. 

Mit der Einbeziehung der Nutzungsänderung in 
Satz 1 soll der Kreis genehmigungsbedürftiger Vor- 
haben dem Vorhabenbegriff von § 29 Satz 1 des Ent- 
wurfs angeglichen werden. Hierdurch sollen Maß- 
nahmen erfaßt werden, die die verfolgten städte- 
baulichen Erhaltungsziele beeinträchtigen können; 
diesem Zweck soll auch die in Satz 2 vorgesehene 
Ausdehnung der Genehmigungspflicht auf die Er- 
richtung baulicher Anlagen dienen. In Satz 1 soll 
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der Begriff „Umbau“ mangels eigenständiger Be- 
deutung neben dem Begriff , Änderung“ entfallen. 

Satz 3 entspricht § 39 h Abs. 1 Satz 3 des Bundesbau- 
gesetzes. Jedoch soll auch hier anstelle der Geneh- 
migungspflicht das Anzeigeverfahren genügen. 
Hierdurch soll entsprechend den allgemeinen 
Zielen des Entwurfs die gemeindliche Selbstverant- 
wortung gestärkt werden; auf den Allgemeinen Teil 
der Begründung (A I 8) wird Bezug genommen. 

Absatz 2 entspricht §39h Abs. 2 des Bundesbauge- 
setzes. 

Absatz 3 soll die in § 39 h Abs. 3 Nr. 1 und 2 des Bun- 
desbaugesetzes genannten Voraussetzungen für die 
Versagung der Genehmigung zusammenfassen. 
Satz 2 bestimmt die Versagungsvoraussetzungen 
für den Fall der Errichtung baulicher Anlagen. Die 
Vorschrift soll sicherstellen, daß bauliche Anlagen 
nur in Übereinstimmung mit der städtebaulichen 
Gestalt des Gebiets errichtet werden können, insbe- 
sondere hinsichtlich der Art und Weise der Ausfüh- 
rung des Vorhabens. Die Vorschriften über die Zu- 
lässigkeit eines Vorhabens nach den §§ 30 ff. bleiben 
unberührt. 

Absatz 4 entspricht § 39h Abs. 3 Nr. 3 und Abs. 7 des 
Bundesbaugesetzes. Die Vorschrift soll entspre- 
chend der in der Rechtsprechung (insbesondere zu 
den Kur- und Fremdenverkehrsgebieten) gefunde- 
nen Auslegung des § 39 h Abs. 3 Nr. 3 gefaßt wer- 
den. 

Absatz 5 entspricht § 39h Abs. 4 und 7 des Bundes- 
baugesetzes; dabei soll im Anschluß an die Straf- 
fung des § 13 a des Bundesbaugesetzes in § 180 die 
Pflicht zur Aufstellung von Grundsätzen für soziale 
Maßnahmen nicht mehr ausdrücklich geregelt wer- 
den. 


Zu § 173 (Genehmigung; Übernahmeanspruch) 

§ 173 entspricht §39h Abs. 5, 6 und 8 des Bundes- 
baugesetzes (zum Wortlaut dieser Vorschrift vgl. 
Begründung zu § 172). 

Absatz 1 entspricht §39h Abs. 5 des Bundesbauge- 
setzes, jedoch soll nach Satz 1 die Genehmigung auf 
die Gemeinde verlagert werden, wenn nicht Aufga- 
ben der Bauaufsicht berührt sind (Satz 2). 

Absatz 2 entspricht inhaltlich §39h Abs. 6 Satz 1 
und 2 des Bundesbaugesetzes. Dabei soll auch der 
Fall der Versagung der Genehmigung zur Errich- 
tung einer baulichen Anlage berücksichtigt werden. 
§ 39 h Abs. 6 Satz 3 des Bundesbaugesetzes soll ent- 
fallen, da die Vorschrift lediglich die bestehende 
Rechtslage erläutert. 

Absatz 3 entspricht §39h Abs. 8 des Bundesbauge- 
setzes. Im Hinblick auf die Einbeziehung der Nut- 
zungsänderung und der Errichtung baulicher Anla- 
gen ist die Vorschrift in Anlehnung an § 28 des Ver- 
waltungsverfahrensgesetzes ohne sachliche Ände- 
rung allgemeiner formuliert. 


Zu § 174 (Ausnahmen) 

Absatz 1 verweist auf § 26 Nr. 2 und 3 des Gesetzent- 
wurfs, der §39i Abs. 1 des Bundesbaugesetzes in- 
haltlich entspricht (vgl. die Begründung in Num- 
mer 27 zu § 26). Diese Vorschrift lautet: 

„§ 39 i 

Ausnahmen für Grundstücke, 
die besonderen Zwecken dienen 

(1) Die §§39b bis 39 h finden keine Anwendung 
für Grundstücke, 

1. die der Landesverteidigung oder 

2. dienstlichen Zwecken des Bundesgrenzschutzes, 
der Polizei oder des Zivilschutzes dienen, 

3. auf denen sich Anlagen finden, die den in § 38 
genannten Vorschriften unterliegen, oder für die 
ein Verfahren nach den in § 38 genannten Vor- 
schriften oder nach dem Gesetz über Landbe- 
schaffung für Aufgaben der Verteidigung vom 
23. Februar 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 134), zu- 
letzt geändert durch Gesetz vom 29. November 
1966 (Bundesgesetzbl. I S. 653), eingeleitet wor- 
den ist oder 

4. die dem Gottesdienst oder der Seelsorge von Kir- 
chen und Religionsgemeinschaften des öffentli- 
chen Rechts dienen.“ 

Absatz 2 entspricht §39i Abs. 3 des Bundesbauge- 
setzes, der folgenden Wortlaut hat: 

„(3) Befindet sich ein Grundstück der in Absatz 1 
bezeichneten Art in einem Gebiet nach § 39 h, so hat 
die Gemeinde den Bedarfsträger hiervon zu unter- 
richten. Beabsichtigt der Bedarfsträger den Ab- 
bruch, den Umbau oder die Änderung von baulichen 
Anlagen, so hat er dies der Gemeinde anzuzeigen. 
Der Bedarfsträger soll auf Verlangen der Gemeinde 
von dem Abbruch, dem Umbau oder der Änderung 
absehen, wenn die Voraussetzungen vorliegen, die 
die Gemeinde berechtigen würden, die Genehmi- 
gung zum Abbruch, zum Umbau oder zur Änderung 
nach § 39 h zu versagen, und wenn die Erhaltung 
des Gebäudes dem Bedarfsträger auch bei Berück- 
sichtigung seiner Aufgaben zuzumuten ist.“ 

Die Neuregelung soll diese Bestimmung ohne in- 
haltliche Änderung straffen. 

Zu § 175 (Allgemeines) 

Absatz 1 entspricht §39a Abs. 1 des Bundesbauge- 
setzes. Absatz 2 entspricht § 39 a Abs. 2 des Bundes- 
baugesetzes; städtebauliche Gebote sollen wie bis- 
her nur aus städtebaulichen Gründen angeordnet 
werden dürfen. 

§ 39 a des Bundesbaugesetzes lautet: 

„§ 39 a 

Erörterung und Beratung 

(1) Beabsichtigt die Gemeinde, ein Bau- oder 
Pflanzgebot (§39b), ein Nutzungsgebot (§39c) ein 
Abbruchgebot (§39d) oder ein Modernisierungs- 
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oder Instandsetzungsgebot {§39e) zu erlassen, soll 
sie vorher mit den Eigentümern, den Mietern, Päch- 
tern und sonstigen Nutzungsberechtigten erörtern 
und sie im Rahmen ihrer Möglichkeiten beraten, 
wie die Maßnahmen durchgeführt werden können 
und welche Finanzierungsmöglichkeiten aus öffent- 
lichen Kassen bestehen. 

(2) Die Anordnung von Maßnahmen nach den 
§§ 39 b bis 39 e setzt voraus, daß die alsbaldige 
Durchführung der Maßnahmen aus städtebauli- 
chen Gründen erforderlich ist. 

(3) Bei der Anwendung der §§ 39 b bis 39 h bleiben 
die landesrechtlichen Vorschriften, insbesondere 
über den Schutz und die Erhaltung von Baudenk- 
mälern unberührt. 

(4) Unberührt bleiben die Verpflichtung, nach an- 
deren öffentlich-rechtlichen Vorschriften Maßnah- 
men der in den §§39b bis 39 e bezeichneten Art 
durchzuführen oder die Durchführung solcher Maß- 
nahmen zu dulden, sowie die Verpflichtung, von ei- 
ner Änderung oder einem Abbruch baulicher Anla- 
gen abzusehen.“ 

Die Absätze 3 und 4 des § 39 a des Bundesbaugeset- 
zes sollen nicht übernommen werden, da sie als 
ausschließlich klarstellende Regelungen entbehr- 
lich sind. 

Absatz 3 entspricht §39f des Bundesbaugesetzes, 
der wie folgt lautet: 

„§ 39 f 

Duldungspflicht 

Mieter, Pächter und sonstige Nutzungsberechtigte 
haben die Durchführung der Maßnahmen nach den 
§§ 39 b bis 39 e zu dulden.“ 

Absatz 4 Satz 1 übernimmt in Verbindung mit §26 
Nr. 2 und 3 des Gesetzentwurfs (vgl. Nummer 27) 
den Regelungsgehalt des § 39 i Abs. 1 des Bundes- 
baugesetzes ohne inhaltliche Änderung (zum Wort- 
laut dieser Bestimmung vgl. die Begründung zu 
§ 174). Satz 2 entspricht § 39 i Abs. 2 des Bundesbau- 
gesetzes; die Änderungen der Formulierung sind 
rein redaktioneller Art. § 39 i Abs. 2 lautet: 

„(2) Liegen für die in Absatz 1 bezeichneten 
Grundstücke die Voraussetzungen für den Aus- 
spruch eines Gebots nach den §§39b bis 39 e vor, 
soll auf Verlangen der Gemeinde der Bedarfsträger 
die entsprechenden Maßnahmen durchführen oder 
ihre Durchführung dulden, soweit dadurch nicht die 
Erfüllung seiner Aufgaben beeinträchtigt wird.“ 

Zu § 176 (Baugebot) 

Die Vorschrift entspricht inhaltlich § 39 b des Bun- 
desbaugesetzes. Diese Vorschrift lautet: 

„§ 39 b 

Bau- und Pflanzgebot 

(1) Im Geltungsbereich eines Bebauungsplans im 
Sinne des § 30 kann die Gemeinde den Eigentümer 


durch Bescheid verpflichten, innerhalb einer näher 
zu bestimmenden angemessenen Frist 

1. sein Grundstück entsprechend den Festsetzun- 
gen des Bebauungsplans zu bebauen oder 

2. ein vorhandenes Gebäude oder eine vorhandene 

sonstige bauliche Anlage den Festsetzungen des 

Bebauungsplans anzupassen. 

Rechtfertigen Tatsachen die Annahme, insbeson- 
dere aufgrund des Ergebnisses der Erörterungen 
und Beratungen nach § 39 a Abs. 1, daß die Durch- 
führung des Vorhabens aus wirtschaftlichen Grün- 
den einem Eigentümer nicht zuzumuten ist, so hat 
die Gemeinde von dem Baugebot abzusehen. 

(2) Der Eigentümer kann von der Gemeinde nach 
Anordnung eines Gebots nach Absatz 1 die Über- 
nahme des Grundstücks verlangen, wenn er glaub- 
haft macht, daß ihm die Durchführung des Vorha- 
bens aus wirtschaftlichen Gründen nicht zuzumu- 
ten ist. § 44 b Abs. 1, 4 und 5 sowie § 44 c Abs. 1 und 2 
gelten entsprechend. Das Übernahmeverlangen 
kann auch im Rahmen der Erörterung und Bera- 
tung nach § 39 a Abs. 1 geltend gemacht werden; 
hierauf ist der Eigentümer hinzuweisen. 

(3) Das Baugebot kann bei einem zusammenhän- 
genden Bauvorhaben zur Erleichterung oder Be- 
schleunigung der Durchführung des Bebauungs- 
plans auch an mehrere Eigentümer als Gebot erge- 
hen, das Bauvorhaben gemeinschaftlich oder in Ab- 
stimmung untereinander durchzuführen. 

(4) Erfüllt ein Eigentümer die Verpflichtung nach 
den Absätzen 1 und 3 nicht, kann die Gemeinde 
unter den Voraussetzungen des § 87 Abs. 1 die Ent- 
eignung des Grundstücks zu ihren Gunsten oder 
zugunsten eines Bauwilligen verlangen, der glaub- 
haft macht, daß er die Baumaßnahmen innerhalb 
angemessener Frist durchführen wird. Für die Ent- 
schädigung und das Verfahren gelten die Vorschrif- 
ten des Zweiten und Dritten Abschnitts des Fünften 
Teils. 

(5) Ist die Durchführung eines Baugebots nur 
möglich, wenn zuvor eine bauliche Anlage oder 
Teile davon beseitigt werden, so ist der Eigentümer 
mit dem Baugebot auch zur Beseitigung verpflich- 
tet. §39d Abs. 2 und 3 Satz 1, §44b Abs. 2 und 5 
sowie § 44 c Abs. 1 und 2 gelten entsprechend. 

(6) Ist für ein Grundstück eine andere als bauli- 
che Nutzung festgesetzt, gelten die Absätze 1 bis 5 
entsprechend. 

(7) Das Baugebot kann außerhalb der in Absatz 1 
bezeichneten Gebiete, aber innerhalb im Zusam- 
menhang bebauter Ortsteile angeordnet werden, 
um unbebaute oder geringfügig bebaute Grund- 
stücke entsprechend den baurechtlichen Vorschrif- 
ten zu nutzen oder einer baulichen Nutzung zuzu- 
führen, insbesondere zur Schließung von Baulük- 
ken. 

(8) Die Gemeinde kann den Eigentümer durch 
Bescheid verpflichten, sein Grundstück entspre- 
chend den nach § 9 Abs. 1 Nr. 25 getroffenen Fest- 
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Setzungen des Bebauungsplans zu bepflanzen 
(Pflanzgebot).“ 

§ 39 b Abs. 4 des Bundesbaugesetzes kann als Folge- 
änderung zu § 85 Abs. 1 Nr. 5 des Entwurfs (vgl. 
Nummer 71) sowie zur Aufhebung des §87 Abs. 3 
(vgl. Nummer 72) entfallen. Die Regelung über das 
Pflanzgebot (§39b Abs. 8 des Bundesbaugesetzes) 
soll in § 178 geregelt werden. 

Auf das Erfordernis, daß in den Fällen des bisheri- 
gen §39b Abs. 1 des Bundesbaugesetzes ein sog. 
qualifizierter Bebauungsplan (§ 30 des Bundesbau- 
gesetzes; § 30 Abs. 1 des Entwurfs — vgl. Num- 
mer 30) vorzuliegen hat, soll verzichtet werden. Der 
Grundsatz der Planakzessorietät des Baugebots soll 
hierdurch nicht eingeschränkt werden. Die Ge- 
meinde soll ein Baugebot nur erlassen können, 
wenn der einfache Bebauungsplan Festsetzungen 
für das betroffene Grundstück trifft. 

§ 39 b Abs. 2 Satz 3 des Bundesbaugesetzes ist als 
lediglich klarstellende Regelung entbehrlich und 
soll ebenso entfallen wie das in § 39 b Abs. 3 des 
Bundesbaugesetzes geregelte gemeinschaftliche 
Baugebot. Für dieses wird ein Regelungsbedürfnis 
nicht gesehen, weil es bei zusammenhängenden 
Bauvorhaben schon aus der Natur der Sache gebo- 
ten ist, daß sich die Eigentümer der betroffenen 
Grundstücke hinsichtlich der Durchführung des 
Vorhabens abstimmen und es ggf. gemeinschaftlich 
durchführen müssen. Trotz der Streichung der bis- 
herigen Verweisung in § 39 b Abs. 5 Satz 2 des Bun- 
desbaugesetzes auf §39d Abs. 2 des Bundesbauge- 
setzes bleibt es dabei, daß der Bescheid nur vollzo- 
gen werden darf, wenn angemessener Ersatzwohn- 
raum unter zumutbaren Bedingungen oder geeigne- 
ter Ersatzgeschäftsraum zur Verfügung steht. 


Zu §177 (Modernisierungs- und Instandsetzungs- 
gebot) 

Die Vorschrift entspricht §39e des Bundesbauge- 
setzes sowie § 43 Abs. 1 und 2 des Städtebauförde- 
rungsgesetzes. Diese Vorschriften lauten: 

„§ 39 e 

Modernisierungs- und Instandsetzungsgebot 

(1) Weist eine bauliche Anlage nach ihrer inneren 
oder äußeren Beschaffenheit Mißstände oder Män- 
gel auf, deren Beseitigung oder Behebung durch 
Modernisierung oder Instandsetzung möglich ist, 
kann die Gemeinde die Beseitigung der Mißstände 
durch ein Modernisierungsgebot und die Behebung 
der Mängel durch ein Instandsetzungsgebot anord- 
nen. Zur Beseitigung der Mißstände und zur Behe- 
bung der Mängel ist der Eigentümer der baulichen 
Anlage verpflichtet. In dem Bescheid, durch den die 
Modernisierung oder Instandsetzung angeordnet 
wird, sind die zu beseitigenden Mißstände oder zu 
behebenden Mängel zu bezeichnen und eine ange- 
messene Frist für die Durchführung der erforderli- 
chen Maßnahmen zu bestimmen. 

(2) Mißstände liegen insbesondere vor, wenn die 
bauliche Anlage nicht den allgemeinen Anforderun- 


gen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse ent- 
spricht Die Gemeinde darf keine höheren Anforde- 
rungen stellen, als für entsprechende Neubauten 
aufgrund der Vorschriften des Bauordnungsrechts 
und anderer öffentlich-rechtlicher Vorschriften, ins- 
besondere des Gewerberechts, gestellt werden kön- 
nen. 

(3) Mängel liegen insbesondere vor, wenn durch 
Abnutzung, Alterung, Witterungseinflüsse oder Ein- 
wirkung Dritter 

1. die bestimmungsmäßige Nutzung der baulichen 
Anlage nicht nur unerheblich beeinträchtigt 
wird, 

2. die bauliche Anlage nach ihrer Beschaffenheit 
das Straßen- oder Ortsbild nicht nur unerheblich 
beeinträchtigt oder 

3. die bauliche Anlage erneuerungsbedürftig ist 
und wegen der städtebaulichen, insbesondere ge- 
schichtlichen oder künstlerischen Bedeutung er- 
halten bleiben soll. 

Kann die Behebung der Mängel einer baulichen 
Anlage nach landesrechtlichen Vorschriften auch 
aus Gründen des Schutzes und der Erhaltung von 
Baudenkmälern verlangt werden, darf das Instand- 
setzungsgebot nur mit Zustimmung der zuständi- 
gen Landesbehörde erlassen werden. In dem Be- 
scheid über den Erlaß des Instandsetzungsgebots 
sind die auch aus Gründen des Denkmalschutzes 
gebotenen Instandsetzungsmaßnahmen besonders 
zu bezeichnen. 

(4) Für die Kosten von Modernisierungs- und In- 
standsetzungsmaßnahmen gilt § 43 Abs. 1 bis 3 des 
Städtebauförderungsgesetzes entsprechend.“ 

§ 43 Abs. 3 und 4 des Städtebauförderungsgesetzes 
soll dagegen als Finanzierungsvorschrift nicht 
übernommen werden; auf die Darlegung im Allge- 
meinen Teil der Begründung (A II 7 a) wird Bezug 
genommen; die bisherige Regelung lautet: 

„(3) Soweit nichts anderes vereinbart ist, gelten 
die Vorschriften der Absätze 1 und 2 entsprechend, 
wenn der Eigentümer sich gegenüber der Ge- 
meinde vertraglich verpflichtet hat, bestimmte Mo- 
dernisierungs- oder Instandsetzungsmaßnahmen 
im Sinne des § 39e des Bundesbaugesetzes durchzu- 
führen. Hat der Eigentümer eines Gebäudes, das 
wegen seiner geschichtlichen, künstlerischen oder 
städtebaulichen Bedeutung erhalten bleiben soll, 
sich gegenüber der Gemeinde vertraglich verpflich- 
tet, neben bestimmten Modernisierungsmaßnah- 
men auch bestimmte Maßnahmen durchzuführen, 
die der Erhaltung, Erneuerung und funktionsge- 
rechten Verwendung des Gebäudes dienen, so gel- 
ten auch für die Kosten dieser Maßnahmen die Vor- 
schriften der Absätze 1 und 2. 

(4) Ein Zuschuß aus Sanierungsförderungsmit- 
teln darf zur Deckung der Kosten der Modernisie- 
rung und Instandsetzung nur insoweit gewährt wer- 
den, als diese Kosten nicht vom Eigentümer zu tra- 
gen sind.“ 
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Zu § 178 (Pflanzgebot) 

Die Bestimmung entspricht §39b Abs. 8 des Bun- 
desbaugesetzes (zum Wortlaut der Vorschrift vgl. 
die Begründung zu § 176). 


Zu § 179 (Abbruchgebot) 

Die Vorschrift entspricht inhaltlich § 39d des Bun- 
desbaugesetzes, der wie folgt lautet: 

„§39d 

Abbruchgebot 

(1) Die Gemeinde kann den Eigentümer verpflich- 
ten zu dulden, daß eine bauliche Anlage im Gel- 
tungsbereich eines Bebauungsplans im Sinne des 
§ 30 ganz oder teilweise beseitigt wird, wenn sie 

1. den Festsetzungen des Bebauungsplans nicht 
entspricht und auch nicht den Festsetzungen an- 
gepaßt werden kann oder 

2. Mißstände oder Mängel im Sinne des § 39e Abs. 2 
und 3 aufweist, die auch durch eine Modernisie- 
rung oder Instandsetzung nicht behoben werden 
können. 

Diejenigen, für die ein Recht an dem Grundstück 
oder an einem das Grundstück belastenden Recht 
im Grundbuch eingetragen oder durch Eintragung 
gesichert ist, das nicht zur Nutzung berechtigt, sol- 
len von dem Bescheid benachrichtigt werden, wenn 
sie von der Beseitigung betroffen werden. Unbe- 
rührt bleibt das Recht des Eigentümers, die Beseiti- 
gung selbst vorzunehmen, 

(2) Der Bescheid darf bei Wohnraum nur vollzo- 
gen werden, wenn im Zeitpunkt der Beseitigung 
angemessener Ersatzwohnraum für die Bewohner 
unter zumutbaren Bedingungen zur Verfügung 
steht. Bei Raum, der überwiegend gewerblichen 
oder beruflichen Zwecken dient (Geschäftsraum), 
hat die Gemeinde vor Erlaß des Bescheids mit dem 
Inhaber die Möglichkeit einer anderweitigen Unter- 
bringung zu erörtern; strebt der Geschäftsraumin- 
haber eine anderweitige Unterbringung an, soll der 
Bescheid nur vollzogen werden, wenn im Zeitpunkt 
der Beseitigung anderer geeigneter Geschäftsraum 
unter zumutbaren Bedingungen zur Verfügung 
steht. 

(3) Entstehen dem Eigentümer, dem Mieter, dem 
Pächter oder dem sonstigen Nutzungsberechtigten 
durch die Beseitigung Vermögensnachteile, hat die 
Gemeinde angemessene Entschädigung in Geld zu 
leisten. Der Eigentümer kann anstelle der Entschä- 
digung nach Satz 1 von der Gemeinde die Über- 
nahme des Grundstücks verlangen, wenn es ihm 
mit Rücksicht auf das Abbruchgebot wirtschaftlich 
nicht mehr zuzumuten ist, das Grundstück zu be- 
halten. §§44b Abs. 1, 2, 4 und 5 sowie §§ 44 c Abs. 1 
und 2 finden Anwendung.“ 

Auf das Erfordernis, daß ein sog. qualifizierter Be- 
bauungsplan (§ 30 des Bundesbaugesetzes; § 30 
Abs. 1 des Entwurfs, vgl. Nummer 30) vorzuliegen 
hat, soll verzichtet werden. Der Grundsatz der Plan- 


akzessorietät des Abbruchgebots soll hierdurch 
nicht eingeschränkt werden. Ein Abbruchgebot soll 
außerhalb des Geltungsbereichs eines qualifizierten 
Bebauungsplans nur bei Bestehen eines einfachen 
Bebauungsplans, der Festsetzungen für das betrof- 
fene Grundstück trifft, in Betracht kommen. 

§ 39d Abs. 2 des Bundesbaugesetzes soll nicht über- 
nommen werden. Die Vorschrift ist als Konkretisie- 
rung des allgemeinen Übermaßprinzips entbehr- 
lich. Trotz der Streichung des Absatzes 2 bleibt es 
dabei, daß der Bescheid nur vollzogen werden darf, 
wenn angemessener Ersatzwohnraum oder geeig- 
neter Ersatzgeschäftsraum zur Verfügung steht. 

Zu § 180 (Sozialplan) 

Regelungen über die Grundsätze für soziale Maß- 
nahmen und den Sozialplan enthalten §13a des 
Bundesbaugesetzes (zum Wortlaut seines ersten 
Absatzes vgl. die Begründung zu Nummer 18) sowie 
§ 4 Abs. 2 und 2 a (zum Wortlaut vgl. Begründung zu 
§ 141) und § 8 Abs, 2 des Städtebauförderungsgeset- 
zes, die folgenden Wortlaut haben: 

„§13a 

Grundsätze für soziale Maßnahmen, Sozialplan 

(2) Ist ein Bebauungsplan in Kraft getreten, der 
sich erheblich nachteilig (Absatz 1) auswirkt, und 
steht seine Verwirklichung durch Maßnahmen der 
Gemeinde bevor, so hat die Gemeinde, sobald und 
soweit es erforderlich ist, mit den von der Verwirkli- 
chung unmittelbar Betroffenen zu erörtern und 
Vorstellungen zu entwickeln, wie nachteilige Aus- 
wirkungen möglichst vermieden oder gemildert 
werden können; dabei soll sie namentlich Berufs-, 
Erwerbs- und Familienverhältnisse, Lebensalter, 
Wohnbedürfnisse, soziale Verflechtungen sowie ört- 
liche Bindungen berücksichtigen. Die Gemeinde 
hat den Betroffenen bei ihren eigenen Bemühun- 
gen, nachteilige Auswirkungen zu vermeiden oder 
zu mildern, zu helfen, insbesondere beim Woh- 
nungs- und Arbeitsplatzwechsel sowie beim Umzug 
von Betrieben; soweit öffentliche Leistungen in Be- 
tracht kommen können, soll die Gemeinde hierauf 
verweisen. Sind Betroffene nach ihren persönlichen 
Lebensumständen nicht in der Lage, Empfehlungen 
und anderen Hinweisen der Gemeinde zur Vermei- 
dung von Nachteilen zu folgen oder Hilfen zu nut- 
zen, oder sind aus anderen Gründen weitere Maß- 
nahmen der Gemeinde erforderlich, hat die Ge- 
meinde geeignete Maßnahmen zu prüfen. 

(3) Das Ergebnis der Erörterungen und Prüfun- 
gen nach Absatz 2 sowie die voraussichtlich in Be- 
tracht zu ziehenden Maßnahmen der Gemeinde 
und die Möglichkeiten ihrer Verwirklichung sind 
schriftlich darzustellen (Sozialplan). 

(4) Steht die Verwirklichung eines Bebauungs- 
plans durch einen anderen als die Gemeinde bevor 
und sind die übrigen Voraussetzungen des Absat- 
zes 2 gegeben, so kann die Gemeinde verlangen, 
daß der andere im Einvernehmen mit ihr den So- 
zialplan aufstellt und durchführt. Die Gemeinde 
kann diese Aufgaben ganz oder teilweise auch 
selbst übernehmen und dem anderen die Kosten 
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auferlegen. Die Befugnisse der Gemeinde, insbeson- 
dere aus den §§ 39 g und 39 h bleiben unberührt.“ 

„§8 

Aufgaben der Gemeinde 

(2) Die Gemeinde soll während der Dauer der 
Durchführung der Sanierung die Erörterungen mit 
den unmittelbar Betroffenen fortsetzen und dabei 
namentlich Berufs-, Erwerbs- und Familienverhält- 
nisse, Lebensalter, Wohnbedürfnisse, soziale Ver- 
flechtungen sowie örtliche Bindungen und Abhän- 
gigkeiten der Betroffenen berücksichtigen. Das Er- 
gebnis ist schriftlich festzulegen (Sozialplan). Der 
Sozialplan ist laufend zu ergänzen. Die Gemeinde 
soll den Betroffenen bei ihren eigenen Bemühun- 
gen, nachteilige Auswirkungen zu vermeiden oder 
zu mildern, helfen, insbesondere beim Wohnungs- 
wechsel und beim Umzug von Betrieben; auf die 
Arbeits- und Berufsförderung nach dem Arbeitsför- 
derungsgesetz vom 25. Juni 1969 (Bundesgesetzbl. I 
S. 582), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Zweiten 
Gesetzes zur Änderung des Gesetzes zur Förderung 
eines freiwilligen sozialen Jahrs vom 18. Dezember 
1975 (Bundesgesetzbl. I S. 3155), ist hinzuweisen.“ 

§180 entspricht inhaltlich §13a Abs. 2 bis 4 des 
Bundesbaugesetzes sowie § 8 Abs. 2 des Städtebau- 
förderungsgesetzes. Der Sozialplan soll wie bisher 
bei Bebauungsplänen und städtebaulichen Sanie- 
rungsmaßnahmen Anwendung finden. Auf die 
Übernahme der Bestimmungen über „Grundsätze 
für soziale Maßnahmen“ (§ 13 a Abs. 1 des Bundes- 
baugesetzes) und die „Grundsätze für den Sozial- 
plan“ (§ 4 Abs. 2 und 2 a des Städtebauförderungsge- 
setzes) soll verzichtet werden; auf die Erläuterun- 
gen zu Nummer 13 d (zu § 9 Abs. 8) sowie zu § 141 
wird Bezug genommen. 

Nach der Neufassung soll die Verpflichtung der Ge- 
meinde zur Aufstellung des Sozialplans nicht mehr 
— wie nach geltendem Recht — auf die Zeit nach 
Rechtsverbindlichkeit von Bebauungsplan oder Sa- 
nierungssatzung beschränkt sein. Vielmehr sollen 
Vorstellungen über die Vermeidung oder Milderung 
nachteiliger Auswirkungen des Bebauungsplans 
oder der Sanierungssatzung erforderlichenfalls zu 
einem früheren Zeitpunkt entwickelt und mit den 
Betroffenen erörtert werden. Damit kann auf das 
bisher zweistufige Verfahren — Grundsätze für so- 
ziale Maßnahmen bzw. Sozialplan als erste Stufe, 
Aufstellung des Sozialplans als zweite Stufe — ver- 
zichtet werden. Dies stärkt die Wirksamkeit des so- 
zialplanerischen Verfahrens und dient zugleich 
dem Abbau vermeidbarer Verfahren. 


Zu § 181 (Härteausgleich) 

Die Vorschrift entspricht §§ 122 a und b des Bundes- 
baugesetzes sowie § 85 des Städtebauförderungsge- 
setzes. Diese lauten: 

„§ 122 a 

Allgemeine Voraussetzungen für die Gewährung 
eines Härteausgleichs 

(1) Zur Vermeidung oder zum Ausgleich wirt- 
schaftlicher Nachteile, die für den Betroffenen in 


seinen persönlichen Lebensumständen, insbeson- 
dere im wirtschaftlichen und sozialen Bereich, eine 
besondere Härte bedeuten und für die eine Aus- 
gleichs- oder Entschädigungsleistung nicht zu ge- 
währen ist und die auch nicht durch sonstige Maß- 
nahmen ausgeglichen werden, soll die Gemeinde in 
den Fällen des § 122 b auf Antrag einen Geldaus- 
gleich gewähren, soweit es die Billigkeit erfordert 
(Härteausgleich). 

(2) Ein Härteausgleich wird nicht gewährt, soweit 
der Antragsteller es unterlassen hat und unterläßt, 
den wirtschaftlichen Nachteil durch zumutbare 
Maßnahmen, insbesondere unter Einsatz eigener 
oder fremder Mittel abzuwenden. 

§ 122b 

Härte ausgleich bei Aufhebung, Enteignung, 
Kündigung und vorübergehender Unbenutzbarkeit 
oder Räumung von Miet- und Pachtraum 

(1) Ein Härte ausgleich kann gewährt werden 

1. einem Mieter oder Pächter, wenn das Miet- oder 
Pachtverhältnis mit Rücksicht auf die Durchfüh- 
rung städtebaulicher Maßnahmen nach den in 
§ 39 g bezeichneten Vorschriften aufgehoben oder 
nach den Vorschriften des Fünften Teils enteig- 
net worden ist; 

2. einer gekündigten Vertragspartei, wenn die Kün- 
digung zur Durchführung eines nach den Vor- 
schriften des Abschnitts 1 a des Dritten Teils an- 
geordneten Gebots erforderlich ist; dies gilt auch, 
wenn von dem Ausspruch eines Gebots abgese- 
hen wird, weil der Eigentümer sich gegenüber 
der Gemeinde verpflichtet, die entsprechende 
Maßnahme durchzuführen; dies gilt entspre- 
chend, wenn ein Miet- oder Pachtverhältnis vor- 
zeitig durch Vereinbarung der Beteiligten been- 
digt wird und die Gemeinde bestätigt hat, daß die 
Beendigung des Rechtsverhältnisses im Hinblick 
auf die alsbaldige Durchführung der städtebauli- 
chen Maßnahmen geboten ist; 

3. einer Vertragspartei, wenn ohne Beendigung des 
Rechtsverhältnisses die vermieteten oder ver- 
pachteten Räume ganz oder teilweise vorüberge- 
hend unbenutzbar sind und die Gemeinde bestä- 
tigt hat, daß dies durch die alsbaldige Durchfüh- 
rung städtebaulicher Maßnahmen bedingt ist; 

4. einem Mieter oder Pächter für die Umzugsko- 
sten, die dadurch entstehen, daß er nach der Räu- 
mung seiner Wohnung vorübergehend anderwei- 
tig untergebracht worden ist und später ein 
neues Miet- oder Pachtverhältnis in dem Gebiet 
begründet wird, sofern dies im Sozialplan vorge- 
sehen ist. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für andere Ver- 
tragsverhältnisse, die zum Gebrauch oder zur Nut- 
zung eines Grundstücks, Gebäudes oder Gebäude- 
teils oder einer sonstigen baulichen Einrichtung be- 
rechtigen.“ 

„§ 85 

Härteausgleich 

(1) Im förmlich festgelegten Sanierungsgebiet 
oder städtebaulichen Entwicklungsbereich soll zur 
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Vermeidung oder zum Ausgleich wirtschaftlicher 
Nachteile, die für den Betroffenen zu seinen persön- 
lichen Lebensumständen im wirtschaftlichen oder 
sozialen Bereich eine besondere Härte bedeuten 
und für die eine Ausgleichs- oder Entschädigungs- 
leistung nicht zu gewähren ist und die auch nicht 
durch sonstige Maßnahmen ausgeglichen werden, 
auf Antrag von der Gemeinde ein Geldausgleich ge- 
währt werden, soweit es der Billigkeit entspricht 
(Härteausgleich). 

(2) Der Härte ausgleich kann beantragt werden 
von 

1. einem Eigentümer, der ein Grundstück durch 
eine Maßnahme aufgrund dieses Gesetzes oder 
des Bundesbaugesetzes gegen Entschädigung 
oder gegen Entgelt verloren oder zur Vermei- 
dung einer solchen Maßnahme gegen Entgelt an 
die Gemeinde oder einen Sanierungs- oder Ent- 
wicklungsträger übereignet hat; 

2. einem Inhaber eines dinglichen Rechts, das zum 
Besitz oder zur Nutzung eines Grundstücks be- 
rechtigt, wenn entsprechend die Voraussetzun- 
gen der Nummer 1 vorliegen; 

3. einem Mieter oder Pächter, wenn das Miet- oder 
Pachtverhältnis mit Rücksicht auf die Durchfüh- 
rung der Sanierungs- oder Entwicklungsmaß- 
nahme nach den Vorschriften dieses Gesetzes 
aufgehoben worden ist; 

4. einer gekündigten Vertragspartei, wenn ein Ge- 
bäude oder eine sonstige bauliche Anlage ganz 
oder teilweise beseitigt, baulich verändert, mo- 
dernisiert oder instandgesetzt werden muß oder 
wenn nach den Festsetzungen des Bebauungs- 
plans für ein unbebautes Grundstück eine an- 
dere Nutzung vorgesehen ist und wenn aus ei- 
nem dieser Gründe das Miet- oder Pachtverhält- 
nis durch Kündigung beendigt worden ist; ent- 
sprechendes gilt, wenn ein Miet- oder Pachtver- 
hältnis mit Rücksicht auf die Durchführung der 
Sanierungs- oder Entwicklungsmaßnahme durch 
Vereinbarung der Beteiligten vorzeitig beendigt 
wird und bestätigt hat, daß die Beendigung des 
Rechtsverhältnisses im Hinblick auf die alsbal- 
dige Durchführung der Sanierungs- oder Ent- 
wicklungsmaßnahme geboten ist; 

5. einer Vertragspartei, wenn ohne die Beendigung 
des Rechtsverhältnisses die vermieteten oder 
verpachteten Räume ganz oder teilweise unbe- 
nutzbar sind und die Gemeinde bestätigt hat, daß 
die vorübergehende Unbenutzbarkeit durch die 
Sanierungs- oder Entwicklungsmaßnahme be- 
dingt ist; 

6. einem Mieter oder Pächter für die Umzugsko- 
sten, die dadurch entstehen, daß er nach der Räu- 
mung seiner Wohnung vorübergehend anderwei- 
tig untergebracht worden ist und später ein 
neues Miet- oder Pachtverhältnis im Sanierungs- 
gebiet oder Entwicklungsbereich begründet wird, 
sofern dies im Sozialplan vorgesehen ist. 

(3) Absatz 2 Nr. 3 bis 6 gilt entsprechend für an- 
dere schuldrechtliche Vertragsverhältnisse, die zum 


Gebrauch oder zur Nutzung eines Grundstücks, Ge- 
bäudes oder Gebäudeteils oder einer sonstigen bau- 
lichen Einrichtung berechtigen. 

(4) Ein Härteausgleich wird nicht gewährt, soweit 
der Antragsteller es unterlassen hat oder unterläßt, 
den wirtschaftlichen Nachteil durch zumutbare 
Maßnahmen, insbesondere unter Einsatz eigener 
oder fremder Mittel abzuwenden.“ 

Der Härteausgleich hat sich in der städtebaulichen 
Praxis bewährt. Auf die bisherigen Regelungen in 
§§ 122 a, b des Bundesbaugesetzes und § 85 des 
Städtebauförderungsgesetzes soll daher auch künf- 
tig nicht verzichtet werden. Mangels praktischer 
Bedeutung und zwecks Angleichung an die Härte- 
ausgleichsregelung des Bundesbaugesetzes soll le- 
diglich der Härteausgleich für Eigentümer und In- 
haber dinglicher Gebrauchs- und Nutzungsrechte 
(§ 85 Abs. 2 Nr. 1 und 2 des Städtebauförderungsge- 
setzes) entfallen. 

Der Gesetzentwurf sieht eine Erweiterung des An- 
wendungsbereichs der Härteausgleichsregelung 
auf alle städtebaulichen Maßnahmen vor. Damit 
kommt ein Härteausgleich künftig auch bei Aufhe- 
bung von Miet- und Pachtverhältnissen durch Maß- 
nahmen der Bodenordnung nach dem Vierten Teil 
des Ersten Kapitels in Betracht. Ferner soll in Sa- 
nierungsgebieten ein Ausgleich für besondere Här- 
ten nicht nur — wie bisher — bei der Aufhebung 
von Miet- und Pachtverhältnissen gewährt werden 
können, sondern auch bei der Enteignung von 
Rechten aus diesen Schuldverträgen. 

Bei der Vorbereitung des Gesetzentwurfs wurde 
weiterhin eine Regelung erwogen, wonach unter an- 
derem auch einem schwerbehinderten Mieter oder 
Pächter, der seine behinderungsgerechte Wohnung 
aufgeben muß und bei der Errichtung einer neuen 
behinderungsgerechten Wohnung mit hohen zu- 
sätzlichen Aufwendungen belastet wird, bei Vorlie- 
gen der übrigen Voraussetzungen ein Anspruch auf 
Härteausgleich eingeräumt würde. Eine entspre- 
chende Regelung hätte jedoch nur klarstellenden 
Charakter, weil das geltende Recht in § 122b Nr. 1 
des Bundesbaugesetzes ebenso wie die vorgesehene 
Neuregelung in § 181 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 des Ent- 
wurfs diesen Fall einschließt. 


Zu § 182 (Allgemeines) 

In § 182 soll der Anwendungsbereich der Vorschrif- 
ten über Miet- und Pachtverhältnisse zusammenge- 
faßt werden. Die Anwendbarkeit dieser Vorschrif- 
ten ergab sich bisher aus den §§ 26 bis 31 des Städ- 
tebauförderungsgesetzes und § 39 g Satz 1 des Bun- 
desbaugesetzes; diese Vorschriften lauten: 

„§ 26 

Beendigung von Mietverhältnissen 

Muß bei der Durchführung der Sanierung ein Ge- 
bäude oder eine sonstige Anlage im förmlich festge- 
legten Sanierungsgebiet ganz oder teilweise besei- 
tigt werden und ist die alsbaldige Beseitigung beab- 
sichtigt, so ist bei Anwendung der §§ 556 a, 556 b und 
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556 c des Bürgerlichen Gesetzbuchs auch das öffent- 
liche Interesse an der alsbaldigen Durchführung 
der Sanierung zu berücksichtigen, wenn angemes- 
sener Ersatzwohnraum für den Mieter und die zu 
seinem Hausstand gehörenden Personen zu zumut- 
baren Bedingungen zur Verfügung gestellt wird. 

§27 

Aufhebung von Miet- und Pachtverhältnissen 

(1) Muß bei der Durchführung der Sanierung ein 
Gebäude oder eine sonstige bauliche Anlage im 
förmlich festgelegten Sanierungsgebiet ganz oder 
teilweise beseitigt werden und ist die alsbaldige Be- 
seitigung beabsichtigt, so kann die Gemeinde auf 
Antrag des Eigentümers oder im Hinblick auf ein 
Abbruchgebot Miet- oder Pachtverhältnisse, die der 
Beseitigung entgegenstehen, mit einer Frist von 
mindestens sechs Monaten, bei einem land- oder 
forstwirtschaftlich genutzten Grundstück nur zum 
Schluß eines Pachtjahrs auf heben. Die Aufhebung 
ist nur zulässig, wenn das Rechtsverhältnis bis zum 
Ablauf der Frist nicht vertragsmäßig endigt oder, 
falls der Eigentümer den Antrag gestellt hat, nicht 
von ihm durch Kündigung beendigt werden kann. 

(2) Die Gemeinde darf ein Mietverhältnis über 
Wohnraum nur auf heben, wenn im Zeitpunkt der 
Beendigung des Mietverhältnisses angemessener 
Ersatzwohnraum für den Mieter und die zu seinem 
Hausstand gehörenden Personen zu zumutbaren 
Bedingungen zur Verfügung steht. 

(3) Vor Aufhebung eines Miet- oder Pachtverhält- 
nisses über Geschäftsraum hat die Gemeinde, ins- 
besondere im Hinblick auf ihre Entschädigungsver- 
pflichtung nach § 30, mit dem Mieter oder Pächter 
die Möglichkeit einer anderweitigen Unterbringung 
zu erörtern. Strebt der Mieter oder Pächter eine 
anderweitige Unterbringung an, so soll die Ge- 
meinde das Miet- oder Pachtverhältnis nur aufhe- 
ben, wenn im Zeitpunkt der Beendigung des Miet- 
oder Pachtverhältnisses anderer geeigneter Ge- 
schäftsraum zu zumutbaren Bedingungen zur Ver- 
fügung steht. 

(4) Wird die Erwerbsgrundlage eines Mieters oder 
Pächters von Geschäftsraum im förmlich festgeleg- 
ten Sanierungsgebiet infolge der Durchführung der 
Sanierung wesentlich beeinträchtigt und ist ihm 
deshalb die Fortsetzung des Miet- oder Pachtver- 
hältnisses nicht mehr zuzumuten, so kann die Ge- 
meinde auf Antrag des Mieters oder Pächters das 
Miet- oder Pachtverhältnis mit einer Frist von min- 
destens sechs Monaten aufheben. Die Aufhebung 
ist nur zulässig, wenn das Miet- oder Pachtverhält- 
nis nicht innerhalb einer für den Mieter oder Päch- 
ter zumutbaren Frist vertragsmäßig endigt oder 
durch Kündigung beendigt werden kann. 

(5) Ist ein Miet- oder Pachtverhältnis durch Auf- 
hebung beendigt worden, so kann die Gemeinde die 
Räumung mit den Mitteln des Verwaltungszwangs 
vollziehen. 

(6) Die Zulässigkeit einer Aufhebung von Miet- 
oder Pachtverhältnissen im Rahmen der Umlegung 
nach dem Vierten Teil des Bundesbaugesetzes oder 


einer Enteignung von Miet- oder Pachtverhältnis- 
sen nach dem Fünften Teil des Bundesbaugesetzes 
wird durch die Möglichkeit, Miet- oder Pachtver- 
hältnisse nach den Absätzen 1 bis 4 aufzuheben, 
nicht berührt. 

(7) Die Absätze 1 bis 6 gelten entsprechend für 
andere schuldrechtliche Vertragsverhältnisse, die 
zum Gebrauch oder zur Nutzung eines Grund- 
stücks, Gebäudes oder Gebäudeteils oder einer son- 
stigen baulichen Anlage berechtigen. 

§28 

Beendigung oder Aufhebung von Miet- oder 
Pachtverhältnissen bei Modernisierungs- 
und Instandsetzungsmaßnahmen 

Die §§ 26 und 27 gelten entsprechend, soweit im 
Zusammenhang mit der Durchführung von Moder- 
nisierungs- oder Instandsetzungsmaßnahmen nach 
§ 39 e des Bundesbaugesetzes oder von Maßnahmen 
nach § 43 Abs. 3 Satz 2 die Fortsetzung eines Miet- 
oder Pachtverhältnisses nicht in Betracht kommt. 

§29 

Aufhebung von Miet- oder Pachtverhältnissen 
über unbebaute Grundstücke 

(1) Ist nach den Festsetzungen des Bebauungs- 
plans für ein unbebautes Grundstück im förmlich 
festgelegten Sanierungsgebiet eine andere Nutzung 
vorgesehen und ist die alsbaldige Änderung der 
Nutzung beabsichtigt, so kann die Gemeinde auf 
Antrag des Eigentümers Miet- oder Pachtverhält- 
nisse aufheben, die sich auf das Grundstück bezie- 
hen und der neuen Nutzung entgegenstehen. 

(2) Auf die Aufhebung sind die Vorschriften des 
§ 27 Absatz 1 und 5 bis 7 entsprechend anzuwen- 
den. 

§30 

Entschädigung bei Aufhebung 
von Miet- und Pachtverhältnissen 

(1) Ist ein Rechtsverhältnis aufgrund des § 27, 28 
oder 29 aufgehoben worden, so ist den Betroffenen 
insoweit eine angemessene Entschädigung in Geld 
zu leisten, als ihnen durch die vorzeitige Beendi- 
gung des Rechtsverhältnisses Vermögensnachteile 
entstehen. Die Vorschriften des Zweiten Abschnitts 
des Fünften Teils des Bundesbaugesetzes gelten 
entsprechend. 

(2) Zur Entschädigung ist die Gemeinde verpflich- 
tet. Kommt eine Einigung über die Höhe der Ent- 
schädigung nicht zustande, so entscheidet die hö- 
here Verwaltungsbehörde. Vor der Entscheidung 
sind die Beteiligten zu hören. 

(3) Wird ein Pachtvertrag über kleingärtnerisch 
genutztes Land nach § 27 oder 29 aufgehoben, so ist 
die Gemeinde außer zur Entschädigung nach Ab- 
satz 1 auch zur Bereitstellung oder Beschaffung von 
Ersatzland verpflichtet. Bei der Entschädigung in 
Geld ist die Bereitstellung oder Beschaffung des 
Ersatzlands angemessen zu berücksichtigen. Die 
höhere Verwaltungsbehörde kann die Gemeinde 
von der Verplichtung zur Bereitstellung oder Be- 
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Schaffung von Ersatzland befreien, wenn die Ge- 
meinde nachweist, daß sie zur Erfüllung außer- 
stande ist. 

§31 

Verlängerung von Miet- und Pachtverhältnissen 

Die Gemeinde kann auf Antrag des Mieters oder 
Pächters ein Miet- oder Pachtverhältnis über Wohn- 
oder Geschäftsraum im förmlich festgelegten Sa- 
nierungsgebiet verlängern, soweit dies zur Verwirk- 
lichung des Sozialplans erforderlich ist.“ 

„§ 39 g 

Aufhebung, Beendigung und Verlängerung 
von Miet- und Pachtverhältnissen 

Erfordern Maßnahmen nach den §§39b bis 39 e 
die Aufhebung, Beendigung oder Verlängerung ei- 
nes Miet- oder Pachtverhältnisses oder eines sonsti- 
gen Vertragsverhältnisses, das zum Gebrauch oder 
zur Nutzung eines Grundstücks oder Gebäudes 
oder einer sonstigen baulichen Anlage berechtigt, 
finden die §§ 26 bis 31 des Städtebauförderungsge- 
setzes entsprechend Anwendung, In den Fällen des 
§ 39 c gilt § 30 des Städtebauförderungsgesetzes mit 
der Maßgabe, daß eine Entschädigung nicht ver- 
langt werden kann, wenn eine vor Anordnung des 
Nutzungsgebots ausgeübte Nutzung unzulässig 
war.“ 

Satz 2 von § 39 g des Bundesbaugesetzes soll im An- 
schluß an die Aufhebung von § 39 c des Bundesbau- 
gesetzes entfallen. 


Zu §183 (Aufhebung von Miet- und Pachtverhält- 
nissen) 

Die Bestimmung entspricht inhaltlich § 27 des Städ- 
tebauförderungsgesetzes (zum Wortlaut von § 27 
vgl. Begründung zu § 182). Jedoch sollen die folgen- 
den Regelungen dieser Vorschrift entfallen: Ab- 
satz 1 Satz 2 (Ausprägung des allgemeinen Grund- 
satzes, daß hoheitliches Handeln nur dann zulässig 
ist, wenn es zur Erreichung des angestrebten 
Zwecks erforderlich ist); Absatz 2 (diese Vorschrift 
ist als Konkretisierung des allgemeinen Übermaß- 
prinzips entbehrlich; trotz der Streichung des Ab- 
satzes 2 bleibt es dabei, daß die Gemeinde ein Miet- 
verhältnis über Wohnraum nur auf heben darf, 
wenn im Zeitpunkt der Beendigung des Mietver- 
hältnisses angemessener Ersatzwohnraum für die 
betroffenen Bewohner zu zumutbaren Bedingungen 
zur Verfügung steht); Absatz 3 (Satz 1 ist entbehr- 
lich, weil die Gemeinde gemäß §28 des Verwal- 
tungsverfahrensgesetzes bzw. den entsprechenden 
landesrechtlichen Regelungen vor Erlaß eines bela- 
stenden Verwaltungsakts gehalten ist, den Betroffe- 
nen zu hören; Satz 2: siehe obige Begründung zu 
Absatz 2); 

Absatz 4 Satz 2 (siehe obige Begründung zu Ab- 
satz 1 Satz 2); Absatz 5 (als Hinweis darauf, daß 
Verwaltungsakte gegen den Willen der Betroffenen 
vollstreckt werden können); Absatz 6 (als lediglich 
klarstellende Kollisionsregel entbehrlich). 


Zu §184 Aufhebung von Miet- und Pachtverhältnis- 
sen über unbebaute Grundstücke) 

Die Vorschrift entspricht inhaltlich § 29 des Städte- 
bauförderungsgesetzes (zum Wortlaut dieser Vor- 
schrift vgl. die Begründung zu § 182), Die bisherige 
Verweisung in Absatz 2 soll an die Neufassung des 
bisherigen § 27 des Städtebauförderungsgesetzes 
(§ 182 des Entwurfs) angeglichen werden. 

Zu §185 (Entschädigung bei Aufhebung von Miet- 
oder Pachtverhältnissen) 

Die Vorschrift entspricht § 30 des Städtebauförde- 
rungsgesetzes (zum Wortlaut dieser Vorschrift vgl. 
die Begründung zu § 182), Die Änderung der Ver- 
weisung in Absatz 1 hat rein redaktionelle Gründe. 
In Absatz 2 Satz 2 soll klargestellt werden, daß die 
höhere Verwaltungsbehörde nicht nur über die 
Höhe, sondern auch über den Grund der Entschädi- 
gung zu entscheiden hat. Satz 3 ist im Hinblick auf 
die umfassende Regelung der Anhörung in § 28 des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes entbehrlich und 
soll entfallen. 

Zu §186 (Verlängerung von Miet- und Pachtver- 
hältnissen) 

Die Vorschrift übernimmt § 31 des Städtebauförde- 
rungsgesetzes (zum Wortlaut dieser Vorschrift vgl. 
Begründung zu § 182). 

Zu §187 (Abstimmung von Maßnahmen; Bauleit- 
planung und Maßnahmen zur Verbesse- 
rung der Agrarstruktur) 

Zu § 144 e des Bundesbaugesetzes, der in das 
Reichssiedlungsgesetz aufgenommen werden soll, 
vgl. die Begründung zu Artikel 2 Nummer 24. 

§187 des Entwurfs entspricht §§144a und b des 
Bundesbaugesetzes. 

Absatz 1 Satz 1 entspricht § 144a Abs. 1; Satz 2 über- 
nimmt § 144 b Abs. 1 des Bundesbaugesetzes. 

Absatz 2 entspricht § 144 a Abs. 2 des Bundesbauge- 
setzes. 

Absatz 3 entspricht § 144b Abs, 2 des Bundesbauge- 
setzes, 

Zu § 188 (Bauleitplanung und Flurbereinigung) 

Die Bestimmung entspricht § 144 c des Bundesbau- 
gesetzes. 

Zu §189 (Ersatzlandbeschaffung) 

Die Bestimmung entspricht § 144 d des Bundesbau- 
gesetzes. 

In Absatz 1 soll aus Gründen der einheitlichen Zi- 
tierweise von Gesetzen der Hinweis auf das Datum 
des Inkrafttretens des Reichssiedlungsgesetzes und 
auf seine letzte Änderung entfallen. 
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Zu §190 (Flurbereinigung aus Anlaß einer städte- 
baulichen Maßnahme) 

Die Bestimmung entspricht § 144 f des Bundesbau- 
gesetzes. 


Zu §191 (Vorschriften über den Verkehr mit land- 
und forstwirtschaftlichen Grundstücken) 

Die Bestimmung entspricht § 22 des Bundesbauge- 
setzes und § 6 Abs. 1 des Städtebauförderungsgeset- 
zes. Diese Vorschriften lauten: 

„§22 

Verhältnis zu anderen Vorschriften über den 
Bodenverkehr 

Im räumlichen Geltungsbereich eines Bebau- 
ungsplans im Sinne des § 30 sind die Vorschriften 
über den Verkehr mit land- und forstwirtschaftli- 
chen Grundstücken nicht anzuwenden, es sei denn, 
daß es sich um die Veräußerung der Wirtschafts- 
stelle eines land- oder forstwirtschaftlichen Be- 
triebs oder solcher Grundstücke handelt, die im Be- 
bauungsplan als Flächen für die Landwirtschaft 
oder für die Forstwirtschaft ausgewiesen sind.“ 

,,§6 

Wirkungen der förmlichen Festlegung 

(1) Im förmlich festgelegten Sanierungsgebiet 
sind die Vorschriften über den Verkehr mit land- 
und forstwirtschaftlichen Grundstücken nur anzu- 
wenden, wenn es sich um die Veräußerung der Wirt- 
schaftsstelle eines land- oder forstwirtschaftlichen 
Betriebs oder solcher Grundstücke handelt, die in 
den Bebauungsplan für die Neugestaltung des Sa- 
nierungsgebiets als Flächen für die Landwirtschaft 
oder für die Forstwirtschaft ausgewiesen sind.“ 

Diese Vorschriften nehmen Grundstücke im Gel- 
tungsbereich eines qualifizierten Bebauungsplans 
von den Bestimmungen des Grundstücksverkehrs- 
gesetzes (vgl, Artikel 2 Nummer 22) aus. Mit der 
Neufassung sollen auch Grundstücke ausgenom- 
men werden, die aufgrund eines einfachen Bebau- 
ungsplans (vgl, Artikel 1 Nummer 30) für städtebau- 
liche und nicht für land- oder forstwirtschaftliche 
Zwecke zur Verfügung stehen sollen. Auch in die- 
sem Fall sind Interessen der Landwirtschaft grund- 
sätzlich nicht berührt, es sei denn, der Bebauungs- 
plan setzt den Nutzungszweck eines Grundstücks 
gemäß § 9 Abs, 1 Nr, 18 des Bundesbaugesetzes 
fest. 


Zu Nummer 97 (Drittes Kapitel. Erster Teil Wert- 
ermittlung) 

Zu § 192 (Gutachterausschuß) 

§ 192 entspricht inhaltlich § 137 Abs. 1 Satz 1, § 138 
Abs. 1 und § 139 Abs. 1 Satz 2 sowie Abs, 2 und 3 des 
Bundesbaugesetzes, die folgenden Wortlaut haben: 


„§ 137 

Gutachterausschuß und Geschäftsstelle 

Die Gutachten werden durch selbständige Gut- 
achterausschüsse erstattet, die für den Bereich ei- 
ner kreisfreien Stadt oder eines Landkreises gebil- 
det werden. 

§138 

Zusammensetzung der Gutachterausschüsse 

Der Gutachterausschuß und der Obere Gut- 
achterausschuß bestehen aus jeweils einem Vorsit- 
zenden und ehrenamtlichen weiteren Gutachtern. 
Sie werden in der durch Rechtsverordnung nach 
§ 141 bestimmten Besetzung tätig. 

§139 

Unabhängigkeit und Sachkunde 

(1) Die Gutachter haben ihr Gutachten nach be- 
stem Wissen und Gewissen abzugeben und zu be- 
gründen. Sie sind an Weisungen nicht gebunden. 

(2) Zu Gutachtern dürfen nur Personen bestellt 
werden, die in der Wertermittlung von Grundstük- 
ken erfahren sind; unter ihnen sollen sich Personen 
mit besonderer Sachkunde für die verschiedenen 
Grundstücksarten und Gebietsteile des Zuständig- 
keitsbereichs des Gutachterausschusses befinden. 
Insbesondere bei der Ermittlung von Bodenricht- 
werten sollen auch Bedienstete der örtlichen Fi- 
nanzämter mit besonderer Sachkunde für die steu- 
erliche Bewertung als Gutachter mitwirken. 

(3) Der Vorsitzende und die weiteren Gutachter 
dürfen nicht mit der Verwaltung des Grundstücks 
oder des sonstigen Gegenstands, auf die sich die 
Wertermittlung bezieht, oder hauptamtlich mit der 
Verwaltung der Grundstücke der Gebietskörper- 
schaften, für deren Bereich der Gutachterausschuß 
gebildet ist, befaßt sein.“ 

Die Neufassung sieht vor, daß Gutachterausschüsse 
als selbständige und unabhängige' Institutionen ge- 
bildet werden. Das Wort „unabhängig“ wird einge- 
fügt, weil § 139 Abs. 1 Satz 2 des Bundesbaugeset- 
zes, der die Weisungsfreiheit der Gutachter beinhal- 
tet, in die vorgeschlagene Fassung nicht übernom- 
men worden ist, die Unabhängigkeit aber ein we- 
sentliches Merkmal der Gutachterausschüsse ist. 

Der Entwurf verzichtet darauf, Aussagen darüber 
zu machen, für welche räumlichen Bereiche Gut- 
achterausschüsse einzurichten sind. Die Bundes- 
länder können schon bisher durch Rechtsverord- 
nung bestimmen, daß Gutachter aus schüsse auch 
bei kreisangehörigen Gemeinden gebildet werden, 
wenn die Erfüllung ihrer Aufgaben gewährleistet 
ist. Die neue Regelung bringt also keine Änderung 
und überläßt diese Entscheidung den Ländern, die 
natürlich durch eine geeignete Bestimmung des 
räumlichen Zuständigkeitsbereichs der Gutachter- 
ausschüsse sicherstellen müssen, daß Funktionsfä- 
higkeit und Leistungsvermögen der Gutachteraus- 
schüsse gewährleistet sind. Der Fortfall des § 137 
Abs. 1 Satz 2 des Bundesbaugesetzes im zukünfti- 
gen Recht bedeutet somit keine inhaltliche Ände- 
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rung, sondern ist lediglich ein Ausdruck der Zu- 
rückhaltung des Bundesgesetzgebers in der Erwar- 
tung einer verantwortlichen und sachgerechten Re- 
gelung durch die Länder. 

Das gleiche gilt für den Fortfall von Bestimmungen 
über die Einrichtung und die Qualifikation der Ge- 
schäftsstelle. Diese können entfallen, da auch die 
Geschäftsstelle der Organisation der Gutachteraus- 
schüsse und ihrer Arbeit dient, die durch die Län- 
der in Zukunft vollständig geregelt werden sollen. 
Die Gutachterausschüsse bedürfen auch weiterhin 
einer Geschäftsstelle zur Vorbereitung und Durch- 
führung ihrer Arbeit Dem trägt Absatz 4 Rech- 
nung. 

Absatz 2 entspricht dem bisherigen § 138 Abs. 1 
Satz 1 des Bundesbaugesetzes. Die Erwähnung des 
Oberen Gutachterausschusses ist hier nicht erfolgt, 
da dieser erst mit § 198 des Entwurfs eingeführt 
wird. Ebenso erübrigt sich die in § 138 Abs. 1 des 
Bundesbaugesetzes enthaltene Ermächtigung, da 
sie, soweit noch erforderlich, in § 199 mit allen ande- 
ren Ermächtigungen zusammengefaßt wird. Im 
Zuge der Verlagerung von Verfahrensrecht auf die 
Länder verzichtet der Bundesgesetzgeber künftig 
darauf, Einzelheiten der Bestellung der Gutachter 
und deren Amtszeit bundesgesetzlich zu regeln. 

Der Entwurf beschränkt sich darauf, die Zusam- 
mensetzung der Gutachter ausschüsse im Grund- 
satz zu beschreiben und insbesondere zu betonen, 
daß die Gutachter ehrenamtlich tätig sind. 

Absatz 2 bestimmt, daß die Gutachter sachkundig 
und erfahren sein müssen. Dieses Erfordernis soll 
sicher stellen, daß bei der Bestellung der Gutachter 
keine sachfremden Einflüsse mitspielen. Der 2. 
Halbsatz entspricht dem bisherigen § 139 Abs. 3 des 
Bundesbaugesetzes und bezeichnet den wesentli- 
chen Hinderungsgrund für die Mitgliedschaft im 
Gutachterausschuß. Darüber hinaus erübrigen sich 
bundesgesetzliche Bestimmungen über die Unab- 
hängigkeit, Befangenheit, Ausschlußgründe und 
Pflichten der Gutachter insgesamt oder einzeln. 
Diese Grundsätze gelten generell für alle öffentli- 
chen Stellen, Tätigkeiten und Ämter und sind in 
den Verwaltungsverfahrensgesetzen des Bundes 
und der Länder niedergelegt. Ihrer Wiederholung in 
einem Baugesetzbuch bedarf es deshalb nicht. So- 
weit erforderlich, bleibt den Bundesländern die Auf- 
gabe, entsprechende Vorschriften in ihre Durchfüh- 
rungsverordnungen zum Baugesetzbuch aufzuneh- 
men. Hinsichtlich des Tätigwerdens der Gutachter 
im Einzelfall und ihres Ausschlusses wegen Befan- 
genheit oder aus anderen Gründen wird auf die 
Ermächtigungsbestimmungen des § 199 Abs. 2 hin- 
gewiesen, die den Ländern ausdrücklich aufgeben, 
dies zu regeln. 

Zu § 193 (Aufgaben des Gutachterausschusses) 

In dieser Vorschrift werden wesentliche Aufgaben 
des Gutachterausschusses, die im geltenden Recht 
in den §§ 136, 143 a Abs. 2 und 3 behandelt sind, 
zusammengefaßt. 

Die §§ 136, 143 a Abs. 2 und 3 des Bundesbaugeset- 
zes lauten: 


„§ 136 

Aufgaben des Gutachterausschusses 

(1) Der Gutachterausschuß hat über den Wert von 
unbebauten und bebauten Grundstücken sowie von 
Rechten an Grundstücken ein Gutachten zu erstat- 
ten, wenn 

1. die Eigentümer, die ihnen gleichstehenden Be- 
rechtigten (§ 145 Abs. 2), Nießbraucher, Gläubiger 
einer Hypothek, Grund- oder Rentenschuld, In- 
haber anderer Rechte am Grundstück und 
Pflichtteilsberechtigte, für deren Pflichtteil der 
Wert eines Grundstücks von Bedeutung ist, 

2. die für den Vollzug dieses Gesetzes und des Städ- 
tebauförderungsgesetzes zuständigen Behörden 
bei der Erfüllung der Aufgaben nach diesen Ge- 
setzen, 

3. die für die Feststellung der Entschädigung für 
ein Grundstück oder ein Recht an Grundstücken 
aufgrund anderer gesetzlicher Vorschriften zu- 
ständigen Behörden, 

4. Gerichte und Justizbehörden oder 

5. Kaufbewerber und Bewerber um eine Dienstbar- 
keit, solange sie mit dem Eigentümer in ernsthaf- 
ten Verhandlungen stehen, 

es beantragen. 

(2) Der Gutachterausschuß hat die Bodenricht- 
werte zu ermitteln (§ 143 b). 

(3) Der Gutachteraus schuß kann bei einer Enteig- 
nung, im Falle von Übernahmeansprüchen oder bei 
Nutzungsbeschränkungen aufgrund dieses Geset- 
zes oder nach anderen Vorschriften auf Antrag ei- 
nes Antragsberechtigten außer Gutachten über die 
Höhe der Entschädigung für den Rechtsverlust 
auch Gutachten über die Höhe der Entschädigung 
für andere Vermögensnachteile erstatten. 

(4) Die Landesregierungen oder die von ihnen be- 
stimmten Stellen können dem Gutachterausschuß 
weitere Aufgaben übertragen. 

(5) Eine Abschrift des Gutachtens über den Wert 
eines einzelnen Grundstücks oder eines Rechts an 
einem Grundstück ist dem Eigentümer des Grund- 
stücks oder dem Inhaber des Rechts zu übersenden. 
Gutachten können ganz oder teilweise anderen Per- 
sonen zur Kenntnis gebracht werden, soweit sie ein 
berechtigtes Interesse haben und keine berechtig- 
ten Interessen anderer beeinträchtigt werden. Der 
Eigentümer des Grundstücks oder der Inhaber des 
Rechts ist vorher zu hören.“ 

„§ 143 a 

Kaufpreissammlung 

(2) Bei den Geschäftsstellen der Gutachteraus- 
schüsse sind Kaufpreissammlungen einzurichten 
und zu führen. Die Kaufverträge sind nach Weisung 
der Gutachterausschüsse bei den Geschäftsstellen 
der Gutachterausschüsse auszuwerten. Dabei sind 
auch die Eigenschaften, die sonstige Beschaffenheit 
und die Lage des Grundstücks zu erfassen und in 
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Beziehung zum bezahlten Kaufpreis zu setzen. Das 
Ergebnis der Auswertung ist in die Kaufpreis- 
Sammlung zu übernehmen. Soweit anzunehmen ist, 
daß ungewöhnliche oder persönliche Verhältnisse 
die Höhe der vereinbarten Kaufpreise beeinflußt 
haben, sind die Kaufpreise in den Sammlungen un- 
ter Hinweis auf diese Umstände zu kennzeichnen. 

(3) Auf der Grundlage der ausgewerteten Kauf- 
preise sind nach Weisung der Gutachterausschüsse 
die für die Wertermittlung wesentlichen Daten, ins- 
besondere Bodenpreisindexreihen, Umrechnungs- 
koeffizienten, Bewirtschaftungsdaten und Liegen- 
schaftszinssätze nach der jeweiligen Lage auf dem 
Grundstücksmarkt abzuleiten.“ 

Der Aufgabenkatalog ist nicht als abschließende 
Regelung anzusehen. Dem Gutachterausschuß kön- 
nen durch Bundes- und Landesrecht weitere Aufga- 
ben übertragen werden. Der Entwurf sieht dies in 
§ 199 Abs. 2 Nr. 5 ausdrücklich vor. Hingewiesen sei 
noch auf § 5 Abs. 2 des Bundeskleingartengesetzes 
vom 28. Februar 1983 (BGBl. I S. 210), der dem Gut- 
achterausschuß aufgibt, Gutachten über die Höhe 
des Pachtzinses zu erstatten. 

Absatz 1 der Vorschrift bestimmt als Aufgabe die 
Erstellung von Verkehrswertgutachten und nennt 
die Antragsberechtigten. Die in § 136 Abs. 1 Nr. 5 
des geltenden Rechts gegebene Antragsberechti- 
gung von Kaufbewerbern und Bewerbern um eine 
Dienstbarkeit, die in ernsthaften Verhandlungen 
mit dem Eigentümer stehen, hat sich in der Praxis 
nicht als notwendig erwiesen. Die Gutachter aus- 
schüsse haben solche Gutachten nur abgegeben, 
wenn die Eigentümer dem zugestimmt hatten. Für 
diesen Fall genügt aber das Antragsrecht des Ei- 
gentümers. Deshalb kann die Antragsberechtigung 
des Kaufbewerbers künftig entfallen. Dies trägt im 
übrigen den vielfach vorgetragenen Wünschen nach 
einer Beschränkung des Kreises der Antragsbe- 
rechtigten im Rahmen dieses Gesetzes Rechnung. 
Dabei mußte natürlich die Möglichkeit von An- 
tragsberechtigungen nach anderen Gesetzen offen 
bleiben. Die im Entwurf vorgesehene Reihenfolge 
der Antragsberechtigten ist gewählt worden, weil 
unterstrichen werden soll, daß die Gutachteraus- 
schüsse in erster Linie Gutachten für den Vollzug 
dieses Gesetzes und andere öffentliche Zwecke und 
danach erst für den privaten Bereich abgeben sol- 
len. 

Absatz 2 entspricht im wesentlichen dem geltenden 
§ 136 Abs. 3 und ist lediglich kürzer gefaßt worden. 

Absatz 3 nennt die weiteren Aufgaben der Gutach- 
terausschüsse im Zusammenhang. Zur Klarstellung 
wird hier neben der „Führung“ auch die „Auswer- 
tung“ der Kaufpreissammlung besonders hervorge- 
hoben. Zwar beinhaltet eine ordentliche Führung 
einer Kaufpreissammlung auch bis zu einem gewis- 
sen Grad deren Auswertung. Die ausdrückliche 
Nennung der Auswertung soll jedoch sicherstellen, 
daß eine eingehende Auswertung der Kaufpreise 
auch überall durchgeführt wird. 

Absatz 4 übernimmt den geltenden § 143. 


Absatz 5 entspricht im wesentlichen dem geltenden 
Recht. Es ist darauf verzichtet worden, die Übersen- 
dung der Gutachten an sonstige Rechtsinhaber 
zwingend vorzuschreiben. 

Zu § 194 (Verkehrswert) 

Der § 194 beschränkt sich auf die Definition des 
Verkehrswerts und entspricht § 142 Abs. 2 des gel- 
tenden Rechts. 

»§ 142 

Verkehrswert 

(1) Der Gutachter aus schuß ermittelt den gemei- 
nen Wert (Verkehrswert). Dabei sind insbesondere 
Vorschriften über die Berücksichtigung oder Nicht- 
berücksichtigung bestimmter Umstände zu beach- 
ten. 

(2) Der Verkehrswert wird durch den Preis be- 
stimmt, der in dem Zeitpunkt, auf den sich die Er- 
mittlung bezieht, im gewöhnlichen Geschäftsver- 
kehr nach den rechtlichen Gegebenheiten und tat- 
sächlichen Eigenschaften, der sonstigen Beschaf- 
fenheit und der Lage des Grundstücks oder des son- 
stigen Gegenstands der Wertermittlung ohne Rück- 
sicht auf ungewöhnliche oder persönliche Verhält- 
nisse zu erzielen wäre. 

(3) In den Gutachten über den Verkehrswert be- 
bauter Grundstücke soll, wenn dies aufgrund von 
Vergleichspreisen möglich ist, neben dem Gesamt- 
wert des Grundstücks der Wert des Grund und Bo- 
dens mit dem Wert angegeben werden, der sich 
ergeben würde, wenn das Grundstück unbebaut 
wäre.“ 

Der neue Aufbau dieses Teils des Gesetzbuchs 
macht den geltenden § 142 Abs. 1 überflüssig. Die 
Aufgabe der Verkehrswertermittlung wird dem 
Gutachterausschuß bereits in § 193 Abs. 1 Satz 1 ge- 
stellt. 

Satz 2 des § 142 Abs. 1 beinhaltet eine Selbstver- 
ständlichkeit, die nicht im Gesetzbuch niedergelegt 
werden muß. Daß bei der Ermittlung des Verkehrs- 
werts eines Grundstücks alle rechtlichen Gegeben- 
heiten und Vorschriften und alle Umstände, die den 
Verkehrswert des Grundstücks berühren, mitbe- 
rücksichtigt werden müssen, ist eindeutig und un- 
bestritten. 

§ 142 Abs. 3 des geltenden Rechts, wonach bei be- 
bauten Grundstücken nach Möglichkeit der Boden- 
wert getrennt anzugeben ist, und zwar so, wie wenn 
der Boden unbebaut wäre, soll in Zukunft entfallen. 
Hierfür ist ausschlaggebend, daß diese Vorschrift 
zu Mißverständnissen führen kann. Aus ihr muß 
nämlich geschlossen werden, daß der Bodenwert ei- 
nes bebauten Grundstücks ein anderer ist als der 
eines unbebauten Grundstücks. Dies ist aber in 
Wissenschaft und Praxis heftig umstritten und 
kann auch von Fall zu Fall unterschiedlich beurteilt 
werden. Hinzu kommt, daß die Bodenwerte bebau- 
ter Grundstücke nur selten benötigt werden und 
auch meist sehr schwierig und mit großen Aufwand 
zu ermitteln sind. Im Entwurf wird deshalb von 
einer entsprechenden Regelung abgesehen. Es ver- 
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steht sich von selbst, daß die Bodenwerte von be- 
bauten Grundstücken immer dann zu ermitteln 
sind, wenn dies im Einzelfall beantragt wird. 

Zu §195 (Kaufpreissammlung) 

Die Vorschrift behandelt die Kaufpreissammlung. 
Die Absätze 1 und 2 entsprechen § 143 a Abs. 1 und 
4. Absatz 3 ist neu hinzugefügt. § 143 a Abs. 1 und 4 
lauten: 

„§ 143 a 

Kaufpreissammlung 

(1) Jeder Vertrag, durch den sich jemand ver- 
pflichtet, Eigentum an einem Grundstück gegen 
Entgelt, auch im Wege des Tausches, zu übertragen 
oder ein Erbbaurecht zu begründen, ist von der be- 
urkundenden Stelle in Abschrift dem Gutachteraus- 
schuß zu übersenden. Dies gilt auch für das Ange- 
bot und für die Annahme eines Vertrags, wenn 
diese getrennt beurkundet werden, sowie entspre- 
chend für die Einigung vor einer Enteignungsbe- 
hörde, den Enteignungsbeschluß, den Beschluß 
über die Vorwegnahme einer Entscheidung im Um- 
legungsverfahren, den Beschluß über die Aufstel- 
lung eines Umlegungsplans und den Grenzrege- 
lungsbeschluß sowie für den Zuschlag in einem 
Zwangsversteigerungsverfahren. 

(4) Die Kaufpreissammlung ist dem Finanzamt 
zugänglich zu machen.“ 

Absatz 1 wird wörtlich aus dem geltenden Recht 
übernommen. 

Absatz 2 entspricht dem geltenden § 143 a Abs. 4. Die 
Hinzufügung des Wortes „nur“ soll der Klarstellung 
dienen, da die bisherige Formulierung insoweit 
Zweifel hat entstehen lassen und dazu geführt hat, 
daß die Kaufpreissammlung auch anderen Stellen 
geöffnet wurde. Die außerdem hinzugefügte Zweck- 
bestimmung entspricht den durch das Bundesver- 
fassungsgericht gestellten verfassungsrechtlichen 
Anforderungen an den Datenschutz. Satz 2 stellt si- 
cher, daß die prozeßrechtlichen Vorschriften über 
die Heranziehung von Akten und Urkunden zu Be- 
weis- und Ermittlungszwecken auch für die Kauf- 
preissammlung gelten. Dadurch wird auch die Mög- 
lichkeit gegeben, daß die Kaufpreissammlung den 
vom Gericht mit der Erstellung eines Gutachtens 
beauftragten öffentlich bestellten und vereidigten 
Sachverständigen im Einzelfall zugänglich gemacht 
werden kann. 

Absatz 3 soll es ermöglichen, Auskünfte aus der 
Kaufpreissammlung zu geben. Die Einzelheiten der 
Auskunftserteilung zu regeln, ist Sache der Landes- 
regierungen (§ 199 Abs. 2 Nr. 4). Der Gesetzgeber 
geht dabei davon aus, daß die landesrechtlichen 
Vorschriften den Kreis der Auskunftsberechtigten 
und die Voraussetzungen für die Auskunftsertei- 
lung bestimmen sowie den Umfang der zu erteilen- 
den Auskunft unter Wahrung datenschutzrechtli- 
cher Belange festlegen. 

§ 143 a Abs. 2 und 3 des geltenden Rechts sind im 
Entwurf nicht mehr enthalten, weil es nicht Auf- 
gabe und Inhalt eines Bundesgesetzes sein kann, zu 


regeln, wie im einzelnen Kaufpreissammlungen zu 
führen und die erforderlichen Daten für die Wert- 
ermittlung zu ermitteln sind. Dies bleibt deshalb 
der Regelung durch Rechtsverordnung aufgrund 
des § 199 des Entwurfs Vorbehalten. 

Zu § 196 (Bodenrichtwerte) 

§ 196 regelt die Ermittlung der Bodenrichtwerte und 
bestimmt deren Veröffentlichung. Er entspricht in- 
haltlich im wesentlichen dem derzeitigen § 143 b 
Abs. 1, Abs. 3, Abs. 4 und Abs. 5, die folgendermaßen 
lauten: 

„§ 143 b 

Bodenrichtwerte und Übersichten 

(1) Aufgrund der Kaufpreissammlung sind je- 
weils zum Ende jedes Kalenderjahrs für das Ge- 
meindegebiet durchschnittliche Lagewerte für den 
Boden unter Berücksichtigung des unterschiedli- 
chen Entwicklungszustands, mindestens jedoch 
für erschließungsbeitragspflichtiges oder erschlie- 
ßungsbeitragsfreies Bauland, zu ermitteln (Boden- 
richtwerte). In Bebauten Gebieten sind Bodenricht- 
werte mit dem Wert zu ermitteln, der sich ergeben 
würde, wenn die Grundstücke unbebaut wären. 

(3) Ist in einem Gebiet seit der letzten Ermittlung 
von Bodenrichtwerten ein Bebauungsplan in Kraft 
getreten oder hat sich die Qualität der Grundstücke 
in dem Gebiet durch andere Maßnahmen geändert, 
so sind bei der darauf folgenden Ermittlung von 
Bodenrichtwerten für diese Grundstücke die Bo- 
denrichtwerte nach den geänderten Qualitätsmerk- 
malen, auch bezogen auf die Wertverhältnisse im 
Zeitpunkt der letzten Hauptfeststellung der Ein- 
heitsbewertung des Grundbesitzes, zu ermitteln 
und dem Finanzamt mitzuteilen. 

(4) Die Bodenrichtwerte sind jeweils nach ihrer 
Ermittlung in der Gemeinde ortsüblich bekanntzu- 
geben sowie der höheren Verwaltungsbehörde und 
dem zuständigen Finanzamt mitzuteilen. Auf der 
Grundlage der Bodenrichtwerte sind von der höhe- 
ren Verwaltungsbehörde Übersichten über die Bo- 
de nrichtwerte, gegliedert nach Orten, typischem 
Entwicklungszustand und Art der Nutzung der 
Grundstücke ihres Bereichs, zusammenzustellen 
und zu veröffentlichen. Ist ein Oberer Gutachter- 
ausschuß gebildet, so kann von der Landesregie- 
rung bestimmt werden, daß dieser an die Stelle der 
höheren Verwaltungsbehörde tritt. 

(5) Jedermann kann von der Geschäftsstelle des 
Gutachterausschusses über die Bodenrichtwerte 
und von der höheren Verwaltungsbehörde, gegebe- 
nenfalls vom Oberen Gutachterausschuß über den 
Inhalt der Übersichten Auskunft verlangen.“ 

Absatz 1 enthält zunächst den Regelungsinhalt des 
§ 143 b Abs. 1 des Bundesbaugesetzes. Er ist aber 
abweichend gefaßt. In Satz 1 wird klargestellt, daß 
die Bodenrichtwerte für „unbebauten und bebauten 
Boden“ ermittelt werden. Die geltende Fassung 
könnte in Verbindung mit Satz 2 den Eindruck auf- 
kommen lassen, daß für bebaute Grundstücke nur 
ausnahmsweise Bodenrichtwerte ermittelt werden 
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sollen. Daß dies nicht so ist, wird durch die Worte 
„für den bebauten und unbebauten Boden“ klarge- 
stellt. Satz 3 behält die Regelung, daß die Boden- 
richtwerte jährlich jeweils am Ende eines Kalen- 
derjahrs zu ermitteln sind, bei, da sich dies bewährt 
hat und im Interesse zeitnaher Bodenrichtwerte 
notwendig ist. Der Zusatz „soweit nichts anderes 
bestimmt ist“ eröffnet i. V. m. § 199 Abs. 2 Nr. 4 für 
die Landesregierungen die Möglichkeit, eine vom 
Jahresturnus abweichende Regelung zu treffen, 
ohne an den Zweijahresrhythmus des § 143b Abs. 2 
des geltenden Gesetzes gebunden zu sein. Dieser 
kann deshalb entfallen. 

Neu eingeführt wird die Ermittlung von Bodenricht- 
werten für bestimmte Gebiete und abweichende 
Zeitpunkte, die für die Erhebung von Ausgleichs- 
beträgen nach §§ 154 und 155 dieses Gesetzbuchs 
benötigt werden. Diese Bodenrichtwerte sollen an 
die Stelle der mit der Aufhebung der Ausgleichsbe- 
tragsverordnung entfallenden Grundwerte treten. 
Ebenfalls neu ist der vorletzte Satz des Absatzes 1, 
wonach Bodenrichtwerte für Zwecke der steuerli- 
chen Einheitsbewertung zum jeweiligen Hauptfest- 
stellungszeitpunkt zu ermitteln sind. Diese Bestim- 
mung entspricht den Bedürfnissen der Finanzver- 
waltung und trägt dazu bei, die Verkehrswert- 
ermittlung und die steuerliche Bewertung zu har- 
monisieren. 

Absatz 2 entspricht inhaltlich dem bisherigen Ab- 
satz 3. Erleichternd für die Gutachterausschüsse 
sollen die hier benötigten Bodenrichtwerte aber nur 
noch ermittelt werden, wenn das zuständige Fi- 
nanzamt nicht auf die Ermittlung verzichtet. Die 
sonstigen Änderungen in diesem Absatz haben 
keine inhaltliche Bedeutung. Sie sollen nur die Les- 
barkeit der Vorschrift erleichtern. 

Absatz 3 entspricht inhaltlich den geltenden Absät- 
zen 4 und 5, soweit die dort enthaltenen Bestim- 
mungen unverzichtbar sind. Auf die Bestimmung 
über die Aufstellung von Übersichten und die Über- 
sendung der Bodenrichtwerte an die höhere Ver- 
waltungsbehörde kann seitens des Bundesgesetzge- 
bers verzichtet werden. Es muß den Ländern über- 
lassen bleiben, ob und inwieweit sie solche Über- 
sichten für erforderlich halten. 

Zu §197 (Befugnisse des Gutachterausschusses) 

§ 197 übernimmt wörtlich § 140 des Bundesbauge- 
setzes mit Ausnahme des ersten Satzes des Absat- 
zes 2, der bestimmt, daß alle Gerichte und Behörden 
dem Gutachterausschuß Rechts- und Amtshilfe zu 
leisten haben. Da der Gutachterausschuß eine Be- 
hörde ist, wird diese Aussage bereits abgedeckt 
durch die Verwaltungsverfahrensgesetze des Bun- 
des und der Länder, in denen die Amtshilfe unter 
Behörden geregelt ist. Artikel 35 des Grundgesetzes 
begründet darüber hinaus die Amtshilfeverpflich- 
tung der Gerichte gegenüber dem Gutachteraus- 
schuß. 

Zu § 198 (Oberer Gutachterausschuß) 


„§ 137 a 

Oberer Gutachterausschuß 

(1) Die Landesregierungen können durch Rechts- 
verordnung bestimmen, daß für den Bereich einer 
oder mehrerer höherer Verwaltungsbehörden ein 
Oberer Gutachterausschuß gebildet wird, der auf 
Antrag eines Gerichts Obergutachten zu erstatten 
hat, wenn das Gutachten eines Gutachterausschus- 
ses vor liegt.“ 

Der im Entwurf vorgesehene § 198 beschränkt sich 
darauf, den Oberen Gutachterausschuß als Möglich- 
keit den Ländern bereitzustellen. Der Obere Gut- 
achterausschuß soll nur Gutachten erstatten. Die 
anderen Aufgaben der Gutachterausschüsse über- 
nimmt er nicht. Im übrigen gelten für seine Bildung 
und seine Arbeit die Vorschriften über die Gutach- 
terausschüsse. 


Zu § 199 (Ermächtigungen) 

§ 199 tritt an die Stelle der geltenden §§ 141 und 144 
und weiterer Einzelermächtigungen, die im gelten- 
den Recht in acht verschiedenen Bestimmungen 
verstreut sind. §§ 141 und 144 des Bundesbaugeset- 
zes haben folgenden Wortlaut: 


„§ 141 

Organisation und Verfahren 

(1) Die Einzelheiten der Organisation und des 
Verfahrens der Gutachterausschüsse, der Oberen 
Gutachterausschüsse und ihrer Geschäftsstellen 
werden von den Landesregierungen durch Rechts- 
verordnung geregelt. Die Rechtsverordnung soll 
(insbesondere regeln 

1. die Auswahl und Zahl der Gutachter, die im Ein- 
zelfall mitwirken, 

2. die Voraussetzungen, unter denen ein Gutachter 
vorzeitig abberufen werden kann, 

3. die Aufgaben, die von den Gutachterausschüssen 
im Einzelfall, für bestimmte Fallgruppen oder 
allgemein auf ihre Vorsitzenden oder auf ihre 
Geschäftsstellen übertragen werden können, 

4. die Vertretung der Gutachterausschüsse vor Be- 
hörden und Gerichten zur mündlichen Erläute- 
rung der Gutachten, 

5. die Entschädigung für die Mitglieder der Gutach- 
terausschüsse. 

(2) Die Aufbringung der Kosten richtet sich nach 
Landesrecht.“ 


„§ 144 

Ermächtigungen 

(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, mit Zu- 
stimmung des Bundesrates durch Rechtsverord- 
nung Vorschriften zu erlassen über 


§198 entspricht inhaltlich den § 137 a Abs. 1 des 
Bundesbaugesetzes, der lautet: 


1. die Anwendung gleicher Grundsätze bei der Er- 
mittlung der Verkehrswerte, 
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2. die Ableitung wesentlicher Daten für die Wert- 
ermittlung (§143a Abs. 3) sowie deren Fort- 
schreibung und Veröffentlichung, 

3. die Zusammenfassung der Übersichten über die 
Bodenrichtwerte (§ 143 b Abs. 4) sowie deren Ver- 
öffentlichung für die Länder und das Bundesge- 
biet. 

(2) Die Landesregierungen regeln durch Rechts- 
verordnungen 

1. die Führung und Auswertung der Kaufpreis- 
sammlungen, 

2. die Ermittlung der Bodenrichtwerte und die An- 
lage der Übersichten nach § 143 b Abs. 4.“ 

§ 199 des Entwurfs ist Folge der Neugliederung und 
wesentlichen Straffung des geltenden Siebenten 
Teils des Bundesbaugesetzes und das Ergebnis der 
Zurückhaltung des Bundesgesetzgebers bei der Re- 
gelung von Verfahrens- und Organisationsfragen in 
diesem Bereich (vgl. Begründung, Allgemeiner Teil, 
A II 8). Daher wird der Bundesgesetzgeber in Ab- 
satz 1 auch darauf beschränkt, im Interesse einer 
einheitlichen Rechts anwendung nur Vorschriften 
über allgemeine Grundsätze der Wertermittlung zu 
erlassen. Darin sollen die allgemein anerkannten 
und überall angewandten Regeln und Verfahren für 
die Wertermittlung und die Ableitung der für die 
Wertermittlung erforderlichen Daten niedergelegt 
werden. Die Hinzufügung der „Ableitung der für die 
Wertermittlung erforderlichen Daten“ ist nur aus 
Gründen der Klarstellung erfolgt. Daß gleiche 
Grundsätze auch hierfür gelten müssen, wenn die 
Wertermittlung und ihre Ergebnisse bundesweit im 
Interesse einheitlicher Lebens- und Wirtschaftsver- 
hältnisse gleichmäßig und vergleichbar sein sollen, 
ist selbstverständlich. 

In Absatz 2 werden die Länder ermächtigt, Regelun- 
gen insoweit zu treffen, wie Organisation und Auf- 
gabenbereich der Gutachter aus Schüsse es gebieten. 
Der Absatz stellt einen Katalog unbedingt rege- 
lungsbedürftiger Punkte dar, von denen bisher ein 
Teil, insbesondere die Veröffentlichung der Boden- 
richtwerte und sonstiger Daten der Wertermittlung, 
bundesgesetzlich geregelt war. 

Zu Nummer 98 (Zwischenüberschriften) 

Es handelt sich um Zwischenüberschriften im Rah- 
men des Dritten Kapitels (Sonstige Vorschriften). 

Zu Nummer 99 (§200 — Grundstücke; Rechte an 
Grundstücken) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Durchnume- 
rierung. 

Zu Nummer 100 (§201 — Begriff der Landwirt- 
schaft) 

Durch die vorgesehene Neufassung des Begriffs der 
Landwirtschaft soll zum einen der Begriff der Wei- 
dewirtschaft durch die vorgesehene Ergänzung 
„einschließlich Pensionstierhaltung auf überwie- 
gend eigener Futtergrundlage“ klargestellt werden. 


Diese Klarstellung ist mit Rücksicht auf die Ent- 
wicklungen im landwirtschaftlichen Bereich erfor- 
derlich geworden. Zum anderen soll durch die Er- 
setzung des Begriffs „Erwerbsgartenbau“ durch 
„gartenbauliche Erzeugung“ der Begriff der Land- 
wirtschaft insoweit angepaßt werden an die Neufas- 
sung des Begriffs der Landwirtschaft in § 585 Abs. 1 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs, die durch das Gesetz 
zur Neuordnung des landwirtschaftlichen Pacht- 
rechts vom 8. November 1985 (BGBL I S. 2065) er- 
folgt ist. 

Zu Nummer 101 (Zwischenüberschrift) 

Es handelt sich um eine Zwischenüberschrift im 
Rahmen des Zweiten Teils des Dritten Kapitels 
(Sonstige Vorschriften). 

Zu Nummer 102 (§ 203 — Abweichende Zuständig- 
keitsregelung) 

§ 203 des Entwurfs entspricht dem bisherigen § 147 
des Bundesbaugesetzes. Die Änderung in Absatz 2 
Satz 1 ist eine Folgeänderung aus der Übernahme 
des Städtebauförderungsgesetzes. 

Zu Nummer 103 (§204 — Bauleitplanung benach- 
barter Gemeinden, bei Gebiets- 
änderungen und bei Bildung von 
Planungsverbänden) 

§ 204 soll die bisherigen Vorschriften der §§ 3 und 
4 a Abs. 1 und 2 des Bundesbaugesetzes (zu deren 
Wortlaut siehe Begründung zu Nummern 6 und 8) 
zusammenfassen und dabei anstelle einer bundes- 
gesetzlichen Regelung die Länder ermächtigen, 
durch Rechtsvorschriften Regelungen über die Bau- 
leitplanung bei Gebiets- oder Bestandsänderungen 
und der Bildung von Planung sverbänden (Num- 
mer 1) sowie über den gemeinsamen Flächennut- 
zungsplan benachbarter Gemeinden (Nummer 2) zu 
treffen. Abgesehen davon, daß die bisherigen Vor- 
schriften nur geringe praktische Bedeutung erlangt 
haben (§ 3 des Bundesbaugesetzes) oder künftig nur 
noch geringe praktische Bedeutung haben werden 
(§4a des Bundesbaugesetzes), reicht es aus, wenn 
die Länder mit den landesrechtlichen Vorschriften 
über Gebiets- oder Bestandsänderungen und der 
Bildung von Planungsverbänden zugleich die im je- 
weiligen Fall notwendigen Regelungen über die Be- 
handlung der Bauleitpläne treffen. Dies dient der 
Rechtsvereinfachung. 

Die Aufstellung eines gemeinsamen Flächennut- 
zungsplans (Nr. 2) soll dabei auch weiterhin von den 
dem geltenden Recht entsprechenden materiellen 
Voraussetzungen abhängig sein. 

Zu Nummer 104 (§ 205 — Planungsverbände) 

§ 205 soll die im bisherigen § 4 des Bundesbaugeset- 
zes (zu dessen Wortlaut siehe Begründung zu Num- 
mer 7) enthaltenen Regelungen über die Planüngs- 
verbände auf nehmen. Dabei soll jedoch die Rege- 
lung der Einzelheiten dem Landesrecht überlassen 
werden (Absatz 3), soweit nicht wegen der Einbezie- 
hung von Planungsträgern des Bundes (Absätze 1, 2 
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und 4) und des Schutzes der Planungshoheit der 
Gemeinden (Absatz 6) bundesrechtliche Regelun- 
gen erforderlich sind. 

Absatz 1 entspricht dem bisherigen § 4 Absatz 1 des 
Bundesbaugesetzes. 

Absatz 2 entspricht dem bisherigen § 4 Abs. 2 Satz 1 
des Bundesbaugesetzes. 

Absatz 3 überläßt die bisher in § 4 Abs. 2 Satz 2 bis 4, 
Abs. 3 bis 7 des Bundesbaugesetzes enthaltenen Re- 
gelungen den Ländern in der Weise, daß sie dazu 
Rechtsvorschriften erlassen können. 

Absatz 4 entspricht den bisher in § 4 Abs. 2 Satz 5 
und Abs. 3 Satz 4 des Bundesbaugesetzes enthalte- 
nen Regelungen. 

Absatz 5 entspricht dem bisherigen § 4 Abs. 8 des 
Bundesbaugesetzes. 

Absatz 6 entspricht dem bisherigen § 4 Abs. 9 des 
Bundesbaugesetzes. 

Zu Nummer 105 (§206 — Örtliche und sachliche 
Zuständigkeit) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Durchnume- 
rierung. 

Zu Nummer 106 (Zwischenüberschrift) 

Es handelt sich um eine Zwischenüberschrift im 
Rahmen des Zweiten Teils des Dritten Kapitels 
(Sonstige Vorschriften). 

Zu Nummer 107 (§ 207 — Von Amts wegen bestell- 
ter Vertreter) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Durchnume- 
rierung. 

Zu Nummer 108 (§208 — Erforschung des Sach- 
verhalts) 

Neben einer redaktionellen Durchnumerierung 
sind folgende Änderungen vorgesehen (vgl. bereits 
BT-Drucksache 10/1232 zum Entwurf eines Ersten 
Gesetzes zur Bereinigung des Verwaltungsverfah- 
rensrechts, Artikel 53): 

Zu Buchstabe a (Absatz 1) 

Der geltende Absatz 1 hat folgende Fassung: 

„(1) Die Behörden haben den Sachverhalt, soweit 
er für die Entscheidung Bedeutung hat, von Amts 
wegen zu erforschen. Sie können insbesondere Be- 
sichtigungen durchführen, Zeugen und Sachver- 
ständige vernehmen sowie Urkunden und Akten 
heranziehen.“ 

Absatz 1 Satz 1 über die Erforschung des Sachver- 
halts deckt sich mit § 24 Abs. 1 VwVfG und Absatz 1 
Satz 2 über die beispielhaft aufgezählten Beweis- 
mittel mit § 26 Abs. 1 VwVfG. Insbesondere auch die 
„Durchführung von Besichtigungen“ und damit 


auch das Betreten der Grundstücke zu diesem 
Zweck in Satz 2 wird durch § 26 Abs. 1 Satz 2 Nr. 4 
VwVfG über die „Einnahme des Augenscheins“ ab- 
gedeckt. Absatz 1 soll daher aufgehoben werden. 

Zu Buchstabe b (Absatz 2) 

Zu Doppelbuchstabe aa (Überschrift) 

Nach Aufhebung von Absatz 1 bezieht sich der bis- 
herige § 150 mit Absatz 2 als einzigem Absatz nicht 
mehr generell auf die „Erforschung des Sachver- 
halts“, sondern nur noch auf die hierauf bezogenen 
„Anordnungen“. Die Überschrift ist daher entspre- 
chend anzupassen. 

Zu Doppelbuchstabe bb (Satz 1) 

Wegen der Aufhebung des Absatz 1 ist der Zweck 
der behördlichen Anordnungen (Erforschung des 
Sachverhalts) im Einleitungssatz des Satzes 1 auf- 
zunehmen. Das ebenfalls eingefügte Wort „auch“ 
soll klarstellen, daß neben den hier aufgezählten 
Anordnungen weitere nach §26 Abs. 1 VwVfG ge- 
troffen werden können; der bisherige Absatz 2 soll 
also den § 26 Abs. 1 nicht aus schließen (vgl. bereits 
unter Buchstabe a). 


Zu Nummer 109 (§209 — Vorarbeiten auf Grund- 
stücken) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Durchnume- 
rierung. 

Zu Nummer 110 (§ 152 — Rechts- und Amtshilfe) 

Der geltende § 152 hat folgende Fassung: 

„Alle Gerichte und Behörden sind verpflichtet, den 
zuständigen Behörden auf Verlangen Rechts- und 
Amtshilfe zu leisten. Hierzu gehört insbesondere 
die Erteilung beglaubigter Abschriften und Ab- 
drucke aus öffentlichen Büchern, Kartenwerken 
und sonstigen Urkunden.“ 

Diese Vorschriften über die Rechts- und Amtshilfe 
des Satzes 1 sind teilweise in den §§ 4 bis 8 VwVfG 
über die Amtshilfe enthalten. 

Soweit die Rechtshilfe in diesen Vorschriften sowie 
in den §§ 156 ff. GVG und § 14 VwGO nicht geregelt 
ist, deckt Artikel 35 Abs. 1 GG über die Rechts- und 
Amtshilfe diesen Rechtsbereich ergänzend ab. Da 
auch die baurechtsspezifische Konkretisierung des 
Urkundenbegriffs in Satz 2 entbehrlich ist, kann 
§ 152 insgesamt aufgehoben werden. Im übrigen 
dürfte es dieser Bestimmung — im Gegensatz zu 
den erwähnten §§ 4 bis 8 VwVfG — mangels nähe- 
rer Vorschriften über Umfang und Grenzen der 
Rechts- und Amtshilfe an der Durchsetzbarkeit der 
entsprechenden Verpflichtung fehlen. Dem § 152 
dürfte danach über seinen Hinweis- und Klarstel- 
lungseffekt keine weitere Bedeutung zukommen. 
Er ist daher auch unter diesem Aspekt entbehrlich. 
Zur Aufhebung des § 152 vgl. bereits BT-Druck- 


154 



Deutscher Bundestag — 10, Wahlperiode 


Drucksache 10/4630 


Sache 10/1232 zum Entwurf eines Ersten Gesetzes 
zur Bereinigung des Verwaltungsverfahrensrechts 
(Artikel 53). 


Zu Nummer 111 (§ 210 — Wiedereinsetzung) 

Neben einer redaktionellen Durchnumerierung 
sind folgende Änderungen vorgesehen (vgl. bereits 
BT-Drucksache 10/1232 zum Entwurf eines Ersten 
Gesetzes zur Bereinigung des Verwaltungsverfah- 
rensrechts, Artikel 53): 


Zu Buchstabe a (Absatz 2) 

Der geltende Absatz 2 hat folgende Fassung: 

„(2) Der Antrag ist binnen eines Monats nach 
Wegfall des Hindernisses, spätestens jedoch inner- 
halb eines Jahrs seit dem Ende der versäumten 
Frist, zu stellen und zu begründen. Innerhalb der 
Antragsfrist ist die versäumte Rechtshandlung 
nachzuholen. Ist dies geschehen, so kann Wieder- 
einsetzung auch ohne Antrag gewährt werden.“ 

Diese Vorschriften (Sätze 1 bis 3) über die Antrags- 
frist und die Nachholung versäumter Rechtshand- 
lungen im Rahmen der Wiedereinsetzung entspre- 
chen dem § 32 Abs. 2 und 3 VwVfG. Die Ersetzung 
der Monatsfrist in Satz 1 durch die Zweiwochenfrist 
nach § 32 Abs. 2 VwVfG ist vertretbar; jedenfalls 
dient sie der Rechtsvereinheitlichung auch in bezug 
auf die Vorschriften der §§ 233 und 234 ZPO und § 60 
VwGO, die ebenfalls eine Zweiwochenfrist vorse- 
hen. Die in § 32 Abs, 2 VwVfG geforderte Glaubhaft- 
machung der den Wiedereinsetzungsantrag begrün- 
denden Tatsachen sowie die in § 32 Abs. 3 VwVfG 
für den Fall der höheren Gewalt ausgeschlossene 
Jahresfrist als Ausschlußfrist, die in Absatz 2 des 
§ 153 nicht vorgesehen sind, lassen sich ebenfalls 
aus Gründen der Rechtsvereinheitlichung auch im 
Baurecht vertreten. Absatz 2 sollte daher aufgeho- 
ben werden. 


Zu Buchstabe b (Absatz 3) 

Zu Doppelbuchstabe aa (Satz 1) 

Der geltende Absatz 3 Satz 1 hat folgende Fassung: 

„Über den Antrag auf Wiedereinsetzung entschei- 
det die Behörde, die über die versäumte Rechts- 
handlung zu befinden hat.“ 

Dieser Satz 1 über die zu entscheidende Behörde 
entspricht voll dem § 32 Abs. 4 VwVfG, kann also im 
Baurecht aufgehoben werden. 


Zu Doppelbuchstabe bb (Satz 2) 

Aufgrund der vorgesehenen Aufhebung des Sat- 
zes 1 bedarf es in Satz 2 der klarstellenden Bezug- 
nahme auf die nach § 32 Abs. 4 VwVfG zuständige 
Behörde. 


Zu Nummer 112 (§211 — Belehrung über Rechts- 
behelfe) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Durchnume- 
rierung. 

Zu Nummer 113 (§ 212 — Vorverfahren) 

Zu Buchstabe a 

Bodenordnung und Enteignung (Vierter und Fünf- 
ter Teil) sind nunmehr im Ersten Kapitel vorgese- 
hen. 

Zu Buchstabe b 

Es handelt sich um die Anpassung an eine Durch- 
numerierung. 


Zu Nummer 114 (§213 — Ordnungswidrigkeiten) 
Zu Buchstabe a (Absatz 1) 

Es handelt sich unter dem Doppelbuchstaben aa um 
eine Folgeänderung aus der Aufhebung des § 39 
Satz 2 des Bundesbaugesetzes. Die Doppelbuchsta- 
ben bb und cc betreffen Klarstellungen und redak- 
tionelle Folgeänderungen. 

Zu Buchstabe b (Absatz 2) 

Es handelt sich um eine Anpassung an die Durch- 
numerierungen unter dem obigen Doppelbuchsta- 
ben bb. 


Zu Nummer 115 (Zwischenüberschrift) 

Es handelt sich um eine Zwischenüberschrift im 
Rahmen des Dritten Kapitels (Sonstige Vorschrif- 
ten). 


Zu Nummer 116 (§ 214 — Voraussetzungen für die 
Rechtswirksamkeit der Bauleit- 
pläne) 

§ 155 b des Bundesbaugesetzes hat folgenden Wort- 
laut: 

„§ 155b 

Verletzung sonstiger Vorschriften 
über die Bauleitplanung 

(1) Für die Rechtswirksamkeit eines Bauleitplans 
sind Mängel, die sich aus der Verletzung einer oder 
mehrerer der nachstehend bezeichneten Vorschrif- 
ten ergeben, unbeachtlich, wenn die Grundsätze der 
Bauleitplanung und die Anforderungen an die Ab- 
wägung (§ 1 Abs. 6 und 7) gewahrt sind: 

1. die Ergebnisse einer Entwicklungsplanung, die 
städtebaulich von Bedeutung sind, sind bei der 
Aufstellung des Bauleitplans unzureichend be- 
rücksichtigt worden (§ 1 Abs. 5 Satz 1); 
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2. einzelne von der Bauleitplanung berührte Träger 
öffentlicher Belange sind an der Aufstellung des 
Bauleitplans nicht beteiligt worden (§ 2 Abs. 5); 

3. der Erläuterungsbericht zum Flächennutzungs- 
plan (§ 5 Abs. 7) oder die Begründung zum Be- 
bauungsplan (§ 9 Abs. 8) oder zu dem nach § 2 a 
Abs. 6 Satz 1 auszulegenden Entwurf des Bauleit- 
plans ist unvollständig; 

4. Grundsätze für soziale Maßnahmen sind in der 
Begründung zum Bebauungsplan nicht dargelegt 
worden (§ 13 a Abs. 1); 

5. die Anforderungen an die Aufstellung eines selb- 
ständigen Bebauungsplans (§2 Abs, 2) oder an 
die in § 8 Abs. 4 bezeichneten dringenden Gründe 
für die Aufstellung eines vorzeitigen Bebauungs- 
plans sind nicht richtig beurteilt worden; 

6. § 8 Abs. 2 ist hinsichtlich des Entwickelns des Be- 
bauungsplans aus dem Flächennutzungsplan 
verletzt worden, ohne daß hierbei die sich aus 
dem Flächennutzungsplan ergebende geordnete 
städtbauliche Entwicklung beeinträchtigt wor- 
den ist; 

7. der Bebauungsplan ist aus einem Flächennut- 
zungsplan entwickelt worden, dessen Unwirk- 
samkeit wegen Verletzung von Verfahrens- oder 
Formvorschriften einschließlich des § 6 sich nach 
Bekanntmachung des Bebauungsplans heraus- 
stellt; 

8. im Parallelverfahren ist gegen § 8 Abs. 3 versto- 
ßen worden. 

Soweit in den Fällen des Satzes 1 Nr. 3 der Erläu- 
tungsbericht oder die Begründung in den für die 
Abwägung wesentlichen Beziehungen unvollstän- 
dig ist, hat die Gemeinde auf Verlangen Auskunft 
zu erteilen, wenn ein berechtigtes Interesse darge- 
legt wird. 

(2) Für die Abwägung ist die Sach- und Rechts- 
lage im Zeitpunkt der Beschlußfassung über den 
Bauleitplan maßgebend. Mängel im Abwägungsvor- 
gang sind nur erheblich, wenn sie offensichtlich 
und auf das Abwägungsergebnis von Einfluß gewe- 
sen sind.“ 

§ 214 soll die bisherigen, im wesentlichen in § 155 b 
des Bundesbaugesetzes enthaltenen Regelungen 
über die Unbeachtlichkeit von Mängeln, die sich 
aus der Verletzung bestimmter Vorschriften über 
die Aufstellung der Bauleitpläne ergeben, neu fas- 
sen, um — im Rahmen der verfassungsrechtlichen 
Grenzen sowie der unverzichtbaren Anforderungen 
an die Aufstellung der Bauleitpläne — die Be- 
standskraft der Bauleitpläne zu erhöhen. § 214 soll 
dazu die näheren Voraussetzungen über die Beacht- 
lichkeit neu regeln, unter Einbeziehung auch der 
anderen städtebaurechtlichen Satzungen. 

In Absatz 1 sollen die Verfahrens- und Formvor- 
schriften aufgeführt werden, deren Verletzung für 
die Rechtswirksamkeit der Flächennutzungspläne 
und Satzungen beachtlich ist. Die in Nummern 1 
und 2 in Bezug genommenen Vorschriften entspre- 
chen dem geltenden, auf Bauleitpläne anzuwenden- 


den Recht (§ 155 a Abs. 2 und 3; zu deren Wortlaut 
siehe Begründung zu Nummer 117). Darüber hinaus 
enthalten die Nummern 1 und 2 Eingrenzungen in 
bezug auf das Wesentliche der Verfahrensvorschrif- 
ten, in Nummer 2 unter Einbeziehung aller städte- 
baurechtlichen Satzungen. 

Absatz 2 enthält weitere Wirksamkeitsregelungen 
über solche Vorschriften über die Aufstellung der 
Bauleitpläne, die keine Verfahrens- und Formvor- 
schriften sind (Absatz 1). Satz 1 Nr. 1 entspricht dem 
bisherigen § 155 b Abs. 1 Satz 1 Nrn. 5 bis 8 des Bun- 
desbaugesetzes; dabei sollen die bisherigen Rege- 
lungen auf den sie tragenden allgemeinen Grund- 
satz zurückgeführt werden. Satz 1 Nr. 2 entspricht 
dem bisherigen § 155b Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 des Bun- 
desbaugesetzes. Die Pflicht zur ergänzenden Aus- 
kunft bei unvollständigen Erläuterungsberichten 
und Begründungen durch die Gemeinde soll in die- 
sen Fällen — wie bisher (§ 155 b Abs. 1 Satz 2 des 
Bundesbaugesetzes) — erhalten bleiben (Absatz 2 
Satz 2). 

Absatz 3 entspricht dem bisherigen § 155b Abs. 2 
des Bundesbaugesetzes. 

Zu Nummer 117 (§215 — Frist für die Geltend- 
machung der Verletzung von 
Verfahrens- und Formvorschrif- 
ten, Behebung von Fehlern) 

§ 155 a des Bundesbaugesetzes hat folgenden Wort- 
laut: 

„§155a 

Verletzung von Verfahrens- und 
Formvorschriften bei der Aufstellung 
von Flächennutzungsplänen und Satzungen 

(1) Eine Verletzung von Verfahrens- oder Form- 
vorschriften dieses Gesetzes bei der Aufstellung 
von Flächennutzungsplänen oder von Satzungen 
nach diesem Gesetz ist unbeachtlich, wenn sie nicht 
schriftlich innerhalb eines Jahres seit Bekanntma- 
chung des Flächennutzungsplans oder der Satzung 
gegenüber der Gemeinde geltend gemacht worden 
ist; der Sachverhalt, der die Verletzung begründen 
soll, ist darzulegen. 

(2) Die Rechts Wirksamkeit eines Flächennut- 
zungsplans oder Bebauungsplans bestimmt sich 
hinsichtlich der Beteiligung der Bürger an der Bau- 
leitplanung allein danach, ob das Verfahren nach 
§ 2a Abs. 6 und 7 eingehalten worden ist; für dieses 
Verfahren gilt Absatz 1. 

(3) Absatz 1 gilt nicht für die Verletzung von Vor- 
schriften über die Genehmigung und die Bekannt- 
machung des Flächennutzungsplans oder der Sat- 
zung. 

(4) Bei der Bekanntmachung der Genehmigung 
des Flächennutzungsplans oder der Satzung ist auf 
die Voraussetzungen für die Geltendmachung der 
Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften 
und die Rechtsfolgen (Absätze 1 und 3) hinzuwei- 
sen. 

(5) Behebt die Gemeinde einen Fehler, der sich 
aus der Verletzung von Vorschriften über die Ge- 
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nehmigung und die Bekanntmachung des Flächen- 
nutzungsplans oder einer Satzung ergibt, oder ei- 
nen sonstigen Verfahrens- oder Formfehler nach 
diesem Gesetz oder nach Landesrecht, kann sie den 
Flächennutzungsplan oder die Satzung mit Rück- 
wirkung erneut in Kraft setzen.“ 

§215 des Entwurfs entspricht der Regelung im bis- 
herigen § 155 a des Bundesbaugesetzes, der im we- 
sentlichen mit dem bisherigen Inhalt übernommen 
werden soll. 

Absatz 1 entspricht dem bisherigen §155a Abs. 1 
und 3 des Bundesbaugesetzes durch die Bezug- 
nahme auf § 214 Abs. 1 Nr. 1 (vgl. Nr. 116). 

Absatz 2 entspricht dem bisherigen §155a Abs. 4 
des Bundesbaugesetzes. Die bisherigen Absätze 2 
und 3 des §155a des Bundesbaugesetzes sind im 
§ 214 Abs. 1 des Entwurfs (vgl. Nr. 116) aufgegan- 
gen. 

Absatz 3 entspricht der im bisherigen § 155 a Abs. 5 
des Bundesbaugesetzes enthaltenen Regelung. 
Durch die Neufassung soll zum einen das Verfah- 
ren der „nachträglichen Heilung“ klargestellt wer- 
den (Satz 2). Zum anderen soll durch Satz 3 — neu 
— herausgestellt werden, daß der Flächennutzungs- 
plan oder die Satzung „ex nunc“ oder „ex tune“ in 
Kraft gesetzt werden kann. 

Zu Nummer 118 (§216 — Aufgaben im Geneh- 
migungs- und Anzeigeverfahren) 

§ 155 c des Bundesbaugesetzes hat folgenden Wort- 
laut: 

„§ 155 c 

Aufgabe der Genehmigungsbehörde 

Die Verpflichtung der für die Genehmigung des 
Flächennutzungsplans oder der Satzung zuständi- 
gen Behörde, die Einhaltung der Vorschriften zu 
prüfen, deren Verletzung sich nach den §§ 155 a und 
155b auf die Rechtswirksamkeit eines Flächennut- 
zungsplans oder einer Satzung nicht auswirkt, 
bleibt unberührt.“ 

Redaktionelle Anpassung an die Änderung der Pa- 
ragraphenfolge sowie Anpassung an die Regelung 
des Anzeigeverfahrens in § 11 (vgl. Nummer 15). 

Zu Nummer 119 (Zwischenüberschrift) 

Es handelt sich um die Neufassung einer Zwischen- 
überschrift im nunmehr Dritten Kapitel (Sonstige 
Vorschriften). 

Zu Nummer 120 (§217 — Antrag auf gerichtliche 
Entscheidung) 

Zu Buchstabe a (Absatz 1) 

Zu Doppelbuchstabe aa (Satz 1) 

Es handelt sich um redaktionelle Anpassungen. Da- 
bei sind zuzuordnen die §§ 28 und 28 a dem § 28 
Abs. 3 und 6, die §§ 39 j bis 44 c den §§ 39 bis 44, die 


§§ 122 a und 122 b dem § 181 sowie die §§ 151 Abs. 2 
und 153 Abs. 3 den §§ 209 Abs. 2 und 210 Abs. 2; § 126 
Abs. 2 bleibt unverändert. § 147 Abs. 2 des Entwurfs 
entspricht § 24 Abs. 2 des Städtebauförderungsge- 
setzes. 

Zu Doppelbuchstabe bb (Satz 2) 

Die Bodenordnung (Fünfter Teil) ist zukünftig im 
Ersten Kapitel vorgesehen. Im übrigen handelt es 
sich um die Anpassung an eine Durchnumerie- 
rung. 

Doppelbuchstabe cc (Satz 3 — neu — ) 

Nach dem Wortlaut der Sätze 1 und 2 bezieht sich 
der Antrag auf gerichtliche Entscheidung ausdrück- 
lich nur auf die Anfechtung der dort bezeichneten 
Verwaltungsakte. Bei genauer Wortinterpretation 
wären daher die Kammern für Baulandsachen nur 
für Anfechtungsklagen zuständig. Für Verpflich- 
tungs-, Leistungs- und Feststellungsklagen wäre 
hingegen eine Zuständigkeit der allgemeinen Ver- 
waltungsgerichte begründet. 

Um die Zuständigkeit verschiedener Gerichtszwei- 
ge, u. U. in ein und derselben Streitsache zu vermei- 
den, ist in der höchstrichterlichen Rechtsprechung 
und im Schrifttum überwiegend die Auffassung ver- 
treten worden (vgl. u. a. Ernst-Zinkahn-Bielenberg, 
Kommentar zum BBauG, § 157 Rdnrn. 22 — 28 mit 
Rechtsprechungsnachweisen), daß § 157 auch Ver- 
pflichtungs-, Leistungs- und Feststellungsklagen er- 
faßt, auch wenn im Einzelfall eine Anfechtung nicht 
möglich ist. Der neue Satz 3 stellt dies im Interesse 
der Rechtssicherheit ausdrücklich klar. 

Zu Buchstabe b (Absatz 2) 

Es handelt sich um die Anpassung an eine Durch- 
numerierung. 

Zu Nummer 121 (§218 — Wiedereinsetzung in den 
vorigen Stand) 

Neben einer redaktionellen Durchnumerierung 
handelt es sich um die Anpassung an eine solche. 

Zu Nummer 122 (§§219 und 220 — Örtliche Zu- 
ständigkeit der Landgerichte; 
Zusammensetzung der Kam- 
mern für Baulandsachen) 

Es handelt sich um redaktionelle Durchnumerie- 
rungen. 

Zu Nummer 123 (§ 221 — Allgemeine Verfahrens- 
vorschriften) 

Neben einer redaktionellen Durchnumerierung 
handelt es sich um Anpassungen an solche. 

Zu Nummer 124 (§222 — Beteiligte) 

Neben einer redaktionellen Durchnumerierung 
handelt es sich um Anpassungen an eine solche. 
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Zu Nummer 125 (§§ 223 bis 228 — Anfechtungen, 
vorzeitige Ausführungsanord- 
nung; Urteil; Säumnis; Kosten) 

Es handelt sich um redaktionelle Durchnumerie- 
rungen. 

Zu Nummer 126 (§ 229 — Berufung und 
Beschwerde) 

Neben einer redaktionellen Durchnumerierung 
handelt es sich um die Anpassung an eine solche. 

Zu Nummer 127 (§§ 230 und 231 — Revision; 
Einigung) 

Es handelt sich um redaktionelle Durchnumerie- 
rungen. 

Zu Nummer 128 (§232 — Weitere Zuständigkeit 
der Kammern [Senate] für Bau- 
landsachen) 

Neben einer redaktionellen Durchnumerierung 
wird die Bezugnahme auf die Zwischenüberschrift 
des die Baulandkammern betreffenden Teils an die 
neue Zwischenüberschrift im Dritten Kapitel (Son- 
stige Vorschriften) angepaßt. 

Im übrigen sollen die Länder aufgrund der Strei- 
chung der Worte „hierauf gestützte“ die Zuständig- 
keit der Baulandkammern und -Senate in den Lan- 
desenteignungsgesetzen auch auf Verhandlungen 
und Entscheidungen über Entschädigungen im Vor- 
feld der Enteignung ausdehnen können. Die Ände- 
rung ist geboten, da planungsrechtliche Entschädi- 
gungsansprüche wie § 17 Abs. 4 Satz 2 FStrG nicht 
nur die Entschädigung bei enteignenden Eingriffen, 
sondern auch bei Einwirkungen im Vorfeld der Ent- 
eignung umfassen (BVerwGE 51, 15, 261; 57, 297, 
304; VGH Bad-Württ. DÖV 1983, 512; vgl. auch Korb- 
macher DÖV 1976, 1,8; DÖV 1982, 517). 

Zur Entlastung des Planfeststellungsbeschlusses 
und zur Vermeidung eines für die Betroffenen un- 
zumutbaren gespaltenen Rechtswegs ist vorgese- 
hen, bei Änderung der Vorschriften des Planfest- 
stellungsrechts des FStrG im Rahmen des Ersten 
Bereinigungsgesetzes zum Verwaltungsverfahrens- 
gesetz in § 17 Abs. 4 FStrG folgenden Satz 3 anzufü- 
gen: 

„Kommt über die Höhe der Entschädigung keine 
Einigung zwischen dem Betroffenen und dem Trä- 
ger der Straßenbaulast zustande, so entscheidet auf 
Antrag die nach Landesrecht für die Enteignung 
zuständige Behörde; Verfahren und Rechtsweg be- 
stimmen sich nach den Enteignungsgesetzen der 
Länder.“ 

Dazu ist es notwendig, den Ländern in den Enteig- 
nungsgesetzen die Möglichkeit zu eröffnen, Strei- 
tigkeiten über Entschädigungen auch im Vorfeld 
der Enteignung den Kammern und Senaten für 
Baulandsachen zuzuweisen, die besondere Erfah- 
rung und Sachkunde auf dem Gebiet der Entschädi- 
gung besitzen. 


Zu Nummer 129 (Elfter Teil des Bundesbau- 
gesetzes) 

Der größte Teil der Überleitungsvorschriften des 
Elften Teils des Bundesbaugesetzes soll nicht in das 
Baugesetzbuch übernommen werden. 

§ 173 Abs. 1 Satz 1, Abs. 3 Satz 3, Abs. 4 und 5 sowie 
§ 176 Satz 1 des Bundesbaugesetzes sind gegen- 
standslos, weil die in diesen Bestimmungen vorge- 
sehenen Fristen abgelaufen sind. 

Die folgenden Vorschriften sind durch Zeitablauf 
erledigt und haben keine praktische Bedeutung 
mehr: §§ 174, 175, § 176 Satz 2, §§ 177 bis 179, § 180 
Abs. 1, 3, 4 und 5, § 182, § 183 Abs. 1 und 2, § 183 a 
Abs. 1, §§ 183 b bis d, § 183 e Satz 2 des Bundesbau- 
gesetzes. 

Der in der Praxis besonders bedeutsame § 173 
Abs. 3 Satz 1 und 2 des Bundesbaugesetzes (Überlei- 
tung baurechtlicher Vorschriften und städtebauli- 
cher Pläne) soll gestrichen werden; diese Bestim- 
mung hat sich mit Inkrafttreten des Bundesbauge- 
setzes selbst vollzogen. Gleiches gilt für § 181 des 
Bundesbaugesetzes (Fortgeltung von Rechtsverord- 
nungen). Die Rechtswirksamkeit von Bebauungs- 
plänen und Rechtsverordnungen, deren rechtlicher 
Status auf den zur Streichung vorgesehenen Be- 
stimmungen beruht, wird von der Streichung der 
entsprechenden Überleitungsvorschriften nicht be- 
rührt. Dies gilt auch für Verwaltungsakte, die auf- 
grund von § 173 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 des Bundes- 
baugesetzes erlassen worden sind; diese Rechts- 
grundlage ist gegenstandslos und soll entfallen. 

Gestrichen werden sollen ferner diejenigen Überlei- 
tungsvorschriften, die lediglich klarstellende Funk- 
tion haben und daher entbehrlich sind: § 173 Abs. 6, 
§ 183 a Abs. 2 und § 183 f Abs. 3 des Bundesbaugeset- 
zes. 

§ 183 f Abs. 1 und 2 des Bundesbaugesetzes soll ent- 
fallen, weil ihr Regelungsgehalt von der Neufas- 
sung der Heilungsklausel in §215 des Gesetzent- 
wurfs abgedeckt wird. 

§ 186 Abs. 3 des Bundesbaugesetzes über die unbe- 
rührt bleibenden Vorschriften der Verordnung über 
Garagen und Einstellplätze vom 17. Februar 1939 
(RGBl. I S. 219) in der Fassung des Erlasses vom 
13. September 1944 (RABL I S. 325), die sogenannte 
Reichsgaragenordnung, soll — für die Zukunft — 
aufgehoben werden. Die Reichsgaragenordnung ist, 
soweit sie bauordnungsrechtliche Vorschriften ent- 
hält, durch die Bauordnungen der Länder aufgeho- 
ben. Soweit sie bodenrechtliche Vorschriften ent- 
hält, kann die Reichsgaragenordnung aufgehoben 
werden. Ohnehin blieben nach § 186 Abs. 3 des Bun- 
desbaugesetzes die Vorschriften der Reichsgara- 
genordnung nur unberührt, soweit sie nicht den Be- 
stimmungen des Bundesbaugesetzes entgegenste- 
hen. Dies trifft für eine Reihe von Vorschriften in 
bezug auf die Regelungen des Bundesbaugesetzes 
und der Baunutzungsverordnung zu. Soweit die 
Vorschriften der Reichsgaragenordnung noch selb- 
ständige Bedeutung haben (§ 13 Abs. 3 bis 5), sind 
sie entbehrlich, da der gesetzgeberische Zweck 
durch das Baugesetzbuch, die Baunutzungsverord- 
nung oder das Bauordnungsrecht der Länder erfüllt 
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wird. Soweit die Reichsgaragenordnung Bedeutung 
für Satzungen hat, die vor dem Inkrafttreten des 
Bundesbaugesetzes erlassen worden sind, bleibt die 
Bedeutung der hier einschlägigen Vorschriften der 
Reichsgaragenordnung durch die Aufhebung unbe> 
rührt 

Zu Nummer 130 (Überleitungs- und Schlußvor- 
schriften) 

Die Überleitungs- und Schlußvorschriften sollen in 
das Vierte Kapitel aufgenommen werden. Die Vor- 
schriften des bisherigen Elften Teils des Bundes- 
baugesetzes sowie des Artikels 3 des Gesetzes zur 
Änderung des Bundesbaugesetzes vom 18. August 
1976 (BGBL I S. 2221) sollen gestrichen werden (vgl. 
Nummer 129 und Artikel 2 Nummer 2). 

Zu § 233 (Überleitungsvorschriften für die Bauleit- 
planung) 

Notwendige Überleitungsvorschriften für die im 
Zeitpunkt des Inkrafttretens des Gesetzbuchs lau- 
fenden Verfahren zur Aufstellung von Bauleitplä- 
nen. 

Zu § 234 (Überleitungsvorschrift für den Boden- 
verkehr) 

Die Vorschrift entspricht inhaltlich § 183 a Abs. 3 
des Bundesbaugesetzes. 

Zu § 235 (Überleitungsvorschriften für das Vor- 
kaufsrecht) 

Absatz 1 soll die Anwendbarkeit des bisher gelten- 
den Rechts auf Verkaufsfälle aus der Zeit vor In- 
krafttreten der Neuregelung sicherstellen. Dies gilt 
sowohl für den Fall, daß das Vorkaufsrecht vor In- 
krafttreten der Neuregelung ausgeübt wird, als 
auch für den Fall, daß das Rechtsgeschäft vor die- 
sem Stichtag getätigt wird, die Gemeinde jedoch 
das Vorkaufsrecht erst nach dem Stichtag ausübt. 

Absatz 2 stellt klar, daß Satzungen nach §25 des 
Bundesbaugesetzes auch künftig als Rechtsgrund- 
lage für die Ausübung des Vorkaufsrechts in städte- 
baulichen Maßnahmegebieten dienen. 

Absatz 3 entspricht Artikel 3 § 4 Abs. 2 des Gesetzes 
zur Änderung des Bundesbaugesetzes vom 18. Au- 
gust 1976. 

Zu § 236 (Überleitungsvorschriften für die 

Regelung der baulichen und sonstigen 
Nutzung) 

Notwendige Überleitungsvorschrift für anhängige 
Verfahren, deren Gegenstand die Frage der Zuläs- 
sigkeit von Vorhaben ist. 

Zu § 237 (Überleitungsvorschrift für das 

Nutzungsgebot und die Erhaltung 
baulicher Anlagen) 

Absatz 1 über das Nutzungsgebot geht davon aus, 
daß ein vor Inkrafttreten dieses Gesetzes eingelei- 
tetes Verwaltungsverfahren nach § 39 c des Bundes- 


baugesetzes nach altem Recht abgewickelt werden 
soll. Die Vorschrift bestimmt, daß der von einem 
Nutzungsgebot betroffene Eigentümer unter den 
Voraussetzungen des § 39 c des Bundesbaugesetzes 
Anspruch auf Übernahme seines Grundstücks hat. 

Absatz 2 über die Erhaltung baulicher Anlagen soll 
klarstellen, daß die Gemeinden durch Beschluß die 
Anwendbarkeit bereits erlassener Satzungen auf 
den Fall der Nutzungsänderung und der Errichtung 
baulicher Anlagen ausdehnen können. 

Die Absätze 3 und 4 sollen die Anwendbarkeit des 
bisher geltenden Rechts auf einen Antrag auf Ertei- 
lung der Genehmigung einer Erhaltungssatzung 
bzw. einen Antrag auf Erteilung der Genehmigung 
eines Vorhabens sicherstellen, die vor Inkrafttreten 
der Neuregelung gestellt werden. 

Zu § 238 (Überleitungsvorschrift für 
Entschädigungen) 

Die Vorschrift übernimmt § 10 Abs. 2 Satz 1 des Ar- 
tikels 3 des Gesetzes zur Änderung des Bundesbau- 
gesetzes vom 18. August 1976. 

Zu § 239 (Überleitungsvorschriften für die Boden- 
ordnung) 

Aus Gründen des Vertrauensschutzes sollen nach 
Absatz 1 Satz 1 die in § 55 Abs. 2 vorgesehenen er- 
weiterten Möglichkeiten der Vorwegausscheidung 
von Flächen für öffentliche Zwecke nicht bestehen, 
wenn die Umlegungskarte vor Inkrafttreten des Ge- 
setzes ausgelegt worden ist. Entsprechendes soll für 
die vorgesehene Streichung der Abfindungsrege- 
lung des § 58 Abs. 2 und Ergänzung der Ausgleichs- 
regelung des § 59 Abs. 2 sowie für die beabsichtigten 
Erweiterungen der §§ 63 und 64 gelten, die erst für 
Umlegungsverfahren wirksam werden sollen, in de- 
nen die Umlegungskarte bei Inkrafttreten des Ge- 
setzes noch nicht ausgelegt worden ist. Auch die 
Begründung von Gemeinschaftseigentum an Ge- 
meinschaftsanlagen soll erst für diese Fälle (Umle- 
gungskarte nach Inkrafttreten) nach der vorgesehe- 
nen Änderung des § 61 Abs. 1 Satz 2 ermöglicht wer- 
den. Darüber hinaus sollen aus Gründen der Ver- 
fahrensvereinfachung und zugleich aus Publizitäts- 
gründen die in den §§ 53 und 68 vorgesehene Ergän- 
zungen der Bestandskarte und des Bestandsver- 
zeichnisses sowie vor allem des Umlegungsver- 
zeichnisses nach einer vor Inkrafttreten des Geset- 
zes erfolgten Auslegung der Umlegungskarte nicht 
mehr erforderlich sein. Satz 2 sieht aus Gründen 
der Verteilungsgerechtigkeit ergänzend zu Satz 1 
vor, daß die in § 55 Abs. 2 vorgesehene erweiterte 
Vorwegausscheidung nach erfolgter Vorwegrege- 
lung nicht zu Lasten der übrigen Grundstücksei- 
gentümer erfolgen kann. 

Absatz 2 soll sicherstellen, daß die Ergänzungen des 
§ 57 Satz 4 und des § 58 Abs. 1 Satz 1 auch auf Umle- 
gungspläne und Vorwegregelungen Anwendung fin- 
den, die vor dem Tag nach der Verkündung (vgl. 
Artikel 5) dieses Gesetzes beschlossen wurden, so- 
weit die Umlegungsgrundstücke für die betroffenen 
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Eigentümer „erkennbar“ straßenlandbeitragspflich- 
tig zugeteilt worden sind. Dies soll auch gelten, 
wenn der vorgesehenen Neufassung des § 68 Abs. 1 
Nr. 4, wonach der Wert der Fläche nach § 55 Abs. 2 
bei einer insoweit erschließungsbeitragspflichtigen 
Zuteilung aus erschließungsbeitragsrechtlichen 
Gründen im Umlegungsverzeichnis anzugeben ist, 
nicht voll entsprochen wurde. 

Die Überleitungsvorschrift stellt damit lediglich die 
alte Rechtslage wieder her: Seit Bestehen des Bun- 
desbaugesetzes von 1960 sind — im Einklang mit 
der Rechtsprechung — in der Umlegung Baugrund- 
stücke nicht nur straßenlandbeitragsfrei, sondern 
auch straßenlandbeitragspflichtig zugeteilt worden. 
Seit den beiden überraschenden Urteilen vom 4. Fe- 
bruar 1981 (BVerwGE 61, 316; DVBl. 1981, 827), mit 
denen das Bundesverwaltungsgericht die straßen- 
landbeitragspflichtige Zuteilung für unzulässig er- 
klärte, drohen vielen Gemeinden erhebliche finan- 
zielle Einbußen. Eine rückwirkend die Rechtslage 
klarstellende Regelung, wie sie von der Praxis ge- 
fordert wird, erscheint daher unabweisbar geboten. 
Die Rückwirkung wird sich durchweg nur auf sol- 
che Fälle auswirken, in denen das Umlegungsgebiet 
nicht deckungsgleich ist mit dem erschließungsbei- 
tragsrechtlichen Abrechnungsabschnitt. 

Dieser Rückwirkung steht ein schützenswertes Ver- 
trauen der betroffenen Eigentümer auf die Urteile 
des Bundesverwaltungsgerichts vom 4. Februar 
1981 nicht entgegen: 

— Sie betrifft nur solche Umlegungsbeteiligten, de- 
nen nach dem Umlegungsbeschluß Grundstücke 
erkennbar straßenlemdbeitragspflichtig zugeteilt 
wurden. 

— Die beiden Urteile des Bundesverwaltungsge- 
richts vom 4. Februar 1981, die durch weitere 
nicht bestätigt wurden und insbesondere keine 
neue Rechtsprechungstradition des Bundesver- 
waltungsgerichts begründeten, waren von Anbe- 
ginn erheblichen Bedenken der Öffentlichkeit 
ausgesetzt. 

— Der Gesetzgeber hat auf die von vielen Seiten 
erhobene Forderung, die alte Rechtslage durch 
Klarstellung im Gesetz wieder herzustellen, un- 
verzüglich reagiert. Der BMBau hat bereits im 
Gesetzgebungsverfahren zur sog. Baulandno- 
velle (BT-Drucksache 9/746) vom 17. August 1981 
im Sachverständigengremium „Umlegung“ und 
in ergänzenden Beratungen mit Vertretern der 
Ländern entsprechende Formulierungen vorbe- 
reitet. Sie wurden in den Beratungen mit Sach- 
verständigen aus Ländern und kommunalen 
Spitzenverbänden zur Vorbereitung des Bauge- 
setzbuchs inhaltlich bestätigt (vgl. Materialien 
zum Baugesetzbuch, Schriftenreihe des BMBau 
zur städtebaulichen Forschung, Nr. 03.108, S. 180, 
1991). 

— Diese Bestrebungen zur Korrektur der erwähn- 
ten Rechtsprechung und zur Bestätigung des al- 
ten Rechtszustandes waren in der Fachöffent- 
lichkeit bekannt; die betroffenen Eigentümer 
wurden über sie in der Umlegungspraxis in der 
Regel informiert. 


Absatz 3 bestimmt aus Gründen des Vertrauens- 
schutzes und der Verfahrenssicherheit, deiß die vor- 
gesehenen Ergänzungen des §§80 bis 83 für lau- 
fende Grenzregelungsverfahren, die — im Gegen- 
satz zu Umlegungsverfahren — nicht durch förmli- 
chen Beschluß eingeleitet werden, insoweit gelten, 
als sie nicht bereits durch Grenzregelungsbeschluß 
(§82) gegenüber den Beteiligten eine wenn auch 
noch nicht rechtswirksame (vgl. § 83 Abs. 1 und 2), 
so doch förmliche — Vertrauenspositionen schaf- 
fende — Gestalt angenommen haben. 


Zu § 240 (Überleitungsvorschrift für die Veräuße- 
rungspflicht der Gemeinde) 

Die Vorschrift sieht vor, daß sich die Veräußerungs- 
pflicht nach den bisher geltenden Vorschriften rich- 
tet, wenn die Gemeinde Grundstücke vor Inkraft- 
treten der Neuregelung erworben hat. 


Zu §241 (Überleitungsvorschriften für den Härte- 
ausgleich) 

Die Bestimmung stellt sicher, daß Härteausgleich 
auch dann gewährt werden kann, wenn der Antrag 
auf Gewährung eines Härteausgleichs zwar erst 
nach Inkrafttreten der Neuregelung gestellt worden 
ist, der Rechtsverlust jedoch vor diesem Stichtag 
eingetreten ist. 

Zu § 242 (Überleitungsvorschriften für die Erschlie- 
ßung) 

Absatz 1 entspricht § 180 Abs. 2 des Bundesbauge- 
setzes, der wie folgt lautet: 

„(2) Für vorhandene Erschließungsanlagen, für 
die eine Beitragspflicht aufgrund der bis zum In- 
krafttreten dieses Gesetzes geltenden Vorschriften 
nicht entstehen konnte, kann auch nach diesem Ge- 
setz kein Beitrag erhoben werden.“ 

Der Ausschluß der Beitragspflicht für 1960 vorhan- 
dene Erschließungsanlagen (z. B. für sog. histori- 
sche Straßen) kann heute noch bei Bebauung anlie- 
gender Grundstücke und bei Anlagenerneuerung 
von praktischer Bedeutung sein. 

Absatz 2 entspricht § 180 Abs. 6 des Bundesbauge- 
setzes, der wie folgt lautet: 

„(6) Soweit zur Erfüllung von Anliegerbeitrags- 
pflichten langfristige Verträge oder sonstige Ver- 
einbarungen, insbesondere über das Ansammeln 
von Mitteln für den Straßenbau in Straßenbaukas- 
sen oder auf Sonderkonten bestehen, können die 
Länder ihre Abwicklung durch Gesetz regeln.“ 

Ein Bedürfnis für diese Ermächtigungsnorm hin- 
sichtlich der Erfüllung von Anliegerbeitragspflich- 
ten aus langfristigen Verträgen und sonstigen Ver- 
einbarungen kann nicht ausgeschlossen werden; 
die Vorschrift soll daher übernommen werden. 

Absatz 3 entspricht inhaltlich § 183 e Satz 1 des Bun- 
desbaugesetzes, der wie folgt lautet: 
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„§ 125 Abs. 1 a ist auch auf Bebauungspläne anzu- 
wenden, die vor dem 1. August 1979 rechtsverbind- 
lich geworden sind.“ 

Die Vorschrift gilt nach wie vor für bereits 1979 in 
Kraft getretene Bebauungspläne, aber auch für Be- 
bauungspläne bis zum Inkrafttreten dieses Geset- 
zes. 

Absatz 4 soll es ermöglichen, Erschließungsbeiträge 
nach Maßgabe der §§ 127 bis 135 für rechtlich oder 
tatsächlich nicht befahrbare Wohnwege zu erheben, 
die in der Zeit zwischen dem Urteil des Bundesver- 
waltungsgerichts vom 3. Juni 1983 (DÖV 1984, 113) 
und dem Inkrafttreten dieses Gesetzes endgültig 
hergestellt worden sind. Mit dieser Regelung soll 
die frühere Rechtslage und Praxis auch für die Zeit 
nach dem o. g. Urteil rückwirkend wiederhergestellt 
werden. 

Das Bundesbaugesetz enthält zwar keine ausdrück- 
liche Bestimmung darüber, daß nicht befahrbare 
Wohnwege beitragsfähig sind. Die Beitragsfähig- 
keit wurde aber von der Verwaltungspraxis aus 
§ 127 Abs. 2 Nr. 1 („die öffentlichen zum Anbau be- 
stimmten Straßen, Wege und Plätze“) abgeleitet 
und durch höchstrichterliche Rechtsprechung inzi- 
denter bestätigt (BVerwG Urt. vom 23. Juni 1972 — 
IV C 16.71 — KStZ 1973, 75; BVerwG Urt. vom 
23. Mai 1973 — IV C 19.72 — DVBl. 1973, 878). Mit 
der Entscheidung vom 3. Juni 1983 hat das Bundes- 
verwaltungsgericht — im Ergebnis abweichend von 
der bis dahin einhelligen Rechtsauffassung — die 
Beitragsfähigkeit selbständiger Wohnwege ver- 
neint. 

Dieses Urteil des Bundesverwaltungsgerichts führt 
zu unhaltbaren Konsequenzen, und zwar zu einer 
unbilligen Überbelastung der Anlieger an Anbau- 
straßen, einer sachwidrigen Entlastung der Anlie- 
ger an Wohnwegen und nicht zuletzt zu erheblichen 
Beitragsausfällen der Gemeinde. Es stellt die Fi- 
nanzierung der inneren Verkehrserschließung mo- 
derner Neubaugebiete mittels nicht befahrbarer 
Wohnwege in Frage. Zwar hat das Bundesverwal- 
tungsgericht mit Urteil vom 23. März 1984 — 
8 C 65.82 — die Voraussetzungen, unter denen es 
eine Selbständigkeit von Wohnwegen bejaht, einge- 
engt und damit die an unselbständigen nicht be- 
fahrbaren Wohnwegen liegenden Grundstücke in 
den Kreis der durch Anbaustraßen erschlossenen 
und abrechenbaren Grundstücke einbezogen. Diese 
auf Billigkeitserwägungen beruhende Rechtspre- 
chung kommt zwar der Praxis entgegen, löst jedoch 
nicht die Problematik der Beitragsfähigkeit von 
selbständigen nicht befahrbaren Wohnwegen, die in 
der Zeit zwischen dem Urteil des Bundesverwal- 
tungsgerichts vom 3. Juni 1983 und dem Tag nach 
der Verkündung (vgl. Artikel 5) dieses Gesetzes 
endgültig hergestellt worden sind. Diese Fälle sol- 
len durch die rückwirkende Regelung des § 242 
Abs. 4 gelöst werden. 

Die kommunale Praxis hält zur Vermeidung von 
erheblichen Beitragsausfällen und auch aus pla- 
nungsrechtlichen Gründen eine Rückwirkung der 
Beitragsfähigkeit von selbständigen nicht befahr- 
baren Wohnwegen für dringend erforderlich. Dieser 


Forderung, die letztlich dazu dient sicherzustellen, 
daß bewährte Verkehrserschließungssysteme fi- 
nanziert werden können, kann sich der Gesetzgeber 
nicht verschließen. 

Die rückwirkende Regelung ist schließlich geboten, 
um das Vertrauen der Anlieger an den kostenauf- 
wendigeren Haupterschließungsanlagen darauf, 
daß die Anlieger an Wohnwegen mit an den Auf- 
wendungen der auch ihren Grundstücken dienen- 
den Hauptanlage beteiligt würden, nicht zu enttäu- 
schen, Eine rückwirkende Wiederherstellung der 
Beitragsfähigkeit von selbständigen nicht befahr- 
baren Wohnwegen ist auch mit dem Gebot der 
Rechtsstaatlichkeit, zu dessen wesentlichen Ele- 
menten die Rechtssicherheit und der Vertrauens- 
schutz gehören, vereinbar, da ihr ein schützenswer- 
tes Vertrauen der Betroffenen nicht entgegensteht: 

— Da Wohnwege in fast allen Bundesländern nach 
dem Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom 
3. Juni 1983 nach Maßgabe der landesrechtlichen 
Ausbaubeitragsvorschriften — wenn auch mit 
einem entsprechend dem höheren Gemeindean- 
teil für die Beitragspflichtigen niedrigeren Bei- 
trag als nach dem Bundesbaugesetz — beitrags- 
pflichtig blieben, hätte sich ein schutzwürdiges 
Vertrauen der Betroffenen nur auf die Differenz 
zwischen den Beiträgen nach dem Bundesbau- 
gesetz und nach dem Kommunalabgabengesetz 
beziehen können. 

— Die Betroffenen konnten als Anlieger von Wohn- 
wegen, die nach § 125 Abs. 1 einen Bebauungs- 
plan erfordern, rechtzeitig im Rahmen der Bür- 
gerbeteiligung nach § 2 a Abs. 2 BBauG von ihrer 
zukünftigen Beitragsbelastung Kenntnis erlan- 
gen. 

— Das Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom 
3. Juni 1983, mit dem es mit einer über 20jähri- 
gen, von seiner Rechtsprechung gedeckten Pra- 
xis brach, war sogleich erheblicher Kritik der 
Fachöffentlichkeit ausgesetzt. 

— Der Gesetzgeber hat die von vielen Seiten erho- 
bene Forderung, rückwirkend die Beitragsfähig- 
keit auch selbständiger Wohnwege klarzustel- 
len, unverzüglich aufgegriffen. Von der Auf- 
nahme einer entsprechenden Regelung bereits 
in das Gesetz zur Änderung des Städtebauförde- 
rungsgesetzes vom 5. November 1984 (BGBl. I 
S. 1321) hat der federführende Bundestagsaus- 
schuß nur abgesehen, um der Gesamtkodifizie- 
rung des Baugesetzbuchs nicht teilweise vorzu- 
greifen und um die fachliche Ausreifung der an- 
gestrebten Gesetzesänderung hinlänglich zu ge- 
währleisten. Die Bestrebungen zur Wiederher- 
stellung der alten Rechtslage durch den Gesetz- 
geber sind in der Öffentlichkeit hinlänglich be- 
kannt geworden. 

Absatz 5 sieht für den Fall „straßenlandbeitrags- 
pflichtiger“ Zuteilung (vgl. die vorgesehenen Ergän- 
zungen in den §§ 57 Satz 4 und 58 Abs. 1 Satz 1) eine 
dem § 239 Abs. 2 parallele erschließungsbeitrags- 
rechtliche Überleitungsvorschrift vor. Nach der vor- 
gesehenen Anfügung eines Satzes 3 an § 128 Abs. 1 
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gehört nämlich bei „straßenlandbeitragspflichtiger“ 
Zuteilung zu den Kosten für den Flächenerwerb 
auch der Wert der vorwegausgeschiedenen Flächen 
nach § 55 Abs. 2. Diese Neuregelung würde grund- 
sätzlich nur für die Fälle gelten, bei denen der Um- 
legungsplan erst nach Inkrafttreten des Gesetzes in 
Kraft getreten ist. In den übrigen Fällen könnte die 
Gemeinde einen Erschließungsbeitrag in bezug auf 
die Flächen nach § 55 Abs. 2 nicht erheben. Dies 
würde in vielen Fällen zu Einnahmeverlusten in 
Millionenhöhe führen (z. B. in München in Höhe 
von rd. 9 Mio. DM). Was für Umlegungspläne gilt, 
trifft entsprechend auf Vorwegregelungen nach § 76 
zu. 

Die vorgesehene Überleitungsvorschrift wird zur 
Vermeidung von erheblichen Beitragsausfällen von 
den Gemeinden dringend gefordert. Voraussetzung 
für die Rückwirkung soll die „erkennbare“ straßen- 
landbeitragspflichtige Zuteilung der Baugrund- 
stücke sein. Wie in der Begründung zu § 239 Abs. 2 
dargelegt, steht dieser rückwirkenden Wiederher- 
stellung der früheren Rechtslage ein schutzwürdi- 
ges Vertrauen der Betroffenen nicht entgegen. 

Zu § 243 (Überleitungsvorschrift für die Wert- 
ermittlung) 

§199 Abs. 2 ermächtigt die Landesregierungen zum 
Erlaß von Rechtsverordnungen, durch die die Orga- 
nisation, das Tätigwerden des Gutachterausschus- 
ses, die Führung und Auswertung der Kaufpreis- 
sammlung und weitere Einzelheiten der Aufgaben 
und Befugnisse der Gutachter ausschüsse zu regeln 
sind. Die Überleitungsvorschrift soll gewährleisten, 
daß bis zum Inkrafttreten dieser Rechtsverordnun- 
gen die Wertermittlung keine Unterbrechung er- 
fährt. 


Zu § 244 (Überleitungsvorschrift für die Wirksam- 
keitsvoraussetzungen der Flächennut- 
zungspläne und Satzungen) 

§214 des Entwurfs sieht eine Neuregelung der 
Wirksamkeitsvoraussetzungen für Flächennut- 
zungspläne und Satzungen vor. Wegen der Bedeu- 
tung dieser Regelung für die Bestandskraft insge- 
samt soll sie auch auf alte Flächennutzungspläne 
und Satzungen zur Anwendung kommen. 

Zu § 245 (Überleitungsvorschriften für das Städte- 
bauförderungsgesetz) 

Das Recht der städtebaulichen Sanierungsmaßnah- 
men soll ohne materielle Änderungen in das Bauge- 
setzbuch übernommen werden. Durch Absatz 1 soll 
klargestellt werden, daß für städtebauliche Sanie- 
rungsmaßnahmen nach dem Städtebauförderungs- 
gesetz ab Inkrafttreten der entsprechenden Bestim- 
mungen des Baugesetzbuchs das bisherige Städte- 
bauförderungsgesetz keine Anwendung findet. Viel- 
mehr sollen die Neuregelungen des Baugesetzbuchs 
gelten. Die Regelung soll aus Gründen des Vertrau- 
ensschutzes sicherstellen, daß das neue Recht des 
Baugesetzbuchs nicht nur für die bereits laufenden 


Verfahren, sondern auch für solche Verfahren An- 
wendung findet, die nach außen erkennbar gemäß 
§4 Abs. 3 des Städtebauförderungsgesetzes einen 
qualifizierten Vorbereitungsstand erreicht haben. 

Zu den Absätzen 2 und 3 wird auf die Ausführungen 
im Allgemeinen Teil der Begründung (A I 9) Bezug 
genommen. 

Zu § 246 (Sonderregelung für einzelne Länder) 

Die Vorschrift ersetzt § 188 des Bundesbaugesetzes 
und § 92 des Städtebauförderungsgesetzes, die fol- 
genden Wortlaut haben: 

„§ 188 

Sonderregelung für einzelne Länder und das Gebiet 
des Siedlungsverbands Ruhrkohlenbezirk 

(1) In den Ländern Berlin und Hamburg entfallen 
die in §6 Abs. 1, §§9a, 11, 16, 17, 25, 34 Abs. 2 und 
§ 144 f Abs. 1 vorgesehenen Genehmigungen oder 
Zustimmungen; das Land Bremen kann bestimmen, 
daß diese Genehmigungen oder Zustimmungen ent- 
fallen. 

(2) Die Länder Berlin und Hamburg bestimmen, 
welche Form der Rechtsetzung an die Stelle der in 
diesem Gesetz vorgesehenen Satzungen tritt. Das 
Land Bremen kann eine solche Bestimmung tref- 
fen. Die Länder Berlin, Bremen und Hamburg kön- 
nen eine von den §§ 12 und 16 Abs. 2 abweichende 
Regelung treffen. 

(2 a) Im Land Berlin ist ein vorzeitiger Bebau- 
ungsplan nach Maßgabe des § 8 Abs. 4 auch zuläs- 
sig, bevor der Flächennutzungsplan geändert oder 
ergänzt ist. Der Flächennutzungsplan ist im Wege 
der Berichtigung anzupassen. 

(3) Das Land Bayern kann zu § 6 Abs. 2 und § 11 
weitergehende Versagungsgründe festlegen. 

(4) Die Senate der Länder Berlin, Bremen und 
Hamburg werden ermächtigt, die Vorschriften die- 
ses Gesetzes über die Zuständigkeit von Behörden 
und den Sitz der Gutachterausschüsse (§ 137 Abs. 1) 
dem besonderen Verwaltungsaufbau ihrer Länder 
anzupassen. 

(5) Im Land Nordrhein-Westfalen bleiben für das 
Gebiet des Siedlungsverbands Ruhrkohlenbezirk 
die bestehenden Zuständigkeiten anderer als der in 
diesem Gesetz genannten Stellen bis zu einer ande- 
ren landesrechtlichen Regelung unberührt. Soweit 
deren Zuständigkeiten auf Vorschriften beruhen, 
die durch dieses Gesetz aufgehoben werden, treten 
die entsprechenden Vorschriften dieses Gesetzes 
an ihre Stelle. 

(6) Die Freie und Hansestadt Hamburg gilt für 
die Anwendung dieses Gesetzes auch als Ge- 
meinde.“ 

„§ 92 

Sonderregelungen für einzelne Länder 

(1) In den Ländern Berlin und Hamburg entfallen 
die in § 5 Abs. 2 Satz 1 und § 51 Abs. 3 Satz 2 vorge- 
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sehenen Genehmigungen sowie die nach §41 
Abs. 8 a Satz 3 vorgesehene Zustimmung; das Land 
Bremen kann bestimmen, daß diese Genehmigun- 
gen sowie die Zustimmung entfallen. 

(2) Die Länder Berlin und Hamburg bestimmen, 
welche Form der Rechtssetzung an die Stelle der in 
diesem Gesetz vorgesehenen Satzungen tritt. Das 
Land Bremen kann eine solche Bestimmung tref- 
fen. Die Länder Berlin, Bremen und Hamburg kön- 
nen eine von § 5 Abs. 3 und § 51 Abs. 3 Satz 3 und 4 
abweichende Regelung treffen. 

(3) (aufgehoben) 

(4) Die Senate der Länder Berlin, Bremen und 
Hamburg werden ermächtigt, die Vorschriften die- 
ses Gesetzes über die Zuständigkeit von Behörden 
dem besonderen Verwaltungsaufbau ihrer Länder 
anzupassen. 

(5) Im Land Nordrhein-Westfalen bleiben für das 
Gebiet des Siedlungsverbands Ruhrkohlenbezirk 
die bestehenden Zuständigkeiten anderer als der in 
diesem Gesetz genannten Stellen bis zu einer ande- 
ren landesrechtlichen Regelung unberührt. 

(6) Das Land Hamburg gilt für die Anwendung 
dieses Gesetzes auch als Gemeinde. 

(7) Sind für ein Land oder Teile eines Landes 
Ziele der Raumordnung und Landesplanung noch 
nicht aufgestellt, ist bei der Anwendung des § 1 
Abs. 3 und des § 53 Abs. 1 auf künftige Ziele der 
Raumordnung und Landesplanung abzustellen, 
wenn diese in einem Entwurf eines Programms 
oder Plans enthalten sind, für dessen Aufstellung 
ein förmliches Verfahren eingeleitet ist.“ 

Gegenüber dem bisherigen Recht soll § 188 Abs. 3 
BBauG entfallen; die dort vorgesehene Ermächti- 
gung hat keine Bedeutung erlangt. Die in § 188 
Abs. 5 BBauG und § 92 Abs. 5 StBauFG vorgesehe- 
nen Ermächtigungen an den Siedlungsverband 
Ruhr kohlenbezirk sind aufgrund der Neuregelun- 
gen im Gesetz über den Kommunalverband Ruhr- 
gebiet (vgl. Art. 10 des Zweiten Gesetzes zur Funk- 
tionalreform vom 18. September 1979; GV NW 979 
S. 552) überholt. 

Die Absätze 1 und 2 entsprechen § 188 Abs. 1 und 2 
BBauG und § 92 Abs. 1 und 2 StBauFG; Folgeänder 
rungen ergeben sich wegen des neueingeführten 
Anzeigeverfahrens. 

Die Absätze 3, 4 und 5 entsprechen § 188 Abs. 2 a, 4 
und 6 BBauG und § 92 Abs. 4 und 6 StBauFG. 

Zu Absatz 6 wird allgemein auf die Ausführungen 
im Allgemeinen Teil der Begründung (A 1 10) Bezug 
genommen. Durch den Absatz 6 Satz 1 Nr. 1 soll den 
Ländern die Möglichkeit eingeräumt werden, das 
Erschließungsbeitragsrecht — unter Beibehaltung 
grundlegender bundesrechtlicher Vorschriften — 
landesrechtlich zu regeln. Der Bund hat nach Arti- 
kel 74 Nr. 18 GG die konkurrierende Gesetzge- 
bungszuständigkeit für das Erschließungsbeitrags- 
recht (BVerfGE 3, 407, 427; 33, 265, 286 1; 34, 139, 
144 1). Von dieser Gesetzgebungskompetenz hat der 


Bund im Sechsten Teil des Bundesbaugesetzes Ge- 
brauch gemacht, diese jedoch nicht voll ausge- 
schöpft. Der Erschließungsbeitrag nach dem Bun- 
desbaugesetz wird nur für die in § 127 Abs. 2 be- 
zeichneten Erschließungsanlagen erhoben und nur 
für deren erstmalige Herstellung, während für Er- 
weiterungen, Verbesserungen und für die Unterhal- 
tung derselben Anlagen sowie für die von § 127 
Abs. 2 nicht erfaßten Erschließungsanlagen das 
Landesrecht maßgebend ist. 

Zu den aus bundesrechtlicher Sicht unverzichtba- 
ren erschließungsbeitragsrechtlichen Vorschriften 
gehören die Beitragserhebungspflicht, die abschlie- 
ßende Festlegung der Erschließungsanlagen, für die 
ein Erschließungsbeitrag zu erheben ist, der Um- 
fang des Erschließungsaufwands, die Erforderlich- 
keit der Erschließungsanlagen, die Gemeindebetei- 
ligung sowie die Stundung des Erschließungsbei- 
trags für landwirtschaftliche Grundstücke und der 
Erlaß des Erschließungsbeitrags. 

Die gesetzliche Verpflichtung der Gemeinde, Er- 
schließungsbeiträge zu erheben, liegt nicht nur im 
Interesse der Beitragsgerechtigkeit, sondern vor al- 
lem in der mit dieser Regelung verfolgten bodenpo- 
litischen Zielsetzung, zu der es auch gehört, die Ge- 
meinden mit Mitteln zu versehen, die sie in die 
Lage versetzen, die gemäß § 123 Abs.J grundsätz- 
lich ihnen auferlegte Erschließungspflicht konti- 
nuierlich und zügig zu erfüllen. 

Die bundesrechtliche Festlegung der beitragsfähi- 
gen Erschließungsanlagen soll eine Erweiterung 
oder Einengung durch Landesrecht ausschließen 
und gleichzeitig die Beitragsfähigkeit der Anlagen 
sicherstellen, die für die Erschließung eines Bauge- 
biets notwendig sind, insbesondere um die Bebau- 
ung zu ermöglichen. Der Beitrag findet nämlich 
seine innere Rechtfertigung in den Vorteilen, die 
den anliegenden Grundstücken aus der Erschlie- 
ßung erwachsen. 

Beitragsfähig sind nicht die in § 127 Abs. 2 aufge- 
zählten Erschließungsanlagen als solche, sondern 
bestimmte Kosten für bestimmte Maßnahmen an 
diesen Anlagen. § 128 Abs. 1 nennt abschließend die 
Kosten bestimmter Maßnahmen, die in den Er- 
schließungsaufwand eingehen. Weitere Kosten sol- 
len — wie im geltenden Erschließungsbeitragsrecht 
— unbeachtlich sein. 

Die Kosten sollen auf das Erforderliche begrenzt 
bleiben (§ 129 Abs. 1 Satz 1). Diese Begrenzung ist 
dazu bestimmt, vom beitragsfähigen Erschließungs- 
aufwand das fernzuhalten, was nicht dem beitrags- 
begründenden Sondervorteil, sondern dem „bei- 
tragsfreien“ Gemeingebrauch zuzurechnen ist. Die 
Länder sollen ermächtigt werden, über die Erfor- 
derlichkeit von Erschließungsanlagen nähere Rege- 
lungen zu treffen. 

Die Gemeinde soll nicht zu einer höheren als der in 
§ 129 Abs. 1 Satz 3 vorgesehenen Beteiligung von 
mindestens 10 v. H. am beitragsfähigen Erschlie- 
ßungsaufwand verpflichtet werden. Die Gemeinde 
kann im Rahmen der durch das Gemeindehaus- 
haltsrecht gezogenen Grenzen die Selbstbeteiligung 
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erhöhen, sie muß es aber grundsätzlich nicht Im 
Kommunalabgabenrecht der Länder ist dagegen 
der Gemeinde anteil am umlagefähigen Aufwand er- 
heblich höher als im Erschließungsbeitragsrecht. Er 
beträgt in der Regel im Ausbaubeitragsrecht 20 
V. H. des Aufwands; bei Durchgangs Straßen kann er 
bis zu 75 V. H. steigen. Die den Ländern in Absatz 6 
eingeräumte Möglichkeit, erschließungsbeitrags- 
rechtliche Regelungen zu treffen, soll nicht dazu 
führen, daß die Gemeinden aus finanziellen Grün- 
den ihre Erschließungstätigkeit einschränken müs- 
sen. Die Erschließungstätigkeit der Gemeinden be- 
einflußt nämlich maßgeblich das Angebot an bau- 
reifen Grundstücken. Sie wiederum ist abhängig 
von der Finanzkraft der Gemeinden und diese nicht 
zuletzt von der Höhe der gemeindlichen Selbstbe- 
teiligung an den Kosten der Erschließung. 

Billigkeitsregelungen — allgemeine Stundung, Ra- 
tenzahlung und Verrentung sowie Freistellung zur 
Vermeidung unbilliger Härten — enthalten generell 
die Kommunalabgabengesetze der Länder, die dazu 
im wesentlichen auf die Abgabenordnung des Bun- 
des (AO 1977) Bezug nehmen. Die besonderen Bil- 
ligkeitsregelungen, und zwar die Stundung für land- 
wirtschaftlich genutzte Grundstücke sowie die Frei- 
stellung von der Erschließungsbeitragspflicht im öf- 
fentlichen Interesse in § 135 Abs. 4 und 5, sollen 
erhalten bleiben. 

Zu den in den Satz 1 Nr. 2 sowie Satz 1 Nr. 3 und 
Satz 3 vorgesehenen Ermächtigungen wird auf die 
Ausführungen im Allgemeinen Teil der Begrün- 
dung (A 1 10) Bezug genommen. 

Durch Satz 4 soll aus Gründen der Rechtsklarheit 
sichergestellt werden, daß von der Befugnis nach 
Satz 1 jeweils nur insgesamt Gebrauch gemacht 
wird. 

Zu § 247 (Berlin-Klausel) 

Die Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klausel. 


Zu Artikel 2 (Anpassung sonstigen Bundesrechts) 

Zu Nummer 1 (Städtebauförderungsgesetz) 

Auf die Ausführungen im Allgemeinen Teil der Be- 
gründung sowie zu Artikel 1 Nummer 130 (zu § 245) 
wird Bezug genommen. 

Zu Nummer 2 (Gesetz zur Änderung des Bundes- 
baugesetzes) 

Die in Artikel 3 des Gesetzes zur Änderung des 
Bundesbaugesetzes vom 18. August 1976 (BGBl. I 
S. 2221) enthaltenen Überleitungsvorschriften sol- 
len gestrichen werden. Die §§ 1 bis 3, 4 Abs. 1, § 5 bis 
9, 10 Abs. 1 und 2 Satz 2 sowie 11 bis 13 haben durch 
Zeitablauf keine praktische Bedeutung mehr und 
sollen deshalb entfallen. Der Regelungsgehalt des 
§ 4 Abs. 2 wird in § 235 Abs. 3, derjenige des § 10 
Abs. 2 Satz 1 in § 238 des Baugesetzbuches erfaßt. 


Zu Nummer 3 (Raumordnungsgesetz) und Num- 
mer 4 (Bundeskleingartengesetz) 

Es handelt sich um redaktionelle Änderungen. 

Zu Nummer 5 (Zweites Wohnungsbaugesetz) 

Zu Buchstabe a (§ 26 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung. 

Zu Buchstabe b (§ 30) 

Mit der Streichung soll dem beabsichtigten Abbau 
der Mischfinanzierung im Städtebau Rechnung ge- 
tragen werden. 

Zu Nummer 6 (Modernisierungs- und Energieein- 
sparungsgesetz) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung. 
Vorgesehen ist weiterhin, diese Bestimmung des 
Modernisierungs- und Energieeinsparungsgesetzes 
noch in dieser Legislaturperiode aufzuheben; die 
hier vorgesehene redaktionelle Änderung ist dann 
gegenstandslos. 

Zu Nummer 7 (Wohnungsgemeinnützigkeits- 
gesetz) 

Absatz 1 des vorgesehenen §29a entspricht §90 
Abs. 1 Nr. 1 des Städtebauförderungsgesetzes. 

Absatz 2 entspricht § 90 Abs. 2 des Städtebauförde- 
rungsgeseztes. 


Zu Nummer 8 (Zwölftes Bundesmietengesetz), 
Nummer 9 (Verwaltungsgerichtsordnung, Num- 
mer 10 (Rechtspflegergesetz), Nummer 11 (Hypo- 
thekenbankgesetz), Nummer 12 (Bundesfernstra- 
ßengesetz), Nummer 13 (Personenbeförderungsge- 
setz) und Nummer 14 (Gesetz zum Schutz gegen 
Fluglärm) 

Es handelt sich um redaktionelle Änderungen. 


Zu Nummer 15 (Einkommensteuergesetz) 

Zu Buchstabe a (§ 6 b) 

Der vorgesehene Absatz 7 entspricht § 82 des Städ- 
tebauförderungsgesetzes. 

Zu Buchstabe b (§ 51 Abs. 1 Nr. 2) 

Die Regelung entspricht § 51 Abs. 2 Nr. 2 Buchstabe 
r Doppelbuchstabe bb) und Buchstabe x des Ein- 
kommensteuergesetzes; sie geht auf § 84 des Städte- 
bauförderungsgesetzes zurück. 

Mit den vorgesehenen Änderungen wird die Bezug- 
nahme in den genannten Vorschriften des Einkom- 
mensteuergesetzes auf Maßnahmen im Sinne des 
§ 39 e des Bundesbaugesetzes der entsprechenden 
Regelung in § 177 des Gesetzentwurfs angepaßt. 
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Die genannten Vorschriften des Einkommensteuer- 
gesetzes nehmen des weiteren auf Maßnahmen im 
Sinne des §43 Abs. 3 Satz 2 des Städtebauförde- 
rungsgesetzes Bezug. Diese Vorschrift soll nach 
Maßgabe des §246 Abs. 2 des Gesetzentwurfs auf 
die vor dem 1. Januar 1988 förmlich festgelegten 
Sanierungsgebiete und städtebaulichen Entwick- 
lungsbereiche weiterhin Anwendung finden. Da die 
Bestimmung durch eine landesrechtliche Bestim- 
mung ersetzt werden kann, soll die Bezugnahme 
auf diese Vorschrift im geltenden Recht durch die 
Übernahme des materiellen Regelungsgehalts in 
das Einkommensteuergesetz ersetzt werden. 

Zu Nummer 16 (Kapitalverkehrsteuergesetz) 

Der vorgesehene Absatz 5 entspricht § 80 des Städ- 
tebauförderungsgesetzes. 

Zu Nummer 17 (Vermögensteuergesetz), Nummer 
18 (Bewertungsgesetz), Nummer 19 (Körperscheift- 
steuergesetz), und Nummer 20 (Gewerbesteuerge- 
setz) 

Die vorgesehenen Neuregelungen übernehmen den 
Regelungsgehalt des § 81 des Städtebauförderungs- 
gesetzes. 

Zu Nummer 21 (Bundesberggesetz) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung. 

Zu Nummer 22 (Grundstücksverkehrsgesetz) 

Zu Buchstabe a (§ 4 Nr. 4) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung 
(vgl. weiterhin die Begründung zu Artikel 1 Num- 
mer 96 § 191). 

Zu Buchstabe ö (§ 8 Nr. 1) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung. 

Zu Nummer 23 (Flurbereinigungsgesetz) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung. 


Zu Nummer 24 (Reichssiedlungsgesetz) 

Zu Buchstabe a (§ 1) 

Absatz 1 a entspricht § 90 Abs. 1 Nr. 2 des Städte- 
bauförderungsgesetzes. 

Absatz 1 b entspricht § 144 e Abs. 1 des Bundesbau- 
gesetzes. 

Zu Buchstabe b (§ 4 Abs. 2) 

Die vorgesehene Ergänzung übernimmt den Rege- 
lungsgehalt des § 144 e Abs. 2 des Bundesbaugeset- 
zes. 

Zu Nummer 25 (Ordnungsmaßnahmenverord- 
nung) und Nummer 26 (Ausgleichsbetragsverord- 
nung) 

Der Regelungsgehalt der Ordnungsmaßnahmen- 
und der Ausgleichsbetragsverordnung soll — soweit 
noch ein Regelungserfordernis besteht — mit den 
einschlägigen Vorschriften des Sanierungsrechts 
im Ersten Teil des Zweiten Kapitels des Baugesetz- 
buchs zusammengefaßt werden. Für die Verordnun- 
gen besteht im übrigen kein Regelungserfordernis 
mehr. 


Zu Artikel 3 (Bekanntmachung des Baugesetz- 
buchs) 

Es handelt sich um die übliche Bekanntmachungs- 
Klausel. 


Zu Artikel 4 (Berlin-Klausel) 

Die Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klausel. 


Zu Artikel 5 (Inkrafttreten) 

Artikel 5 enthält die übliche Inkrafttretensklausel. 
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